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Vor red e.
Wenn ich es unternehme, ill der nachstehenden
historiscll-doglnatischen Erörterung das inl braunscllweig-
lüneburgischen Gesallllnthause bestehende Successions-
recht, und damit zugleicll den alleinigen und ausschliess-
lichen Anspruch des Mannsstanl11ls der hannoverschen
Linie zur Erbfolge in das nach Gottes l{athschluss zur
Erledigung kOlnnlellde Herzogthuln Braul1sch,veig- W01-
fenbüttel zu beleuchten, so ,val' es keineswegs ein irgend-
wie begründeter ouer zu begründender Z\yeifel an der
Existenz dieses Rechts, welcher mich dazu bestilnnlCl1
konnte, für dasselbe in die Schranken zu treten.
Es gieht aber in dieser sublunarischen 'Velt Zeiten
und UUlstände, die es, wenn nicht als noth\vendig, doch
als räthlich erscheinen lassen, frivoler Anzweifelungssucht
gegenüber, selbst d e 11 Be,veis zu übernehnlen, dass es
Tag ist, wenn die Sonne aUl Himmel steht, dass Sch,va.rz
nicht Weiss und Weiss nicht Schwarz ist. Uud diess
ist gegenwärtig der Fall in Betreff der s. g. Braun-
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schweigischen Successionsfrage. Diese, an sicll gar nicht
vorhandene, sondern blos gemachte und im politischen
Treibhaus gross gezogene Frage ist seit Anfang des vo-
rigen Jahres in Broschüren und Zeitschriften, mit un-
verkennbarer Speculation auf die vorhandenen politischen
Sympathieen und Antipathieen, in einer Weise behandelt
worden, dass sich Jeder, dem der Sinn für Wahrheit
und Recht noch nicht abhanden gekommen ist, wozu
Gott sei Dank noch die grosse Mehrheit der Glieder der
deutschen Nation gehört, dadurch empört fühlen musste.
Ja, schliesslich hat man sogar versucht, - unter schein-
heiliger Protestation gegen eine s. g. Annexionspolitik
und die allerneueste politische Universalmedizin einer
Volksabstimmung, - die Frage mit dem Deckmantel
des historischen Rechts zu umhüllen und mit mühsam
zusammengestoppelten geschichtlichen Fetzen die völlige
Nacktheit s. g. prioritätischer Ansprüche vor der König-
lichen Linie des braunschweig-lüneburgischen Fürsten-
hauses zu bedecken I), vielleicht um auf diese W"eise
nach der einen Seite hin das lebendige Rechtsgefühl zu
verwirren, anderer Seits aber auch die in der Sache ur-
theilslose Masse, besonders in Braunschweig selbst, glau-
ben zu machen, dass sie ohne Widerspruch mit den be-
1) »Denkschrift über die prioritätischen Ansprüche Preussens
an das Herzogthum Braunschweig-Wolfenbüttel. Nach den Quellen
bearbeitet von Otto Bohlm ann, Doctor der Philosophie und
beider Rechte.« Berlin 1861. Früher (1860) ist von demselben
Verfasser in einer gedruckten Dissertation "de spe succedend~' Bo-
rUBsiae 'ln tet'ras Brunsv'';co - Luneburgenses ex J1rivilegio M axi1ni-
liani II. a. 1574 repetenda" gehandelt worden. Der Verf. hatte
damals die Entdeckung prioritätischer Ansprüche Preussens vor
Hannover auf Braunschweig noch nicht gemacht und vindicirt
Preussen nur eine spes succedendi nac h dem Aussterben des
brauDschweig -lüneburgischen Mannsstammes auf Grund der ~~x­
pectanz VOll 1574.
vgründeten Rechten und Pflichton ihreIn politischen 1101'-
zenszug folgen könne.
Da es sich hier nur U111 :Feststellung und DOC1UllCll-
tirung des unbestreitbarsten Rechts handelt, so kon~te
ich um so williger der Inir durch ll1einen Beruf als deut-
scher Staatsrechtslehrer und durch Ineine Stellung zu
dem Lande und Fürstenhause , dessen althergebrachtes
Recht in so frivoler und rabulistischer Weise angefoch-
ten worden ist, aufgelegten Pflicht genügen, in einer
wissenschaftlichen Ausführung den Bestand und die Ull-
anfechtbarkeit dieses Rechts auch für alle diejenigen zu
c1ocumentiren, welche den fromlnen Wunsch llegen sollten,
dass es gelungen seyn oder noch gelingen möchte, fUr
prioritätische Ansprüche einer anderen !{rone gewisse,
,venn auch nur einiger Maassen plausible Gründe aus
dem Staube der Archive hervorzuziehen.
Als rein ,vissenschaftliche, nur die Wahrheit und
das Recht als Zielpunkt ins Auge fassende, Deductioll
ist jede Einmischung polemischer Erörterungen ,vider
die Aufstellungen der neuern politischen Literatur Inög-
liehst vermieden worden und ich habe mich durch,veg
bestrebt, der Schrift den Character einer ruhigen, rein
objectivel1 Darlegung der historischen Rechtsentwickelung
und Rechtsfeststellung zu bewahren. Was 13 0 h In1 a n n ' s
s. g. Denkschrift über die prioritätischell AnsprUche
Preussens an das IIerzogthum Braunschweig-'Volfellbüttcl
betrifft, so ist diesenl, gleich nach seinenl 11:rscheillell
mit mehr Eifer als Verstand gepriesenen, Elaborat be-
reits in den Götting. gel. Anzeigen 1861 St. 52 sein
Recht zu Theil geworden 2). Materiell findet natürlich
2) Ein neuer A.h<lruck tlicscr }{ceensiOll ~ ill Vcrbinclullg luit
einem Aufsatz in der Augsb..Allgern. Zeitullg (20. 21. Octbr. 1861)~
ist »Leipzig, .IIahll'sche Verlagsbuchhandlung 1862«~ erschiclleu.
------- ------
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Alles, was in jener "Denkschrift" vorgebracht ,vordell ist,
in den nachstehenden Abhandlungen seine vollständigste
Widerlegung, und zwar in einer ausführlicheren, das histo-
rische und juristische Material umständlicher erörternden
Weise, als diess in einer auf verhältnissmässig wenige
Blätter beschränkten Recension möglich ,var. Die in der
letzteren schliesslich zusammengefassten Hauptpunkte,
zu ,velchen sich die vorliegende Schrift wie eine urkund-
liche und actel1mässige Beweisführung und I{echtsdeduc-
tion verhält, mögen in dieser Vorrede noch einmal eine
Stelle finden. Sie dienen dem Leser zur Uebersicht und ~.
bilden den Kern dessen, was die im Zusanlmenhang mit
einander stehenden sieben Abhandlungen umschliessen.
,,1. Der Anspruch der Krone 11 annover auf die
"Thronfolge im Herzogthum B I'a u 11 s c h 'v e i g ,für den
"Fall, dass die dasige Speciallinie iln Mannsstamm er-
"löschen sollte, beruht auf der alten und rechtlich voll-
"kommen feststehenden Successionsordnung des welfischen
"F'ürstenhauses. Das Recht IIannovers ist in seiner hi-
"storischen Basis Jahrhunderte älter, als irgendwie von
"hohenzollern - brandenburgischen Anwartschaften die
"Rede sein konnte. Unleugbar ist der Vorzug des
"Mannsstamms vor Töchtern und allen Cognaten; un-
"leugbar aber auch das durch das pactum investiturae
"von 1235 anerkannte und rechtlich nie erloschene even-
"tuelle oder subsidiäre Erbrecht der Cognaten." (Ab-
handl. J. S. 3-16 uud Abhandl. 11. S. 19-32).
,,2. Das Successonsrecht der agnatischen Seiten-
"verwandten k 0 n nt e durch die rfheilungen nicht gebro-
"ehen werden und ist in Wahrheit niemals gebrochen
"worden. Die unio perpetua der braunschweig-Iüneburgi-
"schen Lande, die fortdauernde Rechtsgemeinschaft der
"Zweige des welfischen Hauses steht unwiderleglich fest.
"Sie wird im Laufe einer länger als sechshundertjähri-
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"gen Geschichte erwiesen durch den Inhalt und Charac-
"ter der Theilungen selbst, durch den von Jahrhundert
"zu Jahrhundert sich wiederholenden Wiederzusamnlen-
"schluss getrennter Theile, durch eine ganze Reihe von
"Präcedenzfällen, in weJchen das agnatische Successions-
"recht der Seitenverwandten geltend gemacht worden
"ist, durch die zu allen Zeiten dieses gegenseitige Suc-
"cessionsrecht anerkennenden Hausverträge , und seit
"dem 16. Jahrhundert, auch dem Reich gegenüber, durch
"die ununterbrochen fortbeobachtete }1'orm der Gesammt-
"belehnung." (Abband!. 111. S. 35-76. Abhandl. IV.
S. 79-118. Abhand!. V. S. 121-140).
"3. Die Auflösung des deutschen Reichs
"im Jahre 1806 hat in der hier in Betracht kommenden
"Beziehung keine andere Wirkung gehabt, als die vö!-
"liger Erlöschung der lehensherrlichen Rechte von Kaiser
"und Reich in Betreff des HerzogthulllS Braunsch,veig-
"Lüneburg und seiner Pertinenzen und des vVegfalls aller
"Ansprüche, die ihrer Natur nach nur gegen Kaiser und
"Reich als das verpflichtete Subject geltend zu machen
"waren. Das Successionsrecht und die Successiol1sord-
"nung in der bis dahin vasallitischen Familie des wel-
"fischen Hauses hat, einem ganz allgelllein anerkannten
"Rechtssatz gemäss, durch die eingetretene Appropriation
"des Reichslehens , gar keine Aenderung erfahren, und
"die hannoverschen und braunschweigischen Haus - und
"Landesverfassungsgesetze der neuern Zeit haben nur
"das uralte Recht des Gesammthauses bestätigt, wenn
"sie das gegenseit.ige Successionsrecht der hannoverschen
"und braunschweigischen Speciallinie ausdrücklich aner-
"kennen und eine Sanction des Vorzugs des Manns-
"stammes, sowie den eventuellen Eintritt eines cognati-
"schen Successionsrechts aussprechen." (Abhandl. VI.
S. 143-168. Abhandl. VII. S. 171-199).
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Hiernächst wiederhole ich inl Nachstehenden die
schon in den Gött. gel. Anzeigen gezogenen Conclusionen:
"Sowie hiernach überhaupt Niemand existirt, der
"prioritätische Ansprüche auf Braunschweig vor der Krone
"Hannover geltend machen könnte, so sind insbesondere
"die für Preussen ans Licht gestellten s. g. Rechtsgründe
"völlig nichtig und unllaltbar. Kaiserliche Expec-
"tanzen könnell überhaupt heutiges Tages keinen Rechts-
"titel mehr bilden zur Begründung eines Successions-
"rechts; die Expectanzen von 1564 und 1574 verletz-
"ten heide das Recht des welfischen Hauses und waren
"schon deshalb von vornherein nichtig; die zum Präjudiz
"dieses Hauses erschlichene Expectanz VOll 1564 ist
"durch die Anwartschaft von 1574 aufgehoben und könnte,
"auch wenn sie noch in rechtlicher Wirksalnkeit be-
"stände, keinen Anspruch auf Braunschweig geben,
"da sie gar nicht dieses, sondern das Fürstel1thuln Gru-
"benhagen zum Gegenstand gehabt hat. - Wo Inög-
"lieh noch leerer und unerfindlicher aber ist die Beru-
"fung auf die cognatischen Erbrecllte Preussens.
"Ein cognatisches Erbrecht, welches, ,vie es hier voraus-
"gesetzt wird, vor gänzlicller Erlöschung des Manns-
"stamms wirksalll werden könnte, hat iln welfiscllen
"Hause niemals in anerkannter Wirksamkeit bestan-
"den. Hätte es aber auch existirt, so ist es unbestreit-
"bar seit 1235 in ein durchweg subsidiäres ver,van-
"delt worden. Nimmt man dagegen an, mit der Errich-
"tung des Reichslehens Braunscllweig-Lüneburg sei über-
"haupt das cognatisclle Erbrecht ganz erloschen, so
"konnte es mit der Aufhebung der Lehensqualität ni Cll t
"von selbst in der alten Gestalt wiederaufle-
"ben; es konnte den einmal zum geltenden Rechte ge-
"wordenen, im Verlaufe von sechs Jahrhunderten und
"darüber ollne Abweichung befolgten Grundsatz VOIU Ul1-
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"bedingten Vorzuge des Mannsstamlues durch sein Wie-
"dererwachen nicht beeinträchtigen und ni c h t mit
"rückwirkender Kraft die Hausgesetz~ und Lan-
"desverträge über den Ifaufen werfen, welche,
"mit Ausschluss aller Töchter und Cognaten,
"den Mannsstamm des welfischen Hauses zur
"Su cces s ion bel' u fe n. "
"Verhielte sich aber endlich in Betreff des cogna-
"tischen Erbrechts im braunschweig -]üneburgischen Hause
"Alles anders, so würde damit doch noch kein prioritä-
"tischer Anspruch Preussens VO! Hannover begründet
"sein. Denn wenn, wie allgemein anerkannt ist, beim
"Eintritt der cognatischen Erbfolge die Nähe des ver-
"wandtschaftlic~en Grades zum letzten Besitzer vom
"Mannsstamm zwischen den mehrern cognatischen Prä-
"tendenten entscheidet, so würde sich natürlich auch
"bei einer Beerbung des letzten Herzogs von Braun-
"schweig, in Ermangelung einer lebenden Prinzessin des
"braunschweigischen Hauses, fragen, wer (abgesehen von
"den cognatischen Beziehungen anderer Fürstenhäuser)
"der nähere Blutsverwandte des Herzogs Wilhelm sei,
"ob Se. Majestät der König von Hannover, oder Se.
"Majestät der König von Preussen? Nun lässt sich
"aber für Letzteren kein näheres blutsverwandtschaftli-
"ches Verhältniss geltend Inachen, als dass die .U I' gross-
"mutter desselben, die Gattin des Prinzen August Wil-
"llelm von Preussen (des Bruders Friedrichs d. Gr.) , die
"Prinzessin L ouise Amalie von Braunschweig war, von
"deren Vater, dem Herzog Ferdinand Albrecht 11. von
"Braunschweig ct 1735), Se. Hoheit der jetzt regierende
"Herzog Wilhelm von Braunschweig aucll im vierten
"Grade abstammt. Hieraus ergiebt sich eine cognatische
"Seitenverwandtschaft im achten Grade civiler, oder im
"vi er te n Grade gleicher Seitenlinie canonischer Compu-
x"tation. Dagegen ist Se. lVlajestät J{öllig Georg V. von
"Ilannover mit Sr. Hoheit dem IIerzog Wilhelnl VOll
"Braunsch,veig, abgesehen von der, auf Ernst den Be-
"kenner als gem.einschaftlicllen Stamnlvater der heiden
~')Linien des welfischen Hauses zurückzuführenden, zur
"Begründung des Thronfolgerechts Hannovers allein schon
"genügenden, agnatischen Verwandtschaft, auch cog-
"natisch näher verwandt, als König Wilhehn von
"Preussen, nämlich im sechsten Grade civiler oder
"dri t te 11 Grade canonischer Computation. Denn in
"cognatischer Beziehung treffen König Georg V. und der
"Herzog Wilhelm in ~-'riedrich Ludwig, Prinzen von
"Wales (1- 1751), zusamnlen, dessen älteste Tochter,
"Prinzessin Auguste, Schwester Georg 111., 17641nit
"dem damaligen Erbprinzen Karl Wilhelm Ferdinanc1 VOll
"Braunschweig, dem Grossvater des Herzogs WilhellTI,
"verlnählt wurde. Die Prinzessin'Auguste ist die Gross-
"In u tter des Herzogs Wilhelm von Braunsch,reig und
"die Gl'osstante Königs Georg V., womit die nähere
"cognatische Verwandtschaft des Letzteren zur Genüge
"erwiesen ist."
Auf das besondere Verhältniss ein zeIn er Lan cl e s-
theil e und darauf bezügliche, mögliche Rechtsansprüche
I)ritter einzugehen, schien durch den Zweck der Schrift
nicllt gehoten. Das Königreich IIannover sowohl, als
das Herzogthum Braunschweig bilden, jedes für sich,
ein staatsrechtliches, in der bundesrechtlichen Garantie
begriffenes, durch ihre Verfassung und die Ifausgesetze
geeinigtes Ganzes und es liegt durchaus kein Grund vor,
etwaigen Rechtsansprüchen Dritter auf einen Theil des
Staatsgebietes für den Fall des Erlöschens des regieren-
den Hauses, dem erbberechtigten Su cce sso r gegenüber,
irgendwie eine an der e rechtliche Bedeutung beizulegen,
als ihnen gegenwärtig zukömmt. Insbesondere gilt diess
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auch von den, bei einigen frühern Gelegenheiten lautbar
gewordenen, vermeintlichen Ansprüchen Preussens auf
die Grafschaft Blankenburg-Reinstein, insoweit sie gegen-
wärtig noch einen Bestandtheil des Herzogsthums Braun-
sch,veig - Wolfenbüttel bildet. Bei näherer Betrachtung
der Sache ,vürde sieIl die völlige Grundlosigkeit jener
Ansprüche bis zur F~videnz ergeben und inl Gegentheil
nachweisen lassen, dass Bran(tenburg im Jahre 1670 un-
ter dem 'ritel, dass Reinstein halberstädtisches Le-
hen sey, mehr an sich gerissen hat, als ihm auf Grund
dieses 'fitels von den, vonl Grafen von Tättenbach
lehensweise besessenen, Stücken gebührte, WIe auch
die reichsgerichtliehe Sentenz vom Jahre 1697 aner-
kannt hat 3).
Der Blick in die Zukunft i~t dem Auge des sterb-
lichen Menschen verhüllt und der Gang der Geschichte
lässt sich nicht mit nlathematischer Sicherheit bestim-
men. Soviel wird aber auf Grund der nachstehenden
Ausführungen Jedenl, v"elcller unpartheiisch und unbe-
fangen sein Urtheil tällt, schon jetzt als zweifellose
Wahrheit sich aufdrängen, dass, we 11 n beim Erlöschen
des braunschweig - wolfenbüttelschen Mannsstammes Ge·
wal t ni eh t vor R, e eh t geh t, das IIerzogthum Braun-
schweig seinen Landesfiirsten nur nach der im braun-
schweig-Iüneburgischen GesaUl1uthausc unanfechtbar be-
3) Vergl. die inl Ganzen richtige ])arstcllung des Sachvcl'-
hältriisses in Man eck c' s, Lraunschw. -lüneh. Staatsrecht. §. 36
und die das. Note 93 angeführte Litcratur. S. auch über die
Eigenschaft der Grafschaft Blankenburg und Reinstein rcsp.Ilcim-
burg als altes braunsch\veig-lüneburgisches Lehen jetzt 11. Sud en-
dorf, Urkundenbuch zur Geschichte der I-lerzoge von Braunschw.
u. Lüneb.~ und ihrer Lande. Th. 11. Hannov. 1860. Einl. S. 'VII,
insbesondere das Lehel1Duch der I-Ierzoge Magnus und Ernst von
Braunschweig v. J. 1344, das. p. 39.
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stehenden Successionsordnung, die auch von dem regie-
renden Herzog und der Landesrepräsel1tation hausge-
setzlich und verfassungsmässig anerkannt und von jedem
volljährigen Landeseinwohner dureIl Ableistung des Hul-
digungseides beschworen ist, erhalten wird und erhal-
ten muss.
Für die Verfassung Braunschweigs und die rechtlich
begründete staatliche Selbstständigkeit desselben solchen
~FaIls irgend welche Besorgnisse zu hegen, dazu liegt mei-
nes Erachtens nicht der mindeste Grund vor und ich bin
fest überzeugt, dass den Braunschweigern zum Ueber-
fluss auell jetzt schon jede, in dieser Hinsicht wünscllens-
werthe, Garantie bereitwilligst geleistet werden würde,
welche nichts anderes als die Sicherung jener Selbst-
stäij.(]igkeit ,und des unverletzten ]'ortbestandes der ver-
fassungsmässigen Rechte des Landes bezielt, deren Be-
obachtung, Aufrechthaltung und Beschützung überdiess
j eder Landesfürst in dem Patente, dureIl welches er
seinen Regierungsalltritt verkündigt und die allgemeine
Huldigung anordnet, nach §. 4 des Grundgesetzes von
1832 zu versichern gehalten ist.
Göttingen im März 1862.
H. A. Zaohariä.
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~. 1.
Das fürstliche Haus der Welfen In seinen heiden
gegenwärtig noch bestehenden Linien, der s. g. 11anno-
versehen und braunselr\veig-,,,"olfenhüttelschen Linie, darf
sich im Vergleich Init den anderll deutschen Fiirstenhäu-
8ern des ältesten, seit deIn 12. tlahrhundert ununter-
brochen im Haus..e vererbten, rrerritorialbesitzes rÜhll1ell.
Derselbe ist bekanntlich hervorgegangen aus einer all-
mähligen Vereinigullg der Besitzungen von vier nord-
deutschen oder sächsischen dynastischen (}eschlechtern,
der Billungen, Brunonen, der Grafen von Nord-
lleim und der Grafen von Supplingenburg und zwar
auf die rechtmässigste und friedlichste Weise dadurch,
dass die Erbtöchter der ilU l\fannsstanl111 erloschenen Ge-
sehlechter ihr väterliches ]~rbe ihren Gatten zubrachten
und auf ihre Deseendenz vererbten. So kaln zunächst
das l~rbgut der Billungell, insoweit es durch die ältere
billungsche Erbtochter Wulfhild Heinrich denl Sch,var-
zen zugebracht '\vurde, in welfischen Besitz. Das bereits
zu Ende des 11. Jahrllunderts vereinigte Erbe der Bru-
nonen und der Grafen von Nordheinl ,val', ebenfalls durch
Ileirath, auf Lothar von Supplingenhurg übergegangen
und mit dessen eigenem 13esitztlnun durch die Tochter
1*
4Gertrud ihrem Gemahl, dem Welfen Reinricll den Stol-
zen, zugebracht worden. Ihr Erbe war Heinrich der
Löwe. Die in seiner Hand vereinigten Besitzungen je-
ner dynastischen Geschlechter waren unbestritten reines
Eigen, freies, nicht lel1enbares Eigenthum oder AI-
lodiuln. Sie ,varen auch, trotz der über ihn im Jahre
1180 verhängten Reichsacht, welche ihm den Verlust
alles dessen, was er vom Reiche besessen hatte und sei-
ner schwäbischen Besitzungen zuzog, in seinem Besitze
geblieben llnd bildeten für ihn Ulld seine Söhne den Rest
der grossen welfischen Besitzthümer in Deutschland I).
Heinricll der IJöwe vererbte das väterliche und müt-
terliche Erbgut bei seinem Tode (t 1195) auf seine drei
Söhne, den Pfalzgrafen Heinrich, Kaiser Otto IV. und
Wilhelm von Lüneburg, welche sich im Jahre 1203 in
Betreff der väterlichen Erbschaft auseinander setzten, wo-
bei Braunscllweig an Kaiser Otto kam 2). Nachdem aber
1) Vergl. Ei c h horn, deutsche Staats- und Itechtsgesch. Th.
11. §. 235.239.240. Nr. X. Havemann, Gesch. der Lande Br.
u. Lüneb. Th. 1. S. 223 f. Wenn es für die Allodialqualität der
,velfischcn Stammlande vor 1235 noch eines Beweises hedürfen
sollte, so wird er hinreichend erbracht durch die Ausdrücke, de-
ren sich Pfalzgraf I-Ieinrich in derUrk. von 1203 (s. die folg.
Note) bedient. Er spricht von "patrilnoniun~ nostrunl,", "quod
patlr~'s nostri Henr'ici Duc'l's - fuit ~. n p 1" a ed i i s." In Betreff des
Otto zugewiesenen Theiles heisst es: "Brunsvic s u u m est et o1nnia
in~"bi att't·nent'l·a." Auch die Urkunde I{aisers Friedrich 11. von
1235 (Note 3) bedient sich der Ausdrücke "proprt'um suum
castrum Luneborch quod ldiomate tlteutonico vocatur Eigen'l, -
"propriutn suum castrum d e q u 0 ne m in 1,' te n ebat tt 1". "
2) Die Theilungsurkunden von 1203 s. in den 01'zgines [/uel-
ficae Torn. III. p. 626. Näheres über diese Theilung bei Ha v e-
mann, Geschichte der Lande Bra~nschweig und Lüneburg. Th, I.
S. 274 f. - .A.us dieser Theilung lässt sieh am besten der TJlnfang"
des~ IIeinrich denl Löwen verbliebenen, Besitzthums erkennen.
5Letzterer ohne alle, und Pfalzgraf Heinrich ohne männ-
liche Leibeserben gestorben war, ,vurde das gesanlnlte,
zwischen EIbe und Weser und theiIweise darüber hinaus
belegene, welfische Besitzthunl in deIn Sohne "1ilhelnls
von Lüneburg, ütto, Init dem Beinamen da.s Kind, als
denl einzigen Enkel Heinrichs des I~ö,ven \vieder verei-
nigt. Dieser trug dasselbe im Jahre 1235 denl Kaiser
Friedricll 11. zu Lehen auf und enlpfieng es von dem-
selben als ein reichslehenbares Ganzes, als das
auf die Stadt Braunsch,veig und das Schloss Lüneburg
nlit allem Zubehör gegründete Herzogthum Braun-
schweig-Lüneburg (als Fahnlehen) zurück 3). Die hierher
gehörige Hauptsteile des kaiserlichen I~ehenbriefes VOln
August 1235 lautet: Beil. I.
" Qua propter cum consz'llo, assensu, et assistentia
"Principum Oivitatem Brunsvic et castrum Lune-
,,00 rc h, cum omnibus castris, hom~'nibus et perti-
"nentü:s suis univ imus et c'reavimus 'inde Du-
"c at um, et I1nperiali auctoritate dictum Oonsangui-
"neum nostf'u1n Ottonem Ducem et Principem ja..
"cientes, Ducatum ipsum in feudum I'lnperii ei
"concessz'mus, ad haeredes suos fiZios et j'i.
"lias hae1'editarie devolvendum et eum solen-
, ,n1:te1" J'uxta consuetud~'nem in ves tiv ~.mus pe l' ve-
"xilla." -
In dieseln für das \velfische IIaus so wichtigen, die
Basis der späteren I-Iaus- und Staatsverfassung bildenden
Acte, lag ein :F'rieclensschluss, durch ,velchen dem
3) S. die lJ r ku 11 d e über die Errichtung des I-Ierzogthums
Braunschweig-Lüneburg, 111it einem Facsimile des Originals~ in den
Origg, guelfe Tom. IV. p.49. Ferner z. B. bei Lünig, Reichs-
archiv. Part. spec, Vierter Theil p.l seq. (Ton~. r~.); bei Iteht-
m eie r, Braunsclp,v.-Lüneb. Chronik. Th. J. p. 473 f, ITnten Beilage 1.
6langjährigen l{ampfe z,vischell den beiden mächtigsten
deutschen Fürstengeschlechtern der damaligen Zeit., den
Welfen und den Hohel1staufen, endlich ein Ziel gesetzt
wurde 4). Der Friede wurde geschlossen im Interesse
heider Theile, mit freiem Willen und ohne dass ihn der
Sieger dem Besiegten dictirte. Erreicht \vurde für clen
~~nkel Heinrichs des Löwen vorziiglicll z\veierlei:
1. feierliche Anerkennung seines theilweise streitig ge-
ßlachten aber thatsächlicl1 bisher bellaupteten Be-
sitzrec1lts in Betreff der IJande Braunsch"reig und
Liineburg für sicl1 und seine männliche und weib-
liche Nachkommenschaft als Fürst cles Reichs
und unter Uebernahme der Ijehenspflicllt gegen
Kaiser llnd Reich;
2. feierliche Anerkennung der bisher geübten Rechte
cles Fürstellamtes über diese Lande und die von ilnn
abhängigen Vasallen clureh Erhebung der Lande
Braunsch\veig und Lüneburg Zll einem seIb st st ä n-
digen IIerzogt1lum des deutschen Reichs 5).
Besonders in der erstern Beziehung hatte der Austrag
von 1235 unbestreitbar die Natur eines Vergleich s
und TI ich t den Charakter eines, über bestrittene Rechte
erkennenden und dieselbe nac11 Maassgabe eines geführ-
ten Be\veises feststellenden l~ ich t er spr u c11 s, was bei
der Beurtheilung der im kaiserlichen Lehenbrief nur 1'c-
4) Zur IIcl'beiführung einer dem Interesse Leider Theile ent-
sprechenuen friedlichen Vereinbarung innerhalh eines Jahres hatte
Kaiser Friedrich 11. iln September 1234, von Italion aus, eine aus
geistlichen unu weltlichen F'ürsten gebildete schiedsrichterliche
Commission beauftragt. lTrk. in Origg. guelfe Tom. IV. p. 141.
5) Vergl.Eichhorll deutsche Staats- u. Rechtsgesch. 5.A.usg.
Th.II. §.240. No. VI. S. 137-140.Uebe1'h. jetzt bes. J. Ficker~
\Tom Reichsfürstenstanc1e. Bel. 1. Innsbruck 1861.
7ferirten, aber nicht für l'echtmässig erklärten gegner1-
sehen Ansprüche nicht vergessen ,verden darf.
§. 2.
~lit diesen Ansprüchen verhielt es sich kurz folgen-
der Massen:
Pfalzgraf Heinrich, der älteste Sohn lIeillrichs
des Löwen, hatte die bei der Auseinandersetzung mit
seinen Brüdern zu Paderborn iln Jahre 1203 denl I{aiscr
Otto IV. zugewiesenen Theile der ,velfischen Stalnlnlande,
Braunschweig und Zubehör, nacll dem Tode des Letz-
tern (t 1218) während der Minderjährigkeit seines Nef-
fen Otto's des Kindes, für sich allein in Besitz genOlJl-
men, was sich aus der mangelnden Anerkennung eines s.g.
Repräsentationsrechts im ältereIl deutschen Rechte erklä-
ren lässt 6). Seiner eigenen Reclltsanschauung geuläss ge-
bührte aber das ganze von Heinrich deIn Lö,ven herrüh-
rende Erbe, nach seinem (des Pfalzgrafen) Tode, in ~:r­
mangelung anderer männlicher Descendenz seines IIau-
ses, seinem Neffen 0 t t o. lIeinrich, der selbst nur noch
zwei lebende T ö ch tel' hatte (sein einziger gleichntLll1iger
Sohn war ihn1 schon 1212 oder 1214 durch den Tod
entrissen ,vorden), erkannte daher schon vier Jahre vor
seinem, 1227 erfolgten, Tode, im"Julius des JahreH 1223,
in einem feierlichen, urkundlich bestätigten, Aetc, in
Gegenwart und unter Zustimmung der Repriisentalltell
des Landes, seinen Neffen Otto als seinen "heres et le-
gitimus 8uccessor" nn und trat ihm zugleich die, von
verschiedenen geistlichen Corporationen innc habenden
Lehen mit der Zusicherung ab, dass er die betreffenden
6) Ei chhorn, a. a. O. Th. 1. §. 65. S.378. Der Bruder
schloss demnach irn Nachlass dcs Bruders den Bruderssohn aus.
8Prälaten ersuchen wolle, selbige auf Otto zu übertragen 7).
Allein die Töchter Heinrichs, Gertrud und Agnes, von
welchen jene an dell lVfarkgrafen Hermann IV. von Ba-
den, diese an den Herzog Otto von Bayern vermählt
,val", glaubten, ungeachtet der vom Vater erhaltenen
reichlichen Ausstattung mit seinen pfälzischen und an-
dern Besitzungen, dennoch Ansprüche auf Theile der ,vel-
fischen Erblande, insbesondere auf Braunsch,veig, machen
zu können. Zu schwach, unl ihre Prätensionen gegen
ihren Vetter Otto selbst durchzusetzen, verkauften sie
ihre Ansprüche an Kaiser Friedrich 11. 8), der darin eine
7) Die Urk. von 1223 ist abgedr. in Or1gg. guelfe Torn. IV.
p.98 und in Rehtnleier's Br. Lüneb. Chronik. S. 1824. - Die
bei Rec }l,e nb e r g- JYIun c h h a 'ltS en, Successz·o 1'n seren. dom.
Guelf. Gap. II. §. 30. p. 45 und wiederholt p. 64 vorkommende,
aus v. Lud ewig 's Germalda princeps. L1·b. VI. p. 23 entlehnte,
Nachricht von einem frühern Testamente des Pfalzgrafen Heinrich
zu Gunsten seiner Töchter, entbehrt aller historischen Beglaubi-
gung. Vergl. Scheidt zu l\tloser's br.-lüneh. Staatsr. S.46.
8) Zur nähern Bestimmung der Zeit, ,vo dieser V·erkauf er-
folgte, dient Folgendes: Die lJrkunde, oder das kaiserliche Cour
nlissoriunl von 1234 (Note 4.) gedenkt nur des Verkaufs der An-
sprüche der ä 1te ren Tochter des Pfalzgrafen Heinrich an den
Kaiser. In der Belehnungsurkunde von 1235 und in einer andern
Urk. v. 1236, worin der Kaiser den Bürgern von Stade anbefiehlt,
dem IIerzog Otto Alles zu restituiren, was zur Braunschweigi-
sehen Erbschaft gehöre (Origg. guelfe Torn. I1T • p. 168), ist VOll
F~r,verbung der Ansprüche bei cl e r l'öchtcr die B,ede. lIiernach
muss der Ankauf der Ansprüche, ,velche die Herzogin Agnes von
Bayern glaubte machen zu können, erst na c h dem SeptbI'. 1234
erfolgt seyn. Dagegen ergiebt sich aus einer Urkunde des K ö-
11 i g s Heinrich von 1226, die Bestätigung einer Schenkung be-
treffend, welche P f a 1z g ra f Heinrich an das Kloster Walkenrieth
gemacht hatte, dass damals der Vertrag über die Cession der An-
sprüche der Markgräfin von Baden an Kaiser ~Friedrich 11. schon
abgeschlossen war, indem König I-Ieinrich darin sagt: "Et nos
9willkommene Handhabe für seine Bestrebungen finden
mochte, theils für sich eine HausInacht auch in1 nördli-
chen Deutschland zu begründen, theils die noch Immer
bedeutende ~Iacht des Welfen zu schwächen. Auch
nom",·ne nostro et Seren",·ssi1ni patrzs nostri F·l'ider~·ci Ronl. Intp.
cl se1nper Augusti, portionem eJus hereditatis, quae nos ti t lt 10
emtionis factae a J.tlarcJdone de Baden et 8ua conJugc spe
V e l r e per successz·on81n hereditart·a1n conUngit vel continge1·e pote-
'r#, ab omni iure advocat'l'onz·s eideIn Mona8ter'l'0 lValkenr",·iden du-
navimus liberanl et ",Ommunem." - In diese Schenkung, welche
Pfalzgraf Heinrich zu Braunschweig 1225 urkundlich errichtet
hatte (Origg. guelfe Tom. 111. p. 699), hatten schon 1225 einge-
willigt: Otto von Lüneburg (Origg. guelfe 1.'01J~. 111. p. 700) und
Agnes Herzogin von Bayern, die jüngere Tochter des Pfalzgrafen
(Or'lgg, guelfe 'l'om. 111. p. 703). Letztere sagt, sie genehmige
diese Schenkung, welche ihr Vater geluacht habe, und cedire und
schenke den Theil der geschenkten Güter, welcher ihr gebühre,
oder in Zukunft durch Erbfolge zufallen könnte. Auch hieraus
ersieht man, dass Agnes damals ihre Ansprüche auf die braun-
schweigische Erbschaft noch nicht an den I-Iohenstaufen verkauft
hatte. -- Als ein auffallender Umstand bei der IJrkunde Königs
IIeinrich von 1226 könnte erscheinen, dass Otto von LÜlleburg
sich unter den Zeugen befindet, Vtl'clche die Urkunde nlit unter-
schrieben haben. Hieraus möchte man ein Allerkenntniss der VOll
der Markgräfin VOll Baden an den Kaiser verkauften Ansprüche
abzuleiten versucht werden. Allein diese Schlussfolgerung würde
schon an sich bedenklich seyn; auch kann man hiergegen die :Er-
klärung gelten lassen, \velche 0 es te r 1e y, Geschichte Jlcrzogs
Otto 1. Götting. 1786. p. 28. gicbt: ".A.llein wenn Dlan das künst-
liche "spe vel re" erwägt, so bietet sich cinelu gleich ein ande-
rer mehr wahrscheinlicher Zusammenhang der Sache dar. Ottc
war, als er diese Urkunde ausstellte, noch unverheirathet und,
,venn es sich nun zugetragen'hätte, dass er ohne Kinder gestor-
ben wäre, so waren seines Oheims des Pfalzgrafen '!"'öchter all(w-
dings die nächsten ·Erben. Und diese l\nsprüche konnte Ot.to,
ohne seinen Nachtheil~ billigen." -
10
,vurde die Stadt Braunschweig ,virklich von König Hein-
rich besetzt; aber nur auf kurze Zeit, indem es denl
IIerzog Otto 9) noch 1227 gelang, unter Beihülfe
treuer Bürger der Stadt, sich derselben ,vieder zu be-
mächtigen und forthin iln Besitze Draunschweigs zu be-
haupten, auch die Kaiserlichen aus anderen in Besitz
genommenen Orten seines Landes (aus Göttingen 1232)
zu vertreiben 10).
Auf diese Prätensionen und Vorg~lnge bezieht sich
in der Belehl1ungsurkunde von 1235 der Passus, in wel-
chem der Kaiser', um sich selbst VOll dem Vorwurf des
Eigennutzes zu reinigen, das Re ich daz,vischen schiebt
9) Es fehlt nicht an genügenden Beweisen, dass sich Otto
schon vor dem Tode seines Oheims als Herrn der abgetretenen
Lande betrachtete. Bereits 1226 nennt er sich Dux de Brunswigk.
Urk. in den Or'lgg. guelfe Tom. IV. p. 104. Von ihm verlangt
das Stift St. Blasii zu Braunschweig noch bei Lebzeiten des Pfalz-
grafen, welcher am 28. April 1227 starb, die Bestätigung der
Schenkung der Scheverlingburgschen Güter, welche es mit des
Pfalzgrafen Einwilligung von Kaiser Otto IV. erhalten hatte. In-
dent Otto diese Bestätigung ertheilt - Urk. v. Jan. 1227 in den
Origg. l/uelf. 1'. IV. p. 105 - llennt er sich wieder "Dux de
Brunsw'lgk", bezeichnet elen J{aiser Otto und Pfalzgrafen Ileinrich
als seine "praedecessores" und sagt von sich selbst: "nos tanquarn
eorllm leg~·timi Iteredes et successores,"
10) Alb er t 'lt s St a d (' n s ~'8 ad anno 1227: "lIenriclls, Impe-
ratoris fiUus, c'l'vitatem Brltnsv~'g pro eo, quod Irnperato1' earn a
majore dicti pr'l'ncipis jiHa cornparaverat, e m ti 0 n 'l' s t 'l' t 'lt lo impe-
tebat el Dux Bavarz'ae pro eo, quod eJusdern Ju,tl'ior jilia jilio suo
nupsel'at, Jus her ed i ta l' i u rn a II egab a t. (}um interiln Otto
Dom~'nus de Luneburg portas Brunsv(q erupit et earn Ül ditionern
recepit - Henr'l'clls Rex, ut Brunsvig obUneret, Suxoniarn 1:ntrat
curn Duce Ba1,ar'l'ae sed regred~'tu'r s~'ne su~' propos'l't~' ac-
ti0 n e. ' , S. iiher diese verunglückte Unternehmung 11 ave In an n,
Br.-Lüneb. Gesch. Th. I. S. 368.
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und auch seine VOll den Töchtern des Pfalzgrafen Hein-
rich erkauften Ansprüche als auf da.s lleich übergegangen
hinstellt, ,vas anderer Seits freilich auch iln Interesse
des Herzogs Otto liegen Inochte, um deIn Schein zu be-
gegnen, als sey er nicht des Re ich s sondern des H 0-
henstaufen· Lehensmalln geworden, "Nos autem",
sagt der Kaiser, "qui tenemur modis omnibus Imperium
augmentare , praedz'ctum castrum de Lu ne borclt cum
omnibus perü~nentiz's et nominibus suis, quemadmodum
ex eJ·usdem Otton't's assignatione in proprietatem accejJi-
mus, 'tOn praesenü'a Pr't'nc't'pum in Imperium transtu-
limu8 et concessimus, ut per Impe'rium 't'nfeudari debeat,
()z'vitatem insuper de Brunsvic, CUj'US medz'etatern pro-
prietatz's dom't'nz'i a Marchione de Baden et reliqua1n me-
dietatem a Duce Bavariae, dilectis P1'"inc1'pibus nostris
emim u s, pro pa'rte uxorum sua'rum, quae fuerunt quon-
dam filt'ae Henrlci de Brunsvic, Comitis Palatini Rheni,
patrui dicti Ottonis, sz'militer in eadem cur~'a Impe rio
concessimus, proprietatem nobis debitam in dominium
Imperii transferentes,"
Eine Prätension ist aber noch kein l~echt und ein
Vergleich zwischen streitenden rrheilen keine lTeststellung
der Rechtnlässigkeit des gegnerischen Anspruchs, Er be-
seitigt nur die fernere G'eltendlnachullg dieser Ansprüche
und, Uln diesen Zweck zu erreichen, kann ~ich der an-
dere Theil gefallen lassen, dass sie so hingestellt ,,'er-
clen, wie sie der Gegner glaubt geltend Inachen zu kön-
nen, Für Herzog Otto war diess um so mehr entschei-
dend, als er in der S ach e Alles erreichte, "ras sei 1l e 111
Recht und Interesse entsprach, Unpassend und z,veck-
,vidrig wäre die :Forderung gc,vesen, der !{aiser, der frei-
lich auch seiner Seits, bC801Hlers ,vegen seiner Händel
mit dem Pabst, Motive gcuug zur Beilegung des Streits
hatte, solle öffentlich die Ungerechtigkeit seiner gekauf-
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ten und auf Braullschweig erhobenen Ansprüche zuge-
stehen. So konnte er, ohne seinenl Rechte etwas zu
vergeben, den Kaiser sagen lassen: "Wir übert.ragen un-
sere gekauften Ansprüche auf Braunscllweig auf das
I{,eich, vereinigen Braunschweig und Lüneburg und ma-
chen aus beiden ein neues Herzogthum." In Wirklich-
keit trug Otto auch Braunschweig dem I{aiser zu
Lehen auf. Denn er ,val' im Besitze desselben und
hatte diesen, da er sich in cont1:nenti der von den Kai-
serlichen besetzten Stadt wieder bemächtigt hatte, in
Wahrheit gar nicht verloren. Es ist daher ganz unzu-
lässig, eine Unterscheidung z,vischen feudum datum
(Braunschweig) und feudum oblatum (Lüneburg) in die
Urkunde hineinzutragen. Ein solcher Versuch wird durch
die thatsächlichen Verhältllisse vollständig ,viderlegt , ist
aber auch an sich ganz rnüssig, da sich in Betreff der
durch die :Investitur von 1235 anerkannten Rechte des
welfischen Hauses durchaus keinerlei rechtliche Verschie-
denheiten darauf gründen lassen 11).
§ 9,. tJ.
Die lTrage, wie es im welfischeIL Hause vor 1235
um das Erbrecht der Töchter und Cognaten gestanden
habe? ist in Verbindung mit der ganz unrichtigen Be-
hauptung, dass nach Auflösung des deutschen lteichs
das alte cognatische ~~rbrecht, welches inzwischen erlo-
schen gewesen, von selbst ,vieder aufgelebt sey, dahin
beantwortet ,vorden , dass nur zwischen Söhnen und
11) I)enn die ältere ~Ieinung von der rechtlichen Verschie-
denheit des feudum daturn und des feudum oblatum, oder dass
durch den Lehensauftrag, im Gegensatz zum jeudum datu'rn , ge-
wisse Improprietäten begründet ,vürdell, ist ganz falsch. J1~ ich-
horn, Einleitung in das deutsche Privatr. §. 204.
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Töchtern des Erblassers das männliche Geschlecht einen
Vorzug gegeben habe, in allen übrigen Fällen aber Agna-
ten und Cognaten gleichberechtigt gewesen und nach
der Nähe der Sippzahl succedirt hätten. Dass diess auch
im Welfenhause damals das geltende Recht ge,vesen sey,
lässt sich aber durchaus nicht beweisen und der Aus-
gang, welchen die Prätensionen der Töchter des Pfalz-
grafen Heinrich gegen ihren Vetter Otto das Kind ge-
nOlnmen haben, spricht entschieden für den Vorzug des
lVIannsstammes vor den Weibern und Cognaten. Diesen
Vorzug erkannte auch die älteste deutsche Erbfolgeord-
nung ganz entschieden an. Später wichen einzelne Volks-
rechte mehr oder weniger von diesem unbedingten Vor-
zuge der Männer und der durch sie verwandten männ-
lichen Blutsfreunde (der s. g. Schwertmagen) ab und
namentlich ,val' diess auch in der Lex Saxonum der Fall,
welche aber doch auch noch die rrochter, nicht blas
durch den Sohn, sondern auch durch den Enkel vom
Sohne ausschliesst 12). Es ist richtig, dass sich Otto das
12) Im Ganzen übereinstinlmelld sind die Grundsätze der
Lex Bajuvario'rurn und 'der Lex Alarnanno'rum. Auf Letztere
könnte man deshalb Nachdruck legen, weil die 'Velfen bekannt-
lich ihrer Abstammung nach zu den s ch wä hi sc he n Geschlech-
tern gehörten. Vergl. über die Grundsätze des ältesten deutschen
Rechts und die Ab,veichungen der spätern Volksrochte Eie hhorn,
deutsche St.- u. Rechtsgesell. Th. 1. §. 65. und die sehr übersicht-
liche und genaue I)arstcllung von 'Val te r, deutsche Rcchtsgescll.
§. 578 f. Die angezogene Bcstilnnlung der Lex Saxonum lautet
(VII. 8.): "Qui filia11l ac jiliurn ltabuerit ei filius llxore ducta
filium genuerz't et mortuus fuerit, haereditas patris ad fiUum filii,
i. e. nepotem, et non ad filiam pert'l·neat." Dem Grundsatz des
ältesten Rechts am nächsten steht das Recht der T h ü r in ger ~
die Lex Anglo1'um et Werinorum, welche Tit. VI. de Alodibus
§. 1. sagt: "Rereditatem defttncti jilius, non jilia suscipiat. Si
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Kind nicllt auf diese Bestimmung berufen konnte, ,veil
es sich nicht um die Beerbung des Grossvaters, Heinrichs
des Löwen, sondern um die Erbschaft des Pfalzgrafen
Heinrich handelte, und die Aussprüche des in dieser Zeit
gerade entstandenen Sachsenspiegels stimmen im We-
sentlichen mit der Lex Saxonum überein. Allein von
einem ge me i n e11 Rechte konnte bei der hervortretenden
Abweichung der verschie denen Volksrechte gar keine
Rede seyn. Die lebendige und practische Rechtsentwi-
ckelung vollzog sich überhaupt mehr in den engern Krei-
filium non habuz·t qMi defunctus est, ad j' i l i a m pecunia et manci-
p'ia, te r r a vero ad pro x i 'In um p a te l' n a e Uen er atz· 0 n 't. s c 0n_
san g u in eu m pe'J'tineat." Dieses Volksrecht erkennt nüthin den
Vorzug des Mannsstamms im Grundbesitz überhaupt an, ,vährend
das Recht der Fr anken das 'Veib nur von der Succession in die
terra salica, d. h. das er erb t e Landeigenthum, die terra av't'atica,
ausschliesst. - Die hier in Betracht kommenden Bestimmungen
des Sachsenspiegels finden sich Buch J. Art. 5. Art. 17. Dass
aber ganz gleichzeitig die I-Iallischen Schöffen anderer
Meinung als der Verfasser des Sachsenspiegels waren, beweist ihr
'Veisthum von 1235, welches sie den1 schlesischen Herzog Hein-
rich 1. für seine Stadt NeUlnarkt zusendeten. (Abgedr. hei E.
Th. Gau pp, das alte MagdehUl'gische u. IIallische Recht. Breslau
1826. 8.223 f. u. in Tsclloppe'sUrkundensanllnlung S. 294 f.)
1>asselhe enthält folgende den Vorzug des Mannsstamnls (der
nächsten Schwertmagen) bekundende Sätze: (20) "Si aliquis 1no-
'riens bona dimiser'Z't, si pu er 0 s habuer'Z·t, s'i pares in nacione, bona
ipsüts ad p ue l' os spectabunt." (21) "Si ve1'O pu eros non ha_
buerit, p l' 0 x i 1n tt sex par t e 9 lad i i bona ipsius p08sidebit.' ,
Dass hier der E~xistenz von Töchtern nicht ausdrücklIch gedacht
,vird, kann die Interpretation gewiss nicht zweifelhaft machen.
1)enn die erste Bestimmung wäre ganz sinnlos, wenn sie nicht die
Concurrenz von 'föchtern mit Söhnen im Auge hätte; und das-
selbe gilt dann auch von der zweiten Bestimmung, die ja u n b e-
<11 n g t sagt, wen n k ein e S öh n e das i n d, S 0 f 01 g t d f~ r
nächste Sch,vertmagen.
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sen der verschiedenen Stände und es liegt nahe, dass
gerade für die dynastischen Geschlechter die Anerken-
nung des Satzes, dass V'tTeiber und Cognaten nur in Er-
mangelung von Mannsstamm zur Nachfolge in das Erbe
berufen ,verden könnten, von der höchsten Wichtigkeit
war. Die Adoption desselben war die sich von selbst
aufdringende Voraussetzung für die Vererbung des gro-
ssen Grundbesitzes inder Familie und diese ,viedel' die
nothwendige Bedingung für die Erhaltung des Namens
und Glanzes des fürstlichen Hauses. 80 kann es nur
höchst natürlich erscheinen, dass auch im welfischen
Hause die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit, den
Uebergang des Erbgutes oder eines Theiles desselben in
eine fremde Sippe auszuschliessen, bereits herrschend oder
zum geltenden :Familienrecht geworden war, als Pfalz- .
graf Heinrich die vonl Vater auf ihn übergegangenen
Lande, in Ermangelung eines 80 h ne s, auf seinen Ne(-
fe n, den Enkel Heinrichs des Löwen, übertrug. Dafür
spricht, dass er ihn dabei ausdrücklich als seinen heres
und legitz'mus successor bezeichnete und dass die feier-
liche Uebertragung der Gewehre mit ungetheilter Zu-
stimmung des Landes ("communicato jidelium nostrorum
consilio") stattgefunden hat, ,vie denn auch das Land
grösstel1theils in deIn darauf folgenden Kalnpfe treu auf
Seiten des einzigen noch vorhandenen IniLunlichen Nach-
konllnens von IIeillrich dCUl I..4öwen gestanden hat, ,vas
gewiss nicht der :Fall gewesen seyn ,vürdü, ,venll Inan
die Ueberzeugung gehabt hätte, dass das lleeht auf Sei-
ten der fröchter des Pfalzgrafen seyo Alle Ministerialen,
Bürger und Landbewohner ,verden in der betreffenden
Urkunde an Otto als ihren rechtmässigen Herrn - "tan-
quarn suo legit'l°lll0 Domino" - verwieseuo Von einenl
Ilechte der Töchter, oder einen1 Verzichte derselben, ist
gar keine Rede und keine Andeutung findet sich, dass
16
durch diesen Uebel'tragungsact ein Recht der 'Töchter
gekränkt ,vercle. Und offenbar haben aucll diese Töchter
selbst oder deren Gatten kein grosses Vertrauen in die
Gerechtigkeit ihrer Prätensionen gehabt und ebenso we-
nig Kaiser Friedrich 11. in den durch Kauf erworbenen
Titel. Denll sonst ,vürden jene ihre Erbschaftsansprüche
nicht für eine so geringe SUlnme (4000 Mark Silber)
verkauft, der I(aiser aber seinen angeblichen llechtstitel
nicht so leicht auf das Reich übertragen und durch die
Belehnung Otto's der Sache nach aufgegeben haben.
Nicht einmal von einem I~rsatz des I(aufschillil1gs ist
dabei die Rede; ja der I{aiser gab sogar noch den Gos-
lar'schen Zehnten dazu.
Wir dürfell es daher mindestens als höchst wahr-
scheinlich betrachten, dass bereits vor der Verwal1dlung
der welfischen Allodien in ein Reichslehen der Vorzug
des Mannsstamms bei der Erbfolge anerkannt war und
dass den Töchtern und den von ihnen abstammenden
Cognaten IIur für den Fall des Erlöschens des Manns-
stamnlS ein Successionsrecht in Land und Leute zu-
stand 13).
13) Vergl. hierüber auch die übereinstimmende Ausführung
von Sc he id t in den Or/(qg. gu.e{f. Tom. 111• p. 10-12.
11.
Das Successionsrecht im
Braunschweig-Lüneburgischen Hause
seit 1236.
A. Die rechtliche firundlage desselben.
§. 4.
Der Investiturvertrag z,vischen Kaiser Friedrich 11.
und IIerzog Otto deIn Kinde von 1235 bezeichnete das
neu errichtete Reichslehen (feudum Impert"i) als ein sol-
ches, welches erb re ch tl ich auf die Inännlichen und
weiblichen Nachkommen des ersten Herzogs von Braun-
schweig-Liineburg übergehen sollte, als ,Jeudum ad kae-
redes suos filios et filias haeredftarie devolvendun~."
Wenn also auch durch die nun vollzogene Aufhebung
der bisherigen Allodialqualität .die durch das deutsche
Lehenrecht anerkannten llechte und Pflichten auf le-
hellsherrlicher und vasallitischer Seite inl .AJIgelneinen
begründet wurden, so geschah diess doch nur nlit den-
jenigen Ein sehr än ku ng en, ,\-elche' jene HauptbestiIn-
mung des Investitur-Vertrags in sich schloss. Der Kern
derselben ist aber offenbar die lT e s t s tell u n g und S i-
cherung des ,"'"elfischen I~amil iCllrech ts in der
F~orln des Reichslehens. }~s sollte danlit ausgesprochen
2 :!:
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und anerkannt ,,'erden, dass, RO lange noch nüinnliehe
oder ,veibliche Naehk<nrnnen Otto's des Kindes existirtell,
,velehe einen erhrüchtliehen Anspruch darauf haben -wür-
den, von einer Befugniss des I.Jehensherrn, nach lehen-
rechtlichen Ctrundsätzen die hraunschweig-liinehurgischen
I.Jande als heilngefallüll zu betrachten, sie für sich ein-
zuziehen, oder dureh eine neue Verleihung auf ein ande-
res (jeschlecht zu übertragen, nicht die Rede seyn konntc'l
oder Init andern vVorten, dass die als lehenrechtliche
.Fornl und Pflicht allerdings nothwendige Belehnung iln-
luer an den- oder diejenigen geschehen 111Usste, ,velche
nach deIn inl ,velfischen Hause geltenden Suecessions-
rechte als die rechtn1ässigen Erben zu betrachten
,,'"aren. Und damit erhielten zugleich die Haus - Erbver-
träge, ",Tas VOll besonderer Wichtigkeit ist, eine andere
I~edeutullg, als sie sonst bei Reichslehen in Anspruch
nehlnen können. Denn ,vährend es sonst feststeht, dass
durch solche Verträge z,vischen den Gliedern der vasal-
litischen :Familie ,virksan1 nichts festgesetzt ,verden kann,
Vlas zugleich clie Rechte des Lehensherrn alterirt, falls die-
ser nicht consentirt, also, dass z. B. kein Vorbehalt ei-
nes Successiollsrechts' gegen den Heünfall des I.~ehens zu
sehützen verlnag, ,venn er hei stattgefundellcr rrheilung
,vegen Inungelnder gesan11nter Hand nach. Lehenrecht
eintreten ll1usste, la,g es hier in der Natur eines eben
nieht nach I.J e 11 e n - soudern nach Land recht sich verer-
benden Ileiehslehens, dass alle lIausvertriige das Ilecht
des l..Jehellsherrn überall ga.r nieht berührten und des-
halb auch vollstiilldig ,virksanl seyn lunssten, so la.nge
das Lehen keiner in der ersten Investitur llieht begrif-
fenen Person zuge,vendet ,verden sollte. Alles diess folgt
mit Noth,vendigkeit aus der Bestimmung, dass es ein
feudum "ltaeredita1'ie", "~all haeredes jil';08 etji..
lias devolvendum" Heyn sollte. 'Ver diess leugnen ,vollt<A
:2]
,rürfle dcllnit hehauptell~ das~ diese 'Vorte Ul)el'haupt kt1i-
nen Sinu und keille Bedeutung hiittcn. 1\ ueh ,viret ,vic
,viI' hoffen, Nienland den }1:in,vand versuchen rnögell~
d:1SS in denl Jjehenbrief VOll 1235 doch nur von S öh II e 1l
und rröchtern des ersten F~r,yerhers, nieht aber VOll
don spätern NaehkoillInen desselben die l-lede sey. J)enn
dass unter .filii et JiZz'ae nicht blass Söhne und 'röeht(ll'
Otto's des !(illdes zu verstehen sind, ergiebt sich VOll
selbst aus der unz,veifelhaften Absieht der Aufstellung
einer dauernden Nornl, aus der Verbindung. lnit denl
allgelnein die Nachkollllnen bezeichnenden Worte "naet'e-
des" und deIn hinzugefügten "naereditarie devolvendurn."
Auch hätten dann nicht "Jilii et Jiliae" zusanlnlen ge-
nannt '\vetden können, da es ganz fest stand, dass IIer-
zog Otto nicht zugleich von Söhnen u nel rröchtern be-
erbt ,verden konnte, indenl die letzterll z,veifellos VOll
den erstern ausgesehlossen ,vurden. Ueberdiess hat Inall
die Bestinl111ung nie anders als dahin verstanden, dass
danlit die gesanlmte Nachkonunellschaft Otto's bezeichnet
,verdell sollte 14).
Aus der in ihrenl eigentlichen und ,vahren Sinne
festgestelltell lIauptbestinnnllng ues Investiturvertrags
VOll 1235 iiher die IJehenR'folgc in (lic braunselnvcig-
IÜl~ehu]'gischen IJ~\nde ergeben ,Hieh abür l}och folgende
höehst ,viehtige }~olgesiitze:
1. j\ u s ge s e h I () S sen ,vlll'dc danli t llotlnvendig die J\ ll-
H) 1)01' altn Streit ~ 01> Hn1Hllschwe;g-Lünehurg ein j'elubun
haereditariunl, oder eill j'elldun~ ex pacto el prot'~'dentia1nqjorll1n
sey - vergI. R e c 11. en be l' 9 - ...11 u n c lt hall sen SUCCI3SS. in 8el'ell.
fluelf. d(nnu (}ap. 11. §. 25 - bezieht sieh auf ganz andere }·rH-
gelJ, namentlich auf elie \~erpflichtungell (les I..It'hensfolgerf' in\
,rerhältniss ZUlU V·Ol'bcsitzcl'. S.}1~ i eh 11 0 l' ll. Ei1l1eit. in cl. deutsch.
})l'ivatr. ~. 353. 355.
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wendung des Grundsatzes des deu tschen I.Jehen~
rechts, ,vonach Lehen, ,venn keine Söhne oder Soh-
nessöhne des Vasallen vorhanden ,varen , nicht auf
Seitenverw'andte desselben vererbt ,vurden, sondern
dem Ijehensherrn heim fielen.
2. A.usgeschlossen ,vurde ferner die Geltung des an-
dern Prinzips des deutschen I.Jehenrechts, zufolgc
dessen, im ~'alle einer Theilung, ,venn es eine ,virk-
liehe 1'heilung des Eigenthums und der Gewehre
(Dat - oder rrotthcilung) war, das Successionsrecht
aufgehoben oder gebrochen wurde 15). I)enn ein
feudum-h a e Ir ed z' tar i e devolvendum liess offenhar die
j~n"renclung dieses (jrundsatzes nicht zu. Der S ac he
nach ",·ar vielnlehr durch clas pactum 'l'nves!z'turae
von 1235 der Grundsatz des lOllgobarclisehen I.Jchell-
rechts J6) adoptirt, ,velches allen lehensfolgefähigen
Descelldenten des ersten :F~rwerbers ein Successions-
recht beilegt, ohne dass dasselbe durch stattgefun-
dene rrheilullgen oder 'Terzichte eines Berechtigten
zu Gunsten von ~litberechtigten aufgehoben wird.
15) Sächs. Lehenrecht. XXXII. §.1. Keyserrcch t B. 111.
I{ap. 12. "Eyn zgh·ch man der sal wissen, der getn.ein lehen hat
mit andern luten oder ndt sin(~n gebornen 1nagen, n~ lt t s c ha r t er
sy tnit des keise1's gebot, 'wie es dan kU1nt, so bel i ben die 1ehe n
b,: den ganerben; te'ilt er aber sie nach des ke'isers rechte, al.~
er es dern lehen hat .qesatzt, 'i r s t ir b t cl a n die ein 8 i te, s i
t' e II e t ". n des k e z· s er s h a n t, 'l' n h a n e s cl z· e t' ir I0 l' n, von
den es gete'i lt is t. Sint 'ln des 1·'iches recht stet gese.: geteilt
leiten sal den~ rz·che ers terben." 'Terg1. Wa 1ter, deutsche
Rechtsgesch. Th. 11. §. 608. I~i ch ho1')), deutsche St.- u. Rechts-
gesch. Th. 111. §. 364.428.
16) Vergl. 1. F'. 1. §. 1. 5. I. F. 14. §. 1. I. F. 19. §. 1. 11.
F.11. IJ. I( 50. Eichhorn, ~~inlcit. in das deutsche Privatr.
§. 352.
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3. Es ist demnach grundfalsch, was Ulan gewöhnlich
behauptet, dass dureh die Verwandlung des welfi-
schen Allodialbesitzes in ein lleichslehen di e g e-
samm te Hand Grund und J3edingung des Sucees-
sionsrechts der abgetheilten Seitenverwandten ge,vor-
den sey, und dass ohne dieselbe, im Fall der
Erlöschung einer Seitenlinie, der von derselben be-
sessene Lehensantheil dem Reiche habe zurückfallen
lllÜssen. Grund und Be dingung des Sn cees-
sionsrechts blieb vielmehr im braul1schweig-
lüneburgisehen Hause die Abstamnlung vom
ersten Erwerber, na eh Maas sgabe des p ac-
tum f,'nv8stiturae von 1235.
4. An diesem Prinzip, dessen Geltung auch thatsächlieh
von den braunschweig-Iüneburgischen :Fürsten dUl'ch-
gekälnpft und mit denl Beistand ihrer getreuen ~Ian­
nen (besonders nach dem Erlöschen des alten lüne-
burgischen Hauses) aufrecht erhalten worden ist,
ist auch durch die, erst seit dem 15. Jahrhundert
ge,vöhnlicher gewordene, Ge sam nl tb eIe h nun g der
verschiedenen Glieder des Hauses und der Einrich-
tung des Sen i 0 rat s für diesen Zweck nichts ge-
ändert worden; abgesehen davon, dass durch die
stattgefundenen Theilullgen, wie unten näher nach-
zu,veisen seyn "ril'd, die Rechtsgelneinsehaft und der
Gesammtbesitz der abgetheilten Glieder des Hauses
niemals ganz aufgehoben worden ist.
Wir beschränken übrigens die Geltung dieser Sätze
ausdrücklich auf die welfischen Stamnllande, welche den
Gegenstand der Investitur von 1235 gebildet haben. Dass
in Beziehung auf an der e Lehen, welche ITürsten des
braunschweig-lüneburgischell Hauses von anderen Reichs-
ständen oder durch eine neue, besondere Belehnung
vom Reiche erhalten hatten, die gesammte Hand Bedill-
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gung des Successionsrechts seyn konnte und ,virklieh ge,.
,vesen ist, soll damit nicht geleugnet werden, und es er-
klärt siell gerade aus denl Mangel der gesummten Hand
zur Genüge, wie einige dieser Lehen dem Hause ver-
lohren gegapgen sind. So verlor es z. B. beim Abster-
ben der mittlern braunschweigischel1 Linie inl Jahre 1634
die Herrschaften Lohra und I{Jettenberg, weil sich die
andere I.Ail1ie bei diesem halberstädt'schen Lehen nicht
in die gesaulmte Hand hatte aufnehnlen lassen. Eben
so ,val" nur die braunschweig-vlolfenbüttelsche Linie nach
der s. g. grossen Stifts-Fehde und dem Quedlinburger
Vertrag von 1523 mit den zum grossen Stift gehörigen
...-\emtern beliehen ,vorden 17), ,veshalb sie nach dem
Tode :Friec1rieh Ulrichs, dem sie das Reicllskanlmerge-
richt schon 1629 abgesprochen hatte, VOn den Agnaten
nicht behauptet werden konnten. Sie wurden, lnit .A.U8-
nahme der altbraunsch,veigischen StUcke, durch den Ver-
gleich vom i7/27.l\pril 1643 deIn Bischof von Hildesheinl
definitiv überlassen 18).
B. Der Vorzug des Mannsstall1ms OOlt das eventuelle
cognatische Erbrecht.
~. G.
Wir haben bereits gesehen, ,vie SChOll vor 1235 sich
der im Interesse der fürstlichen Geschlechter begriindete
Vorzug des MannsstamnlS practisch geltend gemacht
17) S. den Lehenhrief Kaysers Ferdinand 11. hei LÜrtl i g,
Rciehsarchiv Pars- spec. ('1oniin. I I. unter Braunsch,veig (Tanz.
IX.) p. 321 j.
18) S. das Urtheil von 1629 H. den Vertrag v. 1643 bei Lü-
n i g, 1. c. Spie. eccl. 11. (Tonl. XVII.) p. 274. u. Pars spec. (TOll1.
V.) p. 523 f. - Vcrg'1. Havemann, G·esch. 11. S. 602.737 f.
i
i
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hatte. Seit der Errichtung des Herzogthums Braun-
schweig-I.Jiineburg als ReichsIehell hat aber über diesen
Vorzug nicht der mindeste Zweifel geherrscht und es
sind so viele ~'älle nachweisbar, dass l'öchter, 'wo keine
Söhne oder Enkel da waren, durch die agnatischen Sei-
tenverwandten bei der Succession in Land und Leute
ausgeschlossen worden sind, dass es in der l'hat unnlög-
lieh ist, die Geltung jenes Satzes irgend wie zu bestrei-
ten 19).
Dagegen ist öfters die Behauptung aufzustellen ver-
sucht worden, dass nach der Verwandlung des ,velfischen
Allodiums in ein Reichslehen das Erbrecht der Töchter
und Cognaten überhaupt erloschen sey, dass zur Zeit
des. Reichs den Prinzessinnen des braunschweig-Iünebur-
gisehen flauses gar kein Successionsrecht nlehr zugestan-
den habe. Sollte damit 'veiter nichts gesagt seyn, als
dass, so lange lVlannsstamln vorhanden ,var, .die
Töchter und Cognaten keinen irgendwie wirksaluen Suc-
cessiollsallspruch geltend machen konnten, so ist diess
vollkommen richtig; ,vollte nlan aber dalnit behaupten,
die braunschweig-lüneburgischen Lande seyen ein reines
1\1 an 111 ehe n zur Zeit des Iteichs gewesen, so ist eine
solche Behauptung als entschieden unrichtig zu vorwer-
fen 20). Nach der feststehenden Usual-Interpretation des
19) I)en einzigen l~'a.ll, ,vo Cognatcn deIn l\Iannsstanun die
Snccession hestritten, hildet del' des .Aussterhclls des altlünclJur-
gisehen Hauses. In allen spätern FäHen, heinl Aussterben der
Linien Göttingen 1463, Calelllwl'g 1584, Grubenhagen 1596, Braun-
schweige 1634, IIarhurg 1642, Cello 1705 ist auch nicht einmal der
Versuch gelnacht worden, auf Grund näherer Cognation Succes-
sions-Ansprüche auf I.Jand und Lente zn erheben.
20) 'iViderlegt wird die Behauptung von der Beseitigung des
eventuellen cognatischen l~l'ln'echts irn lJraullschweig -lünclHlrgi-
schen Jlause, \vie sie z. }l. yon L 11 cl e w i g, l~rläuterung der gold.
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pactum investiturae von 1235 waren sie ein s. g. feudum
foemininu'nz SUh8id~·ar~·um, und von einer entgegenstehen-
den Observanz kann aus dem ganz einfachen Grunde
keine Rede seyn, weil es seit der Errichtung des Reichs-
lehens ni em als an successionsberechtigtem Mannsstamlll
gefelilt hat 21).
Die Gründe, welche man gegen die Fortdauer des
eventuellen cognatischen Erbrechts iln braunsch,veig-
lüneburgischen Hause in der Zeit des Reichs geltend
gelnacht hat, sind durchaus unstichhaltig. Zunächst hat
man sich darauf berufen, dass die spätern Lehenbriefe
keine Erwähnung oder Anerkennung desselben enthalten.
Allein diess ist rechtlich ohne Bedeutung. Entscheidend
war und blieb in dieser Beziehung der Inhalt des pac-
, tum investiturae oder des ersten Lehenbriefs von 1235
und für eine Absicht, die Bestimmung, dass es ein feu-
dum ad filios etfili as kaereditarie devolven~um seyn
solle, abzuändern oder eine Novation in dem Sinne ein-
treten zu lassen, dass das alt e subsidiäre Weiberlehen
in neu es reines MannIellen verwandelt ,verde, kann ans
allen spätern Lehenbriefen nicht der mindeste Be,veis
Bulle Th. I. p. 698 hingestellt und auch von ~I 0 s er, teutsch.
~taatsr. Th. X,TI. p. 323, l)raUllschw.-liineb. Staats!'. p. 660, gel)il-
ligt \vird, - schon von S t r u be TI , rechtl. Bedenken Bd. 11. Nr.
55. Ausg. von Spangellherg Th. 11. S. 298 f. Vergl. auch II. .A.
Zach ar i ä, deutsches Staats- u. Bundesrecht. Th. 1. §. 66. Note 2.
M allee k e, br.-lüneb. Staatsrecht §.79. It ib ben trop 's Beyträge
S. 140 f. v. Liebhaher's Beyträge No. I. §.6.
2)) Schon Re c lt en berg - 1J:l 11, n c lt hau sen, Suee. ~·n se·r.
!/uclf. dom. Cap. II. §. 30 sagt sehr richtig: "Foem~·rl'l:s tarnen
celsissimis hujus domus pe,· non u s u rn quinque seculol'unz n z· h i l
d e t r ac turn, sed quae in favorem illarttm semel cond~'ta sanetio,
taUs adltuc in z·z·s, quae unz·one perpetua cornpo8~'ta8unt, per 'In an e t."
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entnommen ,verden. Ent,veder gedenken sie iiherhaupt
nur der zur Zeit vorhandenen Glieder des Mannsstalums,
,velche die Erneuerung der Investitur nachgesucht hat-
ten, oder sie schliessen wenigstens, wenn sie auch der
\Terpfliehtung zur Belehnung "ihrer männlichen IJeiber-
und Lehenserben" gedenken, das in der ersten Investitur
anerkannte, auf dem alten E'amilienrecht beruhende, J..Je-
heus-Erbrecht der rröchter und Cognaten nicht aus 22).
Es ist eine anerkannte Regel des Lehensrechts, dass der
Inhalt der älteren Lehenbriefe denl der ab,veichendeu
jüngern lIehenbriefe vorgeht, sofern keine tt b si eh tl ich e
Veränderung des Lehenscontracts llachge,viesen ,verden
kann 23), und da die Weiber, so lange ~Iannsstamm vor-
handen ist, gar kein Erbrecht haben und es demgenläss
auch bei den seit dem 16. Jahrhundert ge,vöhnlich ge-
22) l)el' älteste, noch vorhandene, Gesamlntlehenhrief ist vom
Jahre 1403, ausgestellt VOll !{öllig Ru pr e eh t, den Herzögen
Bcrnhard und \Vilhelnl, den Stiftern der nlittleren hraun-
sclnveigischen und nlittleren lüneburgischen Linie. Er gedenkt
nur der genannten IIerzögc selbst und ihrcr S öh n c Otto und
Wilhelnl. (S. Beilage 11.) Ebenso noch in denl Lehenhricf Max 11.
VOll 1566, hei Lü 11 ig, Reichsarchiv 1'o'tn. IX. p. 1014.l. Später.
als die Belehnung zur gesanl111ten IIallJ. geordnet "rar, ,venlcll in
den Lchcnhriefcll der S(~l1/l·or <les ITauscs und siirnlotlichc vorllan-
dene Vottern genannt und dann "'11'<1 aueh ihrer ~,lnannlichen Lp-
henserhcu" gedacht, 7.. B. in dcnl Lehenhl'icf VOll 1651 hcisst es:
,,- leihen - "ras Wil: von Rilligkcit und Itechtswegen ohhesag-
ten lIcrzogen 7.U Braunsclnveig und Lünchurg, ,rettern und Gc-
hrüdern und ihr c n In a 11 11 1i ehe n I~ eh 0 n s - }~1'1 )(~n uaran vel'-
leihen sollen und mögen." R. diesen Lehenhrief hei Lii ni g a. a.
O. p. 1017 f.
23) :F~ichhorn, l~inlcjt. 111 <las clcutsehc Privatr. §. 216. NI'.
IIL - Den Grundsab~ crküHnt bei Reichslehen ausdrücklich an
die Wahlcapit.ulation Art. XI. §. 1.
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\vOrdenell Gesalnlntbelehnullgen gar nicht zulässig \var~
der Cognaten auch nur eventuell zu gedenkeu, ,veil die
F'rage1 wer von ihnen zu berufen seyn ,verde, sieh erst
im Augenblick des Aussterbens des gesanlll1tell l\fanns-
stanllns besti1111nen liess, so lässt sich auch von einer
aus den Unlständen zu entnellmenden stillschweigen-
den Einwilligung in eine .A.bänc1erung des pacturn inve-
stiturae von 1235 in keiner Weise reden.
NOCII viel weniger lässt sich aus der auf die jün-
gere Linie des braunsch"\\Teig -liineburgischen Hauses be-
schränkten Er"\\Terbung der I{ ur wii r cl e, ,velche denl
IIerzog Ernst August 1692 für sich und seine Inänn-
1ich e Descendenz VOln I{aiser verliehen ,vurde, ein Grund
für die Aufhebung des eventuellen cognatischen Erbrechts
in Betreff der braunschweig-Iüneburgischel1 Lande ent-
nehnlen. Diese Kurwürde war ein ganz l1eues be s 011-
el e res Lehen und es verstand sich nach der allgenlei-
;nen Bestimmung der goldenen Bulle von selbst, dass in
dieselbe kein Weib succediren konnte; für die Da/uer der-
selben also auch nicht in die durch den s. g. Kur-
tractat als I{urlande bezeichneten F'ürstenthümer und
Grafschaften. Diess ,val' aber schon durch den unbe-
dingten Vorzug des Manllsstamms gesichert und für
die Geltung des I-techts der Prinlogenitur hatte Ernst
August selbst bereits durch hausgesetzliche Bestim-
mung zur Genüge gesorgt. Obwohl nun der reichs-
ständisehe Territorialbesitz der hannoverschen Linie ei-
nen lloth,vendigen rritel für die Verleihullg der Kurwürde
bildete, so war und blieb doch die Nachfolge in die Kur
und das später für J-Iall110Ver ausgelnittelte Jleichserzanlt
von deIn unverändert fortbestehenden Successionsrecht
in Land und I..4eute des braunsclnveig - liinehurgischen
IIauses rechtlich unabhängig. So\vie die I{ur\vürde nur
der dalnit beliehenen hannoverschen I..4inie gebührte und
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,venn diese zur Zeit des Reichs erloschen ,väre, die
braunsch,veig - ,volfenbüttelsche I~inie (welche ungeachtet
\viedemolter Versuche eine Aufnahnle in die Belehnung
nicht hat erreichen können) darauf keinen rechtlichen
Anspruch gehabt haben wiirde, ohne deshalb ihres Succes-
sionsrechts in den Territorialbesitz der erloschenen Linie
verlustig zu gehen, so konnte auch das eventuelle Suc-
cessionsrecht der Cognaten nach gänzlicher Erlöschung
des welfischen lVlannsstal111neS in keiner Weise dadurch
beeintr ächtigt werden, dass sie von der Suecession in
die, auf einer besondern Belehnung beruhende Kurwürde
ausgeschlossen ,varen. Uebrigens ist die Frage eine sehr
miissige, was ,vohl beim Aussterben der jüngern oder
hannoversehen Linie des braunsch\veig - liineburgischen
Hauses aus der I{ur,vürcle derselben illl deutschen illeiche
ge,vorden seyn ,vürde.
Ist aber das eventuelle cognatische Erbrecht nie-
lnals aufgehoben oder erloschen gewesen, so brauchte
es auch nach Auflösung des deutschen Reichs und der
darrlit verbundenen Aufhebung des l{eichslehel1s nicht
,vieder aufzule ben, wie es vor 1235 bestanden hatte.
;Tedenfalls würde ein solches Wiederaufleben nicht von
selbst eingetreten seyn, da erloschene Rechte überhaupt
nicht von selbst revivisciren, wenn auch der Grund ih-
rer Erlöschul1g eessil't. 11~s bedarf dazu vielmehr einer
neuen Begründung uud so ,vürde es auch für die Wie-
derherstellung des coguatisehen 11~rbrechts einer ausdrück-
lichen hausgeset~lichen l~eststellung bedurft haben. Die
Behauptung, ,velche von einigen Publicisten, z. B. von
#I
lVIaurenbrecher, aufgestellt ,vorden ist, dass in frü-
hern l~eichsnlannlehen die Cognaten ll1it der Aufhebung
der Reichslehensherrlichkeit von selbst ein (eventuelles)
1"hronfolgerecht erhalten hätten, ist durchaus falsch und
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entbehrt jedes rechtlichen GllUndes 24). Die Appropria-
tion des Lehens ändert an sich nichts in Betreff der
rechtlich begründeten Successionsordnung. Denn wenn
auch bei Privatmannlehen die Annahme, dass bei Erlö-
schung des ~1annsstalnms das appropriirte Lellen auf die
Töchter oder andere Blutsverwandte des letzten Besitzers
vom lVlannsstalnln übergehe, kein Bedenken gegen sich
hat; so ,vird man doch nicht verkennen können, dass
die Thronfolgeordnung zugleich J·uris publici ist und ei-
nen Bestandtheil des Staatsverfassungsrechts bildet, und
dass also da, ,vo die Successionsfähigkeit sich, sey es
auch in Folge der Anwendung eines lehellrechtlichen
Prinzips, auf Männer vom Mannsstamm des ersten Er-
werbers, beschränkt, Weiber und Cognaten nicht dadurch
von selbst ein Successionsrecht erhalten können, dass
die Rechte des Lehensllerrn erloschen sind. Natürlich
besteht aber von jetzt- an kein Hinderniss nach aussen
hin, in' der Form und Weise, welclle zur Aenderung des
Thronfolgegesetzes beobachtet werden muss, auch Weibern
und männlichen Cognaten ein Successionsrecht beizule-
gen. In Hannover und Braunschweig haben aber die
neuern hausgesetzlichen und Verfassungsbestilnmungen
das cognatische Erbrecht -w- i eder her zu stell en gar
nicht nöthig gehabt, da es, "\vie gezeigt wurde, niemals
aufgehoben oder erloschen gewesen ist. Die Bestimmun-
gen der Hannoverschen Verfassungsgesetze von 1833 §. 11
1840 §. 12 und des Braunschweigischen Grundgesetzes
von 18"32 §. 14 bestätigen nur das alte Recht des
welfischen Hauses und der braunschweig-lüneburgischen
Lande, wenn sie festsetzen, dass nach Erlöschung des
Mannsstalnms des fürstlichen Gesammthauses die Regie-
24) ,rergl. mein Deutsches Sta.ats- u. Bundesrecht. Th. I. S.
66. S.311 der 2. Aufl.
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rUl1g auf die '\veibliche Linie desselben übergehe, und
das, in Betreff aller, die Verlüiltnisse des Gesanlmthauses
berührenden, Bestimmungen im Einverständlliss Init Braun-
schweig errichtete, Kt)nigliche I-Iausgesetz Y. 19. No-
vember 1836 hat nur der vielhundertjährigen Usual-In-
terpretatioll und Staatspraxis des braunsch,veig-Iünebur-
gisehen Gesammthauses einen Ausdruck verliehen,
wenn es im §. 4 des vierten I{apitels sanctionirt:
"Wenn der Fall einträte, dass der Mannsstamul
"des Gesammthauses Braunschweig - Lüne-
"bllrg erlöscllte, möge nun die Königliche Manns-
"linie oder die Herzoglich Braunsch,veig-Wolfellbüt-
"telsche die zuletzt erlöschende seyn, so geht die
"Thronfolge in Gelnässheit des ursprünglichen
"Erb-Lehnbriefes Kaiser Friedriclls 11. vonl
"Jahre 1235, allf die weibliche Linie, ohne
"Unterschied des Geschlecllts - - über - -".
Die dabei gegebenen nähern Bestimmungen über die
eogllatische Thronfolge 0 I' d nun g, die, ,veil der Fall noch
nie vorgekomlnel1, natürlich nicht aus der Observanz des
IIauses entnommen werden konnten, scllliessen sich theils
den gemeinrechtlichen Prinzipien, theils der, in andern
fürstlichen Hausgesetzen herrschenden, Auffassung an,
we~n sie bestimmcn, dass, unter Ausschluss jcder Regre-
dient-r:rbschaft, die Nähe der Vel',vandtschaft zn deIn
zuletzt regierenden ~{önig entsehciden soll u. s. 'v. 13c-
Inerkens~'"erth ist aber jedenfalls, dass aueh in diesenl
lIausgesetz die Zuriiekfiihrllng der Geltung des eyentu-
ellen eognatisehen I~rbreehts auf das pactum invesi't"tu'rae
von 1235 ausdriicklieh ausgesprochen '\\'"orden ist.
Z,veierlei haben ,viI' hiernach in 13etrefl' des Sueces-
sionsl'echts iIl1 braunsch,veig-lüneburgischen IIausc 11 ach
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1235 als feststehend zu betrachten: den unbedingten
Vorzug des lVlannsstamms vor den Töchtern und ande-
rer cognatischer Sippschaft und das eventuelle Erbrecht
der Töchter und Cognaten nach gänzlich erloschenem
Mannsstamm. Die andern, auf die Successionsberechti-
gung beziiglichen, }-'ragen, über welche in einzelnen Suc-
cessionsfällen (z. B. in dem Process wegen Grubenhagens,
und bei ~~rlöschung der mittlern braunschweigischen Li-
nie) gestritten ,vorden ist, ,vie über I.Jineal- oder Gra-
dualsuccession, Vorzug der Erstgeburt u. s. 'v., berühren
uns hier nicht und haben ihre, nur für die innere Ge-
schichte des Hauses erhebliche, practische Bedeutung
verlohren.
Um so ,vichtiger ist für uns die':Frage von dem ge-
genseitigen Successionsrecht der abgetheiltell
Linien des Gesammthauses, zu deren näherer Er-
örterung ,viI' in deIn Folgende~ übergehen.
111.
Die, trotz der Theilungen
fortdauernde, Rechtsgelneinschaft der
braunschweig - lüneburgischen Fürsten
und Lande.
3
>.
I
~. 6.
Die gesanl1nten, VOln Enkel Heinrichs des Lö,ven
besessenen, I..Jande ,varen durch den Lehensact von 1235
vom J{aiser zu ein e In Herzogthu111 des Reichs erhoben
,vorden 25). Hätte sich nUll die ursprüngliche Idee des
Reichsaln tes ün ijerzogthum und in der Grafschaft
erhalten, so ,väre dalnit auch das Gesetz der Untheil-
barkeit, ,vie es beün I{urfiirstenthlun auch später kraft
25) Schon Erath, histor. Naehricht. S.3. Note 11 he1TIcrkt
sehr richtig: "Es lnachcll sich Viele von den1 IIerzogUnlln Braun-
HC}l\veig-LüllOhul'g einen ganz irrigen Begriff, indern sie sieh ein-
bilden, als ob 13 raH n s c 11 \v ei g ein hesonderes und I~ Ü 11 eh u r g
ein hesonuercs IIerzogthulll \VÜl'C, so nur lnit einarHlcr in einer
gewissen Verbindullg ständen, \vie ct,,~a die heiden lIerzogthüu1cr
Schles\vig u.llolsteill. I)iese ~Ieillung streitet lllit den dürren "Torten
des kaiserlichen Lehellhriefs. Soviel ist illdess gewiss, dass durch
die geschehenen Erbtheilul1gen irn Hcrzogthul11 Braunsclnveig..
Lüneburg verschiedene von einander ganz abgesonderte, doch
wieder in dem einen 'Vort 11 erz 0 g t h 11 TI} hegriffene Für s t en-
t h ü me r entstanden, deren jedes auch ~einen eigenen Sitz und
Stin11ue auf dem Reichstag hatte:"
3*
3ß
der Bestimnlung der goldenen Bulle bestehen blieb, ge-
geben gewesen. Allein schon in der Zeit der Errichtung
des Herzogthums Braul1schweig-I-Jüneburg war das Reichs-
amt sehr in den .Hintergrund getreten und durch die
als ei gen es Recht ihrer Inhaber aufgefasste, )venn auch
im fortdauernden Subjectionsverhältniss zum Reiche blei-
bende , La n cl es h 0 h ei t der Fürsten und Grafen ver-
drängt ,vorden. Hatte doch I{aiser :Friedrich 11. selbst,
,venige Jahre vorher, die Landeshoheit in ihreIn dalna-
ligen Umfang und Bestand in der bekannten Constitu-
tion über die Rechte der ,veltliehen Fürsten von 1232
ausdrücklich anerkannt, nachdeIn er bereit8 1220 die
geistlichen Herren durch eine ähnliche Versicherungsaete,
"reIche die Selbstständigkeit derselben in ihren rrerrito-
rien anerkannte, für sich gewonnen hatte 26). Nach die-
ser Verwandlung des Reichsamts in ein eigenes und
erbliches Recht konnte nichts mehr im Wege stehen,
die landeshoheitlichen Rechte mi t den Landen, über die
sie sich erstreckten, und ohne Rücksicht auf die alten
Reiehs-Amtssprengel als theilbar in dem Sinne zu be-
trachtell 27), dass sie auf jeden ~Iiterhen in Betreff des
26) 'Vcrgl J1-'. :NI. 0 er tel, die Staatsgrundgcsetze des deut-
schen Reichs. Ijeipz. 1841. S. 11 f. S. 34 f. n. mein IJeutsches
Staats- u. ]~und8sreeht. 'rh. 1. §. 29. S. 103 f.
27) Vergl. Eie 11ho1'n, deutsche Staats- u. lleehtsgeseh. Th1.
TI1. §. 428. - In der Con.fjt. Friderici I. in II. F.55. §. 4. \vartl
dacatus, rnut'ckia und com1~tatus für ullthcill)ar erklärt. .Auch die
deutsehen Rechtsbücher des ~Iittelaltcrs \vollen diu Theilharkeit
des Fürstenanltes noch nicht anerkennen. - Noch im 17. Jahr-
hundert wird Inehrfach auf die Const. Fr~'derici I. als ein noch
g'eltendes Reichsgesetz Bezug genolnnlen. :Nlan berief sic~h wieder
darauf, als es galt, dem, den fiirstllchen I-Iäuscrn ebenso \vie Land
und I.Jeuten nachtheiligen, Theilungsprincip ein :Ende zu machen
und <las Prinlogcniturgcsetz für die Zukunft hausgesetzlich fest-
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ihlll zufallenden I~andestheils vollständig iihergiengen ;
und ,venn auch der ursprüngliche Charakter der Lan-
deshoheit in manchen Beziehungen noch lange fortwirkte
und das Recht, die Erblande zu regieren, nicht als völ-
lig zusammenfallend lllit den sonstigen rein privatrecht-
lichen Erbansprüchen betrachtet wurde, wofür insbeson-
dere die Geschichte der braunschweig - lüneburgischen
J...jande mehrfache, recht schlagende, Belege an die Hand
giebt 28), so ,vurde doch die r-fheilung der väterlichen
Besitzungen mi t der darauf ruhenden Landeshoheit itll
Allgenleinen fiir rechtlich zulässig gehalten, inso,veit
nicht aus andern Gründen, nalllentlich den verbrieften
Landesrechten gegenüber, sich ein rechtliches Hinderniss
ergab 29).
zustellen. So geschah diess auch VOll1 Canzler H u g 0 in der für
den IIerzog Ernst ..A._ugust abgefassten Schrift: ~,Von der Sncces-
sion nach dClll Prirnogenitur - ltecht in den IIel'zogthiilnern und
dergleichen :Fürstenthünlern des Reichs teutscher Nation. In 8pecz'e
VOll solchem Successions-Recht ün flause Braunsclnveig-Lüllcburg
ZeHischen Linie. Gedruckt zu IIannover 11n Jahr 1691. Fol. Sect.
IV-VIII. IJa1~t. gen. S. 11 f.
28) Vergl. H. Schulze, I)as Recht der :F~rstgehurt in den
deutschen FÜl'stenhäusern. I-Aeipz. 1851. S. 55 f. S. 69 f. S.95-120.
29) Vertriige zur Fesstellung der lJntheilharkeit der Lande
sind, ,vie sich später noch näher ergeben \vird, iIn hraunse1nveig-
liinehul'gischen IIanse schon seit dC1U 13. ,Jahrhundert lnehl'fach
geulacht worden. Insofern es al)cr reine IIausvcl'trägc, nicht. zu-
gleich Landcsvertl'ägc warell, konnte 1nutuo dissensu der Betheilig-
tüll itnlner wiedcr davon abgegangen werucn. Anders verhielL
sich die Saühe, wenn zugleIch den Stünden die Untheilbarkeit
des Landes, zugesichert war. Dergleichen Zusicherungen kOln-
men aber hier nur den Ständen einzelner Fürstenthümer gegen-
über vor, weil der corporative Abschluss der Stände nur inner-
halb derseIhen erfolgt ist. Eine solche, den S t ä nd e n gegebene
ZUHicherung enthält z. B. die von den Söhnen des ~iagnus Tor-
quatus 1374 ausgestellte lJrkundc (Lii n j g, Reichsarchiv , Pa1's
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So ist denn auch gleich zwischen den Söhnen Otto's
des Kindes (t 1252), den Herzögen Albrecht und Jo-
hann, 1267 getheilt worden und unter den Nachkommen
des Ersterell haben forthin weitere rrheilungen stattge-
funden, dergestalt, dass bis gegen das Ende des 17. Jahr
hunderts, nach vorübergehender Vereinigung zeitweise
getrennter Landestheile unter einenl Herrn, immer wie-
der Absonderungen in Betreff der Regierungen und der
Landesnutzul1gen beliebt ,vurden. Nie mal s ist ab er
die rechtliche :B~inheit des Hauses und des Län-
derbesitzes desselben ganz aufgehoben, ver-
kannt oder vergessen worden, und die göttliche
Fügung, welche die Geschicke des I-Iauses lenkte, hat
dafür gesorgt, dass immer nur ein e I' von den 111ehrer11,
aus dem Stamme erwachsenen, Aesten übrig hlieb, aus
dem sich alsdann neue Zweige bildeten. Denn keines-
,,"egs haben seit der ersten 1'heilung von 1267 oder
1269 z,vei von einander getrennte Aeste des braun-
sch,veig-Iüneburgischen Stamlnes fortbestanden und leben
noch fort in den heiden gegen"1'ärtig bestehenden Linien
des Gesammthauses. lVlit der }~rlöschung des altlüne-
burgiseben Hauses in der z,yeiten Hälfte des 14. Jallr-
hunderts blühte der Stamll1 der Welfen nur in deIn al t-
brau n seh 'v e i gis ehe n IIause fort, ,velehes sich inz,vi-
sehen in die grubenhagensehe, göttil1gische und
braunschweigische Linie getheilt hatte. Aus letz-
terer, ,velche nach dem Aussterben eleH göttingischen
Mannsstammes mit Otto dem Einäugigen inl Jahre 1463
spec. Cons. 11. unter Braunschweig S. 252 f.) ~ \vorin der Ritter-
schaft und den Städten der 'lIIerschop to Bruns\vigk" zu-
gesagt wird, dass letztere "e\viglicken und ünlDlcr ell1 vnget\vyot
lIerschop schall hliuen, u1111<.10 ,ve 110ch use Eruen schollen noch
enwillen de mit nichte delen noch t,\vyen.'~
39
und des grubellhagenschen Manl1SstaInmes nlit Philipp 11.
(t 1596), allein übrig bli eb, hatte sich zu Anfang des
15. Jahrhunderts die mittlere lüneburgische und die
111 i t tl e re braunschweigische Linie abgesondert. Diese
bestanden aber auch nur bis in das 17. Jahrhundert
neben einander fort, 'va die braunschweigische IJinie mit
:Friedrich lTlrich (t 1634) erlosch. So war es ,vieder
nur ein Ast des welfischen Stammes, welcher 111it sei-
nen schon vorhandenen Ausläufern die gesalnInten ,vel-
fischen Lande wieder uInfasste und aus i hn1, welcher
jetzt mit Ernst dem Bekenner und dessen Descel1denz
den HauptstamIll bildet und fortsetzt, ,vährend der gleich-
zeitig entstandene Nebenz,veig der Harburger Linie bald
wieder abstirbt, sind die beiden gegen,värtig noch vor-
handenen Hauptzweige des ,velfischen Hauses entspros-
sen, von ,velchel1 der ä1te rein den Nachkoll1men 11 ei 11-
riehs von Dal1nenberg auf deIn Boden von Braunsch"ieig-
Wolfenbüttel fortblühte, der andere (die vVilhelInische
oeler jüngere Linie) die übrigen Bestandtheile der wel-
fischen Stammlande allmählig in einer Hand zusamIneu-
schloss und durch neue Er,verbungell, zum 'rheil auch alt-
,velfischen Bcsitzthums, vermehrte; so,vie es auch ihr
beschieden war, durch die Erlangung der I{urwürde und
Besitznahnle eines der Inächtigsten !{önigsthrone der
Welt den Glanz des Hauses zu erhöhen.
§. 7.
Sowie nun inl IJaufe einer Ineh1' als sechshunclert-
jährigen Geschichte clas Bewusstsein der Einheit des
Hauses, beruhend auf der Gemeinschaft des Blutes und
des gesamlnten Familienrechts , nie verseh,vundell ist
und bei der erst Üll z,veiten Viertel des 17. Jahrhunderts
eingetretenen letzten, also verhältnissnlässig jungen, Ab-
zweigung im fiirstliehen Hause selbst und nieht Inindel'
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In der Anschauung und Ueberzeugung des Volks leben-
dig bleiben musste, so ist auch dem Reiche gegenüber
die durch den Lehenbriefv. 1235 begründete rechtliche
Union der braunschweig-Iüneburgischen Lande
nie aufgehoben ,vorden ; und ,venn auch, besonders nlit
der I~r,verbung der Kurwürde durch die jüngere Linie,
voriibergehende Missstimmungen obgewaltet und das herz-
liche Einverständniss zeitweise gestört haben, stets hat
jenes Be\vusstseyn sich wieder geltend gelnacht und in
gemeinsanl el'riehteten Hausverträgen , ,vie zuletzt noch
in :Folge der Vorgänge von 1830, 1\.usdruck gefunden. Die
,Rechtseinheit der gesammten welfischen Lande ist durch
alle Theilungen der verflossenen Jahrhunderte nur su s-
pelldirt, aber nicht gelöst oder gebrochen worden
und ,vie in allen früheren }-'ällen beim Absterben eines
Zweiges des Gesammthauses dessen Besitzthum stets denl
andern fortblühenden Zweige von sei b s t wieder zuge-
wachsen ist, so ,vird und muss diess auch in Zukunft
der :Fall seyn, wenn nach Gottes Willen die eine der
jetzt bestehenden IJinien des welfischen Gesamlnthauses
im lVlannsstamm erlöschen sollte. Die Wirkung eines
solchen Ereignisses in Betreff der bisher getrennten Lan-
destheile wird sich dann aber auch gerade deshalb nicht
mit der l'erminologie einer bIossen Personal- Union
im Sinne einer zufälligen Verbindung z,veier Staaten
unter ei n e TIl Staatsoberhaupt bezeichnen lassen; sondern
die ursprünglich und rechtlich begründete Re alu ni 0 TI 30),
30) Schon R ec lt enb e 1"g-1J-I'I~ n clt lt aus e n SucceS8. Ü~ seren.
guelf. donnt. Cap. II. §. 23 bezeichnet die durch den Lehen-
In'ief von 1235 begründete Vereinigung der Lraunschweig - lüne-
hurgischen Lande als eine "u n i 0 p erp etu a", und bezieht sie
auch auf die "Cornitatus et dO'nu:rda, quae post1nodunt obvenerant."
Erst später, seit dem 16. Jahrhundert, sind die dem IIauptlehell
annectirten Graf- und IIerrschaften in die kaiserlichen Lehenhriefe
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die nielnals aufgehoben worden ist, tritt viehnehr da--
durch, dass der ä u sse l' e Grund der Scheidung cessirt,
von seI b s t wieder in I{raft; selbstverständlich aber,
ohne die inzwischen begriindeten wohler,vorbe-
lleu Rechte der Unterthaneu und die besonde-
ren, in anerkannter Wirksamkeit stehenden,
Landesverfassungell zu alterirel1.
Es hat, wie schon hervorgehoben werden lllusste,
itulller nur ein Herzogthum Braunsch.-I.Jülleburg gegeben,
welches aber eine Mehrzahl von Fürstellthülnern, Graf-
und Herrschaften, bald von einander getrennt bald wie-
der vereinigt unter einem Herrn, umfasste 31) und wie
diess durch das pactum inv8stiturae von 1235 und durclr
den ersten Gesammtlehenbrief von 1403 bekundet 'wird, Beil. 11.
so lässt sich auch aus spätern I)oculnenten erkennen,
wie man Ge,vicht darauf legte, dass die aus den Lehe11-
aufgellOllllllell ,vordcll; aher nielnals vollständig. Sell)st die 01'-
W'()1·1)ellell Allodien ~ ,vie z. B. Lüchow, hatten durch die Verhin-
dung lnit den rcichslehenbarell I-Iauptlallden insoferll deren Natur
angcuomlnOll, dass sie nicht nach gelneiuCln Landrecht, sondern,
nlit Ausschluss der Uogllaten, in1 Mannsstanllll vererbt \Vordl'll
sind, ,vie dicss aueh in vielen andorn <1eutsehen Fiirstcllhäuserll
der Fall gC\VeSell ist. S. jedoch lloeh den -Vorhehalt in BotreIf
etwaiger Al1c)(lialgütt'l' in dCln I(aiscrl. l>eel'ct V01n 9. .Tul. 1625.
Heil. IX. Die 'Tcrlütltnissc <lOl' einj1;l'lllCll lnit den ITauptlalHlcJl
verhundenen Graf- und lIefl'Schaftcll könne)) hier nicht erörtert.
werden.
31) SChOll Stl'U l)cn, rechtl. Bedenken Tb. 1. NI'. U5. §. 1.
bÜlnerkt, alles iIn Lchensauftl'ag' VOll 1235 Enthaltene unll später
dazu l~l'worl)(~ne sey als eine un-iversitas sine exp1'essione perti-
nent1,'arul1~ bein11leiche zu I..Aehen gegaugell. l\Ianccke, hraull-
schw. lÜlleb. Staatsr. §. 67. sagt richtig: "Es leidet keinen Z\vci-
))fe] , dass die braullschw. lÜllel)l1l'g'. Lande - ei 11 Ga II z es a 11 s-
»ln a eh en, ,vorin z\var der Genicsshranch, nicht aber das E:ru-
»folgerecht gcthcilt ist -:.
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briefen verschwundene Bezeichnung "Herzogthum" wieder
in dieselben aufgenommen werde 32). Es haben sicll fer-
ner seit Albrecht und J·ohann, den Stiftern der altbraun-
sch,veigischen und altliineburgischen Linie, alle Glieder
cles Hauses "Herzöge von Braul1sch,veig", oder später
gewöhnlich "Herzöge von Braunsch,veig und Liineburg"
genannt 33), ohne Unterschied, ,velcher Speciallinie sie
angehörten, Inochten sie auch von den1 Lanclestheil, wel-
cher ihnen bei der l'heilullg zugefallen war und auf ihre
:Oescendenz übergieng, zur genauern Bezeichnung, noch
eineIl besol1dern 'ritel oder Nalnen führen, oder zeit-
,veise auch einen rritel von andern I-Ierrschaften beifü-
gen 34). Die Fürsten von Grubenhagen behielten auch
32) So wird in eineTn von "G e 0 r g I.Judvvig Cuhrfürst" unter-
zeichneten "Neben-Melnorial für Unsere zu der auf den Sten hu-
jllS (1706) zu Burgtol'ff mit vVolffenhüttel angesetzten Confcl'enz
gehende Geheimhte Bähte" unter Bezugnahme auf ,;clen Lehn-
Briefl~ des Rönlischen }{önigs Rupertz· de Ao 1403; 'welcher der
erste förlnliche }(eyserliche Lehn-Brieff ist, den lJnsere Vorfahren
bekomluen" .An,veisung zu einer "Verständigung nüt 'Volfellbüttel
cl'theilt, danlit die .A.usclrucks\veisc jenes Lehcnbrief8 "IIerzog-
thunlb uud Fürstcllthiilner" vviüdcl' hcohachtet ,vcrde. l)iess ist
später auch geschehcn. Noch in der letzten Gesannntlehnsl11u-
thung VOll 1793 ist nur von1 "Tlerzogthurl1 Braunsch\veig-
L ü n e h u l' g salnmt den dazu gehörigen FÜl'stenthünlCl'll, Graf-
und IIcl'l"schaftcll alt.:; einülll lehnrechtlichell Ganzen" die l~ede.
Hie wurde nachgesucht VOln IIel'zog Carl 'V'ilhelrn Ferdinalld als
~elliol' des Gosaullnthausos alU 17. ~laj 1793. l)cr lVluthschein ist
vom 2. Septbr. 1793.
33) Vel'gl. Mo se r, hl'aUllSch\v.-llillOl)urg. Staatsrecht. }(ap. 1.
§.4f. und dazu Scheidt, .Anlllcrk. u. Zusätze S.13f. TJieFort-
führung des Titels Ilerzog von Bl'aunschweig von heiden Ijinicll
wurde bei <1er Theilung von 1267 ausdrücklich stipulirt. " TJrbmn
Brunsvic teneount ambo el de ea debent principes notn'l·nal''l·.·· s.
die Nachw'eisungen derUrk. v. 1267 unten Note 41.
34) S. Rihbentrop, Beyträge T. S. 15 f. und Scheidt
a. H. O.
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in der Zeit, ,vo (nach dem Aussterben des altliineburgi-
sehen I-Iauses) der rritel "Herzog von Braunschweig nnd
I~üneburg" der allgemeine gevvorden ,val', den iiltel'ell
(bei der Theilung von 1267 ausdrücklich stipulirten) ge-
meinsamen Nanlen bei, il1deln sie sich nur '"Herzöge von
Braunschweig" ("zunl Grubenhagen") zu nennen pflegten,
,vie sie auch iIi kaiserliehen Ausfertigungen des 16. Jahr-
hunderts noch genannt werden. Durch den Vertrag vonl
13. März 1566, dessen wir später noch näher gedenken Beil. IV'.
111ÜSSen, wurde aber auch diese Abweichung beseitigt
und in deIn Erbtheilungs-Recess vom 14. Decbr. 1635
erinnern sich "ihre all er sei t s fürstlichen Gnaden als
11 a heB1u t s fr eu n d e ", dass sie "von ein e 111 fürstli-
chen hohen Stamme entsprossen und posteriren , ein e11
Titul, Schild und lfelnl führen ~ aueh dafür in- uud
ausserhalb des Reiches l'Ühnllich erkennet, geehret und
reputiret ,vorden." So hat also die falnilienrechtli-
ehe Einhe i t der versehiede"nell Speeialliniell des Ge-
sammthauses sehon in der Gleichheit des Nanlens, Titels
und "\\'!"appens 35) forthin und bis auf die neuesten Zeiten
einen keineswegs bedeutungslosen .A.usclruck gefunden.
Es giebt aber noch viele andere und bei ,veiten1 stärkere
Be,veise der ununterbrochen fortbestandelien Rechtsge-
Ineills~haft der hraunseh,veig-liineburgisehen Fürsten und
!.Jande.
~. 8.
Wir haben bereits oben die A.Jlsieht vertreten Inü8'
sen, dass der Grundsatz des deutschen I...4ehenrechts,
35) lJeher das 'Vappcn des 111'aullsclnveig-lünelL 1Ianses f.:.
l\Jlo s e l' a. a. O. §.6. Se h el <1 t . AU111el'k. u. Zusätze S. 28. TI j h-
bentl'Op, Beytl'ä.gc S.l7 u. 1I. Böttgcl'. I)io alhnähligc Ent-
Rtehung der \yelfisch(»)~ Lande. lIalluoy. 1858. S. 65 f.
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wonach durch Theilung die Erbfolge im I.Jehen gebro-
chen ,vurde, weil das Lehen nur in gerader Linie ver-
erbt ,vurde und deshalb nicht auf abgetheilte Seitenver-
wandte übergehen konnte, wenn diese nicht die s. g.
gesammte Hand conservirten 36), auf das. 1235 als Reichs-
lehen errichtete, Herzogthum Braunschweig-Lüneburg kei-
ne Anwendung finden konnte. Vorausgesetzt aber, diess
wäre dennoch der Fall gewesen, so ist bekannt, dass
nicht jede .Art von Theilung oder Absonderung jene
Wirkung äussert, sondern nur diejenige, welche mit der
Absicht einer Aufllebung der bisherigen Rechtsgemein-
schaft vollzogen ,vircl. Einer solchen s. g. Dateilung
oder Todtheilung ,vird die Mutschirung (auch Oerterung
genannt) gegenübergesetzt. Letztere lässt die Gelneill-
schaft cles Rechts bestehen und bringt nur eine Schei-
dung oder Absonderung der mehrern Berechtigten in
Betreff der A11 S üb u n g des Rechts hervor; die erstere
ist eine Theilung des Re c h te s se 1b st, dergestalt, dass
die Theile zu ganz selbstständigen, von einander völlig
gelösten, ausschliesslicll eigenen, Rechten ,verden.
Fragt rn.an nun, welchen Charakter die im braun-
schweig - lüneburgischen Hause vorgekonlmenen l'heilun-
gen gehabt haben, wobei es selbstverständlieh nur auf
die nach 1235 gemachten rrheilungen ankommen kann,
so ist die Bellauptung, dass diess eben rr 0 cl th eil u n-
gen in jenem Sinne gewesen seyn, eine völlig unbegrün-
dete. Im Gegentheil, die wahre oder Inaterielle ge-
sam III tell an cl , von ,velcher die spätere Gesamnltbe-
lehnung ,vohl zu unterseheiden ist, hat nie mal sau f-
gehört und die Glieder des braunschweig-Iüne-
36) Vergl. hierüber und über die an sich verschiedene ge-
sammte lIand des ältern }techts und die neuere (}csarfilntbeleh-
nung: Duncker, das Gesammteigenthum. Marb. 1843. S. 80 f.
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burgischen Hauses haben zu allen Zeiten das
lebendige Bewusstseyn davon gehabt und gegen
die von Aussen gemachten Versuche, in ihr F'amilien-
recht störend einzugreifen, genleinsam und mit Ausdauer
und Beharrlichkeit vertreten. Auch haben bisher die
der Geschichte und Rechtsverhältnisse der \velfischen
Fürsten und Lande Kundigen für die Fortdauer der ge-
sammten Hand unter den verschiedenen Z\veigen des
Gesammthauses vermöge des Inhalts der Theilungsrecesse
in übereinstilnmender Weise sich ausgesprochen, wenn
sie auch zum rrheil der Sache die Fassung geben, dass
man die Wirkung einer s. g. Todtheilung durch verschie-
dene, die fortdauernde Gemeinschaft bekundende, Stipu-
lationen ausgeschlossen habe 37). Noch mehr Gewicht
dürfen wir aber in dieser Hinsicht auf ein älteres
Zeugniss legen, ,velches dafür spricht, dass auch ohne
die Gesalnlntbelehnung des I{aisers die :Fürsten VOll
Braunsch,veig und LÜllehurg GesaUl1nthänder seyen. Als
es sich darum handelte, in Folge des z\vischen den Her-
zögen VOll Grubenhagell und andern Gliedern des Hau-
ses alU 13. März 1566 abgeschlossenen Vertrags, die
Aufnahme der Grubenhagenschen :Fürsten in die Ge-
sammtbelehnung des Iteichs auf dem damals eröffneteu
llcichstag zu Augsburg zu er\virken, berichtet der vonl
IIerzog Erich 11. von Calenberg dahin abgesandte An-
d r ea s !( rau se, Flofrichter zu Pattellsell, in einenl
Schreiben d. cl Augsburg den 23. 1Vlttrz 1566 auch über B(lil. Y.
diese Angelegenheit. 11:1" bOlllÜl'kt: ,,11~s seyen der Kanz-
37) V·ergl. (li: 0 c h 's) 'Versuch einer pl'agn1. Gesch. S. 188.
S. 240 f. Ri h ben tro p, Beyträge S. 65. l\:Ian ecke, Braunsclnv.-
Lüneh. Staatsrecht herausgeg. von v. Lenthe §.67. - !Iave-
nl ann, Gesch. der hraunschw.-liineh. Lande 'rh. I. R. 464 erklärt
sich auch ausdrücklich dafür, "dass eine Todtheilung nie
stattgefunden."
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leI' Dr. Joachinl Mynsinger und Dr. JoachilU Mul-
l e r in Augsburg eingetroffen, hätten sich zu ihll1 in
die Herberge begeben und berichtet, dass auf der jüngst
in Braunsch,veig gehaltenen Zusalnmenkunft verabschie-
det worden sey, vom Kaiser die Belehnung zu gesinnen ~
auch seyen sie angewiesen, "die Samptbelehnunge von
,vegen Hertzogk Ernsten und Gebrüdern Antheils Ci. e.
der Grubenhagensellen Fürsten) zu suchen, auch denselben
hin,vidder die Sanlptbelehnunge zu gestaten, in Betrach-
tung dass I. f. G. mit E. f. G. allerseits von einem
Stamm entsprossen." Er habe dagegen die Bedenken
des Herzogs Erich von ,vegen der Präcedenz inl fürstli-
chen Gesammthause geltend nlachen müssen, ,vorauf die
braunschweigischen und liineburgischen Abgesandte er-
wiedert: Es habe die Samptbelehnullg nur den Z,veck,
das gegenseitige Successionsrecht dem l{eiche gegenüber
sicher zu stellen. "Debel' das" fährt der Calenbergsche
Reichstagsgesandte fort, "hat es auch bey den gedachten
fürstl. braunschw. und luneburg. rethen elen verstandt,
das IIer t zog }1~ r 11 s tun el sei n ehru el ern luit ihren
(der Abgesandten) gnec1igen hern und E. f. G. (Erich 11.)
ohne das in samptlehen sitzen und dass es al-
lein darahn Inange.lt, dass es in hrieffen und
siegeln nicht vorsehen."
Diess Zeugniss ist, unseres Erachtens, von der aller-
grössten Bedeutung. Es erkennt ausdrücklich an, dass
auch die Cirubenhagel1schen Herzöge mit den anc1ern
lTürsten des Gesamulthauses "in sanlptlehen sitzen", auch
ohne die }-'ornl der Ileichsgesalnnltbelehnung, oder eines
gemeinsanleu l~ehellbriefs. 1Jnel dieses' Zeugniss ,vird
abgegeben von lVlälluern, denen präsullltiv die genaueste
I{enntniss der Rechtsverhältllisse des hraunsch,veig-liine-
burgischen Hauses inne~ohnte; unter ihnen eine der
hervorragendsten juristischen Autoritäten der dftlnaligen
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Zeit, der Canzler Dr. J oachiln ~Iynsinger38), wel-
cher damals in Diensten des Herzogs Julius von Braun-
sch,veig-Wolfenbüttel stand. :Es kann daher auch recht-
lich keine Bedeutung in Anspruch nehlnen, wenn Kaiser
Maximilian 11. bei der auf denlselben I~eichstag zu
Augsburg erfolgten Belehnung in den Lehenbrief von
1566 die Grubenhagenschen Fürsten noch nicht mit auf-
nahln, ,vas erst im Jahre 1570 geschah, obwohl er
schon damals ausdrücklich anerkannte, dass auch letz-
tere "von Rechts- Natur- und Ver,vandnuss ,vegen in
eine Sammtbelehnung gehörten"; ein Punkt, auf
den wir unten noch näher zu sprechen kommen ,ver-
den.
Wir brauchen uns aber nicht lllit einenl solchen
formellen Zeugniss zu begnügen. Die ganze Geschichte
der rrheilungen, der Inhalt der rrheilungsrecesse, die
dabei gemachten Stipulationen und Vorbehalte, geben
uns eine Masse der unbestreitbarsten Belege für den
von uns aufgestellten Satz, dass es nicht in der Absicht
der sich in Betreff der Ausübung der Regierungsrechte
über ihre Lande auseinnndersetzendell Fürsten lag, die
z,vischen ihnen bestehende l~echtsgenleinschaft aufzuhe-
ben, und dass sie iln Gegentheil die gesanlluten braun-
sch,veig-lüneburgischell Lande als in ihrelll genlcinsalnen
landeshoheitlichen l~igellthunl ungetheilt fortbestehend
betrachtet haben. Nur auf diese \~Veisc ,vird auch in
38) JoaehillllVlynsingel' VOll Fl'Ülllleek, geh. z\vischell
1511 und 1517 zu Stuttgart, Schüler lllld Nachfolger von U Ir.
Z a si u s, \vul'l1e 1548 Can11l1el'gerichtsassessor, 1556 Canzler i 11
'Volfenbüttel. 1573 legte er dies Alnt nieder, behiolt aber doch
noch Einfluss, namentlich hei der Stiftung von IIolnlstädt 1576.
}1~r starb inl Jahre 1588. Bekannt ist unter seineIl Schriften sein
Comlnentar zu den Institutionen UHÜ sein Buch: Obser'vationes
carnerales. JI ugo, Lehrb. der civ. Litterair-Gesch. ~. 141.
der Geschichte des Hauses Manches in Betreff seiner in-
norn und äussern Verhältnisse erklärlich, was mit einer
Todtheilung im eigentlichen Sinne sich nicht in Einklang
bringen lässt. Es gehören dahin die sich mehrfach wie-
derholenden Wechsel in Betreff der bei einer Theilung
zuge,viesenen Objecte, z. B. 1409 und 1428; das zeit-
,veise wieder vorkommende Einrichten einer gelneinschaft-
lichen Regierung; die Erklärung, dass sie ihre "Land vnd
I-Aüdeerflieken ,vedder tho hope gesat" vnde verey-
ne t" lliitten u. s. w., ,vas alles bei einer durchgreifenden
und un,viderruflichen Theilung des Ilechts selbst nicht
hätte vorkommen können. .Auch würden die J{aiser sich
ge,viss nicht so leicht zur Einführung der Gesaulmtbe-
lehnungen im 16. Jahrhundert verstanden haben, ,venn
sie den Satz hätten geltend machen können, dass durch
.die Theilungen die Itechtsgemeinschaft zwischen den ab-
getheilten Linien aufgehoben und das gegenseitige Suc-
cessionsreclit wegen Mangels der gesammten Hand ge-
brochen sey.
Fassen wir aber die Dinge jetzt etwas näher ins
Auge und suchen aus dem reichen Material der urkund-
lichen Geschichte des braunschweig-lüneburgischen Hau-
ses die schlagendsten Belege für die fortdauernde I{echts-
gemeinschaft der abgetheilten Ijinien ~usammen, so kön-
nen wir uns dabei auf die Zeit vor Einführung der alle
(jlieder des Hauses umfassenden Gesamrntbelehnungen
heschränken, ,veil durch diese spätere Iform der Coin-
vestitur jeder l1utterielle Bc,veis des gegenseitigen Suc-
ccssionsrechts ersetzt wird, woraus sich zugleieh erklärt,
weshalb 111a11 seitdem auf die zur Documentirung der
fortdauernden Gemeinschaft sonst nothwenc1igen Stücke
nicht mehr den Werth gelegt hat, den sie früher in
Ansprucll nehmen konnten.
Auf ~,veierlei ist besonders in der hier in Betracht
kommendenBeziehungdaRA.ugennlerk zu richten: erstens
auf den bei allen Theilungen vorkonl1nenden Vorbehalt
gewisser auch quoad exercz'tium J'U1"Z'S gelueinsam blei-
bender Stücke; z we i t e n s auf die Einrichtung der ge-
genseitigen Erbhuldigung der Unterthanen. In Verbindung
damit tritt aber, zur Ausschliessung jedes Zweifels, drit-
te 11 s, der sich inlmer ,viederholende ausdrückliche ,ror-
behalt des gegenseitigen Successionsrechts.
~. u.
Da.s Bestreben, der Annahme einer mit Aufhebung
der Reehtsgenleinschaft verbundenen Todtheilung zu be-
gegnen, begegnet uns scholl bei der er s t e n Theilung
von 1267 z,vischen Albrecht und Johann, den Stif-
tern der alt e n braunsch,veigischell und lüneburgisehen
I..Jinie. 1\ueh sie hatten nach dem Tode ihres \-raters
Otto d. !{. (t 1252) erst tTahre lang in ganz ungetheil-
tel' Gelueinsehaft gesessen 39). i\]S sie nun in der hier
39) .Anfangs regierte .AILl'echt allein, nänllieh zugleich in sei-
llerEigenschaft als 'T(H'lnUnd seiner Brüder. Die hciden ,Fingerll
Brüder 0 t t 0 und (;0 BI' a d tratcn in <lell gcü;tliehc'll Stand ~ jener
wurde Bischof von I Ji I d c s h ei ln, diesel' Bisehof VOll v'" erd e 11.
l>ic Verziehtsurkunde Conrad's VOll 1266 111Hl (·inr an(lrre (~rkun<le
über seine Al)f]ndullg d.ll . .il1unden t·n die ,-To1lanllis et Pauü' 1269
H. in den Ort!/[/. guelf. 1'(nn. IV. p. 18 seq. .Alhrcrht und ~Jo­
haHIl \Türspl'eehen darin ihrmn Bru(lcl' COlll'ad "Brernensis eccle-
s'iae ])raepo8'ito", <lass ('1' jiihl'lich 500 l\Ial'k SilLer Hl'clniseh, 300
l\lark aus JCHl Uoslarischcll Zehnten (" n2ont~'8 RanuJnsbel'g") ~ 200
1\Iark aus JeH1 Zoll zu Celle und Lünehurg und ausserdelll lloeh
50 l\lark aus <1e1' "Advocatia ?~n Assl~borch" erhalten soll. l)ie
Präbende über das Altare Si. ]Jlar1·ae zn Sf. Blasl:i in Braull-
sehweig ~ \yird noch bf'stillunt, sollp Tlpl'zog' Johallll zu vergeben
ha bel!.
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nicht näher zu erörternden 'Veise theilten, ,vurden aus-
driicklich von der Theilung ausgenommen und denl ge-
meinschaftlichen Besitz (resp. der, nach Turnus sich be-
stimmenden Rechtsausiibung) vorbehalten: die Probsteien
und Präbenden, so,veit sie nicht einenl allein zuge,vie-
sen seyen, "ihre freien Leute" und die Vasallen aus-
seI' h albLandes, der Gieselwerder 40), die Rechte an
Hameln und Höxter, vornänllich aber die Stadt B rau n-
Rc h ,ve i g , von der sie forthin beide ihren Namen füh-
ren ,vollten 41). 1\11e8 das hat offenbar seine Bedeutung.
:Nlan ,vollte gerade nach Aussen hin den }-'ortbestand
des u n g e theil te n 11' a mi lie nrech t s bekunden, des-
halb wurden die auswärtigen Lehen ausgenomlllen und
,vohl auch die Rechte an Ifameln und Höxter; Inan
,vollte zeigen, dass das :F ahn1ehe n ungetheilt fortbe-
stehe und nimmt darum "die freien Leute" aus; Inan
,vollte endlich ein noch greifbareres Symbol der unge-
theilten Rechtsgemeinschaft festhalten und schloss des-
halb die Stadt Braul1schweig (später, ,vie wir sehen
,verden, auch L iine bur g) als Hauptort und Grundstein
des ,velfischen Besitzthull1s, wozu sich nach dem pactu'/n
in1)estiturae von 1235 alles Uehrige nur als Pertincnz
40) S. darüher lVI an eck e hr.-liinel>. Staats!'. R. 5ß. Note 77.
11) J)ie Original-Thcilungsul'kun<1c existirt nieht.Die 1\.h-
schrift einer, .leu Inhalt, referirenden, latüiniHehen Urknlldn, \\'el-
ehe I~eihnitz angehlieh in Berlin genoullncn hahen soll, ln'iugt
Sc h p id t in <1en Orlgg. guelf. l'Ol1Z. ITT• §. G. p. 13 seq. S. aher
auch 11. S n cl end 0 r f, Urknndenhuch zur G-escll. der llerzügc von
Brsclnv. u. Liineh. Th. 1. ITannov. 1859. p. 42. -- ,Vas J-t eh t-
meier, br.-lüneh. Chronik~ in dr'l1 Naehträgen p. 1834 bcriehtet~
ist eine Ilelation des Inhalts. ohne Angahe der flucHe. :E ra. t h ,
histor. Nachl'icht. p.5, gieht \vörtlich _Rehtn1üi(~1"sBericht wiedm~.
Vergl. auch 1\Ianecke, hr.-liineh. Staatsr. §. ß7. (Koeh's) Ver-
such piner prag'nl. (}esch. S. 96. S. 242.
5.1
verhielt, also die res principalis von der Theilung
aus. - Dass, auch abgesehen hiervon und von denl
,vahrscheiulich dabei ausdrücklich gell1aehten Vorbehalt
des gegenseitigen Successionsrechts 42), die engsten Bezie-
hungen zwischen den abgetheilten Herren fortbestanden,
lehrt die Geschichte. Nach deIn Tode Johann's (1277)
führte Albrecht wieder die 'Vor111undschaft über seinen
lnindel:jährigen Neffen Otto den Strengen; auch
,vurde durch eine Erbeinigung des Letzteren mit seinenl
Vetter Albrecht deIn Feisten von Göttingen (von
1292) der Fortbestand der Genleinschaft und des gegen-
seitigen Erbrechts ausdrücklich anerkannt, unter idealer
Vereinigung und Zusammensetzung aller ihrer Lande
und I.Jeute 43); ,vora·us sich zugleich erklärt, ,vie Otto
42) Nach 'Vinckelluaun ~ Stanllll- und ItegentenbaUln von
Braunselnv.-Lüneb. p. 85 und Re c lt e n b er 9 - JIu n c h 11 au oS e n,
Success. in seren. [/ue{f. donz,. Cap. I I. §. 47, hahen .Johann und
Alhreeht ausdrücklich festgesetzt, "ut una jorsz'tan lz'nea dejiciente
altera dein ag n at ion i s et pa c t i }u re sllccederent." In der~ Note
41 nachge\viesenen, lTrkunde steht dieser Satz nicht.
43) Die hezügliche Urk. v. 1292, jeria sexta prox. post As-
cens. Donu"ni, 'ist auch ahgeJr. in den Or(q,q. guelfe 1~o1n. Ir.....
p. 20. BeflOlldcrs hClllCrkellS\Vel'th ist die Stelle: ,,- tel'ras no-
stras, ntunitiones, oppida, hOlntnN; S z· c in te l' nos l~ t se uni v i-
'In 1.l set co In pOS U ~'1n u S , ut Q(!fjuali Jure, IUJJ2ol'c ac libertate t~t
tuitione a nobis in p el'pet 1lll'lU sortiantuJ'; taH conditione nofn-
"'ia inter1n ixta , q 'll () d si u n 111n nos t l' 0 r u n~ a b s q 11 e lt e red i s
j l' U 1~ ti 0 n e 'In 0 l' i c () n tin ger e t, s U p e l' s t es i II i U 8 cl e fu n c t 't'
t e '" l' a s, rn II n ~. t ion es, 0 pp i da, h 0 'l1't 'i n es si b i l i b e r e e t h e-
reditarie UStl1'pabit." S. ührigens Jas. (Origg. guelf· I17 • ]J.
21) noch die z'weite TTrkun<le aUR denlSelhcl1 tlahre 1292, fer1~a
s(~cunda ante I)enthecosttJ,n~, . welche eülc Bestiitigullg der vorigen
pnthält und \VOrill sich die heidcn Fürsten \"ie Brüder dauel'lHle
Fr0undschaft gelohen. ,,]{08 IJei !ll'atia OUo cl Albertus Duces
de lJ1"1(us1v';'g 1'I'.cognoschn 1(8 cl projiten/,ur, '1 l1orl 0 'In u i abo na 1tO-
·1::
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als IIel'r VOll LU 11 e bur g dazu kam, Städten, wie Göt-
tingen und Nordheim, Reverse oder Versicherul1gsurkun-
den ihrer Privilegien und Rechte auszustellen 44). Auch
verdient hier noch besonders hervorgehoben zu werden,
dass Alhrecht der Feiste mit seinem Bruder He i n r ich deIn
'Vunderliehen, 'veIcher nach der väterlichen Bestimlnung Y.
1~79 u. der Auseinandersetzung von 1286 Grubenhagen
ll1it Zubehör erhalten hatte, während der dritte Bruder
"Tilhelm (t 1292, kinderlos) Braunschweig und Wolfen-
hüttel bekanl, bei Gelegenheit der rrheilung VOll 1286,
einen ähnlichen auf Conservation der gesammten Hand
gerichteten Vertrag gemacht hat -15), "reIcher sogar auf
die von ihren Frauen ihnen zugehrachten Güter sieh
erstreckte, (" bona CU1n uxoribus nostlr~'s nobis data te-
nere volumus simul comrnuni manu ad lucrum et
ad damnum"). Die traurige und landverwüstende
Fehde, "reIche bald darauf z,vischen den heiden Brüdern
ausbraeh, entzog aber diesem Vertrag theil,veise die be-
absichtigten Wirkungen und ,val' zugleich der Grund, wes-
halh Heinrieh VOll Grubenhagen VOll der Erbschaft des
Bruders Wilhelnl von Bl'aul1sch,veig (-r 1292), die grössten-
theils Albreeht von Göttingen hinnaJul1, nur kleinere
StUcke (\rorsfelde, Br0111C, IJutter fun Barenberge) er-
stra, 01'nnern lt e l' e d 'i tat e rn nosl1'am co nljJ 0 s U 't'1n u s (das Deut-
sehe "to hope setten") el eanz Una1lt esse vo lU1nus, sine doZo.
'J'e'nljJoribus v~'tae nostrae on~n~'bus 1uunitionibus n08l,,·ü;, 0P1J1,'d't's t~t
sllbeNt"s, s~'cut ~f'l'atres, debemus equaliter d01J~inari." I~nts~än<1e
~treit unter ihnen ~ so sollen (lie l'utcrthanen ihnen nicht heistn-
hell. l)ip StülHlc 8011{\n den Streit ~riitlieb vrrlnitteln u. beilegen.
'1-1) 01"tgg. guelj'. l. c. p. 21. Xott'n. H. auch eine ITl'k. "Vilhelrn's
fl.tl' Duderstadt bei 'Yolf~ Uesch. der Stadt I)u<1crsta<1t. ITrk. ·VII.
45) IJic Or'lgg. gue{f. 1'om. IV. p. 19 bringen einen AL-
uruck dieser rrkunde d.d. IJrunsU''t·ck Aa, D01rl. 1286 'in tUe hea-
tor. Pet"'i et Pauli Apost,
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hielt. Allein niemals ist die durch den , ...ertrag von
1286 gesicherte Rechtsgemeinschaft aufgehoben ,vorden
und nierrlals sind 'lerhältnisse eingetreten, die irgendwie
zu der l\.nnahme berechtigten, dass sich die Herzöge von
Braunseh,veig - Gl'ubenhagen von der Rechtsgelneinschaft
des Gesanl1nthauses losgelöst, oder den andern Zweigen
desselben ihre eventuellen AnsprUche auf das f'ürsten-
thum Grubenhagen entzogen hätten. cf. Unten ~. 1,J.
§. 10.
In iihnlicher \Veise ,viederholell sich in den folgen~
den Zeiten die Feststellungen über die ganz un ge th eil t
bleibenden StUcke und 'verde11 noch durch andere ~ die
fortdauernde Rechtsgemeinschaft bezeichnende und die-
selbe sichernde, \Terabreclungell er,veitert. - ~~ls die
Söhne Albl'echts des :Feisten (-,- 1318), ~Iagnus der
.i\eltere und ~~ r n s t, nach deIn rrode ihres älteren Bru-
ders 0 tto 's des l\lilden (-,- 1344), ,veIcher VOll 1318 ---
1327 die väterlichen Lande allein regiert hatte, iIu Jahre
1345 sich über eine Theilung der Regierung und J1:in-
künfte verglichen, ,yobei Ma g.n u s das Braullsch,,-eigi-
sehe, Ern s t das Land Ober,vald oder Göttingen erhielt
(f\nfang der Göttinger Speciallillie, erlosehell llli t Otto
Cocles 14(8), ,vnrdell ,vieder eine lVIehrzahl VOll Güterll~
.Reehten und l~illkünftell als solche hezeichllot, "reIche
gemeinschaftlich bleihcll oder von dcrrrhcilullg nicht
berührt ,verden sollten; nninelltlich die geistliehell und
,veltlichen Ijchen in Braunsclnveig, die Vogteien daselhst,
die I)räbellden Set. Blasii und Set. Cyriaci, das ,,~loss­
haus" in der .Burg, die !{emlladell daLei, der s. g. rrenl-
pelhof, alle 1.48hen "buten der I-Ierscap uud Gerichte~'
und die Erbhofäl11ter 46). Auch verstand sich von selbst~
46) I)er Vel"trag von 1345 ist. abgedr. ill Hchtlnciel'~~
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dass die nach den frühern Erbeinigullgen z\vischen
Braun sc h "r e ig und L Ü 11 e burg gClneinsam bleibenden
Stücke durch die Specialtheilung im flause Braunsch,veig
nicht alterirt wurden. Und wenn ferner alle Vorgänge,
,velche mit dem herannahenden Aussterben des alten lü-
nehurgischen I-Iallses in Verbindung stehen, die Verträge
zwischen vVilhelm von Liineburg ~lnd ~!Jagnus von Braun-
sclr\veig von 135~), die Festsetzung, dass I~iineburg und
Braunsch\veig zukünftig unter einenl I-Ierrn vereinigt
seyn und bleiben sollten, der Fortgang und Ausgang des
Erbfolgekriegs mit den Sachsenherzögen , auf das Deut-
lichste die lebendig herrschende Ueberzeugung der ,vel-
fischen Fürsten und des Volks von der durch die rrhei-
lungen nicht gebrochenen und nicht zu brechenden dau-
ernden und unzertrennlichen Rechtsgemeinschaft bekun-
den, - so kann rn.an auch in der, dem einen oder andern
Landestheil besonders gegebenen und verbrieften Ver-
sicherung, dass in Betreff seiner auch die Regierung Ull-
getheilt imIner bei Einem bleiben oder nur dem ~L\eltc­
sten zustehen solle, ,vie es die Söhne von ~Iagnus Tor-
quatus, :E"riedrich, Bernhard, Heinrich und Otto der
~1annschaft und den Städten der IIerrschaft B rau n-
sc h we i g ( Herscop to Bruns"crig) feierliehst in einent
1374 zu Braunsch,veig errichteten Vertrage zugesichert
hatten 47), keinen Widerspruch finden ,vollen und diess
Chronik p. 1846 und verhessert hei F~ r a th, histor. Nachricht.
p. 12 f. Das. auch S. 17 f. der besondere Rcccss wegen der
geistlichen und weltlichen Lehen.
47) :E r at h, histor. NaChl\ S. 25 f. In diesenl, unter 'Vcr-
mittelung der Frau Katharina, der Fürsten Mutter, Init den
Ständen der IIerrschaft Braunschweig errichteten Vertrage
wird bestimmt, "dat vnse vorbenante IIcrscop to Brunswig
mit allen Steden, Slotell, Landen und Lüden, mit allen
I.Aehenen, geistlich vnd \vertlich, vnd gcrneynlicken und allen
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U111 so wenIger, alt; diese Zusicherungen der re ale 11
Uni 0 n des Ga n zen und der Wiedervereinigung unter
einem IIerrn in keiner Weise inl Wege standell.
Der Inerkwürdigste Wechsel in Betreff der ·Vereiu-
bal'Ullg über l-legierung ihrer Lande und Theilung der
Nutzungell tritt bekanntlich in der Zeit der Regierung
von }-'riedrich, Bernhard und Heinrich, dann der heiden
letzterll (der Stifter der mittlern lüneburgischen und
mittlern braunsch,veigischen Linie) und ihrer Söhne her-
vor. Schon 1385 hatten ITriedrich, Bernhard und Hein-
rich A.II es, was sie besassen und noch er"rerbell wür-
den, zusammengesetzt; allen Nutzen und Schaden
ören Tobehörungen ewiglichen vncl imnler cyn vngct,veyet
Her sc op sc alb1i u on. vnd ,vy noch vse Eruell schollen noch
en willen cly lllec1 nichte deylcll 110ch tweyen, vnd schol-
len vnd ,villen dat ewiglich holden ~ nb lIi1' nach steyd geschre-
uen, <tat d y cl cl es t e B rod E~ l' vnder vns vorl>enalltcll lIerto-
gheu 'luser vorgenallnten lIerscop to Brullsch,vig Stede.
Slote. Lande vnd Lüde, geystlich vnd \vertlich i dy nun dartu
höret, c<1<1er üar noch to Inögcn kOl1len, D1Cd aB örer Tohchö-
runge schall Inechtig ,vesen ~ vnd schall dy tru,vcliken vorstan
und vorwarCll, vns allen to (jude vnd to Nutt, vntl uuscn
:El'llCn, dy'Vyle dat ho leuet:'- A.ehnlichc, der schon cllt\vickel-
tell eürporativcll V·erfassung der Stände gcgcuüher erthcilte. Hip
vor eiumn ZerreisseIl schützende, Zusicherungen kOIlnncn auch i11
Betreff der 1Iel'l'Sehaft J--lilUehnrg vor und hah(lll spiitcl' BI )eh ihr('
RtflHtsl'echtliehc Hedcntnng' l>ühanpt,et.. "Für l~raullselnveig-'Volfcn­
llii.tJel ist jelle1' V·ertTag- von 1374 VOll hesolH1ercr 'Viehtigkcit \lud
hildet die J~asjs (les später die Prinlogcnitnr sanctionirendcn~ unter
f4tällcJiseher Garantic stehenden ~ ])acturn Ilenricn - fVillwlmianu'IH
vom 16. Novhr. 1535 ~ ,velches hiernach, abgesehen davon ~ daR::'
es das (}esetz der Vrünog'cnitnr an die Stelle des Seniorats set zt .
gar nicht als eülc ~ uem gefangenen Bruder 'Vilhclnl von llcl'zog
lleinrich d. tT. ahgcclI'ungcne~ Neu er U}l g hetrachtet "Tcrden kann.
Vergl. übrigens Il ave 111 a 11 11, Gesell. der Lande BI'. u. Lüneh.
Tb. 11. S. 210. S. auch ohen Note 29.
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wollten sie zusalnlnen stehen und nach deul Tode sollte
einer dem al1dern succediren 48). I)rei Jahre darauf,
nach den1 Siege bei Winsen an der Aller und dem
Friedensvertrag und der Erbverbriiderung mit den
säehsischen Herzögen, machen sie (13. Juli 1388) ei-
nen andern Vertrag, kraft dessen Herzog F-ri e dri c h
das Braunschweigische allein, Herzog Be rn 11 a r d
und H· e in r ich zusalnmen das Lüneburgische er-
hält 49), unter Vorbehalt des gegenseitigen Succes-
sionsrechts und Verbot aller Veräusserung oder Ver-
pfändung ohne Einwilljgullg der Andern; und einige
Jahre nachher errichten sie zu Gifhorll 1394 einen
neuen Vertrag, der den Plan der I-Ierzc)gc \Vilhehn und
l\fagnus von 1355 zur ewigen Vereinigung der beiden
Herrschaften Braunschweig und Lüneburg zu realisiren
verspricht und das schon früher eingeführte Seniorat-
recht bestätigt 50). Nach den1 ge,valtsalnen 'rode des
48) Origg. guelfe Tonl. IV. p. 47.
IJ9) Vergl. Erath, histor. Nachr. S. 28. IJic l~l'kuudc ist
datirt: ITellessen 1388. ~lontag nach St. l~ll'ici; gedr. l)ei I{ 1ei n-
B c hm i d t, Sanlml. v. Landtags-A.bschieden. Th.l1. S. 2 f. u. In1
vatel'länd. A.rchiv. 1830. ~. 19 f. Vergl. IIa v enl a 11 1l, G-esch, Th.1.
S.525. S. auch Rehtmeier's Chronik. p. 670. 682.
50) Abgedr. bei Erath, histor. Naehl" S.29 f. l)er Vertrag ist
datirt: Gif110rn am Himmelfahrtstage 1394, und errichtet »dorch
l\1itwilleu Vllser Lande U. I...üdc.« l)ie lIcrzöge lJckennell, <1as~
sie sich »vereinet hehben vnd tos a In e n c gc set t e t nüt deu
Landen to Brunschwig vnd to Lünehorg, also, alse ,ve dal'lnedc
heel'uet sint.« Nach dem Tode der in voller Gelueinschaft sitzen-
den drei Brüder soll »dc A. eId e s te ihrer ~Iannes-Erhen dessen
vorschreuenen Lande 1101'1' wesen, - den andern F~ruen gu tliekcll
doen«; der regierende 11e1'r soll aber ohne der andern Erhen "Vis-
sensehaft und Genehmigung von den I ...anden nichts verlassen noch
entfernen. »Wehren dar ock Erven JungfrO\VCll, de scholde
man erlicken vnde ,vol heraucn.« - L e 11 e n sollen nicht ohne
...
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zum römischen Kaiser designirten Herzogs Friedrich,
welcher 1395-1396 auch als Vorlnund Otto's des Ein-
äugigen über das Fürstenthum Göttinge n regirt hatte,
machten z,var die Brüder Bernhard und Heinrich der
bisher geführten, auch Braunschweig umfassenden, ge-
Ineinschaftlichen Regierung dadurch ,vieder ein Ende,
dass sie im J. 1409 sich über eine Theilung vertrugen,
bei welcher Heinrich zu seinem Theile die Herrschaft
Lüneburg ,vählte, Bernhard aber Braunsch,veig zufiel.
Auch hierbei blieben aber ungetheilt in Huldigung und
in Nutzen die Städte Braunsch,veig und Lüneburg~
,vie auch der Zoll zu Schnakenburg ; ferner die Gesammt-
huldigung im Göttingisehen, das Archiv zu Braunschweig
und die feuda extra curtern. Auch wurde das gegen-
seitige Successionsrecht für den Fall des Todes ohne
J\!lannes Leibeserben ausdriicklich vorbehalten 51). Das-
selbe stipulirte der ün ,Jahre 1414 z,vischen denselben
Fürsten abgeschlossene und von ihren Söhnen anerkannte
Vertrag und erklärt, "ras ,vieder besonders bell1erkel1s-
,verth ist, ausdrüeklich das IT a h nl ehe n, also das He r-
zog t h U In oder Reichsfürstenalnt selbst, für gelueinsanl
und ungetheilt. Auch ,vurde zugleieh gegenseitiger
Schutz und Vertheidigung von I ..and und Leuten stipu-
der andern Znstinl1uung '\vicder verliehen; Schlö~Rcr, Shldtc, Land
und Leute nicht anders verset7.t oder vorlassen '\vcrden. ))Ock en
seholl we nonen Krieg angl'iepen eddcl' hetengoll, noch vns lnit
nchn1ande vereinigen Gilder verhhH.lon, ,vc cn don dat endrcchli-
ckell UIlRer ein llüt der alldcr 'Villen. Ock schulde we vog-ede
Vlltl Amethlüde in desscn vOl'SChreUcllen Vllsern Landen cndrcchli-
ekell setten, de vns to likenc Rechte darto loven vnd
sehweren schulden.,(
51) El'ath ~ histor. Kaehrieht. S. 82 f. - 1)01' 'Vorbehalt
des Snccessiollsrechts crgiebt sieh ans deln 'Vertrag von 1414,
,velchel' sich auf den Theilhl'ief von 1409 zUl'ückhezieht.
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lirt, und, in ~1olge der 1403 genleinsanl elnpfangenen
Reichsbelehl1ung verabredet, dass diese ünnler durch
den Aeltestel1 elnpfal1gen werden sollte; das Verbot des
~~ingehel1s eines Bündnisses ohne des Andern Einwilli-
gung erneuert u. s. 'v. 52). Ja im folgenden Jahre 1415
wurde durch einen der merk",-ürdigsten Verträge, ,velche
die Geschichte des ,velfischen Hauses in der Zeit der
sich immer ,viederholenden Theilungen darbietet, durch
den Erbeinigungs-Vertrag vom St. Jacobitag, zwischen
Bernhard und Heinrich und ihren beiderseitigen Söhnen
(Otto und Wilhelln) nach Rath ihrer Prälaten, lVIannen
und Städte, die vollständigste Vereinigung ihrer ge-
genwärtigen und zukünftigen Lande und Leute, mit ge-
meinsanIer Erbhuldigung und Gesammtregierung durch
die Aeltesten beider I..4inien begründet 53).
52) Der ganze Vertrag von 1414 ist abgedr. bei Rehtmcier
hr.-lüneb. Chronik p. 698 f. Die für unseren Z,vcck l)elnCrkens-
\vcl'theste Stelle lautet: »Ok als e wie vnse val.lelle vlld
hovet-!!'tetle Brl.llsellwig vnd L,.neborg insanl-
nleut vnd "o~edelet beholden hebben, So wille wy dat
dc ~~ldestc vndcr unss vnd Vllsen }1~ruen to ewigen ty-
d cn, alse dicke den behoff ,vere, dat Vaillelle 1I1.de Her-
8~hol) van denl R,ik(' clltfaen schall, to vnser heyder
hHIHlc vlld hehuff, vn<lc des l)rew er\VerVCll undel' vnscl' l,cedor
kostClL - ''"nde \\rcre dat vnsor welke vudc vnscl' el'ucn von
dodcswegen vorfalle vn<1e nonen Manlies 1iuos ernell
II ale te, 1) 0 s Hers~110p v II (l e DeiI selloI"e .1an an
fiel. Bilderl. VOtl ~ine eruen wedder Cullel. vllde
komei., alse dat in den dcc1chl'cve vtedl'uckct ist.«
53) ltohtmeior or"vähnt diese l~rl)oinigung p. 702 nur gallz
kurz, citirt aber die iIn .l\rchiv der Stadt Hraunschweig befind-
liche Urkunde. I~~ rat h R. 33 hring't, 1>los den Anfang' der 1\1'-
kunde und die Bcstimnlllng 11ber elie F:rhhuldigung. I>as Doku-
lnent ist sehr ausflihrlieh und unlfallg;reich nnd lunfasst gegell
32 Positionen. Die Herzöge bekenncn, dass sie ihre Landc uud
I.I€utc »crf)icken "vedcler to hope gesat vnde v('rcynet« haben
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Bekannt ist, dass es nicht lange bei der gemeinsa-
fileu Regierung und gänzlichen Vereinigung der beider-
seitigen Lande blieb. llerzog IIeinrich starb bereits iln
folgenden Jahre 1416. Seine Söhne provocil'ten den
Oheim Bernhard zu einer neuen Theilung und setzten
sie, unter Vernlittelung des befreundeten Ijandgrafen
Ludwig von Hessen, im Jahre 1428 durch. Inl Grunde
blieb es dabei bei der Theilung von 1409. Berllhard
erhielt aber statt der bei der rrheilung von 1409 i hIn
zugewiesenen IIerrschaft Braul1schweig, nunnlchr das
ljüneburgischc und wurde so der Stifter der Inittlerll
I ü n e bur gis ehe n Linie, ,vährencl die Söhne Ileinrichs,
Wilhelnl und IIeinrieh, die Dlittlere braunschwei-
gis ehe Linie eröffneten 5il). Aber auch hier begegnen
und dass » all e v soL an d 0 v n cl L ü cl 0, <l e 'v y rod ehe 1> hell
v n dca n v n s kom e n ln Ög C 11 , V n s c v n d c v 11 ~ 0 I' e 11 F~ r u e II
§emtlikel' to e,vigen tyden 'vesen vnde hlyven schiillcll.«
:Es werden nähere Bestinllllungen über die ~~insetzullg eiues aus
den verschiedenen Theilen des Landes gebildeten gcnlcinschaftli-
ehen llegiInentsrathes, üher Pl'irnogenitur~ ,:ornnuldschaft, Tüch-
tel'-JA.ussteuer, v~olljährigkeit, ..A..pallagirung der Nachgeborncu,
Berufung des Regimentsraths iln Falle des Todes eines der regie-
renden I-Ierren u. s. \Y. geulacht. !(einel' soll vorn Andern eine Thei-
lung fordern; jedes Glied des flanses den Vergleich besclnvörell,
\venu es 14 Jahre alt geworden ist. 'VCl' ilnll zll\vider handelt,
soll auch vorn Lallde nicht als 1101'1' anerkannt \VCl'dCll. In Be-
treff der Erl)huldjgung' hoisst es: ~)Oek schülll\'ll Vllse alle Laud
VIHl Lüde, cle V'lY rede hehhcll \'IHle hiel'Ha vns konllneH, i11 \vcl-
ekel' 'Vyse <1at gcschegc, VHS one samtlicke Ij~rfhuldigulJg doeH,
vudn tho c\vigen Tydcll hy YllS vllde vnsel'C :Eruen vnucrdelct
hliven.« l)as Fahlliehen soll VOln ]leiche uerjülllgc enlpfallgen,
\veleher an) bosten dazu geschickt sey: natürlich al)(~l' inl Xarnell
Aller.
5'1) Die auf diese Theilullg' l)c7.üglichen lTl'kundell findcll sich
vollständig zusamnlongestellt nnü ahgedruckt bei ~: l' a t h, histor.
Naehr. p. 35-53.
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wir ,vieder demselben Vorbehalt eIner lVIehrzahl ge-
meinsam und ungetheilt bleibender Stücke.
Denn ausgenomlnen ,v'erden vor Allem ,vieder die bei-
den Hauptstädte Braullschweig und Liineburg,
denen jetzt auch noch Hannover, mit Ausnahlne der
Zölle und Gerichte, beigefügt ,vird. Gelneinschaftlich
sollen auch bleiben die Zölle zu Schnakenburg und
Hitzacker , die Pfand schaft an Hanleln und
Everstein. Alle anfallende Erbschaften an Land
: und Leuten sollen beiden I~inien in gleicher 'Vei-
se gehören, ebenso der Heimfall auswärtiger Lehen.
Die geistlichen Lehen zu Braunsch,veig bleiben ferner
gemeinschaftlich und werden ab,vechselnd von beiden
Theilen verliehen. Das gemeinschaftliche Archiv soll zu
Braunschweig inl I{apitel St. Blasius seyn und die Erb-
huldigung des Landes Göttingen beiden gebiihren. Wü}"-
de ein rrheil ohne ßlannes Erben sterben, so
solle die Erbschaft an elen andern rrheil fal-
len, und diese Theilung daran nicht hinder-
lich seyn 55).
55) Benlel'kens\vcrthc Stellen des Theilungsreccsscs von
1428. Ausgenommen werden von den zur ausschliesslichen IIerr-
schaft und Nutzung' überwiesenen Theilen: »de Stat tu Ur'llls-
wl,;, vnnsc friheit in <1er Horch, up Sant Ciriacus Berge ~ uppe
Sunt Egidiell IIofe, vl1nd vnnsen Hof in dor Durch to ßrunsswig,
d c w y er fl i k C 11 v n d s a In h t 1i k e n t 0 e w i gen T y den h e b-
hen vnntl beholden willell vnntl daranc vngcdelet
hliven; vnnd de Stat to LÜllebo'·1f; mit vnnsenle Huss
v nd II 0 fe, vnnd nlit denn T 011 e n darnebinncll, als vppe der
S Ü1tc n vnnd in der Beckerstraten, vncl de Gü 1cl c h Y d c n\
It ade vncl de.R c n t ein dem !{ ale k herge, cl c w y v nd v n 8 C
]~ruen erflickcn vnnd sanlhtlickcn hohben vnd hehol-
den willen, also dat vnnser ein iuwolck so velo daruan vpheuo
vnd neme als de anndere. "Vnd also sciille wy vnnd uuse
F~ r U 0 n den II at h v n n cl cl e Bö r ger all c t 0 e 'v i gen Ti. den
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Was hiernach z,vischen den beiden Linien Braun-
schweig und Lüneburg gemeinschaftlich blieb, wird als
in l1uldinge vnd in truwel' Bescriuinge heLLen vnd
he hol den. I)essglick seülle wy vllnd vnnse Eruen den Toll e 11
to der Schnakenhorg vnd to IIitzacker erflicken heL-
he n v n n d b eh 01 den - vnd dessgelick ock de S tat t 0 I-I an -
nover seullen wy in sodaner samhtliker Erfhuldil1ge
heb h en vn d b eh 01 cl en, sonder Gerichte, Tollen, Mölen, lnit
deIn IIoue vp der Nienstatt etc. -; de seal beholden dejenne
dem dat Lanndt to Brunswieh tofelt. De Pandescup an
11 am eIn v n n cl Eu e r s t ei TI sc Ü 11 e w y v n cl v n seE ru e n
sambtliken hebben vnd beholden, als vorgerürt iss. -
Störve vnns ock wes an van Er u eta1e, als l.l an d e vnd L iid e ,
geistlick vu<1 ,vertlick, dat scholde \vy to gelicke delen."-
I)ann folgt nach der Bestünmung üher die Eröffnung der klei-
nern .Aussenlehen, die der einen oder der andern IIerl'schaft zu-
getheilt \vel'den: »'Vo1'<1e vns auer van densüluen TI u te nIe h ne n
,ves IORS, aIR Init N"an1en l1e1'schoppe, Blote, oder Stede, van \ve1-
kel' IIerschup vnnd Dele dat to Lene ginge, cle scholden vnser
heider vnd vnnse1' :Eruen ,vesen, vnd schulden vns gütliken
darouer verdragen -." F'erner : »Ock vnlnle de gei s tl i c k e
I-l e n 0 in der Bor eh toB run s c h \v i c k schüBen wy vnd vuse
J1~rnen lenon ein c Pro u e n cl e v In b d e a 11 der 011 , als vaken
v 11 s da t gehör on In ag, van beide I-lann<.1c \vegenne, van
HrUllScll\vig vnd Liinchorch. Dessülue11 geliek schulde wy dut
holclen vn1h cle ·Yi c ari c darsiHues, dc van vns to liene gan,
vnd oek VIn .Je I)l'onende vpp den1 Berge to Sint (;iriaeus vor
Brunsswich, ein vmh da andere.«: (NB. Auch Gruhenhag-cn und
Göttingcn hatten darall von dcn frühcl'll Theilungc11 her ihre
.Hechte ~ deshalh sagen <.1ie }\irstcn ~ so oft ihnen das g'ehiihren
lllügC von \vegcn der Lande Bl'alluRelnveig ulldLünehurg.) Pri-
vilegien und lTrknndon, \velche IHn' aie eine oder die andcrt~
llerrschaft hetroffen, soll jeder Thcil für sieh hehalten. »'Y at
aue r d c l' B r 0 U 0 \V er e n, cl c h eid e n L a 11 d e 11 tos Vre k e n
v n cl a 111' Ör d e 11, de scholde Inan loggen to vnser heide truweu
IIandt 1 hy vnse leuen, getrll\Ven, andechtigen ~ da t Capi t tel
toS ü nt e BI a si u s s tn Bruns~n,rig.« - , V'orhner. vlnb lIuldiug'e
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Gemeingut auch bei den weitern rrheilullgen respectirt,
,velclle im Inittlern braunschweigischen und mittlern lü-
neburgischen I-Iause im Laufe des 15. und 16. Jahrhun-
derts hervorgetreten sind. So "rird bei der Theilung
zwischen Wilhelnl dem Sieghaften und Heinrieh dem
}-'riedsamen, die inl Jahre 1432 gemacht wurde, aus-
gen 0 ln me n von dem, denl Herzog Wilhelnl allein zu-
fallenden, Theile: "die Erbhuldigung in Lüneburg und
Ha n no ver, ,velche nach den früher errichteten 'ler-
trägen Allen gemeinschaftlich bleiben sollte und anderer
Seits ihn1 mit ~ugesprochen die Erbhuldigung in Brau n-
sch,veig und was sonst in der l"heilullg mit den Vet-
tern benannt sey. Schliesslich ,vird aueh hier der im
alten Familienrecht begründete Vor b eh alt cl es Erb-
rechts des einen Theils für den Fall des Absterbens
des andern Theils wiederholt 56).
der Mannschup, Stede, Lande vnd Lüde Vllses Veddern IIcrtogen
ot tc 11, Hertogen Otten to Göttingen zelig~' Son, de Huldinge
schollen wi sambtlickcn van öne nenlen, vnd vnser nein s011der-
liken an dern andern. « - 'Vill einer oder dessen F~l'hen von
seinem Theil oder IIerrschaft Etwas veräussern oder verpfänden,
so soll Cl' es erst dOIn Andern anbieten, HIn so viel, als der
Frelnde (lafür oder darauf g'ehen Inöehte und soll der andere
Theil uazu näher stehÜIl. .Endlich heisst es: »vV e l' e 0 c k, tl a t
vnse oder vnsür E~ruon \velko ohne Mannes ]~~l'uon van
J)odes wogen afgingen, drtr Gott vor sy, so scholde
<1 e IJ er s c h 0 p 'v (', der f,a 1Ie n a n ue n, 0 der d e , d 0 (l a TL
heleuü(len,VI,d flar en s~l,ol(le de8§e Delin~e
l.i~llt to §~haden.«
56) lJrk. v. 23. Novhr. 1432 bei I~rath S. 54 f. F~s kehren
darin dio gemeinschaftlichen, oder auf die fortdauernde Rechtsgr-
meinschaft mit Liineburg, den hevorstehenden Anfall von Göttin-
gen , das Näherrecht bei Veräusserungen u. s. w. bezüglichen, Be-
stinnnung(:\l1 des TheilhriefR von 1428 grossentheilH \vörtlich wie-
der: ganz wörtlich insl)p~()lldere auch der Vorbehalt des\Vieder~
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An diesen1, naeh Erb I' e c h t eintretenden, \Viedel'an-
fall der, ohne lnännliche Leibeserben absterbenden, Z,veige
\vurde auf das Strengste festgehalten und jedeln ,rersuch,
sey es auch innerhalb des Gesalnmthauses, die J1-'alni-
lien - Successionsrechte durch Sondel'verträge ZUln Nach-
theil Anderer zu beeinträchtigen, trat Inan n1it Ent-
schiedenheit entgegen. Ein solcher Versuch begegnet
uns in dem Vertrage, welchen der alte Herzog Bernhard
(von IJüneburg) und seine Söhne, Otto und Friedrich
einer Seits, nlit denl Herzog Heinrich denl }-'riedsfunen
(von Braunsch,veig), zum Nachtheil des Bruders des
letztern, des Herzogs "Vilhehn des Siegreichen, iln Jahre
1433 am Sonntage Invocavit errichteten und durch ,vel-
ehen der Anfall der Herrschaft Bl'aunsclnveig an 13ern-
harc1 und seine Söhne kraft eines gegenseitigen Schein-
verkaufs und einseitiger Erbhuldigung gesichert ,verden
sollte 57). l~s ,val' natürlich, dass Herzog Wilhelln bei
dieseln, so,vohl für ihn und seine Deselldenz als für das
ganze fürstliche Haus so verfänglichen, Vertrage, nach-
deIn er davon ICunde erhalten, nicht ruhig blieb, son-
dern dessen Aufhebung nlit allen !{räftcn betrieb. Diess
Ziel erreichte er auch ill1 Jahre 1442, ,vo der von allen
damaligen Gliedern des Inittleru braullsehweigisehen und
lüneburgischen llauses beseh,vol'nc \Tertrag zu Stande
kaul. In denlselbell ,vird zuniiehst jener I\.allf und (~e­
genkauf von 1433 für null und niehtig erk1:irt und v('}'-
sprüchen, "dass sie ~ieh alle f;ollen und ,vollen ihre
Ijande und ]jeute, 'VI0 SIe VOll ihren J1:Itern erblich an
anfalls d('r Besitzung des uu(lcrn, ohue nÜlnnlichn I)escendCllz
H,hgehellüen, 1'h0i1s. - lliese Theilnng hestätigten die IInrzog'p
von Lünnhurg, Frieül'ich der j\cltere ll11(1 seine ~i'l111H~Bprnhard
und Otto, in einenl Hecess von 1460.
57) 8. das Nähere und (li(~ lwid0],f·Hlitl~.r(lll 'TprknnfRurkunden
h('i -E rat 11, histol'. Xachrieht. ~. 5H 1'.
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sie gefallen und gekolnluen seyen, wie sie ein jeder
Part hat und besitzt, unter einander huldigen
1ass e n in dieser Weise: Wäre es, dass ein Theil ohne
Leibes - Mannes - Erben von Todes,vegen abgienge, dass
dann des Toden Lande und I...leute an die oder den IJe-
bellden , nach Erbe srech te, ,vie sich nach der Si p p-
zahl und nach Rechte gebührt, fallen und kOlnnlen
sollen und dass dieselben Lande und Leute den oder die
dann für ihren Herrn haben und halten sollen. So lange
aber ein solcher Erbanfall nicht eingetreten ist, soll sich
kein Theil in die Regierungs-, Vormundschafts- und andere
Sachen der andern, kraft der bestehenden Theilungsre-
cesse abgesonderten, IIerrschaften einmischen 58). -
Gleichzeitig ,vurden in einem anclern, noch "reit aus-
führlicheren, Vertrage 59) verschiedene Verhältnisse des
Gesammthauses geordnet, gewisse Prinzipien über Aus-
steuer der rröchter, Witthuln u. s. 'v. festgestellt, die
fortdauernden Communionsverhältnisse anerkannt und
namentlich auch versprochen: "Auch sollen und wollen
,viI' alle diejenigen, die in unserem Rathe sind, und
unsere Cal1z1er und Schreiber, die wir jetzt haben oder
in Zukunft nehmen ,verden, uns Allen geloben und
sc h 'v öre n 1ass e n, unser Aller und unser llerrschaft
Bestes zu rathen und zu thun"; und, um dem festgehal-
tenen Prinzipe, dass ihre gesammten I--Jande im Grunde
ein Gan zes bilden und bleiben sollen, noch einen be-
stimmteren Ausdruck zu geben, so folgt noch die aus-
drückliche }~rkHirung, dass sie sich mit allen ihren I...lun-
den und Leuten, Mannen, Städten und Untersassen , die
einem Jeden ~u seinem Theile zugefallen seyen, als fest
vereinigt und verbunden betrachten, - "ltebbe
58) Erath a. a. O. S. 64 f.
59) F~ rat h a. a. O. S. 66 f.
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u'y tins toll 0 }) e ge sat te t unel selten uns so ~·n Graj/t
düsses Breves" J' eine 1~'orn1el für die Anerkennung des
Gesalnn1teigenthu111S und der Gesalnlntge"rühre, die uns
auch in andern IIausvertriigen, z. B. in einer Urkunde
der drei Grubenhagensehen ITürsten IIeinrich, Ernst und
Wilhelm von 1324, begegnet.
Inl Widerspruch lllit jenem I-Iausvertrag von 1442
und den, schon früher über die Erbhuldigullg des Fürsten-
thUllIS Göttingell getroffenen , Vereinbarungen n1achte
dann zwar IIerzog Wilhelln nebst seinen Söhnen den
Versuch, unter Benutzung der besondern, durch die zer-
rütteten :Finanzverhältnisse der Göttinger I..Iinie veran-
lassten viel nähern Beziehungen zu letzterer, sich das
Göttingisehe ,:Fürstellthlull nlit J\usschluss der lünebur-
ger Vetterll zuzueignen. Sie stiessell hier aber auf
Widerstand seIhst Lei deu dasigen Stiilldeu, insbesondere
dOll1 Rathe YOll GottlllgCll, ,velchc, zugleich in eigenenl
Interesse, das Iteeht des llauses vertraten. j-\.uf die ver-
schiedenen Stadieu, ,yel~hü der Streit über die, Init den}
l'ode ()tto's des 11~iniiugigell 1463 eröffnete, Göttinger
}~rhschaft durchlaufen hat, niiher einzugeheu, "'iirde UllS
über un8ern Z,veck hinausführen 60). }~s genügt die l~c­
nlcrkullg, dass das lünelJul'gcr Jlaus zuniichst vorliiufig
(14Ul) und spiiter 1512 dureh dÜlJ'lel'trag zn Münden
(oder lVlindell 't) definitiv auf sein l\fitSHcccssiollSl'ccht ver-
zichtete und dafür cntsclüidigt ,vorden ist. Zu deli
}:lltsclüidignngsobjeetcll gC]l()rte unter Alldel'Ülll auch,
dass dpll IU 11elnu'giseheuFiirsten die alleinige IIuldigUllg
<1.er Stadt Ijü 11 e bur g zugestanden ,vurde; aueh crhieltcll
Hie den Güttillger J\nthcil all dell geistlichen Lehen zu
60) S. (las NühC'l'ü üarühel' un<1 die llal·,tnf l)ezügliehen Yl'l'-
tdtlc!:ü hei J1: rat h a. n. O. ~. 84 f. S. 11:3 f. ~. 123 f. \1. Z"it~('hl'ifl
d(,S histol'. rp)'(Ii 1I~ f. ~ if'd(ll'~n(·It:-;Pll .Jalll'g'. ISBn. ~. 1iß f.
Cl
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Braunsch'\veig, das Schloss Jühnde und die ElJerstein'-
schen geistlichen und '\veltlichen, ün I.Jande Göttillgen
belegenen, Lehen öl).
Auf die übrigen, in den beiden Branchen des mitt-
1ere n braunschweig-lüneburgischen Hauses und z,vischen
ihnen errichteten, Verträge brauchen ,viI' hier nicht näher
einzugehen, da sie in eine Zeit fallen, wo die GesaUl111t-
belehnung deIn Reiche gegeniiber geordnet und das Erb-
recht z,vischen ihnen, ohne Iliicksicht auf die bisher
stattgefundenen Sonderbelehnungen, anerkannt war. I~e­
rnerkens,verth ist aber inlmerhin, dass in allen diesen
\rerträgell und gegenseitigen Ueber,veisungs - Urkunden
i111nler die Erbhuldigung und der Wiederanfall
der Lande, IIoheiten und Ilechte, beim Erlöschen eines
Z,veiges des Hallses ohne Iniillnliche Leibeserben, vorbe-
halten ,vorden jst 62). })enn, wie überhaupt alle hei den
61) DerVel'gleich ist. datil't v. -Fl'eitag nach 1\Iichaelis 1512.
l~ r a t.h a. a. O. H. 114. 115. 123. .Andererseits verzichteten die
LünehuI'gcr \vicdcl' in einer hesondernFrk. de eod. d. anf ihre
Hechte an der Stadt 11 an 11 OY C 1'.
62) So 7.. B. auchJ H~i der \VcitÜl'll Thuilnllg' iln Braunscll\vci-
g'isehen IIatuw zwischen IIeilll'ieh tl. ~'\cUü1'l'n und ]j:l'ich d ...Ael-
tel'ell a. 1495. (Erath a. ~. O. 101 f.) \n) (IR heisst: ;,TJp dat ok
tle Förstcndolne vna Ij~Uldc VllUC1'l'Üekt vll]l(l hy l)(~id.Pll \'n~cn Sü-
nen vn<1 ö1'en ErHell (\l'filiekcn l)linell ~ su sehüllen aesn]uen Vllse
Sone eillitliek in Sill81n I)elc dOIH Hnl1elTl }~ l' fh n 1cl i 11 g e d 0 i n
1(l tc n, van allen Ül'en Vnuel'saten in lH)idcn ])clen hescteIl, vIHl
f-:chiillen <1e J.JHIHle van llüIuisehe.n ]{aiscrll vnd l\ülIuigcn to
~ a In h cl e 11 L e n e entpf~nlgen, vnd aIRo cl'fHickell in san1l1cn Leh-
nen bcsitten.Vnlld sehnl altidt dn }: Idc s tc vllnder Vl1scn Süncll~
<1,<1<1(>1' ijl'en l~rnell, \Y(:l1 (108 N'oit is, <1 e L c h ne e nt fan ge 11."
Fnd hei der r""chcl'lassullg des hl'annselnveigischen .Antheils an
IIerzog I-Ieinrieh d. AcH. (Erath a. a. O. S. 108.) sagt l~rieh.
dass die Entnrthallcn jn seines Bruc1c'1's Antllf'il ihn1 forthill ZUl'
El'll h U ldi g'u ng \Y(\l'pftichh..t seyr'n.
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friihernTheilungen gemachten Bestinllnungell und Vor-
behalte zwischen beiden Häusern Braunschweig und J~ü­
neburg in den Jahren 1487 und 1489 von sämmtlichen
Fürsten, insbesondere Heinrich dem Mittleren von Lüne-
burg, Heinrich dem Aelteren von Braunschweig und I~rieh
dem Aeltern, feierlich besch,vo1"en "\vorden \varen 63), so
wurde insbesondere bei der Ueberlassung des Landes
Göttillgen an die Braunschweigische Linie ausgespro-
chen 64):
"dass diese erbliche Ueberlassung, wie sie ein Theil
dem anderl1 vorbeschriebener Maasse 0 der so 11 S t
in andern Erbtheilungen gethan habe, ihnen
allen, an ihre n her ge b1" a eh ten fürs tli eh e 11
'fiteIn und erblichen An- und Wiederfällen,
aue h SanlID tle he n g allZ u n seh ä cll i eh un d 11 11-
abbriichig seyn solle.~~
~. 11.
Alle diese, denl älteren und nlittlern braunsch,veig-
lüneburgischen Hause angehörigen, Hausverträge und
63) S. die drci Urkundcn lwi E~ l' a th a. a. O. S. 83. 84. l)ic
Fürsten hekcnnen und schwören zu dCll IIeiligen nlit leihlicheIl
Fingern, dass sic die F~rhverträgc, ,velche ihre seligcn ]~~lterll ull<l
liehen Vettern in den Zeiten, da Ric ihre .Landc erblich getheilt,
hahen, mit einander nHtcht,ell~ unvcrhrüchlich halten ,vollen.
64) :E r a th a. a. O. S. 116. - }~hcn RO heiHst es in don
IJeberweisungsul'kundon ,,,egell dcr ,rorpflichtung dcrUntcrthallcn
von 1512 (Erath S. 122. S. 123.) in Betreff des Landes Göttingell,
der Stadt IIallllover und der Htadt Liinehurg, dass sie Init allen
Gerechtsamen deIn andern Thei1 überwiesen würden, ,.a 11 e 11 v 0 r~
h eh 0 1cl end e n e I' f f 1i c k en A n - und 'V e der f all, e f f t e
Yllse ".... eddern sonder Manns1iues Eruen. dat (jott
g n p d i g' e 11 fr ist e n 'v 0 I 1~. a f f g' i II g (l 11 .. ;
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}:rhtheilungsrecesse, so ,vichtig sie für ihre Zeit als 11e-
gnlatnren der 'Verhältnisse der verschiedenen Z,veige des
(jcRnlTIllltlutllSPS "Taren, haben nun freilich für die spätere
Zeit 'I ,YO sieh das I~,echt des (teSanl111thauses ,vieder in
ein er I.4inic, der lüuehurgischen, yon IIerzog Ernst dell)
Bekenner deseendirendell, llranchc, concentrirte, keine
U 11 111 i t te] ha r llornlgebende ](raft 1110h1'; nur ein leicht-
sinniges und oberfHiehliches j\.hsp1'echen iiber die Rechts-
ycrlüiltnisse «les (}esanllnthauses und deren historisehp
.t~nt,vieke]llllg kiillllte ihnen aber deswegen alle rechtliche
Dcdeutung entziehen ,,"ollen Sie ,val' en und si n cl
no c h die k räfti g s t e 11 D 0 C 11 In e 11 t e iiher das, i 111
~esanlIntell ,velfischen flause herrschende und
i nii her ein s ti ln 111 e n <1 e In, sec11 s 11 u n cl er t j ii 111' i g e 111
H Cl' k on1rn e n Hi cll be kUH d ende, Ite c h ts be 'vu 8 St-
sr y 11. Sie sind reaende Zeugen fUr unsern, an der Spitze
dieser historisehen ]~:röl'terung ~tufgestellten und nun zur
C;-üniigc henYitsenCll, IIauptsatz, dass dUl'üh die rrheilullgüll
irn C~(\Salllnlthau~~e seit 1267 die Itee h tsgcluein sehuft
der (}licdcl' (10s flauses und die rechtliche E~illhcit
(1 (1 r I,j a n (1 e nach j\ns80n hin llienutls gebrochen ,,'orden
i~t. EÜIP \rC'itere llestütigung crhiilt dieser (}rllndsatz
auch tlern lle i e]l c gegenüber dUl'eh urkundliche ..\nol'-
kcuntnisse von J{aiser und Ileieh und dureh die (i-ü-
schic ht(~ der, allluiill1ig eingeführten und alle Glieder des
IlauRcs unlfa~selHlell, J:J eie h s ge s Cl Hllli t hel eh lL u n g, zn
del'Pll l~etl'achtung ,viI' uns de1l11l:iehst ,vüllch111 lniissün:
\\'01 )(~i aenll auch (lio, in die {}eschichtc dCl'sell)('n (lingl'ei-
f(111(1(,11, kaiserl iehen l~xpeetanzen gü,vül'(li~t '''C'1'(len sollen,
h(,vol'\yil' (lie, den j\hseltln~s (les historischen ]~nt\yieke-
IUllo'S}H'OeCSses hildenden. nellül'll llaus~esctzc und lall(les-n . . . I U
grulldg(i~etzliehen I}estillllHllngen iiber die l~rhfolge ün
(;-üsanl1nth:lusc un(l in den heiden noc]l vorhau(lelHi]} Li-
nien (lessplhell 1118 Allg;P fns~(in 'V(il'dPll.
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Hier mag nur noch, unter }~rinnerung an die allge-
Ineinere Bemerkung über die rcehtliehe Natur der IIaus-
verträge im braunseh,veig-lüneburgisehen Hause 65), in~­
besondere die Bedeutung der, sieh stets ,viedorholelldell~
auch in den ,veitern Vel'z"\\reigungcll der Speeiallinien
vorkolunlenden, Suceessionsvorhehalte 66) hervorgehoben
65) Vergl. oben ~. 20.
66) Zu elen 8ehon angeführtuH Beispielen soluhel' :--;nceef'~ious­
vorLehalte gehört ~. D. auch derjenige, ,velchcl' in deIn 'Vel'tl'agt~
Y. 10. Rüptbl'. 15H9 (vonl !(aisl'l' ~lax 11. eout11Tnirt an1 21. Fehl'.
1570) enthalten ist~ \\"elchül.' in der Lünchul'gif-ichcll Liuie zv,,'ischeu
den Sühncn ·Ernst des Bekennel'~. H. e i 11 r i eh (VOll I)annenbergt
delu 'Vater aes Stifters des neuen llauses Braunsclnveig und sei-
nenl j üngtn'u Bruder 'Y i 1h e] Il). deIn Stifter tleB lll'1H'1l I,ünelnll'g"
Ilauses errichtet ,vul'dc'. ])nrch dle:-·am (nach lllanelt(~l'lej ~tl'eitig­
keiten inl ,Jahr 1592 (,l'lhntül'tcll UHa ill Betreif (leI' ~\lJfi]}t1nug
llcinl'iehs cl'WeitüI'ü'n) V"ertrag (11eitle \Tertl'üg'e llcj Spi t tlcl'l
Ge:-:;eh. des FÜl'stellth. IlfillllOYCl'. ]~h. TL UItte'}' dell B('ilagell NI'. 1.
H.) ecdil'tc lhunals ITl'l'zug IIeilll'ich~ t101.' eine Zeit lang (naeh deJn
Tode (les iiltC'sten Bl'udC'I'~ Fl'fUlZ Otto t 1559) Init 'Vilhebn ge·
lllt.?illHchaftlich regiel't hatte ~ spinen .Autheil. l"\üeht und GCl'cch-
tigkeitüll aB uIHl in llen1 FÜl'stentlnuncLünehul'g'. 1nit .\l1e1l1 ,val:'
.la2H gehört. nichts inl Geringsten davon nnsgcllonlll1cll. als \\"a~
hC}'ltach 1)(~~ehl'ic1)elH'1' l\1nsscn ill1n ~ ur A 1) th (~i J lt Hg' fulgen sO}]I.'
(.\lJ\t l)aU\}('.lll)(,l'g" nnd l{loNtül' Scharuchcck) und anf'g(~lIUl\llllell
d e u C l' b 1i e 11 U 11 .\ 11 fa 11 ~ W Cl 11 11 11 (' ri';o:!" \Y i I h (' 1nl H 11 d des.
~Ult 1\IaHllRslalllll1 a'l.lsgill~..re. lIeilll'ich trat (latlul'eh ('ig-ent-
licll in das Vl'J'hälh1l!-if:-: eill('H np~\lUl~,!,'il'teJI 0(1('1' pn1'a:.dl'tell PrillZell,
zn.gleich nn1l'1' Hllsdnickliellclll Y·orhr'1Il.d1 einl')' ,rer;..n·i)S~(,l''I.llq ..~· de':,
ParagiullH:i für d('1\ Fall nühul' hezeichnütcr l~~}·,,·el'bl.lllg·('l1 durch
He)'t,og- \Vilhelnl Odl'1' dC!'-ISÜll .Erb('u, HUt} l'ti lic'gt ill dieseln Ye1"-
trag tlel' IIauptgrullt.l fiil' d.ie 1HOh1' ulld Hlehr hel'VOl'l'cJgendü ~1.el­
hU1g' (lCl' jÜll~el'Jl oder \Vilhehn'Rchcll Linie tll'K nralll1schw('i~·­
Lüuelnu'gisl'lwll [lauset;, Duch ',"lu'de in (1il'~Clll VC'l'tl'i1g'C (1)u.\'.
13.) austlrüuklich l)l'stillnnt: .. \V(,1111 (li\s Fill'st('1ltllltlll Bl':\1l11-
~ehweig <lurch tüdtliclwll ..\llp:i:nl~.!, dt'l't'rYettt..'l'll (ud'~lh\ll \vürd('.
di:l~8l'lbe solle llel'zog' 1Lcilll'ieh und tleSSCll llÜllluliche Erhell p:lC'ieh
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,verdell. Diesen Vorbehalten ihre ,virklich conservatori-
sehe !{raft abzusprechen, ,vürde sich nur als eine völlige
Verkennung der besondern reclltlichen Natur des, durch
den Investitur-Vertrag von 1235 begründeten, Reichslehns
Braunschweig-Lüneburg qualificiren lassen. Durch seine
Constituirung als Erb1e11 e n, als feudum in haeredes
filios el fih·as II a e1~ ed i t ar i e devolvendum, war ja eben,
,vie wir gezeigt haben, der Al1,vendung der Prinzipien
des deutschen Lehenrechts ein Riegel vorgeschoben und
der Wirks31nkeit aller Erbverträge z,vischen den Nach-
kommen des ersten L ehe n sbesitzers der freieste Spiel-
raum geöffnet, so lange nur keine, in der ersten In-
vestitur nicht begriffene, Person in den l\iitbesitz
des Lehens aufgenommen oder ein eventuelles Succes-
siollsrecht für Dritte begründet werden sollte 67). Hier-
IIerzog 'Vilhelnl und seinen Erben genie8Sel1." So waren I-Ierzog
Julius Ernst und A.ugust der Jüngere, die Söhne IIeinrichs von
Daunenberg vollständig berechtigt zur Mitsuccessioll in die Erb-
schaft Friedrich Ulrichs (1.634), wobei aber 'wieder der Aeltere
sein Itecht deIn jüngern Bruder überliess. - Wenn es nöthig
wäre, sich jetzt noch auf diesen Vertrag von 1569 zu berufen, 80
würde er allein schon ein sprechendes Zeugniss für das vollstän-
digc .Anerkenntniss des gegenseitigen und lnit dem Erlöschen
eines Zweiges von selbst wirksaul ,verelenden Successionsrechts inl
braullschweig-lüneburgischen IJallse ge,vährcll, und zwar, was be-
sonders zu bemerken ist, ein von Sti f t er 11 0 cl e r A. h n her r II
der bei den n cu ern Li nie n aus ge g a n ge Tl eR, au c h ih rc
Brhen, hindendes Anerkenntniss.
67) Daher hätte z. B. die ~~rbverbrüderung, ,velchc irn
Jahre 1389 die IIerzogc J1"riec1rich, Bernhard und IIeinrich von
Braunschweig und Lüneburg Init den1 Kurfürsten Rudolph 11. und
seinen Brüdern Albrecht und 'Venzel, IIerzögen von Sachsen und
I.lauenburg, nach abgeschlosseneln l?riedensvcrgleich, dahin ein-
giengen, dass gegenseitig nach Erlösehung des l\Jlannsstanlnls die
l~~rbfolge hegründet und für diesen l~'all schon im ,roraus von den
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aus ,vird dann auch zur C;ellüge erklärt, ,veshalh für oie
inl ,velfischen Hause beliebten Theilungen und für die
renunciatorischen, conservatol'ischen oder in ge,visselll
Sinne constitutiven F~rbverträge die kai se r li ehe (j 0 ll-
fi rlll a t ion in der Regel gar nicht nachgesucht v{ordell
ist und weshalh Ulan einzelnen \Tersuchen der J(aiser,
sich in die Ordnung der Verhältnisse des Hauses in hiu-
dernder oder zwingender Weise einzumischen, keine I~c­
deutung oder Rechtskraft beigelegt hat. Einen solcheIl
Versuch 111achte z. B. der IJuxemburger Sigislnund, in-
denl er iln Jahre 1435, als I{aiser, den Herzeigen "rilltelll1
und Heinrich von Braunschweig unel Otto und ~'riedrich
von IJüneburg gebot, ",veil sie ,vieler ihrer Väter IIeinrich
und Bernhard CieSal11mtbriefe (von 1403) die Ilt:tnder ge-
theilt (1428), ,voraus viel lJnheil er,vachsen sev und
,veil solche Theilung derer Lehne nicht geschehen könue;
t;o sollten sie binnen viel' Vvr oehen die getheiltell Lande
wieder ~usanlnlen setzen, oder binnen z\vei ~Ionaten die
Ursache, aus ,velcher solches nicht geschehen lllöge, an-
zeigen 68).'~ :Es hlieb aber trotz deIn bei der vorgenonl-
lJlenen 'fheilung 69); und ,vas die Nachsuehung CÜH'}'
lH:"lderscitigc\)) Landcll untlLeuten gehnl<1jg,t \Yen!el1 ~t)llt.p. wenn
sie überhaupt Hoch in Frage kOllllnCll lÜ)]llltc, w('gell ::\lallg'elf-\ der
kaiRedichull l~est.tttignl}g angefuchten \",erdell küoneu. I)('}1.1\ dlt'l-il'
sächsischen l1el'züge \Yftl'Cll auch keillc, 1n <.101' erst.Ul1 .[ llvuf.,litnr
hegl'ift'une, Co g II a, tell de~ ln'aullselt\yuig -liiuel)urgisehün lIauset:.
~. üllJ'igl'llR tlasDoeUllH'l\t ül)cl' c1ie:-:;e }~l'll\'l'rl)1'ü<leru)lg- lJcl Ite h t·
In C y el' 7 ln'.-lüllcl>. Chronik p. 682 f.
68) l}rk. des 1e Archivs d. d. Brünll in nlährell ao. ]4;),).
ö9) An. 1435. Freita~.r vor Pfillgsten, ycrcinig'tC'll sieh \n'gr'll
versehiedener I)iffer011zell ~ vlelleieht aneh lllit. Hü(~kRi('ht an r (ln ~
]<aiserliche (}ehot. die llel'zogt' Otto. \Vilhehn unc1 Fl'i('drielt 7.\1
Lünphnrg ühel' ein S(',h1eclRg·erj(~ht. \velehrs ~H1R <len\ T~:rzhil:\ehof
von J31'C111el1. denl Bisehof znVel'dfll\ und elen IJ~l.1Hlsbindell ~ IJrä-
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kaiserlichen Bestätigung der Erbtheilungell und Haus-
verträge betrifft, so dürfte vor dem von Kaiser Karl V.
(1535 und 1539)bestätigtenPactumHenrico- Willtelmianum
in der braunschweigischen I~inie 70) und dem Erb-
vertrag zwischen Ernst dem Bekenner und seinem Bru-
der Otto von Harburg (dem Stifter der 1641 erlo-
schenen Harburger Nebenlinie) vom Jahre 1527 resp. dem
Note 66 erwähnten Falle im Lüneburgischell Hause 71),
kein Beispiel einer solchen Oonfirmatio Oaesarea nach-
,veisbar seyn 72). Dass sie seit dem 16. Jahrhundert
la~l1, Rittern und Städten zusammeng'esetzt wurde, welQhes unter
AlldereIn rechtlich aussprach: dass die Scheidung, wie solche
Landgraf Ludwig zu Hessen (1428) unter den IIerzögen zu Braun-
schweig gemacht habe, 'gehalten werden müsse.
70) S. die kaiserl. Confirmations-Urkunde von 1535 bei Reh t-
11leier, braunschw. lüneb. Chronik p. 889. Die Oonfirm. Caesar.
von 1539 steht bei Lünig, Reichsarchiv Pars spec. unter Braun-
schweig p. 72. Eine neue besondere Bestätigung erfolgte 1582
von Rudolph 11. (auch abgedr. bei Lünig 1. c. p.73), sowie auch
von ihm das, die Primogenitur ausdrücklich sanctionirende, Te-
stament das Herzogs J u Iiu s confirmirt worden ist. S. dass.
bei Lünig, Reichsarchiv Pars spec. Con.tin. II, (Tom. IX.) p.
286j.
7J) Der Vertrag, durch welchen Otto von Harburg in Folge
seiner Vermählung mit Meta von Campe gegen die stipulirte Ab-
findung mit Harburg etc. für sich und seine Erben "nebst seiner
Vertrauten" auf das ganze Land und Ilerzogthum auf ewig v'"er-
zieht leistete (später durch den Sohn Otto 11. mit Hülfe romani-
stischer Theorieen mitErfolg angefochten, s. P f effin ge r, br.-lüncb.
IIistorie Th. IT. S. 305; Havemann, Gesch. Th. 11. S. 37 f.) -
ist von Mittwoch nach Judica 1527 datirt; Kaiser Karls V. Con-
flrmations-Urkunde im I{önigl. Archiv ist erst Brüssel am 7. Juni
1555 ausgefertigt.
7~) Erath, histor. Nachricht. bemerkt S. 7.: "Wenn aber
Paul Lange in seiner Zeitzischen Chronik vorgeben will,
diese Theilung (von 1269) wäre mit I{ayserlicher Bewilligung vor-
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mehrfach vorkommt, wie z. B. auch bei dem wichtigen
Hausvertrag v~ 10. December 1636, welcher von Kaiser
Ferdinand III. am 27. Aug., 1638 zu Prag confir:mirt
wurde, erklärt sich wohl zur· Genüge aus der inzwischen
geordneten und festgehaltenen Form der Gesamm,tbeleh-
Dung; hat aber auch hier nur die Bedeutung einer n ü tz-
lichenClausel, nicht die einer nothwendigen Bedingung
der Gültigkeit.
Auf die.Hausgesetze und Verträge, durch welche die
Un theilbarkeit der Fürstenthümer Braunschweig und
Lüneburg und das Primogeniturrecht .in den heiden
'lIaupt~weigen·.beg.rÜDdet wurde, lassen wir uns, um die~s
ein für allemal zu bemerken, hier nicht näher ein, .indem
sie für das gegenseitige Successionsrecht zwiscllen Han-
nover und Braunschweig keine Bedeutung llaben. Inl
nlittlern lüneburgischen Hause bestand jedenfalls, trotz
der 11lehrfach darauf gerichteten, durch spätere hausge-
setzliche Normen aber Immer ,vieder vereitelten Versuche,
110eIl kein bindendes Primogenitur - Gesetz, als es zur
genolnmen, so ist solches wegen der damahligell Zeiten (sc. des
grossen Interregnums) und vorhin angeführter Un~stände, ganz
unwahrscheinlich und h.at nl an ü br ige ns bei don llac hho-
,1' i gell T he i 1u n gen die}( a y s c r 1. Co n f ir 111 a t ion \l n n öt h i g'
gcach tet." ,rergl. üherh. über, 14 esp. gegen, die Nothwondigkeit der
kaiserlichen Bestätigung dor auf fürstlicher Autol1onlie heruhenden
IIausgesetze: J. J. Mo s er, teutschos Staatsrecht. Th. XIII. S.
'169 f. :Falnilien-Staatsrecht. Th. 11. S. 1052 f. Pü tter's Beiträge
zunl deutscll. Staats- u. Fürstenrecht. Th. 11. S.179. IIäberlill,
Ildb. des teutsch. Staatsr. rrh. 111. S. 521. Leist, Lehru. des t.
Staatsr. §.37. Gönner, toutsches Staatsr. §.281. J.Fr.Rulnde,
de eonjir1nat",'one Caesarea J'uris prin'togeniturae ete. Gott. 1770.
ehr. rvi e de Ir }t 0 1d, de 'V i atque efjicacia paetorutn s. statutoru1n
Janliü'arurn illustr'iu1n ete. :blarb. 1795. 11. A. Zachariä, deutsch.
Staats- u. Bundesr. 1'h. 1. §. 72.
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Succession in die Lande des, im Mannsstamm -erloschenen,
mittleren braunschweigischen Hauses (1634) berufen
wurde und das Pactum Henrico- Wilkelmianum von 1535
konnte, abgesehen von der verfassungsmässig begründeten
Untheilbarkeit des Fürstenthums Braunschweig-Wolfen-
b ü t tel, die Theilung der von Friedrich Ulrich besesse-
nen Lande zwischen den zur Succession berufenen Lüne-
burgischen Agnaten, weil es kein sie mit bindender Haus-
vertrag war, nicht hindern und hat sie, wie der rrheilungs-
vertrag von 1635 zeigt, wirklich nicht gehindert 73). Die
Linie des l1euern braunschweigiscllen, mit Herzog
August d. J. beginnenden, Hauses hat aber das Pactum
Henri'Co- Wilhelmianum adoptirt und als Haus- und Lan-
'73) Vergl. die damals zwischen Dannenberg, Celle und Har-
burg verhandelten Gründe und Gegengründe (für und gegen Pri-
Inogeniturrecht, Succe8sio in capita oder in sti'l-pes) f zusammenge-
stellt bei Mo ser, teutsches Staatsr. Th. XIII. p. 87. Cellischer
Seits wurde mit vollem Recht geltend gemacht: "Dieses pact'um
de ao. 1535 selbst aber gehe nicht auf die Agnaten, binde sie
mithin auch nicht, wie dann die Paciscenten (Heinrich d. J. u.
sein Bruder Wilhelm) ihr e in diesem uralten Reichs- und
Stammlehen s~ccedirende Agnaten nicht hätten ver-
binden können, zumal sie die Sammt ... Belehnullg und
Eventua 1 - Huldigung für sich hä\ten." Man sieht, dass
auch hier die Sa~mtbelehnung und Erhhuldigung nur als admi-
niculirende Bekräftigung des an sich begründeten Successionsrechts
hingestellt wird. - Ganz richtig bemerkt auch 11 a vem an 11,
Gesch. der Lande Br. u. Lüneb. Th. 11. p. 696: ,,80 u nb e s tri t-
ten die Na chfolge in die Erbschaft von -Friedrich DI-
r i ch dem 1ünebur gis c hen Fürste nha us e zustan d, so
schwierig war es, das Maase der Berechtigung der verschiedenen
Linien festzustellen. In dem Wolfenbüttelschen Fürstenthum war
freilich das Recht der Erstgeburt -- und die Untheilbarkeit des
Landes längst zur Geltung gelangt, im Lüneburgischen dagegen
den hierauf bezüglichen Verträgen und Verfügungen so vielfach
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desgrundgesetz wiederholt anerkannt 7t), wie es auch
ausdrücklich in der erneuerten Landschaftsordnung von
1820 §. 75 und, seinem Hauptinhalt nach, in dem Braun-
schweigischen Landesgrundgesetz von 1832 §.114 Bestä-
tig.ung gefunden hat. Im neuen lüneburgischen
Hause wurde, erst nachdem der Anfall von Celle gesi-
chert war, durch die testamentarische VerQrdnung Ernst
Augusts (vom Kaiser Leopold J. 1. Juli 1683 bestätigt)
die Untheilbarkeit der Lande und die Succession eines
Einzigen nach dem Rechte der Erstgeburt "als ewiges
Recht und 8tatutum jamiliae" fest und unabänderlich be-
gründet '75) und, durch die neuern Landesgrundgesetze
zuwider gehandelt, dass sie schwerlich als Grundlage der Ent-
scheidung betrachtet werden konnten." (Durch Weglassung des
ersten Satzes und Verdrehung des Sinnes völlig in entstellender
Weise benutzt in Bohlmann's Denkschrift S. 38.).- Vergl. auch
Rech e nb er g - M un c h hausen, Success. in se1·en. guelfe dom.
II. §. 35. S. auch unten §. 19.
74) Gleich August d. J. stellte im Jahre 1636 (19. Jan.) den
Ständen eine Assecurationsacte aus. Später wurde in die land-
schaftlichen Privilegien von 1710 §. 11 und 1770 §. 9, die Be-
stimmung aufgenommen, dass die Stände nicht eher zu huldigen
schuldig seyen, bis sie über das pttnctum primogeniturae, also über
das pact. Henrico- Wilhelm., zur Genüge assecurirt worden. - Eine
vorübergehende Ausnahme wurde in Betreff der 1651, nach dem
Aussterben der harburger Linie erworbenen, Grafschaft Blanken-
burg gemacht, welche Anton Ulrich seinem zweiten Sohne Ludwig
Rudolph, unter ihrer 1707 vom Kaiser erlangten Erhebung zum
Fürstenthum (cf. Lünig, Reichsarchiv Pars 8pec. unter Braun·
schweig p. 175), mit den Hoheitsrechten überwiesen hatte. Blan-
kenburg hatte aber seine besondere ständische Verfassung und
ist erst 1820 incorporirt worden.
75) Eine ausführliche Rechtfertigung der testamentarischen
Anordnung ErnstAugusts enthält die Schrift des Canzlers v. Hugo:
"Von der Succession nach dem Primogenitur-Recht - - insbe-
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(Staatsgrundgesetz von 1833 §.. 11, und Landesverfa,s-
sungsgesetz von 1840 §~ 12) zugleich ,als staatsgrundge-
setzliches Prinzip anerkannt und bestätigt: 76).
sondere von solchenl Successions - Recht im Hause Braunschweig-
Lüneburg. Zellischer Linie. Gedr. zu Hannover im Jahr 1691. fot.
76) Staatsgr. Ges. v. 26.Septbr. 1833. §. 11.: "Die Krone
des Königreichs Hannover vererbt 0 h ne T h eil u n g der La nd e.
Sie gebührt zunächst denl Manllsstamme des Königlichen' Hauses
aus rechtmässiger, ebenbürtiger und hausgesetzlicher Ehe. Die
Ordnung der Thronfolge wird durch die Lineal-Erbiolge
nach aem Rechte der Erstgeburt bestimmt." - Landes-
verf.-Gesetz v. 6. Aug. 1840 §. 12.: "Das Recht der Thronfolge
in dem un th eil baren I{önigreiche gebührt dem Manllsstamme
aus r echtmässiger, ebenbürtiger und hausgesetzlicher .Ehe. Die
Ordnung der Thronfolge wird durch die reine Linealfolge
nach dem Rech t'e de~~ Erstgeburt bestimmt."
IV.
Die Versuche, das Recht des
welfischen Gesammthauses zu brechen.
Einführung und Ordnung
der Reichs -Gesammtbelehnung.
Nichtigkeit und Unwirksamkeit der \
auf die braunschweig -lüneburgischen
Lande ertheilten kaiserlichen
Expectanze~.
§. 12.
Es kann nicht in Zweifel gezogen werden, dass
durch die Verwandlung des welfischen Allodialbesitzes in
ein Reichslehen , wie sie durch das pactum investiturae
von 1235 ins Leben trat, im Allgemeinen die lehenrecht-
lichen .Befugnisse und Verpflichtungen auf beiden Seiten,
der des Kaisers, als Lehensherrn, und der der Herzoge
von Braunschweig-Lüneburg, als Vasallen von Kaiser und
Reich, begründet worden sind. Dahin gehörte insbeson-
dere auch die Verpflichtung der, im Besitz des Lehens
oder eines Theiles desselben befindlichen, oder zum Mit-
besitz gelangenden, Glieder des Hauses zur L ehe n s e r-
neuerung in den im Lehenrecht bestimmten Fällen,
nebst den Rechtswirkungen der Felonie, ,velcher sich dei.~
Einzelne gegen den Lehensherrn möglicher Weise schul-
dig machen konnte; und so konnte auch der Einzelne
im braunschweig-Iüneburgischen Hause sein Recht mög-
licher Weise nach Lehenrecht verwirken
Die, in sich genügende, historisch - rechtliche B a s i s
des Successionsrechts im welfischen I-Iause, zu ,velcher
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alle spätern Hausverträge, kaiserlichen Versicherungsacte
und Gesammtbelehnungen nur im bestärkenden und be-
stätigenden Verhältnisse stehen, blieb unwandelbar das
durch den Investitur-Vertrag von 1235 anerkannte F~­
milienrecht des welfischen Stammes; und sowie einer
Seits (cf. oben §. 4.) aus ~er besondern Natur des braun-
schweig-Iüneburgischen Reichslehel1s, HIs eines feudun~ in
naeredes filios et fil~'as h a ered i ta r i e d(!J)otvendum, ge-
folgert werden musste, dass keineswegs die deutschrecht-
liche gesammte Hand das Rechtsfundament des Succes-
sionsrechts der· Seitenverwandten im ,velfischell Hause
geworden sey, so konnte anderer Seits z,ugleich documen-
tirt ,verden , dass dieselbe in der That zu keiner Zeit
zwischen den verschiedenen Zwe~en des Hauses gebro-
chen, durch keine wirkliche Real- oder Todtheilung auf-
gehoben worden ist (§. 8 f.). Hieraus erklärt sich zur
Genüge, weshalb auch die Form einer "kaiserlichen Ge-
sammtbelehllul1g, ·durch welche ausserdem das Succes-
sionsrecht der Seitenverwandten hätte gesichert werden
können, bis in das 15. Jahrhundert hinein, gar nicht für
erforderlich erachtet und auch seitdem nur der Bequem-
lichkeit, der mindern Kosten und der Sicherheit halber
in Uebung gekommen ist, nachdem man hatte erfahren
müssen, dass man doch kaiserlicher Seits den Versuch
Inache, an die Thatsache der besondern Belehnung der
einzelnen Zweige des Hauses die Behauptung des Hehn-
falls eines Theiles des Gesammtlehens zu knüpfen.
Den ersten Versuch dieser Art machte Kaiser
I{ [t l' I IV. bei dem bevorstehenden Erlöschen des Manns...
stamms des alten lüneburgisehen Hauses. Er betrachtete
das Fürstenthum - oder, wie es unrichtiger Weise von
ihm bezeichnet wird, - das "Herzogthun1" Lüneburg,
Init allen seinen Herrschaften und Zugehörungen, als
ein, n1it den1 Tode Wilhelms dem Reiche anfallendes,
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Lehen, ohne Rücksicht auf das Recht des Gesammthauses
und das besondere Erbrecht der Braunschweigischen Li·
nie, wie es durch die gegenseitige Erbeinigung und Ge-
meinschafts-Erklärung. ·zwischen Otto dem Strengen, unq.
Albreoht dem Fetten durch Vertrag vom Jahre 1292
gesichert und bestätigt worden war (vergl. §. 9 Note, 43);
veranlasst vielleicht durch den Schritt, welchen Wilhelm
von Lüneburg gethan hatte ,. um seinem Tochter-Enkel,
Albert von Sachsen, die Nachfolge zuzuwenden; jeden-
falls sehr geneigt zu· einer Begünstigung des sächsischen
Kurhaij.ses, mit welchem e;L~ in dem freundlichsten Ver-
nehmen atand 77). Zwar. wird. in der am 3. Octbr. 1355
vom Kaiser ~u.Prag den Herzögen von ·Sachsen über die
ertheilte, E 'V;en t ual- Bel ehn ung auf das FürstenthuIIl:
Lüneburg aus.gestellten Urkunde 78) blos auf die Pleni-
tudo pote8tatf,'s imperialis ;Sezug genommen; in den andern
auf diese, in ihren blutigen und verheerenden Folgen
für das Land und das fürstliche Haus .so traurige Ge-
"schichte bezüglichen, kaiserlichen Urkunden, insbesondere
in dem Befehl an die Stadt Lünebu;rg, keinem Andern,
als den sächsischen Herzögen nach .dem •. Tode Wilhelms
zu huldigen von 1369, und in dem, die eventuelle Be-
lehnung purificirenden, Lehenbrief für die sächsischen
Herzoge von 1370 wird der Grund des eingetretenen
Heimfalls des Fürstenthums Lüneburg als eines Reichs-
lehens ausdrücklich geltend gemacht 79). Dass auf ein,
77) Vergl. über die Beweggründe und den Zusammenhang
der Sache Havemann, Gesch. Th. I. S. 464 f.
'78) S. dies. in den Origg. guelf. Tom. IV. Praef. p. 22. seq.
79) S. diese heiden Urkunden in den Origg. guelfe Tom. IV.
P1·aef. p. 35. p. 38 seq. In der erstern sagt der Kaiser: ,;\Vann
wir vormals - - das IIertzogthum zu Lünenburg - als ein An e-
vall und in AnevallsWeise verliehen - - - und wann
6
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vor dem agnatischen Successionsrecht der" Herzoge 'von
Braullschweig' eintretendes, cognatisches Erbrecht 'des
Herzogs Albert," als ~Enkels Wilhelms von Lüneburg,
von dessen 'ältester Tochter Elisabeth, vom Kaiser Ge-
wicht gelegt worden 8ey, dafür findet' sich keine Andeu-
tung. Auch würde damit die'" gleiche Belehnung "des
KurirlrstenRudolph und seiner Söhne, Itlidolph'., 11. :und
"1enzel; ntcht vereinbaf,' :g-ewesen' seyn.Hätte i je"t ,schon
das' cognatische Erbrecht' ~intreten,können~ 'so könllJte
TI ut Albert oder, vielmehr:' dessen:'Mlitter Elisabethund
resp. ',deren Schwester mit der' Erbschaft· 'Wilhelms be-
lehnt ·werden. Möglich, dass' die Meinung von dem jetzt
bereits; :Platz :greifenden cognatischen 'Erbrecht den Her-
zog Wilhelm selbst beherrschte, oder wenigstens zum
Vorwand dienen sollte, als er den Versuch machte, 'sei-
nem Tochter:-Enkel' die Nachfolge zuzuwenden 80); er
kam aber 'bekanntlich bald von diesem Plan zurück, in-
dem er vernünftigen Vorstellungen gegen den Uebergang
eines Th~ilesdes welfischen Erbes in eine andere Sipp-
schaft und der Unvereinbarkeit 'einer solchen Entäusse":
rung mit dem Familienrecht des welfischen Hauses z,vei-
felsohne Gehör gab und erkannte am 23. Jun. 1355
(also noch vor der Belehnung der sächsischen Herzöge
in Frag) zuerst den zum Gemahl der zweiten Tochter
nu von Todeswegen der genannten Otten und Wilhelmen Hertzo-
gen zu Lünenburg, die an (ohne) Mannes Erben gestorben
sein,dasselbe Hertzogthum v<?n Lünenburg mit allen seinen
Herrschaften und Zugehörung ,an uns und. das Reich verfal-
l en ist." - VergI. übrigens die kritische Beleuchtung der Rechts-
widrigkeit der Handlungsweise Karls IV. in den O,·igg. guelfe 1.
c. p. 40 seq.
80) Vergl. Or~gg.guelf. I. c.p. 22. S. auch P.G. Gerkens
vermischte Abhandlungen. I. S. 208-216.
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Mechtildis erkoren~n "Junker Ludwi g" , einen Sohn
~Iagnus des Frommen von Braunschweig, welchem
Letzterer auch seiner Seits die alleinige Succession in
Braunschweig zusicherte, als seinen Erben und noch bei
seinen Lebzeiten als seinen Mitregenten an 81). Ein
unglücklichesVerhängniss wollte aber die, anscheinend
dadurch für die Zukunft zugleich gesicherte, Vereinigung
der beiden J.Jande jetzt noch nicht zulassen. Ludwig
starb noch vor Wilhelm im Jahre 1367 und obwohl die-
ser nun, der ft:ühern eventuellen Bestimmung gemäss,
dessen Bruder Magn u s T 0 rq u a t u s unter gleichen Be-
dingungen als seinen Erben und rechtmässigen Nach-
folger anerkannte, so sollte doeh aueh dieser die Siche-
rungdes" Lü~eburgisehen Erbes nieht erleben. Er fiel
in den bald entbrennenden blutigen Kämpfen 82) im
Jahre 1373 und erst seinen Söhnen Bern hard und H ein-
rieh gelang es, in den ruhigen Besitz der lüneburgisehen
81) S. die betreffenden" tJrkundell in den Origg. guelfe I. c.
p. 24 seq. Die Acte des Herzogs Magnus d. d. Braunschweig v.
heil. Abend St. Joltann. Bapt. auch bei Erath, histor.Nachricht.
S. 22 f. Auf di~ Bezeichnung der Herrschaft LÜlleburg als Mitgift
der Tochter Mechtildis in der einen Urkunde ist kein Gewicht zu
legen; und das von Wilhelm anscheinend prätendirte Ernennungs-
recht seines Erben in Ermangelung eines eigenen Sohnes, konnten
sich Magnus und seine Söhne wohl gefallen lassen, wenn nur der •
Zweck, Lüneburg im Besitze des Hauses zu erhalten, erreicht
wurde. - Dass aber auch IIerzog Wilhelm in dem kaiserlichen
Lehenbrief von 1235 das auch für die Zukunft massgebende Rechts-
fundament erblickte, zeigt der von ihm veranstaltete Vorgang zu
Braunschweig am Tage Mariä Lichtmessen 1366. Ha v e m an n,
Geschichte. Th. 1. S. 467.
82)Vergl. die lebendige I)arstellung des lüneburg. Erhfolge-
kriegs bei Havemann, Geschichte. Th. J. Abschn. 111. Kap. V.
u. VI.
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Lande :durch den 1388 'erfolgten Verzicht der sächsischen
Herzoge zu gelangen.. ,Jedenfalls beweist der Fort- und
Ausgang des lüneburgisohen Erbfolgekrieges, während
dessen auch Land und Volk, mit zeitweiser Ausnahme
der duroh Magnus Torquatus schwer gekränkten grössern
Städte 83), das Reoht -der angestammten Fürsten beharr-
lieh vertrat, dass das alte und verbriefte Recht des wal.,
fischen' Hauses stärker war, als die von der andtwn :~ite
geltend gemachte, aber hier unanwendbare Theorie vom
Heimfall des Lehens wegen mangelnder gesammter Hand.
§. 13.
V\'rir können es dahin gestellt seyn lassen, ob es
wirklich 4ie beim Erlöschen des alten lüneburgischen
Hauses gemachten Erfahrungen waren, welche die Her-
zoge Bernhard und Heinrich bewogen, durch Nachs~­
chung einer Gesamm tbelehnung auf das Herzogthum
Braunschweig und Lüneburg, deren Gewährung sie nach
der Ermordung ihres, zum römischen Könige designirten, .
ältern Bruders Friedrich bei Fritzlar (5. Jun. 1400) von
dem Gegenkönig Ruprecht von der Pfalz auf dem Tage.
zu Nürnberg wohl erwarten konnten 84), einer zukünf-
, tigen ähnlichen Störung des iln welfischen Hause beste-
henden Successionsrechts zu begegnen. Jedenfalls ist
83) Auch die Stadt Lüneburg war bereit, für den ernannten
F~rhen Wilhelms einzustehen und verlangte nur, dass ihr, den
kaiserlichen Strafbefehlen gegenüber, Schutz und Vertretung zu
Theil werden. Erst durch das eben so widerrechtliche als un-
kluge Benehmen von Magnus Torquatus wurde Lüneburg, ebenso
wie IIannover, zum Aufstand gegen den Herzog und zur Uehergahe
an die sächsischen Herzöge bestimmt. Vergl. das Näh@re bei
Havemann, Gesch. Th. J. S. 481 f.
84) Vergl. Hav eman 11, Gesch. Th. 1. S. 554 f.
4 .. '\...
. ,.".
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die vom König' Rupreeh t am Sonntag naoh Purificatio
Mariael403 beurkund~teGesammtbelehnung für die "hoch- Beil. 11.
gebornen Bernhardt und Heinrichen, auch ~Otten und
Wilhelmen ihren Söhnen" die erste nachweisbare Be-
lehnung dieser Art, und da diese Belehnung gar nicht
auf die von ihnen besessenen Theile beschränkt. ist, -
Göttingen, damals unter Otto Cooles, und Gruben-
hagen, damals unter Friedrich von Osterode und Erich
von Salzderhelden , waren in der Regierung wn den
Landen Bernhards und Heinrichs getrennt, - sondern
das~gaD:ze He'rzogthum und Fürstenthümer Braun-
schweig und Lüne burg, mit allen ihren Herr-
schaften u. s. w. und Zugehörungen "die", sagte
der Kaiser, "von Uns und dem heiligen Reich zu
L,ehen rüh~en" umfasste, so war damit von Reichs-
weg en die gesammte Hand für Bernhard und Heinrich
und ihre beiderseitige Descendenz, vorausgesetzt, dass sie
nur ferner in allen Lehensiällen dem 'Kaiser die schul-
dige eidliche "Huldunge" thun würden, ausdrücklich an-
erkannt, und ist auch von Nachfolgern im Reiche nebst
allem sonstigen rechtmässigen Herkommen des Hauses
ausdrücklich bestätigt worden 85).
Dieser Punkt ist, unseres Erachtens, von der gröss-
85) Eine solche Bestätigung ist namentlich in der bei Lii nig,
Reichsal~hiv Pars 8pec. (}ontzon. II., unter Braunschweig (To'tn.
IX.) p. 258. abgedruckten "Kaisers Frider~'ci III. Confirmation
aller Privilegien derer Herzoge von Braunschweig und Lüneburg
d. cl. Frankfurt 1442, am Samstage vor S. Marien Magdalellell"
enthalten. Sie gedenkt ausdrücklich der von König Ruprecht und
Kaiser Sigismund den Herzögen ertheilten Privilegia und Hand-
festen und confirmirt "mi t und auch dazu alle und j eg-
liehe ihr alt Herkommen und gute Gewohnheit"; wo-
hin dann zweifelsohne auch die im fürstlichen Hause begründeten
Successions-Rechte und Ordnungen gehören.
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ten ·Wichtigkeit und muss bei der.Erklärung ,der das
Reichslehensverhältniss betreffenden .Urkunden 'der ,fol-
genden Zeit immer· im Auge' behalten"·werden; Er wirft
insbesondere Licht auf die Vorgänge' in Betreff, der .Ge-
sammtbelehnung in der Mitte und. zweiten· Hälfte ·des
16. Jahrhunderts und giebt Aufschlussdarnber, 'warum
es sich hier in der Hauptsache nur um 'eine Aufnahme
der Grubenhagenschen IIerzoge in die;·Gesammtbe-
lehnung der übrigen Zweige des Hauses,: nicht aber um
eine die Succession der letzteren oder der- damaligen
Herzoge von Braunschweig, Calenberg und Lüneburg in
das Fürstenthum Grubenhagen sichernde Gesammtbeleh-
nung ha:ndelte. (S. unten §. 15.) Auch kann daraus
zur Genüge erklärt werden, weshalb beim Aussterben
der Göttinger Linie mit Otto Cocles im Jahre 1463, un-
geachtet hinsichtlich dieser selbst die besondere Beleh-
nung vom Reiche fortgedauert hatte 86), ohne irgend ei-
nen Einspr:uch des Kaisers der Anfall des Landes an die
Vettern von Braunschweig und Lüneburg als eine ganz
selbstverständliche Sache, deren Regelung lediglich eine
innere Angelegenheit des Hauses sey, betrachtet wor-
den ist.
In Folge der, 1403 erlangten, Gesammtbelehnung auf
das ganze Herzogthum Braunschweig und Lüneburg
setzten die Herzoge Bernhard und Heinrich in dem schon
86) Ein im Namen des Kaisers Sigismund vom Landgraf
Ludwig zu Hessen für Herzog 0 t t 0 Cocles ausgestellter Lehen-
brief d. d. Sondershausen, Feria sexta post d. S. Dionysii Martyr.
1420, ist abgedr. bei L ü ni g im Reichsarchiv Pars spec. unter
Braunschweig p. 10. u. Rehtmeyer, Chronik p. 621. - Frühere,
nachweisbare Fälle stattgefundener , zum Theil per p1·ocU'ratorem
Caesaris vollzogener, Belehnungen sind angeführt bei Man eC\k e,
braunschw.-lüneb. Staatsrecht §. 21. Noie 8.
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erwähnten Hausvertrag von 1414 (vergl. oben· S. 57 f.)
fest, dass der Aelteste ';on ihnen und, ih~en.Erben für
ewige Zeiten, so oft es, erforderlich sey, das Fahnle:hn
und die Herrschaft vom Reiche empfangen solle zn
ihrer Beider Händen und Behuf, auch denL.ehn-
brief ·auf .heider Theile Kosten extrahiren solle. 111 dem,
das folgende Jahr 1415 am Jacobitag zwischen denselben
Fürsten errichteten, Erbvergleich(oben S. 58) wird die
Bestimmung wegen der Gesammtbelehnung vom Reiche
wiederholt, nur mit der Aenderung, dass nicht gerade
der Aelt~ste,- sondern "welcher am besten dazu geschickt
sey" 'das Fahnlehn rur sich u.nd die Uebrigen vom Reiche
zu empfange11 habe. Man wollte sich also an eine strenge
Beobachtung des Seniorats in dieser Beziehung noch nicht
binden. In Folge hiervon wurden z. B. im Jahre 1420
die Herzoge Otto (Sohn Bernhard's) und Wilhelm (Sohn
Heinrichs) in Person vom Kaiser Sigismund, dem sie zu
Hülfe. gezogen waren, zu Breslau belehnt 87); auch kom-
men später Fälle vor, dass die Reichslehen nicht gerade
durch den Aeltesten, sondern von Mehrern zugleich,oder
von dem Einen mit für die Andern, empfangen worden
sind 88). Nachdem dann Maximilian I. römischer· Kaiser
8'7) Ckronicon Lu"eburg. bei Leib ni t z Scripto1·. rer. bruns-
vic. Tom. 111. p. 198.
88) Deber die Belehnung sämmtlicher Herzoge von 1442, wo·
•bei der Lehenseid vor dem Kurfürsten von Brandenburg als kai·
serlichem Bevollmächtigten abgelegt wurd.e, s. die Urk. in Sc h il-
ter, Script. rer. germ. p. 251. Ju ng, de iure Salinar. nr. 4.
tl. 5. der Beilag-en. Ko ch, pragmat. Gesch. S. 803. ~ Wahr-
scheinlich in das Jahr 1483, wo zwischen den Herzogen Wilhelm
d. J. und Friedrich dem Unruhigen von Braunschweig und deUl
Herzog Heinrich d. Mittl. von Lüneburg, unter Vormundschaft der
Stände und seiner Mutter Anna v. NassRu, durch beiderseitige
Räthe zu Braunschweig eine Vereinbarung über die vom Kaiser
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geworden war, fillden wir wieder eine Gesammtbelehnung
der ~amaligen Herzöge von Biaunschweig und Lüneburg
Heinrich des Aelteren von Br. Wolfenbüttel, Erichs des
Aelteren von Calenberg und Heinrich des Jüngern oder
des Mittleren von Lüneburg, welche, von dem erstgenann-
ten als Senior des .Hauses empfangen wurde 89). Es sind
aber dann doch wieder Sonderbelehnungen vorgekommen.
Dies ergiebt sich aus einem Vergleich zwischen Herzog
zu empfangende Belehnung gemacht worden ist, gehört folgende
Urk. ohne Datum: "Von Godes· Gnaden wy Wilhelm u. :F're-
derik geb~dern, to Brunsvic u. Luneborg hel'togen, bekennen
openbar in. u! mit dessem unsem breve vor uns, unse erwen u.
nakomelinge, so also des hochgebornen furaten hern Hinrikes des
iungerem (später hiess er der Mittlere) to Brunswig u. Luneborg
hertogen, UDses leven vettern vormundere u. rede de reyse to un-
sem allergned~gsten Heren dem romiscken keys6r, unse u. siner
herschop R.egalia von demsulven to unser u. ainer Banden
k a n d in entphanginge to irwerwende" etc.
89) Der darauf bezügliche' Lehenbrief, a. d. Wonne am 28.
Juli 1495, findet sich abgedr. bei L ü ni g, Reichsarchiv Pars
apee. Oontin. II. unter BraunBchweig (Tom. IX.) p. 402. ,,- Und
haben darum mit wohlbedachtem Muth, gutem Rathe und rechten
Wissen Herzog Heinrich dem Aeltern, als dem Aeltesten, an-
statt sein selbst und der vorgemelten Erichen seines Bruders und
Heinrich· des jüngern seines Vetters wegen, die vorgenannten Für-
stenthum zu l}raunschweig und Lüneburg und Grafschaften
und Herrschaften,. Eberstein, Wunatorf, Hallermund, Wölpe und
110mburg - - - so von un~' und dem h. Reich zu Lehen rüh-
ren - - in Gemeinschaft und versammelt, zu Lehen gnädiglich
verliehen. Leihen ihnen die auch also von Römischer König·
licher Macht wissentlich in Kraft dieses Briefes, was wir ihnen
von Billigkeit und Rechtswegen daran verlehnen sollen und mö-
gen, die nun hinführo in Gemeinschaft und versam-
ment, von uns· und dem h. Reiche zu rechtem fürstli-
chen Lehen zu hab en, zu haI ten und zu besi tzen" u. s. w.
Heinrich dem Jüngern vpn Braunschweig- Wolfenbüttel
und Herzog Franz Otto von Lüneburg, dem ältesten
Sohn Ernst des Bekenners, welcher dabei auch seine
Brüder Heinrich von 'Dannenberg und Wilhelm den Jün-
gern (die Stifter des neuen' braunschweigischen und neuen
lüneburgischen Hauses) vertrat, v. 8. Febr. 1555, des
Inhalts: "Weil sich Herzog Heinrich mit seiner An-
nahm~, dass die Gesammt-Reichslehne schon empfangen
seyen, geirrt, indem der Rath zu Braunschweig ihm die
Briefe vorenthalten habe, so sollten solche annoch von
Herzog Heinrich empfangen und die Gesammtbeleh-
n ung wieder in Gang gebracht werden." In Folge
dieser ~erabredung wurden bei Karl dem fünften die
erforderlichen Schritte gethan ; worauf Letzterer die,
später von Nachfolgern im Reiche wiederholt bestätigte,
besonders wichtige, Declaration über die Gesammtbe-
lehnung im Braunschweig - Lüneburgischen Hause aus- Beil. V.
stellte, deren wesentlichen Inhalt wir hier einschalten
müssen.
"Die Herzöge Heinrich d. J. und Franz ütto, heisst
es darin, hätten vorgestellt, wie es im braunschweig-
lüneburgischen Hause ein alter löblicher Gebrauch sey,
dass der Aelteste des fürstlichen Stammes für sich und
anstatt seiner Brüder und Vettern das Sammtlehen
vom Reiche empfange, in welchem Gebrauch aber durch
Missverständniss eine störende Aenderung eingetreten sey,
indem in einigen Fällen, namentlich von Herzog Erich
dem Aeltern für sich und seinen Bruder Heinrich, auch
von Herzog Franz von Lüneburg nur für sich und seinen
Bruder, auch beiderseitige Erben, "doch unabbrüchig der
Samtlehns-Gerechtigkeit" die Belehnung empfangen w.or-
den sey. Sie müssten aber ,vünschen, dass der alte Ge-
brauch des Hauses bei Empfang der Gesammtbelehl1ung \
beibehalten und bestätigt werde. Deshalb werde von
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Kaiserl. Majestät hiermit declarirt, dass :an dem alten
Herkommen festgehalten werden, also "dass dur-.eh die
sonder liehe Emptah ung der Lehen, davon ob-
gemeldet, keinem Theil ,an seiner Gerechtigkeit
der Samm.tlehen' präjudicirt" werden solle. Es
solle demnach in zukünftigen Fällen immer der Ael-
teste der sammtbelehnten Fürsten der Häuser' Btaun~
schweig und Lüneburg die Gesammtbelehnung empfangen
und fUr die übrigen den Lehenseid leisten. Wenn si~h
aber der Fall zutrüge, dass einer oder der anderezUl
Regierung komme, 'welcher in die Lehenspfiicht weder
durch. sich selbst noch durch elen Aeltesten aufgenommen
worden 'sey, so solle er schuldig seyn, binnen Jahresfrist
die Belehnung für sich nachzuholen· und diess so gu t
seyn, als wäre er in der vom Aeltesten erwirk-
ten Lehensempfängniss bereits mitbegriffen ge-
we sen 90)".
Durch diese kaiserliche Declaration wird auf das
unzweideutigste anerkannt, wa~ wir als Recht des.Hauses
schon in der ursprünglichen .Lehensconstituirung von
1235 enthalten und durch die Theilungen seit 1267 und
alle darauf bezügliche Erbvergleiche und Hausverträge
bestätigt gefunden halJen. Die Eigenschaft der gesamm-
ten braunschweig -lüneburgischen Lande als eines Ge-
s'amm tlehen s, in welchenl lediglich das durch das
pactum inv6stiturae h...estätigte Familienrecht die Zustän-
digkeit des Besitzes der zeitigen Familienglieder bestimmt,
90) Die Declaration Karls V. ist wörtlich wiederholt in der
später zu erwähnenden Urkunde Max TI. von 1570 (unten Anl.
V.)~ dann von Rudolf TI. in gleicher Weise (d. d. Lyntz den 11. Juli
1578) confirmirt, auch bei spätern Belehnungen, z. B. 1667 (Urk.,
bei L ü ni g, Reichsarchiv , Pars lJpec. in den Supplem. ult. zu
Braunschweig (Tom. V.) p. 143 j.) wörtlich wiederholt worden. t
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ohne dass es zur -Conservation des Successionsrechtes
. dem· Reiche gegenüber der Form der· Gesammtbelehnung
bedutfte, .hat in- dieser Erklärung ~arls V. einen, das
Recht «es,Hauses auch dem IJehenshertn gegenüber
vollständig 'sichernden, Ausdruck gefunden und -die'unio
perpetua der -Bestandtheile .. des Gesammtlehens konnte
und':durftenunmehr durch-lehensherrliche Eingriffe um
so weniger beeinträchtigt werden, als, wie wir gesehen
haben, bereits die Vorfahren im Reich Herkommen und
gute Gewohnheit des welfischen-Hauses feierlich bestätigt
llnd·weriigstens'seit' 1403 die Glieder des mittlern braun-
schweigischen' und lüneburgischen Hauses, Bernhard und
Heinrich und ihre Descendenz mit dem sich über alle
braunschweig-liineburgischen Lande erstreckenden Fahn-
lehen beliehen worden waren. IIiernach musste es ge-
radezu als eine rechtliche Unmöglichkeit angesehen wer-
den, einen Bestandtheil des ein en und in Wahrheit u n-
getheilten Herzogthums Braunschweig-Lüneburg, unter
dem Vorwand einer von Besitzern eines einzelnen Lan-
destheils empfangenen Sonderbelehnung, beim Erlöschen
desjenigen Zweiges des fürstlichen Hauses, welchem die-
ser Theil durch Hausverträge zur besondern Regierung
und Nutzung zugefallen war, als ein dem Reiche heim-
fallendes Lehnsstück zu betrachten, oder für den Eintritt
eines solc4en Falles Expectanzbriefe an dritte, nach dem
Successionsrechte des Hauses völlig unberechtigte, Perso-
nen zu ertheilen.
§. 14.
So ,vie wir aber erfahren mussten, dass im 14. Jahr-
hundert, beim präsumtiven Erlöschen des Mannsstamlns
des alten lüneburgischen Hauses, Kaiser Karl IV. den
Versuch machte, durch eine Eventualbelehnung an die
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sächsischen Herzoge dem welfischen Hause einen Theil
seines Erbes zu entfremden, so begegnen wir ··auch zwei·
hundert Jahre später, während welcher doch das: CRecht
des Hauses durch eine Reihe von Fällen sich zum festen
Herkommen gestaltet und durch HauBverträge mehr und
mehr gesichert worden war, einem zweiten ähnlichen
Versuche, der sich nur·dadurch von jenem untersoheidet,
dass er ganz in der Stille verlaufen und bis auf die
neueste Zeit ohne irgend sichtbare Folgen geblieben ist,
und dass es sich hier auch nicht um eine Eventualbe-
lehnung, sondern um eine davon wohl zu unterscheidende
Anwartschaft handelt.. Wir haben hier die Anwartschaft
im Auge, welche Kaiser Maximilian 11. dem Kurfürsten.
Joachim 11. von Brandenburg auf dessen Ansuchen auf
das Fürstenthum Grubenhagen ertheilt und in einer
Beil. 111. Urkunde d.d. Wien den 31..August 1564 verbrieft hat;
also die Expectanz, auf welche in jüngster Zeit priori-
tätische Ansprüche Preussens auf das Herzogthum Braun-
schweig-Wolfenbüttel zu gründen, ein eben so abentheu-
erlicher als in sich nichtiger ·Versuch gemacht worden
ist 91).. Die Ertheilung dieser Expectanz erfolgte, wie
91) cf. B 0 h 1man n' s Denkschrift über die priorität. An-
sprüche Preussens S. 14 f. Nur eine Ilindeutung auf einen, mög-
licher Weise in Aussicht stehenden, Erwerb von "Braunschweig-
Grubenhagen" für das preussische Königshaus enthält, ohne Er-
wähnung des Rechtstitels (dem Zusammenhang nach müsste man
einen Erbvertrag vermuthen), von R ön n e, das Staatsr. der Preuss.
Monarchie. Bd. 1. §.36. Note 7. Etwas bestimmter schon früher
v. Rohrscheid t, Preussens Staatsverträge. Berlin 1852. S. 31 f.,
woselbst sich auf S. 258 f. der erste Abdruck der Urkunden von
1564 u. 1574 findet. - Rohrsoheidt nimmt auf C. Fr. Pauli's
Al1ge~. preuss. Staatsgeschichte. Bd. Il!. (Halle 1762) S. 233 Be-
zug. Auch Pauli 's Darstellung lässt aber offenbar die Expectanz
von 1564 in der von 1574 aufgehen.
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sich von selbst -ermessen lässt und auch durch den spä-
ter zu erwähnenden erweiterten Expectanzbrief von 1574
b.ekundet wird, nicht proprio motu Kaiserlicher Majestät,
sondern "auf unterthänig Ansuchen" des Kurfürsten Joa-
chim, wobei von diesem wahrscheinlich politische eon-
juncturen der damaligen Zeit benutzt und durch eine
geheime, auf Unterstützung des Hauses Oe sterreich
bei andern Bestrebungen - namentlich zur Erlangung
der polnischen Königskrone --- gerichtete, Zusage der
Kaiser zur Gewährung des unterthänigen Ansuchens ver-
mocht worden ist. In der Urkunde selbst wird auf die
"sondere stäte Affection, Lieb, und Zuneigung" auch die
nützlichen 'und erspriessliohen Dienste des Kurfürsten
und seiner Vorfahren für das Reich und das löbliche
Haus Oesterreich Bezug genommen, die theils bisher·
ge~eistet ,vorden, theils in Zukunft noch zu leisten seyen,
wofür dem Kurfürsten denn auch wieder eine "Ergötz-
lichkeit" zu Thail werden solle. Diess ist aber jedenfalls
nichts Besonderes, sondern ein in allen solchen kaiserli-
chen Rescriptis gratiae, in allen Lehenbriefen u. s~ w.
sich wiederholender Stylus curiae, und höchstens die Be-
tonung der dem Hause Oesterreich zu leistenden Dienste
etwas einiger 1Vlassen Besonderes. Jedenfalls muss aber
dem Kaiser eingeredet worden seyn, dass .er als Reichs-
lehnsherr befugt sey, über das Fürstenthum Grubenhagen
in der verwilligten Weise, für den Fall, dass die dasige
Linie des Braunschweig - Lüneburgischen Hauses im
Mallnsstamm erlöschen sollte, zu verfügen und es ist
wohl zweifellos, oder lässt sich wenigstens vermuthen,
dass dazu die bisherige b es 0 n der e Belehnung der Für-
sten zum Grubenhagen in geschickter Weise benutzt
worden ist. Dass auch dann, ,venn diese besondere Be-
lehnung die rechtliche Bedeutung gehabt hätte, welche
ihr dabei fälschlicll b-eigelegt worden ist,. der Act der
Expectanzverleihung an das brandenburgische Haus ge-
gen die Forderungen der materiellen Gerechtigkeit ver-
stiess, indem dadurch denl, in mehrern andern. Linien
fortblühenden, welfischen Hause ·ein rfheil- des ursprüng-
lich allodialen Besitzthums ihres mit Grubenhagen ge-
meinsamen Ahnherrnentzogen und einer fremden Sipp-
schaft, die nach allgemeinem deutschen Fürstenrecht
durchaus keine Ansprüche darauf hatte, zugewendet wer...
den sollte, - bleibt natürlich, auch abgesehen vom for-
mellen Rechte, ganz unleugbar. Nähere cognatische Be-
ziehungen existirten zwischen dem brandenburgischen und
grubenhagenschen Fürstenhause gar nicht. I-Iätte.. auf
Cognation Rücksicht genommen werden so.llen, so ware
die Tochter des Herzogs ·E"1' n s t von Gtubenhagen, Eli-
. sabeth, 1567 mit dem Herzog Johann d. J.von Holstein
vermählt, welche -nicht weniger als 13 Kinder, 7 Söhne
und 6 Töchter, gehaht hat 92), vor Allen zur Nachfolge be~
rufen gewesen. Ja selbst in. schwägerschaftlicher Beziehung
standen die drei Brüder Ernst , Wolfgang und Philipp
zum Kurfürsten von Brandenburg nich t. lhre Gemah-
linnen waren aus dem pommel~8chen, sächsischen und
braunschweig - wolfenbüttelschen 'Fürstenhause. Die ein-
zige Beziehung zu Brandenburg war eine "Fahnenge-
meinschaft" , indem Herzog Philipp von Grubenhagen,
der letzte seines Stammes, im Besitz einer brand~nbur­
gischen Kriegsbestallung war und "Zeit seines Lebens
ein ansehnliches Jahrgeld" von da bezog 93). Sollte viel-
leicht Joachim 11. und sein Nachfolger Johanll Georg
92) Reh tmei er 's Chronik. Th. 1. p. 574. Diese Herzoge
von Holstein waren deshalh auch die, von Philipp 11. in seinem' Te·
stamente eingesetzten, Allodialerhen ~esselben. (K 0 c h) pragmat.
Gesch. S.171.
93) Reht~ eie r, Chronik. Th. I. p. 579.
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geglaubt, haben dafür die' 'Expectanz auf das Fürsten-
thnm Grubenltagenals "Aequivalent" in Anspsuch neh-
men' zU .können?! ~ Von einer alten "Erbverbrüderung"
zwischen' Brandenburg und Grubenhagen, von welcher in
jüngster'Zeit gefabelt worden ist 94), findet sich durchaus
keine'; Spur. Wäre sie aber' auch 'nachweisbar, so konn-
ien- ;doch :natürlich die einmal begründeten Rechte der
braunschweig-Iüneburgischen Agnaten dadurch nicht alte-
rirt werden.
Sehr erklärlich ist gewiss, wenn diese Agnaten" falls
sie überhaupt von der hinter ihre:m Rückel1 erschlichenen
brandenburgischen Expectanz, Kunde erhalten hatten,
das Ihrige dazu thaten, um die damit beabsichtigte Ver-
letzlWg ihres unbestreitbaren Successionsrechts abzuwen-
den. Lag doch in Wahrheit durchaus nichts vor, was
eine solche Verletzung irgend ,vie hätte rechtfertigen
können. Die Fürsten von Grubenhagen waren so wenig
wie irgend ein anderer Zweig. des welfischen Fürsten-
hauses aus der ·Rechtsgemeinschaft desselben herausge-
treten. Ueber die Theilung zwischen den Söhnen AI-
brechts des Grossen haben wir keine Urkunde; der Vater
hatte wahrscheinlich noch bei seinem Leben den Söhnen
ihre Theile oder Nutzungs- und Regierungsbe~irke ange-
wiesen 95). Für die Annahme einer rrodtheilung zwischen
Heinrich dem Wunderlichen, Albrecht und Wilhelm fehlt
nicht blas jeder Beweis, sondern es spricht entschieden
dagegen: 1) das bei allen sonstigen Theilungen im braun-
schweig - lüneburgischen Hause festgehaltene Prinzip;
2) der Vertrag zwischen Heinrich dem Wunderlichen und
94) Bo hlmann, Denkschrift. S. 14. unter Berufung auf ein
Mscrpt. des brandenburg. Archivars Zacharias Zwanzig, aber ohne
Mittheilung der betreffenden Stelle.
95) Erath, histor. Nachricht. S. 8.
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Albrecht deul Feisten von 1286, der einen positiven Be-
leg dafür giebt, dass die scholl stattgefundene Theiluug
keine Todtheilung gewesenseyn konnte (vergI. oben
§. 9.); 3) der Umstand, dass auell die Fürsten von Gru~
benhagen sich fortwährend Herzoge von "Braunschweig",
wie alle übrigeu Fürsten des alten braunschweigischen
und lüneburgischen Hauses nannten und fortwährend
Theil an den ungetheilt bleibenden Stücken des Gesammt-
hauses gehabt haben. Innerhalb dieses Nebenzweiges
des alten braunschweigischen Hauses waren auch wie-
derholt Theilungen vorgekommen; so z. B. gleich zwi-
schen den Söhnen Heinrichs des Wunderlichen, ,Heinrich,
Ernst. und Wilhelm (der vierte ~Sohn Johann war Geist,..
licher (papne) geworden und hatte nach einer Urkw.nde
von 1325 verzichtet); sie waren aber ganz derselben
Natur wie. die iibrigen Theilungen und lassen sich in
keiner Weise in Gegensatz zu den letztern stellen. Auch
hier wurde, wenn die Regierung keine gemeinschaftliche
blieb, die Fortdauer der Rechtsgemeinschaft der abge-
theilten Linien durch Erklärungen und Vorbehalte resp~
durch gemeinsamen Besitz (hier des Grubenhagen) gesi-
chert. Abwechselnd kommen gemeinschaftliche und Se-
paratregierungen mehrerer Söhne desselben Vaters vor.
Niemals ist aber, wenn ein Zweig, was mehrfach der Fall
war, erlosch, bezweifelt worden, dass trotz der stattgefun-
denen Theilung der Bruder des Bruders oder auch der
Vetter des verstorbenen Vetters rechtmässiger Erbe sey 96).
Fortwährend hatten ferner auch die grubenhagen-
sehen Fürsten, trotz ihrer zeitweise feindseligen oder -iso-
lirten Stellung zu andern Gliedern des Hauses und des
96) Ueber die Theilung zwischen den Söhnen Heinrichs des
Wunderlichen s. Näheres hei Sudendorf, IJrkundenbuch. Th.1.
Einleitung. 1). XXVI seq.
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abentheuerlichen Lebens Einzelner, sich als Glieder des
welfischen Gesammthauses gefühlt und waren theils mit
den Vettern in Braunschweig und Lüneburg wieder in
nähere Verbindung getreten, theils hatten sie gelegent-
lich ihre agnatischen Rechte gegen die andern Linien
geltend gemacht 97). Kam nun noch dazu, dass seit
1403 auch die Gesammtbelehnungen der Kaiser, wie wir
gesehen haben, das ganze Herzogthum Braunschweig
und Lüneburg zum Gegenstand hatten und die Declara-
tion Karls V. von 1555 zweifellos auch auf den gruben-
hagenschen Theil desselben mitbezogen werden musste,
so ist wohl zur Genüge erklärt, wie sich durch die Ex-
pectanzertheilung an Brandenburg vo~ 1564 die braull-
schweigischen und lüneburgischen Vettern der damals
noch lebenden drei Brüder Ernst , Wolfgang und Phi-
lipp 11. von Grubenhagen, im lebendigen Bewusstseyn
der gemeinsamen Abstammung und des gemeinsamen
Erbes verletzt fühlen mussten.
97) Urk. d. d. Pet'ri u. Pauli Tag 1404. Herzog Erich 1.,
Sohn Albrechts zum Salze (t 1384), vergleicht sich mit Bernhard
und Heinrich von Braunschweig und l.lüneburg über alle zwischen
ihnen bis dahin bestandenen Streitigkeiten und verspricht ihnen
Beistand zu leisten. - Urk. v. Montag nach Lätare 1421. Neues
pactum unionis Erichs I. mit den Vettern von Braunschweig und
Liineburg. Einsetzung eines Schiedsgerichts. Auch sollen beiden
Theilen alle Schlösser offen stehen. - , Eine Urk. vom Dienstag
nach Jubilate 1423 beweist, dass Erich von Grubenhagen als
Agnat ein Mitsuccessionsrecht für den Fall des Aussterbens der
Göttinger Linie mit Otto Cocles in Anspruch nahm, aber beding-
ter Weise, zu Gunsten der Vettern, der Herzoge Bernhard und
Otto von Braunschweig - Lüneburg, darauf verzichtete. - Auch
regierte z. B. noch der Letzte des Grubenhagenschen Stammes,
Philipp 11., als Mitcurator 'Vilhelms des Jüngern v. 1582-1590
das Lüneburgische.
7
9R
§. 15.
Nach dem, durch Karl V. anerkannten und bestä-
tigten, Herkommen des Hauses hatten offenbar auch die
Fürsten von Grubenhagen ein Recht darauf, in die
Gesammtbelehnung beim Reiche mit aufgenommen zu
werden. Diess beim Kaiser auf dem eben ausgeschrie-
benen Reichstag zu impetriren und ins Werk zu setzen,
wurde auf einer, zu Braunschweig Anfang März 1566
abgehaltenen, gemeinschaftlichen Conferenz beschlossen.
Nur Herzog Erich (geb. 1528) hatte einige Bedenken
wegen der Präcedenz im Gesammthause, indem er fürch-
tete, dass Herzog Ernst von Grubenhagen (geh. 1518),
als der Aeltere von Geburt, den Vorrang vor ihm in
Anspruch nehmen werde; worüber er jedoch beruhigt
wurde. Deber die getroffene Vereinbarung stellten die
Herzoge von Grubenhagen, Ernst, Wolfgang und Philipp,
Beil. IV. am 13. März 1566 eine Urkunde aus, welche über die
Verhältnisse das vollständigste Licht verbreitet und ins-
besondere bekundet, dass es sich wesentlich nur um
ihre Aufnahme in die Gesammtbelehnung handelte und
nicht um die Erstreckung der Belehnung der Vettern
von Braunschweig und Lüneburg auf das Fürstenthum
Grubenhagen , welches vielmehr in der bisherigen Ge-
sammtbelehnung als Bestandtheil des Herzogthums Braun-
schweig-Lüneburg schon mitenthalten war, obgleich man,
\vie ein von Augsburg aus erstatteter Bericht des Reichs-
tagsgesandten Herzogs Erichs, Andreas Krause, Hof- ,
richters zu Pattensen , vom 23. März 1566 über eine
,Verhandlung mit dem Canzler Dr. Joachim Mynsin-
ger und dem andern braunschweig-Iüneburgschen Be-
vollmächtigten Dr. J 0 achim Möller oder Muller
bekundet, natürlich auch die Absicht hatte, zugleich
die Successionsrechte der hraunsch,veigischen und der
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lüneburgischen Linie in Betreff Grubenhagens gegen die
mögliche Behauptung eines Heimfalls an das Reich bei
Erlöschung des Mannsstamms sic~er zu stell~n, und zu- Beil. V.
gleich die in Aussicht gestellte Verwandelung der Gru-
benhagensehen , von Quedlinburg abhängigen, Sonderle-
hen der grubenhagenschen Fürsten in braunschweig - lü-
neburgische Gesammtlehen gern acceptirte. Besonders
bemerkenswerth ist aber dabei, dass die von Braun-
schweig und Lüneburg zum Reichstag bevollmächtigtell
Räthe in übereinstimmender Weise ihre rechtliche Ueber-
zeugung dahin aussprechen, dass Grubenhagen Theil
des Gesammtlehens sey, wenn auch ein auf die
:Fürsten von Grubenhagen mit ausgestellter kaiserlicher
Lehenbrief noch nicht ausgefertigt sey (vergl. obel1 S.
45 f.). Doch um möglichen Schaden und Nachtheil ab-
zuwenden, sey die Er,veiterung der Reichsgesammtbe-
lehnung rathsam und wünschenswerth. " Da es nun
"noch länger versäumt werden sollte, möchte
"es Ew. Fürstl. Gnaden und den andern braun-
"schweigischen und lüneburgischen Herrn, so
"sich der Fälle auf dem einen oder andern
"Wege zutrügen, hochnachtheilig seyn."
Auf dem damaligen Reichstag zu Augsburg (1566)
gelang es zwar noch nicht, die impetrirte Gesammtbe-
lehnung, einschliesslich der Fürsten von Grubenhagen,
vom Kaiser Maximilian 11. zu erlangen. Der Gesammt-
lehenbrief dieses Kaisers d. d. Augsburg d. 1. Juni 1566 Beil. VI.
gedenkt nur des Herzogs Heinrich d. J. von Braun- A.
schweig -Wolfenbüttel , als des Seniors und deshalb ge-
Ineinsamen Lehenträgers , und der Herzoge "Er ichen ,
Otten, Heinrich und Wilhelm 98), Gevettern und
98) Es ist zweifellos, dass damit Er ich 11. von Calenberg
(geb. 1528 t 1584), Otto der .JÜngere von lIa,rburg (geb. 1528
7*
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Briidern, Herzogen von Braunschweig und J~üneburg";
und der Grund davon ist wahrscheinlich kein anderer
gewesen, als weil sich Kaiser Maximilian IJ. durch die
zwei Jahre vorher, unbedachter Weise und ohne hinrei-
chende Kenntniss von dem im braunschweig -lüneburgi-
. sehen Hause bestehenden, durch die besondere Beleh-
nung der grubenhagensehen Fürsten nicht alterirten,
Erbfolgerecht, zur Ausstellung jenes Expectanzbriefs auf
Grubenhagen an den Kurfürsten von Brandenburg hatte
bestimmen lassen. Allein der S ach e nach erlangten
die braunschweig -lüneburgischen Fürsten schon jetzt
Alle s, was sie wünschen konnten, indem der Kaiser,
der nur in Betreff der Form der Gesammtbelehnung
sich noch zu keiner, auch die grubenhagenschen Fürsten
umfassenden, Gesammtbelehnung' entschliessen mochte,
doch auch in Beziehung auf sie, die in der Decla-
ration Karls V. enthaltene Versicherung ertheilte und
.urkundlich (gleichzeitig mit der Ausfertigung des Leh~n­
Beil. VI. briefs am 1. Juni 1566) verbriefte. Der Kaiser erklärte
B. darin ausdrücklich, dass die sonderliche Empfängniss
der Lehen der Fürstenthümer Braunschweig und Lüne-
burg, allen Herzogen von Braunschweig und Lüneburg,
da sie sämmtlich ab uno stipite von Herzog Albrecht
dem Grossen , abstammten und "von Rechts Natur und
Verwandtnuss wegen in ein e Sammtbelehnung gehör-
ten", was nur aus Missverstand bisher nicht vollständig
beobachtet worden sey, und zwar sowohl den jetzt vor-
handenen Fürsten "als ihren Erben an ihrem haben-
den J'ure agnationis et successionis unnachtheilig und
unverfänglich seyn" solle 99).
t 1603), Heinrich von Dannenberg (geb. 1533 t 1598) und
dessen Bruder Wilhelm d. J. von Lüneburg (geh. 1535 t 1592)
gemeint sind.
99) Auf der Benutzung dieser archivalischen lJrkunde beruht
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Ob es dem gelehrten und einflussreichen Herzog
J u I i us von Braunschweig, welcher inzwischen seinem
Vater, Heinrich d. J., in der Regierung gefolgt war,
einige Jahre später (1570)-nur durch besondere Verspre-
chungen gelungen ist, den Kaiser Ma:ximilian 11. auch
zur Ausstellung eines, all e Herzoge von Braunschweig
und Lüneburg umfassenden, L ehe nb ri efsund gleich-
zeitig zu einer, die Declaration Karls V. von 1555 wört-
lich in sich aufnehmenden und bestätigenden Erklä-
run g, wie sie in der darüber ausgefertigten Urkunde Beil.VII.
vom 24. März 1570 vorliegt 100), zu bewegen, können
wir ganz dahin gestellt· seyn lassen. Jedenfalls würde
er, in einer, nicht blos juristisch, sondern auch lllO-
ralisch vollkommen gerechtfertigten, Weise seinen Ein-
fluss nur zur Vertheidigung und Sicherung der unbe-
streitbaren Rechte seines JIauses und nicht zur Erzie-
lung eines unlautern Vortheils verwendet haben. Was
wir aber besonders hervorheben müssen, ist, dass auch
in dieser kaiserlichen Declaration es sich gar nicht um
eine Rechtsver leihun g oder Erwei tel" ung, sondern
nur um eine Bestätigung des historisch begründeten
Rechts des braunschweig -lüneburgischen Hauses, unter
die ganz richtige Mittheilung von K 0 ch, pragmatische Gesch.
S. 167. 168. Von ihm hat Manecke, braunschw. lüneburg.
Staatsr. S. 34. den bezüglichen Passus entlehnt. - Die Beil. VI. B
ist nach der Copie eines Transsumtes des Stifts St. B lasii vom
13. :Febr. 1570 (im gemeinschaftlichen Archiv des Gesammthauses)
abgedruck~.
100) Von dem Gesammtlehenbrief und der Declaration I{ai-
sers Max. 11. finden sich auch beglaubigte Abschriften in einenl
Copialbuch des Königl. Archivs. Der Abdruck der Declaration in
der Beil. VII. beruht auf einer fidemirten Abschrift. Mit denl
Gesammtlehenbrief von 1570 stimmt der nächste, ebenfalls iIn
Archiv vorhandene, von Kaiser Rudolf 11. v. 11. Juli 1578, ganz
überein.
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allgemeiner Anerkennung der Form der Gesammtbeleh-
Dung für alle Glieder desselben zum Zwecke der Ver-
einfachung und wohl auch der Verringerung der Kosten
der Investitur-Erneuerungen, handelte. Genannt werden
als die zeitigen Besitzer des braunschw,eig-Iüneburgischen
Gesammt-Reichslehens, welche die Bestätigung vonKarlsV.
Confirmation und Declaration-Brief über die Weise "wie
es mit Empfahung beider Häuser Braunschweig und Lü-
neburg gesammten Lehen und Regalien jederzeit gehal-
ten werden solle", die "hochgebornen Juli us,_ Erich,
Otto, Heinrich, Wilhelm, Wolfgang und Phi-
1ips Gevettern und Brüder, alle Herzogen zu Braun-
schweig und Lüneburg." Repräsentirt waren durch die
Genannten sämmtliche damals vorhandene Haupt- und
Nebenlinien: Braunschweig -Wolfenbüttel durch Herzog
Juli us; Braunschweig-Grubenhagen durch W 0 Ifg a n g
und Philipp (Herzog Ernst, der noch 1566 genannt
wird, war 1567 gestorben); Lüneburg - Celle durch
Heinrich und Wilhelm (die Stifter des neuen braun-
schweigischen und neuen lüneburgischen Hauses); Lüne-
burg-Harburg durchHerzog Otto denJüngern. Confirmirt
wird aber, unter Erstreckung auf Grubenhagen, Karls V.
Declaratiol1 ihrem ganzen Inhalt nach am Schlusse des
Documents mit den Worten: "Und meinen, setzen und
"wollen, dass obbeschriebene Kaiser Rarls Confirmation
"und Declaration, ihrer der Herzoge zu Braunschweig
"und Lüneburg gesammter Lehensempfahullg hal-
"bel", in allen Punkten, Clauseln, Art.ikeln, Inhalt, Mei ..
"nung und Begreifungen ganz kräftig und mächtig
"seyn, stät und fest bleiben und gehalten auch
"dawider nicht gehandelt noch gethan werden
"s 0 11ein k ein er W eis e."
Zugleich ergiebt sich hieraus, wie schon aus Kaiser
Karls V. Declaration, dass diess nicht bloss eine für
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die ze"itigen, namentlich genannten Fürsten desbraun~
schweig-Iüneburgischen Hauses, in dem grade vorliegen-
den Lehensfall , eintretende Concession seyn sollte, son-
dern dass es eine, für alle zukünftigell Zeiten geltende,
dauernde Einrichtung war und als solche anerkannt
wurde. Es ist daher schon deshalb ganz irrelevant,
wenn in der Gesammtbelehnungsurkunde von 1570 nicht
auch von den Erben der zeitigen Fürsten die Rede ist,
deren überhaupt in den älteren Lehenbriefen , mit Aus...
nahme des pactum investiturae von 1235 nicht gedacht
wird. Es muss diess ausserdem aber auch deshalb als
ganz unerheblich erscheinen, weil es feststehender lehen-
rechtlicher Grundsatz ist, dass die gesammte Hand von
selbst auf die Descendenz der Gesammthänder als coin-
vestiti nati übergeht und dass dieser die Erneuerung de.f
Gesammtbelehnung vom Lehensherrn nieIlt verweigert
werden kann. Ob also die Fürsten, welche 1570 die
Declaration und Gesammtbelehnung vom Kaiser erhiel-
ten, zur Zeit des Erlöschens der grubenhagenschen Linie
{' (1596) noch lebten, kann nicht die mindeste rechtliche
Bedeutung haben, und vom reichslehensrechtlichen Stand-
punkte konnte und durfte jedenfalls dem Herzog Hein-
rich Julius von Braunschweig bei der Besitzergreifung
des Fürstenthums GrubeBhagen im Jahre 1596 kein Ein-
wand entgegengesetzt werden, wogegen die Frage, wenl
es innerhalb des Gesammthauses gebühre, eine reine res
domestica war. Ausserdem ist aber, auch die Declaration
und Bestätigung des Rechts der braunschweig -lünebur-
gischen Fürsten auf Gesammtbelehnung, mit den sich
von selbst verstehenden Wirkungen derselben, wieder-
holt von sp ä t ern Kaisern in vollständigster Weise re-
novirt und von Neuem confirmirt worden 101); sowie
101) Namentlich von Kaiser Rudo If 11., 11. Juli 1578 ; von Kai-
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es auch an andern directen und indirecten reichslehens-
herrlichen Anerkenntnissen des ungeschmälerten und Ull-
verletzb~enSuccessionsrechts in das braunschweig-lüne-
burgische Gesammtlehen Seitens der schon durch das
Pactum in'Destiturae von 1235 anerkannten agnatischen
Lehensfolger 102) und an ausdrücklicher reichsoberherr-
aer Ferdinand 11.,31. Decbr.1635; von Leopold 1., 12.0ctbr.
1667; von Kaiser Karl VI. im Jahre 1733. Der Leopoldinische
Confirmationsbrief, welchem auch die Declaration Karls V. von
1555 wörtlich einverleibt ist, steht abgedruckt bei Lünig, Reichs-
archiv Pars 8pec. (Tom. ·V.) unter Braul1schweig p. 143-145.
Ueber Karls VI. erneuerte Confirmation s. J. J. 1\'10 s er 's Reichs-
fama Th.XIV. p.874. S. auch die Nachweisungen bei Manecke,
braunschw. lüneb. Staatsr. S. 34. - Die Conflrmation der Decla-
ration Rudolfs II. d. d. Lyntz, 11. Jul. 1578 (im König!. Archiv)
stimmt mit der von Max. 11. von 1570 völlig überein, bis auf die
kleine Abweichung, dass es darin heisst: »Wir ... bekennen ....
dass Uns der hochgeborne Julius .... für sich selbst und anstatt
der auch hochgebornen Erich, Otten, Heinrichen, Wilhelms, Wolf-
gangen und Philippsen, Gevettern und Brüdern, alle Herzogen zu
Braunschweig und LÜDeburg« etc./
102) Unter diesen Anerkenntnissen ist besonders hervorzu-
heben:
Beil. IX. 1. Das Decret Kaisers Ferdinand 11. v. 9. Juli 1625,
bei Lünig, Reichsarchiv Pars spec. Contin. II. Supplem. zu
Braunschw. (Tom. IX.) p. 1016, des Inhalts, dass »von demjeni-
gen Fürstenthum, Land und Leuten, welche die hochgebornen
Fürsten und Herrn, Herzoge von Braunschweig und Lüneburg,
vom Reich zu Lehen tragen und anfänglich weiland Her-
zog Otten zu Braunschweig und Lüneburg, von auch
weiland Ihrer Maj. Vorfahren, Kaiser Friderico Se-
cundo, christmildester Gedächtniss, A.nno zwölfhun-
dert fünf und dreissig zu Lehen aufgetragen worden,
nichts dem Reiche zum Nachtheil alienirt oder geschmälert und
nichts für sich gehen und gestattet werden solle,
was zu sonderem Nachtheil derjenigen, auf welche
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lieber Annullirung alles dessen, was dem Rechte des
braunschweig - lüneburgischen Gesammthauses und der
einzelnen Glieder desselben Widersprechendes vorgekom-
men seyn möchte, nicht fehlt 103). Ein solches Aner-
vermöge Lehen-Gerechtigkeit künftig dieselbe de-
rivirt und fallen würden, gereichen möchte." Offenbar
steht dieses Decret mit den Vorgängen unter }i-'riedrich Ulrichs
unglücksvollem Regiment im Zusammenhang, und anderer Seits
erhält dadurch die einen Monat später (13. Aug. 1625) dem Kur-
fürsten J ohann G eor g von Sachsen von demselben Kaiser er-
theilte Expectanz auch auf die von Friedrich Ulrich besessenen,
aber nicht zum braunschw. lüneburg. Gesammtlehen gehöri-
gen, Reichslehen eine Erklärung. S. dies. Document bei Lünig,
Reichsarchiv Pars spec. Cont. II. unter Sachsen (Tom. VIII.)
p. 411 seq.
2. Kaisers Fe r d i n an d I I I . Lehenbrief für das Fürstl.
Haus Braunschweig und Lüneburg v. 20. Jan. 1651 (abgedr. bei
Lünig, Reichsarchiv Tom. IX. p.1017), mitwelchemallespätern
Gesammtlehenbriefe in der Hauptsache übereinstimmen, und worin
,vieder der Senior des Hauses, für sich u. sämmtliche Vettern, »die
Fürstenthumb Braunschweig u. Lüneburg, mit allen dazu gehörig'en
Graf- und Herrschaften, Regalien und Gerechtigkeiten, wie sie
ihre :v orfordern Fürsten zu Braunschweig und Lüneburg und
sie bisher inne gehabt, genossen, gebrauchet und herge-
bracht haben, nl~ht8 aus~es~lllo88en- in Gemein-
sc haft u. versammet zu Lehen gnädiglich verliehen« erhalten. -
Niemand wird aber bestreiten können, dass hierin auch das :Für-
stenthum Grubenhagen begriffen ist, welches nach Erlöschung des
Mannsstamms der dasigen Linie im Jahre 1596 von I-Ieinrich
Julius in Besitz genommen und dann der lüneburgischen Linie
durch Kaiserl. Judicat vom ]'ebr. 1617 zugesprochen worden war.
103) l)Vergleich zwischen der Röm. Kayserl. Majestät und
dem Hochfürstl. Hause Braunschweig und Lüneburg, worin alle
lVIissverständnisse in der Güte beygelegt worden« v. 19. April 1642.
Abgedr. bei Lünig, Reichsarchiv Pars 8pec. (11orn. V.) unter
Braunschweig p. 126 f. Pos. 33. (p. 134) »Soll hochermeldtes
»Fürstlich es Hau s s, und ein .i e d wee der Für stabsonder..
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kenntniss der Rechte des ganzen Hauses und der ein-
zelnen Glieder auf das Gesammtlehen Braunschweig-Lü-
neburg enthält auch noch der letzte förmliche Kai-
serliche Lehnbrief, welcher von Kaiser Karl VI. für den
Herzog Ludwig Rudolf, nach dem Tode des Herzogs
August Wilhelm, ausgestellt worden ist 104).
»lieh bey seinem fürstlichen Statu, Ehr, Würden, Praeeminenzen,
»Hoheit, Regalien, Pr~·v~·legien, Immu,nitäten, Freyheiten, L e-
»h e n schafft, Erbschutz , Land und Leuten, Fürstenthumen,
»Stifften, Clöstern, Geistlichkeiten, Graf- und Herrschafl'ten, auch
»deren Eigenthum völliger Administration, Haab und Niessung
»und in Summa bey allen hergebrachten Recht und Ge-
»rechtigkeiten, in Eeeles~·ast~·eis et politieis, völlig nnd ohne eini-
»gen Abbruch und Behinderung gelassen, manuteniret und erhal-
»ten werden; da auch etwa dem zuwider von Kayserli ..
, »c her Majestät etwas statuiret, verabschiedet und ange-
»ordnet, oder Kayserliche Ed~·cta, Decreta, Declarationes, Gorn,..
»missiones und Gebots-Briefe erkannt und ausgelassen, oder sonst
»KayserlicheReseripta, Begnädigung- und Verschrei..
... bungen jemands ertheilet seyn möchten, 8011 801~he8
»alle8 ."ntzli~h ~a88lret llOd aufM;ehoben sey.',
»also, dass deren keins zu einiger Praetens ion gebr au eh t,
»noch zur Execution nimmermehr kommen, noch ei ..
»lligen Effeet zu ewigen Tagen haben, oder wider den
»einen und andern, dessen Ehr und Würdigkeit, Städte, Aemter,
»Clöster, Häuser und Güter, Land und Leute jemals angezogen,
»oder im unbesten aufgerufen werden solle.«
104) d. d. Laxenburg d. 16. Juni 1733. »Diess ist der letzte
Lehenbrief , der wirklich ausgefertigt ist, indem die nachherigen
wirklichen Belehnungen wegen der Titularstreitigkeiten der alt-
fürstlichen Häuser unterblieben sind und man sich mit der Mu-
thung und dem erhaltenen Muthschein begnügt hat.« Arehival.
Bemer kun 9 Die Titularstreitigkeiten waren aber nicht der ein-
zige Grund. Vorwiegend waren es die Streitigkeiten der fürstli-
chen Häuser mit dem Reichshofrath über Lehensgebühren , Lau-
demial- und Anfallsgelder , resp. die Bedeutung der Stelle der
j,
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§. 16.
Sowie es nicht schwer fallen konnte, den Kaiser
lVlaximilian 11. von der Rechtswidrigkeit der dem Kur-
fürsten' Joachim 11. auf Grubenhagen ertheilten Expec-
tanz von 1564 zu überzeugen, so konnte sich offenbar
auch der Kurfürst von Brandenburg der Einsicht nicht
verschliessen , dass durch die Realisirung derselben das
unzweifelhafte Successionsrecht der braunschweig -lüne-
burgischen Agnaten verletzt werden würde und da Inan
den Sperling noch nicht in der Hand hatte, so konnte
es dem Nachfolger Joachims, dem Kurfürsten Johann
Georg wohl als räthlich bedünken , für die Taube auf
dem Dache darauf zu verzichten. Die ss ist der Sinn
und die Bedeutung der darauf folgenden Expectanzer-
theilung von 1574, welche von demselben Kaiser Maxi-
milian 11. zu Wien am 10. Juni d. J. für den Markgra- Beil.VIII.
fen und Kurfürsten Johann Georg in einer darüber aus-
\tVahlcapitulation, Art. XYII, §. 10. (früher §. 19.) in Betreff der
Coinvestirten, welche, wie Leis t, Lehrb. des t. Staatsr. §.52, be·
rnel'kt, »als eine stark wirkende Ursache der Inehr und mehr ah·
konlmenden Reichsbelehnungen betrachtet werden müssen.« Vergl.
. das. die weitern Nachweisungen in Note 7; besonders die ausführli..
che Darstellung der Streitpunkte in H ä b er I in 's Repertoriurn des
t. Staats· und Lehenrechts. Th. II!. S. 159 f. Auf die »rechts·
erhelJlichcll Behinderungen, welche der wirklichen Belehnung inl
Wege ständen«, nimmt auch Carl "Vilhelnl Ferdilland iu der
»Lehens-Sinllung an Ihre 11ömisch Kayserliche 1\tlajestät über die
Reichslehne des Durchl. Gesammthauses Braunschweig - LÜlleburg
d. d. Braunschweig v. 17. Mai 1793« - der letzten zur Zeit des Beil. XI.
Reichs vorgekommenen Lehensmuthung - Bezug, indem er da-
bei die Hoffnung ausspricht, dass die legalen und actenkundigell
Umstände, welche der Bitte um Ertheilung der feierlichen Beleh·
nung im Wege seyen, ihre reichsgrundgesetzmässige Erledigung
finden würden.
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gefertigten Urkunde vollzogen wurde 105). Diese Urkunde
legt den Zusammenhang der ganzen Sache ziemlich klar
zu Tage. Sie gedenkt zunächst des dem Kurfürsten
Joachim (1564) auf Grubenhagen ertheilten Expectanz-
briefs, nimmt dann Bezug auf die dem Herz~g Julius
von Braunschweig für sich und all e andern Herzo.ge
von Braunschweig-Lüneburg im Jahre 1570 in Betreff
aller braunschweig-Iüneburgischen Lande, ohne Ausnah-
me, ertheilte Gesammtbelehnung, erwähnt ferner, dass
Kurfürst Johann Georg zwar solche gesammte Hand al-
ler Herzoge von Braunschweig - Lüneburg für die ihm
auf Grubenhagen ertheilte Expectanz "etwas präjudicial
und nachtheilig" gefunden, und deshalb die Kaiserliche
Majestät (die sich augenscheinlich vermöge der unbe-
dachten Verwilligung von 1564 in einiger Verlegenheit
befand), um eine ihn, e;ntschädigende, Erweiterung
der Expectanz ge beten habe. Zur Begründung dieser
Bitte sey angerührt:
"Sintemal sein Lieb gedachter von· Braunschweig
.gesamte Belehnung, deren zwischen Seiner und
Ihrer Liebden Verwandtnuss und Freundschaft hal-
ben 106), ungern widerfechten",
und zugleich in Erwägung gestellt:
,,- dass durch vorgemeldete a 11 en IIerzogell zu
Braunschweig und Lüneburg Versammlung (Ge-
105) Abgedruckt zuerst bei v. Roh r s ch eid t, Preussens
Staatsverträge, Berlin 1852. s. 259 f.
106) Kurfürst Joachim war durch seine Tochter Hedwig (Ge-
mahlin des Herzogs Julius v. Braunschw) der mütterliche Gross-
vater und Kurfürst Johann Georg also der mütterliche Oheim des
Herzogs Heinrich Julius von Braunschweig. Dessen väterlicher
Grossvater, I-Ieinrich der Jüngere, hatte eine Schwester Joachinls J.
zur zweiten Gemahlin!. und seine Tochter Katharina war mit Joa-
chims 11. Bruder. Johann von Küstrin , verheirathet.
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sammtbelehnung) die Sachen dahin gekommen,
dass Sein Li eb .0 der I h I' e Erb e n, wenn sie
Unserer Begnadung an der Herzogen zu Grubenha-
gen Landen etwas geniessen sollten, nicht al-
lein der Herzogen zu Grubenhagen , son-
dern aller Herzogen zu Braunschweig und
L ünebur g un d Ihrer aller ErbeIl t ödtli ehen
Abgang erwarten müssten."
Deshalb habe Kaiser!. Majestät, - anerwogen "Seiner
Lieb fleissig Bitten" und der, von Sr. Liebden dem
Kurfürsten von Brandenburg und dessen Vorfahren deIn
Reiche und dem Hause Oesterreich geleisteten und noch
zu leistenden, "getreuen, angenehmen, nützlichen und
etspriesslichen" Dienste, "zu desto mehrer Ergötzlichkeit
derselben" - sich allergnädigst bewegen lassen,
"mehr gemeldete Anwartschaft auf der Herzoge von
Grubenhagen Land zu erweitern und Seiner Lieb
und deren Erben auf den Fall, wann alle Herzo-
gen zu Braunschweig und Lüneburg und
derselben Erben für und für ohne männliche
Leibes Lehens Erben abstürben, die Anwar-
tung an aller Ihrer Libden Braunschweigi-
sehen und Lüneburgischen Landen, so viel
deren von Uns und dem heiligen Reich zu
Lehen rühren, zu bewilligen.
Für diesen Fall, dass der männliche Stamm der
~Fürsten zu Braunschweig und Lüneburg gaol
und gar abgehen und aufhören wü I' de, wird dann in der
Urkunde wiederholt die Verleihung sämmtlicher, beim
Reiche zu Lehen gehenden, braunschweig-Iüneburgischen
Lande zu rechtem Mannlehen zugesagt und alle
Nachfolger im Reiche werden für verpflichtet er-
klär~, diese kaiserliche Zusage und Expectanz zur
Erfüllung zu bringen. In derselben Weise sind die
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spätern Erneuerungen der kaiserlichen Expectanz von
1574 abgefasst. So heisst es in der betreffenden Urk.
v. 24. Septbr. 1661:
"Wenn sich über kurz oder lang zutragen sollte,
dass der männliche Stalnm der Fürsten von Braun-
schweig und Lüneburg gä n zI ich abgehe, so sollen
diese Fürstenthümer auf des Kurfürsten Johann
Georg ehelich männliche Leibeserben übergehei!."
Kein Unbefangener kann und wird verkennen, dass
in der Nachsuchung und z,veifellos erfolgten Annahlne
dieser e rwei tert en Expectanz ein Ver z ich t auf das,
möglicher Weise durch die frühere beschränkte Expec-
tanz erworbene, Recht, vom Kaiser eintretenden Falls
die Belehnung mit Grubenhagen zu verlangen, enthalteh
war und nur eine sophistische, auf Rechtsverdrehung
ausgehende, Interpretation kann die Deutung wagen,
Kurfürst Johann Georg habe sich nur vor Iäu f i g da-
mit abfinden lassen, und der Kaiser sey im Irrthum
gewesen, wenn er die Wirkung der gesammten Hand
von 1570 auf die :Frustirung der E~pectanz von 1564
bis zum Erlöschen des gesammten bra,unschweig-Iüne-
burgischen Mannsstamms bezogen habe; ein Ir:tthum,
der dann ja durch das eigene Vorbringen des Kurfür-
sten Johann Georg von Brandenburg gestützt gewesen
seyn würde. Von einer brandenburgischen Verwahrung,
dieser angeblich irrthümlichen kaiserlichen Auffassung
gegenüber, ist durchaus Nichts bekannt. Eine solche
müsste aber .nothwendig sogleich eingelegt oder durch
Nichtannahme des Expectanzbriefs von 1574 bekundet
worden seyn, wenn das brandenburgische Haus mit die-
ser Erklärung nicht zufrieden oder einverstanden gewe-
sen _wäre. Dem Kurfürsten Johann Georg die Absicht
beizumessen, den für die Zukunft dargebotenen viel
gr ö s s e ren Gewinn zu acceptiren, aber auch Init einer
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Mental-Reservation das festzuhalten , wofür die Erweite-
rung der Expectanz gerade die E n t s eh ä d i gun g seyn
sollte, involvirt den Vorwurf eines hinterlistigen Rück-
halts, der von einem Ahnherrn des Preussischen Königs-
hauses doch billig lieber abgewendet ,verden sollte. Es
würde aber auch ganz irrelevant seyn, wenn nach der
unbeschränkten Anerkennung der gesammten Hand der
braunschweig - lüneburgischen Fürsten von 1570, der
Kaiser, was jetzt keinesfalls mehr lJona fide geschehen
konnte, die brandenburgische Expectanz von 1564 er-
neuert haben sollte, indem die völlige Nichtigkeit einer
solchen wortbrüchigen, die altbegründeten Rechte des
welfischen Hauses verletzenden, Ueberschreitung der kai-
serlichen Machtbefugnisse auch dem blödesten Auge er-
kennbar seyn muss.
Nach der Annahme der erweiterten Expectanz von
1574 ist es uns unmöglich, für Brandenburg oder Preus-
sen aus der Anwartschaft von 1564 noch irgendwie
, Rechte abzuleiten. Einem, darauf gerichteten, Versuche
würden auch alle spätern Kaiserlichen Lehenbriefe und
andere Kaiserliche Versicherungsacte entgegenstehen, wel-
che nach dem Aussterben des Grubenh3,genschen Manns-
stammes ausgestellt worden sind und den gesammten
Besitz der braunschweig-Iüneburgischen .Fiirsten , wie er
von ihren Vorfahren auf sie übergegangen und dem
Reiche lehenspflichtig war, wie der Lehenbrief von 1651
ausdrücklich und wohl nicht ohne Beziehung sa.gt,
"nichts ausgeschlosse~" -- also einschliesslich Gr u ben -
hagen - zur gesammten Hand bestätig~ haben. '7ergl.
oben S. 105. Note.
§. 17.
Mag nun auch Johann Georg, Kurfürst von Bran-
denburg , kurz nachdem Philipp 11., der letzte Fürst
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von Grubenhagen, 1596 gestorben war, in einem Schrei-
b'en an Herzog Heinrich Julius von Braunschweig, wel-
cher sich in den Besitz von Grubenhagen gesetzt hatte,
die Expectanz von 1564 in Erinnerung gebracht haben,
mit der Erklärung, "er wolle solch habendes Recht nicht
je hinten lassen" 107), nach der eben nicht schmeichel-
haften Abfertigung, die er in dem Antwortschreiben vom
25. Juni 1596 erhalten hatte 108), ist von einenl weitern
Anspruch oder Widerspruch, Protestation oder Reserva-
tion Brandenburgs keine Rede mehr, so vielfache und
dringende Veranlassungen auch dazu forthin gegeben
waren, theils in den, Grubenhagen mit umfassenden,
Reichs - Gesammtbelehnungen' des .braunschweig -lüneb~r­
gischen Hauses, theils und besonders in dem zwischen
der braunschweigischen und der lüneburgischen Linie beim
Reichshofrath zu Wien wegen Grubenhagens verhandel-
ten Process, in welchem die letztere, Qbwohl" nur in
p088es8orio 'dergestalt obsiegte, dass Friedrich Ulrich,
vermöge des Kaiserlichen Judicats vom 25. Febr. 1617,
Grubenhagen im April desselben Jahrs an die Lünebur-
ger Vettern herausgeben musste 109). Nichts wäre na-
107) Wie O. Bohlmann, Denkschrift über die priorität.
Ansprüche Preussens S, 24 berichtet.
108) IIeinrich Julius antwortete, wie Bohlmann R. a. O.
selbst mittheilt: »Kurfürst Joachim 11. habe ihn, der von Joa-
eh i ms To c h ter im Jahre 1564 geboren worden, in demsel-
ben Jahre durch die Expectanz um sein :Erbe geschmälert
(t·ect. zu schmälern gesucht), und er könne doch wohl erwarten,
dass (wenigstens) aus dieser verwandtschaftlichen Rücksicht Ja-
hann Georg auf seiner Forderung nicht bestehen werde".
109) Von diesen verglichen sich Herzog ehrist i an zu Celle
und die Herzoge Julius Ernst und August cl. J. von Dan-
nenberg dahin, dass Herzog ehrist i an allein die Regierung'
und Administration des Fürstenthums Grubenhagen jedoch C011l-
,
,
i
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türlicher gewesen, als dass Brandenburg , wenn es über-
haupt noch A~sprüche auf die Expectanz von 1564
gründen zu können glaubte, als Principal- Intervenient
in diesem Processe aufgetreten wäre. Diess ist aber in
keiner Weise geschehen und völlig irrelevant, dass ,es
weder bei dem Process, no eh bei den sonstigen Ver-
handlungen und Vergleichen über die Theilung der Gru-
benhagensehen Erbschaft " zug ezog e n " worden ist.
Denn so richtig es an und für sich ist, dass durch res
inter alio8 acta sei ne Rechte nicht alterirt werden
konnten, so kommt es doch gar nicht hierauf, sonden1
nur ~uf die Thatsache an, dass Brandenburg bei den
sich darbietenden, eine dringende Veranlas~ung zur Wah-
rung etwaiger RechtsansprUche involvirendeu, Gelegen-
heiten keine solche Rechtsanspsüche erhoben oder an-
gemeldet hat, und dass dadurch sowohl, als durch die
gänzlich unterlassene Erinnerung daran bei der neuern
Ordnung der europäischen und insbesondere der deut-
schen Territorial-Verhältnisse, die nahe liegende Schluss-
folgerung begründet wird, dass es selbst nicht an die
M"öglichkeit gedacht hat, solche Rechtsansprüche erhe-
ben zu können.
Es liegen aber auch noch einige positive Beweise
dafür vor, dass das brandenburgische Haus so wenig
wie der Kaiser als oberster Lehensherr an eine fort-
dauernde Geltung der auf das Fürstenthum Gruben-
hagen im Jahre 1564 ertheilten Expectanz, oder an
muni omn,ium nomine führen und der Dannenbergischen Linie jähr..
lich ihre Tertiam herausgeben solle. Vertr. d. d. Juli 1617. Die
dritte Tertia hätte der damals noch existirenden Harburgischen
Linie gebührt; diese hatte sich aber schon 1603 mit Celle darü'!ler
verglichen und gegen Entschädigung darauf verzichtet.
8
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dl·arau s her~uleitende Rechtsansprüche gedacht hat.
Ein solches positives Zeugnissentnehmen wir :
1) aus dem: bekannten Geraischen Hausvertrag
von 1598 und dessen hausgesetzlicher Confirmation d. d.
O'nolzbachden 11. Juni 1603 110), worin unter den
mit- der Kur untrennbar verbundenen und dem Primo-
geniturgesetz der goldenen Bulle unterliegenden Stücken
.lind Rechte auch gedacht wird: "aller erlangten ,A n-
"wartungen nachfolgender Fürstenthümer, als Pom-
"nlern, Mecklenburg, Holstein, Anhalt, Braunschweig-
"Lüne burg und dergleichen." Denn es ist klar, dass
hierunter nur die erweiterte Expectanz von 1574 ver-
standen werden kann. Grubenhagen ist nicht speciell
erwähnt, und wenn man geglaubt hätte, darauf noch ei-
nen besondern, 1596 bereits durch Erfüllung seiner Be-
dingungrealisirbar gewordenen, Rechtstitel zu haben,
so konnte diess doch unmöglich unter dem allgemeinen
Ausdruck einer Anwartschaft auf "Braunschweig - Lüne-
burg", als einem erst in der Zukunft sich möglicher
Weise verwirklichenden Rechtsanspruch, begriffen wer-
den. - Ein Gleiches ergiebt sich:
2) aus der kursächsischen Expectanz von 1625,
indem auch hier n ur einer, auf das braunschweig-lüne-
burgische Gesammtlehen gerichteten, dem Kurfürsten
110) Abgedr. bei Lünig, Reichsarchiv , Par88pec. Oontin.II.
unter Brandenburg (Tom. IX.) p. 45. Die Behauptung B 0 h 1-
mann 's (Denkschrift S. 29), dass dieser Vertrag seinem ganzen
Inhalt nach die kaiserliche Genehmigung erhalten habe, entbehrt
jedes Beweises. J. J. Moser, Teutsches Staatsr. Th. XII. S.521
sagt ausdrücklich: »Wobeyes dann ohne weitere Kayserliche
Conjirmation gelassen wurde.« Vgl. auch v. Rönne, das Staatsr.
der Preuss. Mon. Bd. I. §. 14. S.54. Nur die im Geraischen
Vertrag a.uch wieder bestätigte D~·8p08it~·o Aclt'illea v. 1473 erhielt
durch Kaiser Friedrich 111. die kaiserliche Confirmation.
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von Brandenburg ertheiltell, kaiserlichen Anwartschaft
Erwähnung geschieht 111).
111) Unter den, dem Kurfürsten Johann Georg I. von Sachsen,
zur Belohnung für den dem Kaiser, in Böhmen insbesondere,
geleisteten Beistand, von F~rdinand 11., zufolge Diploms vom
13. Aug. 1628 ertheilten, Expectanzen findet sich auch eine auf
die Reichslehen des Herzogs Friedrich Ulrich von Braun-
schweig-Wolfenbüttel gerichtete.
Es .fragt sich aber, was denn eigentlich der Gegenstand
dieser Expectanz gewesen ist? Nach' der ein e n Erklärung, für
die allerdings der Abdruck des Diploms bei Lün i g Reichsarchiv,
Pars spec. Oontin. 11. (Tom. VIII.) unter Chur- und :F'ürstl. Haus
Sachsen p.411 f. spricht, sollten es alle von Friedrich Ulrich
besessene reichslehenbaren Stücke seyn, die »mit ausdrücklichen
Worten in der g e sam m t en Ha n d mit den Her zog en zu
Lüneburg und in der auf diese gesammte Hand gerich-
teten, Kurbrandenburg ertheilten, Expectanz begriffen c seyen.
Hiernach würde es eine erst nach Erlöschung nicht blos
des gesammten braunschw.-Iüneburgischen, sondern auch des ge-
sammten hohenzollern -brandenburgischen Mannsstamms wirksam
werdende Expectanz gewesen seyn, also eine voraussichtlich leere
und nutzlose Anwartschaft.
Schon Schweder (Theatrum Aistor.1725. ParsII. p. 460)
giebt die Erklärung, diese sächs. Expectanz beziehe sich nur auf
diejenigen Lande, welche Herzog Friedrich Ulrich au BBe rh alb
der gesammten Hand mit seinen Agnaten von Kaiser und Reich
zu Lehen trage, - eine Erklärung, die mit dem daselbst Pars I.
p.491 gethanen Ausspruch, die brandenburg. Expectanz von
1574 könne sich nicht auf all e braunschw. -lüneb. Lande bezie-
hen, weil auch das sächsische Kurhaus im Jahre 1625 eine Ex-
pectanz auf br. - lüneb. Lande erhalten habe, keineswegs (wie
Bohlmann, Denkschrift S.72, ausspricht) unvereinbar seyn wür-
de. - Dieselbe Erklärung giebt Mos er Reichshofr. Prozess
Th.l11. Kap. I!. §. 29. 32. und, wie B 0 h 1man n a. a. O. berichtet,
auch der brandenburgische Archivar Zach. Zwanzig. Endlich
stellt auch v. R ö me r, chursächs. Staatsr. Th. I. S. 554 f. die
Sache so dar, mit der Bemerkung, dass hiernach die sächsische
8*
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. Dasaesult~t 'unsereF Betrachtung in B~treff d~r
brandenburgischen Expectanzen :auf braunschweig -lüne-
burgische Lande ist mithin:
1. Die Expectanz von 1564 auf das Fürstenthum
Grubenhagen war als eine, in praeJ·udicium tertii 'ge-
reichende, das unbestreitbare, auch von den Kaisern
selbst anerkannte und verbriefte Recht des welfischen'
Mannsstamms verletzende, Concession von vorn herein
als nichtig und unverbindlich zu betrachten; und das
Recht, ihr die ,exceptio sub· et obreptionis entgegen zu
setzen,' dauert so lange fort, als irgendwie Ansprüche
daraus erhoben werden möchten.
2. Sie ist aber auch, wenn nicht formell, doch
nach' In haI t .der zehn Jahre später ertheilten, erwei-
Anwartschaft ,auf n ich t existirende LQ,nde zu gehen scheine,
weil er noch, ke~n ,einziges Lehensstück Floiedrich Ulrichs habe
auffinden können, welches nicht in der gesammten Hand der
braunschw.-lüneburg. IIerzoge begriffen gewesen wäre. In dieser
lIinsicht irrt aherv. Römer wenigstens für die Zeit der Erthei-
lung der Expectanz. Ji-'riedrich Ulrich hesass 1625 allerdings
nicht in der gesammten Hand begriffene Re ich s - Lehensstücke,
namentlich die Hildesheimischell sog. grossen Stiftsämter , mit wel-
chen er noch 1621 vom Kaiser beliehen worden war. Vergl. oben
S. 24. Uebrigens citirt auch v. Römer nur den Abdruck der
sächsischen Expectanz bei Lünig; schiebt aber, ohne weitere
~emerkung, in den in Betracht kommenden Satz ein »Nicht« ein:
»Illgleichen die Anwartschaft und Expectanz auf alle und jede
»Stück, so. der HochgebohrneF'riedrich lJlric4, Herzog zu Braun~
»schweig ,und Lüneburg, unser lieber Oheim und FÜl"st, Lehens-
»weiss von Uns und dem heiligen Reich inhält, und (nicht?) mit
»ausdruckentliehen 'Vorten· in der gesammten Hand mit der Her·
»zogen zu Lüneburg Liehden oder auch der von weyland Kayser
»Maximilt·ano dem Andern, Christnüldester Gedächtnues, dem
»Churfürsten zu Brandenhurg ,gegebenen und auf jetzt
»her üh rte g e sam b tell an cl ger ich t e t e n Ex p e c t. an z be-
>griffen.«
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terten Expectanz auf alle ~raunschweig-lüneburgische,
den Gegenstand des Reichsgesammtlehens bildende, Lande,
als aufgeh 0 ben oder beseitigt zu betrachten, 'und es
können daraus, vermöge des, durch die Annahme dieser
erweiterten Expectanz Seitens Brandenburgs'unzweideu-
tig ausgesprochenen , Verzichts keine Rechte gegen den
braunschweig-Iüneburgischen Mannsstamm, keinerlei prio-
ritätJ.sche Ansprüche mehr abgeleitet werden.
3. Auch die erweiterte Expectanz von 1514 ist in
soweit nichtig und unverbindlich, als sie auf einer
Nichtachtung des eventuellen cognatischen Erbrechts
im braunschweig -lüneburgischen Hause beruht. Dieses,
durch das alte Familienrecht des welfischen Hauses be-
gründete, durch den kaiserlichen Lehenbrief oder das
pactum investiturae von 1235 bestätigte und durch kein
Hausgesetz , durch keine Vereinbarung und keine entge-
genstehende Observanz aufgehobene, eventuelle Successions-
recht konnte auch vom Kaiser nicht willkührlich beseitigt,
nicht durch eine, zunl Präjudiz des fürstlichen Hauses
gereichende Expectanz, weder titulo oneroso noch gra-
tuito, verletzt oder beeinträchtigt werden.
Die Frage, ob die brandenburgischen Expectanzen,
zur Zeit des Reichs, im Uebrigen zu "den propter bene
merita ertheilten und den damaligen Reichsconsti-
tutionen gemässen Anwartungen" gehörten, deren
Gültigkeit durch die reichsgrundgesetzlich (seit 1653)
für die Geltung einer kaiserlichen Expectanz aufgestell-
ten formellen Bedingungen Inhalts der Wahlcapitula-
tion Art. XI. ,§.12. nicht alterirt werden sollte, also die
Frage, ob nicht durch die dem Kaiser schon seit 1519
verbotene Wiederverleihung heimfallender Reichslehen,
",velche etwas lVlerkliches ertragen''', nicht auch die Er-
theilullg von Allwartschaften auf zukünftig sich eröff-
nende Reichslehen ausgeschlossen werden musste, weil
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ausserdem jene Bestimmung eine ganz .illusorische ge-
wesen seyn würde? ~ diese Frage wollen wir hier ganz
bei· Seite liegen lassen.
Die andere viel wichtigere Frage aber, ob kaiserli-
che Expectanzen nach Auflösung des deutschen Reichs
überhaupt noch eine Geltung oder Wirksamkeit in An-
spruch nehmen können? - werden wir im VIten Ab-
schnitt einer rechtlichen Prüfung und Beantwortung zu
unterziehen haben.
v.
Die Hausverträge zwischen
Braunschweig (Wolfenbüttel) und
Hannover (Celle) seit dem 17. Jahrhun-
dert bis zur Auflösung des Reichs.
§. 18.
Als im vierten Decennium des 17. Jahrhunclerts die
mittlere braunschweigische Linie mit Friedrich Ulrich
ihrem Erlöschen entgegen gieng, herrschte sowohl im
braunschweig -lüneburgischen Hause selpst als ausser-
halb desselben nicht der mindeste Zweifel darüber, dass
die von diesem Fürsten noch besessenen Lande ]12) , in
soweit sie zu den welfischen Stammlanden oder den da-
mit verbundenen Grafschaften und Herrschaften gehörten
und Theil des braunschweig-Iüneburgischen Gesammtle-
hens waren, nach dem uralten, durch die Hausverträge
forthin bestätigten und auch im Verhältniss zu I{aiser
und Reich durch die anerkannte Ordnung der Gesammt-
belehnung gesicherten, Rechte des welfischen Hauses, der
andern; der lüneburgischen, Linie zufallen müssten.
Nur über Fragen untergeordneter Natur, wie über die, we-
112) Verlohren hatte Friedrich Ulrich bereits das :Fürsten..
thum Grubenhagell (1617) und das sog. grosse Stift (1629) in
Folge reichsgerichtlicher Entscheidungen, jenes an die lünebur..
gisehe Linie, dieses an den Bischof von Hildesheim.
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gen zweifelhafter Ebenbürtigkeit bestreitbare, Mitberech-
tigung der damals noch lebenden Glieder der Harburger
Linie (der Herzoge Wilhelm t 1642 u. Otto t 1641) 113),
über den Einfluss des Erbverzichts und resp. Vorbehal-
tes des dannenbergschen Zweiges der lüneburg-celleschen
Linie von 1569 114), über ein etwaiges Vorrecht dieses
durch August den Jüngern (Sohn Heinrichs von Dannen-
berg) repräsentirt~n äl teren Zweiges vor der jüngern
oder Wilhelm'schen Linie (repräsentirt im Jahre 1634
noch durch die Gebrüder August d. 'Aelt. (t 1636), Frie-
drich (t 1648) und Georg (t 1642), über Theilung nach
Köpfen oder Stämmen u. s. w.- konnte gestritten werden
und ist wirklich gestritten worden 115). Als blosse In-
terna des Gesammthauses und für das Successionsrecht
im Ganzen, oder möglichen Prätensionen Dritter gegen-
über, völlig bedeutungslos, kön~en aber diese Differenzen
so wenig als die nähern Bestimmungen über die Thei-
lung der Friedrich Ulrich'schen Verlassenschaft für den
Zweck unserer Darstellung eine besondere Beachtung in
Anspruch ~ehmen.
Die beiden Zweige des mittlern lüneburgischen Hau-
ses Dannenberg und Celle wurden nun die heiden bis
auf diesen Tag fortbestehenden Hauptlinien desGesammt-
hauses Braunschweig - Lüneburg ; die ältere, durch Au-
gust d. J. begründete braunschweig -lüneburgische Linie
wolfen bü ttelschen Theils und die braunschweig-Iü-
I
113) , S. oben S. 72. Note 71.
114) S. über diesen Vertrag und den spätem v. 1592 oben
S. 69. Note 66.
115) Havemann, Gesch. Th.II. 8.696. S.704. Daselbst auch
das, »,gegen das Auseinanderreissen der in ihrem Gesammtleben
mit einander verwachsenen Landschaften<c protestirende, Memorial
der Landstände v. 14. Octbr. 1635.
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neburgische Linie celle-calenb'ergschen Theils, wel-
chen 'beiden auch die Besitzungen der harburger Linie
mit deren Erlöschen im Jahre 1642 zufielen. Celle und
Calenberg wurden nach dem Tode des söhnelosen Her-
zogs Georg Wilhelm von Celle (t 1705) in der Hand
des ersten Georg mit einander vereinigt und b li eben
es in Folge der durch Ernst August 116) rur seine De-
scendenz begründeten und (1683) kaiserlich confirmirten
Untheilbarkeits - und Primogeniturordnung für alle Zu-
116) Zwar war schon in der celleschen Linie durch den von
Kaiser Matthias confirmirten Brüdervergleich der Söhne Wilhelms
d. J. v. 15. April 1611 die Untheilbarkeit aller ihnen zuge-.
hörigen Graf - und Herrschaften »auch was an Land und Leuten
klein oder gross noch mehr dazu kommen wird« festgestellt wor-
den (J a co bi's Landtags-Abseh. Th.l1. S.61 f.). Allein, abgese-
hen von den nach' dem Tode Friedrich lTlrichs eingetretenen Landes-
vertheilungen (zwischen .August d. Aelt., Friedrich u. Georg), hatte
selbst IIerzog Ge 0 r g, der 'Tater ~~rnst Augusts, in seinem Testa-
mente v. 20. März 1640 noch das Nebeneinanderbestehen zwei er
Landesportionen angeordnet oder zugelassen, wovon die ein e
aus Calenberg, Homburg und Eberstein , den schaumburgischen
Stücken und Göttingen bestehen, die an der e dagegen aus Celle,
Grubenhagen " Hoya und Diepholz gebildet werden sollte. Jure
optto'llis sollte der älteste Sohn, Christian Ludwig, den einen Theil,
der jüngere, Georg Wilhelm, die andere Portion erhalten und bei
ihnen und ihrer Descendenz untheilbar und nach Primogenitur-
recht verbleiben. Für die andern Söhne wurde eine Apanage
bestimmt. S. das Testament Georgs, worauf das von Ernst Au-
gust Bezug nimmt, in Reh tmeie rs Chronik Th. 111. S. 1653 f.
u. danach in H. Sc h u I z e, die Hausgesetze der regier. deutsch.
Fürstenhäuser. Bd. I. Jena 1862. S. 461 f. Hier auch (S. 474 f.)
Ernst Augusts Primogeniturordnung mit der kaiserl. Bestätigung
v. 1. Juli 1683. - Ernst Augusts späteres, die Untheilbarkeit,
Primogeniturordnung und Unveräusserlichkeit sanctionirendes Te..
stament ist vom 23. Octbr. 1688. Dazu noch Codicill v. 6. Juli
1696. Ernst August starb 1698.
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kunft, einschliesslich der später zu machenden -Erwer-
bungen an Land und· Leuten 11'7). ' .. Inder dannenberg-
schen oder...nUn .braunschweig- wolfenbüttelschen Linie
war. ein Gleiches durch Adoption des sog. Pactum Hen-
·rico~Wilkelmianum vom 16. Novbr. 1535 in Betreft~ des
,ihr· zugefaJlenen und dur~h spätere Verträge in nicht
erheblicher Weise veränderten Besitzthums rur die Zu-
kunft gesichert.
Die Verhältnisse der beiden Linien zu einander, als
der heiden, in einem Stamm sich vereinigenden, Zweige
des Gesammthauses, sind durch eine Reihe von theils
provisorischen, theils definitiven Verträgen, .Erbtheilungs
recessen , Vergleichen und Vereinbarungen über die Ge-
sammthausverfassung, jetzt fast durchgängig unter hin-
zutretender Oonfirmatio Oaesarea, regulirt.und näher be-
" stimmt worden. ~uf das Detail derselben einzugehen,
ist nicht unsere Sache. Uns interessiren hauptsächlich
nur die auf die Anerkennung und Sicherung I
de s ge gen sei tige n S u c cessi onsrech ts bezüglichen
Punkte, einschliesslich der zum Theil bedeutenden, von
der einen oder andern Linie zunächst gemachten, aber
doch in die fortdauernde Rechtsgemeinsc;haft beider
fallenden, neuenErwerbungen.
Noch während der Regierung des Herzogs Friedrich
Ulrich finden wir die sprechendsten Belege dafür, dass
in den beiden, seit dem Ende des 14. Jahrhunderts ab-
gez,veigten Linien des braunschweig-lüneburgischen flau-
ses forthin der Gedanke der rechtlichen Einheit des
GesammtJ-lauses, das Bewusstseyn der gegenseitigen agna-
tischen Berechtigung und die Einsicht von der Zusammen-
gehörigkeit ihrer Lande lebendig gewesen ist. - Nach-
117) Vergl. oben S. 75.
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dem der Streit wegen Grubenhagen beendigt 118), die
Restitution des Fürstenthums an IIerzog Christiatl von
Celle (161 7) erfolgt, auch hinsichtlich verschiedener da-
mit zusammenhängender Punkte (Erlass der adjudicirten
Schäden, Devastationen, Nutzungen und Expensen, mög-
liche Eviction des Amts Radolfshausen) eine Vereinba-
r~ng erfolgt war, schlossen sich die beiden Häuser Lü-
neburg und Wolfenbüttel wieder näher zusammen. In
einem zwischen Herzog Christian und ~Friedrich Ulrich
am 24. Jan. 1618 errichteten Recess wurde namentlich
wegen der Lehen stipulirt: Wenn eine fürstliche Linie
abgehe, solle die andere überbleibende Linie in alle
Lehen der abgegangenen Linie, es seyen Gesammt- oder
Sonderlehen , Buccediren und dazu das Bestreben beider
Seits darauf gerichtet )Verdeu, dass die Sonderlehen in
gelneinsame verwandelt würden. Kein Theil soll des
andern Städte in Schutz nehmen, vielmehr dahin ge-
trachtet werden, dass die Schutzgerechtigkeit über fremde
Städte ihnen auf ewig gemeinschaftlich verbleiben möge
und dass die "bei dem Hause seyende Bisthümer" mit
gutem Willen der Domcapitel bei demselben erhalten,
auch noch andere Erz- und Bisthümer dazu gebracht
würden. Daran schloss sich eine zwischen denselben
Fürsten errichtete Defensiv-Allianz d. eod." d. wegen der
H8) Später, nach Erlöschen der Harburger Linie, gab es
noch einmal einen, auf Gruh e n h ag e n bezüglichen, I>ifferenz-
punkt, indem die wolfenbüttelsche Linie (Herzog August) präten-
dirte, dass ein Drittel des Fürstenthums Grubenhagen , welches
der harhurger Linie nach der Sentenz VOll 1617 gebührt haben
würde, von dieser dann gegen anderweite Satisfaction an die
fürstl. cellesche Linie, jedoch ohne Consens der dannenherg'schen
Linie, cedirt worden 'var , mit IJRnd und IJellten in die Theilung
kommen solle. ß~igelegt \vurde diese Differenz <lurch Vergleich
v. 17. l\Iai 1651.
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"ü:berhand genommenen gefährlichen Läuften, Ungerech-
tigkeiten und Violirung des Religions- und Profan-Frie-
dens"; ferner ein, zwischen Friedrich Ulrich und seinen
sämmtlichen lüneburgischen Vettern, mit Rücksicht auf
den erblosen Todesfall ·des ersteren abgeschlossener,
Vergleich wegen Uebernahme der auf dem Fürstenthum
Wolfenbüttel lastenden Schulden vom 24! Juni 1630.
Das Successionsrecht der lüneburgischen Linie Wurde
dabei· als etwas ganz Zweifelloses vorausgesetzt, und auf
gleicher Voraussetzung beruht ein Vertrag, welchen Her-
zog Christian von Celle mit den beiden Brüdern har-
burgischerLinieam 11. Jan. 1630 abgeschlossen hatte.
Durch diesen Vertrag übertrugen die beiden Herzoge
von Harburg, Wilhelm undOtto, für den (sehr wahr-
scheinlichen) Fall, dass sie ohne männliche Erben' ab-
gehen würden, gegen Uebernahme ihrer auf 146,266 4
veranschlagteI\ Schulden, an Herzog Christian, "alles
ihr an der Successi.on des Herzogthums Brau n sch weig
habendes Recht".
\
Als dann Friedrich Ulrich am 11. Aug. 1634 gestor-
ben war, wurde "im Namen und zum Behuf des ganzen
hochlöbl. Hauses Braunschweig - Lüneburg" von dessen
erledigten Fürstenthümern und Landen Besitz ergriffen.
Eine zu Meinersen am 5. Septbr. 1634 errichtete, jedem
der betheiligten Fürsten sein ,Recht vorbehaltende, Con-
vention giebt davon nähere Kunde 119).
119) Havemann Gesch. Th.II. S.698. Der Meinersensche
Recess ist abgedruckt bei Reh tm eie r, Chronik Th. 111. p. 1394
und zweimal bei Lünig Reichsarchiv Pars spec. (To1n. V.)
unter Braunschweig p. 108 u. Pars spec. C'ont. II. (Tom. IX.)
Supplern. p. 1016.
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§. 19.
Nach längern Verhandlungen 120) kam es endlich zu
dem, am 14. Decbr. 1635 zu Braunschweig zwischen den
Agnaten Friedrich Ulrichs, den Herzogen August, Frie-
drich und Georg von Celle, Otto und Wilhelm von Ha~­
burg und Julius Ernst und August d. J. von Dannen-
berg, abgeschlossenen Erbtheilungs - 'Recess, genannt
Hauptvertrag , durch welchen August d. J. nach dessen
Wunsch das ungetheilte Fürstenthum Wolfenbüttel zu-
gesprochen wurde, die übrigen Bestandtheile der ~"rie­
drich Ulrich'schen Verlassenschaft aber, abgesehen von
der harburgischen Abfindung und unter Vorbehalt ge-
nauerer Ausgleichung wegen der I{ammerintraden, der
celleschen Linie zugesprochen wurde. Die Universität
Helmstedt sollte als "ein trefflich Ornamentum des gan-
zen Landes" ge me ins chaft I ich bleiben; ebenso die
Bergwerke des Harzes u. s. w.; in Betreff der gemein-
samen Stadt Braunschweig aber wurden jedem der fürst-
lichen Häuser seine Ansprüche vorbehalten 121). Mit
dem Prinzip des gleichen Successionsrechts der dem
Herzog Friedrich Ulrich "in gleichem Grade anverwand-
ten fürstlichen Agnaten", wodurch sieben Kopftheile ge-
geben wnren, hatte man bei der Theilung die Rücksicht
zu verbinden gesucht, "dass die Fürstenthümer nicht
zerrüttet und dismembriret, sondern ein jedes, sowohl
120) Havcmann Gesch. Th.l1. S. 702 f.
121) Einen Abdruck dieses 'rheilungsrecesses lieferte schon
Rehtmeier, Chronik Th. 111. p. 1400 f.: dann (incorrect) v.
Selchow im Magaz. f. d. teutschen Rechte. Gött. u. Lemgo.
~d. 1. 1779. S. 5 f.; ferner Ri b ben trop, Samml. v. Landtags-
Abseh. Th.l1. S. 86 f. - Das Original der ursprünglichen Aus-
fertigung (von den fürstl. Räthen und ständischen Deputirten
unterzeichnet und untersiegelt) befindet sieh im Königl. Archive.
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das wolfenbüttelsche als calenbergische Fürstenthum in
seiner Consistenz, jedoch ohne einiges Präjudiz
des fürstlichen Hauses und der Successionen
verbleiben und zusammenbehalten werden solle". Dass
hier .unter "fürstlichem Hause" überhaupt das braun-
schweig-lüneburgische Haus und unter "Successio-
nen" überhaupt das in demselben begründete Successi-
onsrecht zu verstehen sey, bedarf keines Erweises und
der einfache Sinn ist eben kein anderer, als dass aus
der Anerkennung der fortdauernden "Consistenz" eines
jeden der heiden Fürstenthümer sonst keine Beeinträch-
tigung oder Beschränkung des ftirstlichen Hauses und
der zukünftigen Successionen abgeleitet ,werden dürfe 122).
~ 1.): :Vergl':'dagegen Boh1m ann'.· Denkschrift üb. die prio-
Iität.. Anspriiclle, :P~U$8,ellS .u.s.w. 8.,40 f., de~ll. Interpretation
s()Weit; .wie "möglich von dem. wahren Sinne de;r J>etreWenden Sti-
pulat~o~ ~bifrt.'Veberhaupt benilit die ganze Darstellung· des
sec h s t e n Kapitels (S.' 32-44) auf einer fortlaufenden Verdre-
hung der Sachlage und der einschlagenden Rechtsprincipien.
nass Heinrich von Dannenberg in dem merkwürdigen, in seinen
Motiven noch nicht gehörig aufgeklärten, Vertrag von 1569, auf
welchem die dauernde Zurücksetzung der ältern Linie des braun-
schweig-Iüneburgischen Hauses beruht, den bekannten Vorbehalt
für den Fall des Erlöschens der mittlern braunschweigischen Linie
machte und machen konnte, beweist doch wohl auch zur Genüge,
dass man dabei von der begründeten Voraussetzung eines im Ge-
sammthaus zweifellos geltenden. Successionsprincips ausging. Die
Frage, ob das Pactum von 1355 zwischen Wilhelm von Lüneburg
und Magnus von Braunschweig, ferner die von Bohlm an n in
der Anl. 111.,G. abgedruckte Dispositio des Herzogs Magnus de eod.
anno ein formell bindendes allgemeines Hausgesetz sey, ist eine
ganz müssige. Es steht fest, dass die darin angeordnete Untheil-
barkeit u. Primogeniturfolge nachher nicht beobachtet worden ist,
obwohl das braunschweig-lüneburgische Haus seit 1369 nur noch
aus Descendenz von lIerzog Magnus bestand. Nur da ge gen
'(wider die allgemeine Geltung von Primogenitun'echt u. Untheil-
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Die Absicht, hiermit ein gegenseitiges Successionsrecht
der jetzt erst als regierende Hauptlinien dauernd sich
scheidenden beiden Zweige des das Gesammthaus nur
allein repräsentirenden mittlern lüneburgischen Stammes
begründen zu wollen, hat den paciscirenden Fürsten,
Brüdern und Vettern von Dannenberg und Celle na-
türlich so fern wie möglich gelegen. In einem Augen-
blick, wo sich das auf gemeinsamer Abstammung beru-
hende, auch in der lehenrechtlichen Form der Coinve-
stitur dem Reiche gegenüber gesicherte, Erbrecht des
fürstlichen Hauses eben in so practischer Weise bethä-
tigt und die Verlassenschaft· an Land und Leuten eines
entfernt (im·15ten Grade) verwandten Vetters auf sie
verfällt hatte, konnten die zusammen succedirenden
Söhne der beiden Brüder Heinrich und Wilhelm gewiss I
nicht daran denken, dass es nöthig sey, zwischen sich
und ihrer Descendenz ein sich ganz von selbst verste-
barkeit) sind die Deductionen bei spätern Streitigkeiten (Bohl-
mann S. 36 f.) und die Stelle aus Havemann's Gesch. 11. p. 696
(Bohlmann S. 38) gerichtet, welche vom Verf. der Denkschrift
in so entstellender Weise benutzt werden; entstellend auch in-
sofern, als das, was die deutlichste Anerkennung des gegenseiti-
gen Successionsrechts der abgetheilten Linien in sich schliesst,
von ihm weggelassen wird. Man vergl. damit die vollständigere
Mittheilung der Stelle aus der Celleschen Deduction bei Mo se r ,
teutsches Staatsr. Th. XIII. S. 87, woraus sich zugleich ergiebt,
dass sich die Deduction zunächst auf das uralte Recht des Hau-
ses in Betreff der Succession der Agnaten und nur in zweiter
Linie (nicht umgekehrt wie Bohlmann S. 37 will) auf die
Sammtbelehnung beruft. - Die betreffende Stelle aus II ave -
mann's Gesch. Th.11. p. 696 s. oben Note 73. Diese Stelle hat
sich ~u dem Beweise benutzen lassen müssen, der »welfische Hi-
storiograph« mache »das Zugeständniss«, dass aus der ältern Zeit,
vor, Entstehung der beiden jetzi gen welfischen Linien kein,
beide bindendes, Successionsrecht begründet gewesen sey!!
9
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hendes gegenseitiges Successionsrecht zu stipuliren. Eben
so fern ist ihnen ~ber auch natürlich die Absicht ge-
wesen, durch Vollziehung einer Todtheilung die Rechts-
gemeins.chaft zwischen sich aufzuheben und das ganz
selbstverständlich fortdauernde, gegenseitige, imFalle der
Erlöscbung der einen oder andern Linie Wirksam wer-
dende, S\lccessionsrecht zu beeinträchtigen. Der, wider
eme solche Absicht .zellgeD:den, positiven Gegenbeweise
liefe~ theils der TheilungsreoosB vom 14. Decbr. 1635
- eine Mehrzahl 123), theils werden wir noch in der Folge
dergleichen Zeugnissen nicht blos bis zur Auflösung des
Reichs, sondern auch darüber hinaus bis auf die Jetzt-
zeit begegnen. Und an einen Bruch der' gesammten
Hand durch diese Theilung dem Lehensherrn gegenüber
zu denken, war Dach der festbegründeten Ordnung der
Verhältnisse des Hauses durch die kaiserlic,hen Declara-
tionen von 1555, 1566, 1570 u. s. w. eine reine Unmög-
lichkeit. Nur da, wo es ·nöthig schien, heiden Linien,
der dannenhergschen und celleschen, gleiches Recht
.,'
123) Schon in der Einleitung dieses Recesses bekundet fast
jedes Wort das Bewusstseyn der Paciscenten, dass sie als Glie-
der »<leises uralten hochlöblichen Hauses«, dessen »Wachsthumc
ferner zu fördern sey, »von "einem fürstl. hohen Stamme entspros-
sen seyen, dass sie einer verderblichen T rennun g ihres Hauses
begegnen wollen u. s.w.« Die Annahme des Fortbestandes des
fürstlichen Hauses und· seiner Gesammtrechte begegnet uns mehr-
fach, so unter Nr.6. in Betreff des mit Magdeburg alternirenden
Directoriums des niedersächsischen Kreises und des im fürstl.
Hause begründeten Seniorats, unter ~r. 7. in Betreff der Uni-
versität Helmstedt, bei Nr. 8. hinsichtlich sämmtlicher Ober- u.
Unterharzischer Bergw~rke, der im Turnus auszuübenden Supe-
riorität über die Bergstädte , unter Nr. 11. wegen Erhaltun! des
gemeinschaftlichen Archivs zu Braunschweig, gemäss der alten
Verträge u. s. w. Alle diese und andere Punkte sip.d dann durch
spätere Verträge näher bestimmt worden.
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(wahrscheinlich im Hinblick auf den, auch im Theilungs-
recess von 1635 unter Nr. 5 ausdrücklich angezogenen,
Vertrag v.· 1569) zu reserviren, wird ein Vorbehalt des
Successionsrechts für nöthig erachtet. So heisst es un-
ter Nr. 3 in Betreff der den beiden Herzogen von Har-
burg zur "schuldigen Abfindung" überwiesenen Graf-
schaften Hoya braunschweigischen Theils und Reinstein-
Blankenburg , auch des vorbehaltenen Residuums: "Es
wollen sich aber, sowohl die fürst!. Zellische als Dannen-
bergische Linie, die J·ura agnationis und Rückfall an
gedachten beyden Grafschaften und dem der fürstI.
Harburgischen Linie gebührenden Residuo ausdrücklich
vorbehalten haben."
Auf gleicher Voraussetzung des, sich forthin ganz
von selbst verstehenden, gegenseitigen Successionsrechts
der abgetheilten Linien des Gesammthauses beruhen ver-
schiedene Bestimmungen der sog. Hauptver fa ssu n g ,
oder des Erbvertrags, welcher zwischen den regierenden
Herzogen von Celle, Calenberg und Wolfenbüttel, Frie-
drich, Oeorg und August d. J. zu Celle am 10. Decbr.
1636, unter gleichzeitiger Erneuerung und. Bestätigung
des Erbtheilungsrecesses v. 14. Decbr. 1635 124), abge-
124) Diese Erneuerung des Erbtheilungsrecesses von 1635
stimmt grösstentheils mit der ursprünglichen Stipulation überein.
Doch ist Einiges, was 1635 noch ausgesetzt worden war, näher
bestimmt, namentlich der Pu.nkt »zum Sechsten« wegen des Se-
niorats im fürstl. Gesammthause. Es wurde jetzt anerkannt,
dass das Kreisdirectorium und die Eigenschaft als »Deputirter-
Stand des R~ichs« ein untheilbares Gesammtrecht des Hauses Bey,
welches hinführo_jedesmal u. ipso jure bei dem ältesten regie-
renden Herrn Zelleschen, Wolfenbüttelschen und Calenbergischen
Theils seyn, stehen und verbleiben solle, aber nicht auf andere
Dinge erstreckt werden dürfe. Eingeschoben ist darauf 1636
~vors Siebente« die Bestimmung; »Desgleichen soll es - nut
9*
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schlossen wurde 125). In diesem Erbvertrag bekennen
sich die paciscirenden Fürsten, "die Gott zu Herren
eines Vaterlandes gesetzet und von einem Grossvater
entspriessen lassen", zu den schönsten Grundsätzen in
Betreff ihrer Verhältnisse zu einander als Glieder eines
Stammes, zu Kaiser und Reich,. den Mitständen , ihren
Landständen und Unterthanen, und sagen sich gegen-
seitig die innigste Verbindung, Eintracht und Conformi-
tät in Rath und That für alle Zeit zu, damit "das Band
der V9n Gott und der Natur unter Uns gepflanzten na-
hen Blutsverwandtschaft ohne einigen Anstoss bis an
Unser allerseits Ende unaufgelöst bestehe und auf Un-
sere Posterität gleichermassen beständig transferirt, auch
Alles zu Unsers Hochfürstlichen Hauses und allerseits
Lande und Leute Aufnahme und Wohlfahrt angeordnet
und angestellt werde". Die "zur Oonservation des gan-
zeIi Hauses" getroffenen Verabredungen selbst sind aber
groBsen Theils gar nicht neu, Bondern nur Wiederholun-
gen Desjenigen, was uns schon in den Hausverträgen
dem Original-Ges am b -L ehen und allen andern unser fürst-
liches Haus insgemein angehenden Briefen gehalten - - wer-
den«. Dadurch hat die Ern eu erung des Theilungsrecesses
eine Nummer mehr bekommen. Für dies~n erneuerten Theilungs-
recess wurde im Namen des gesammten Hauses Braunschweig u.
Lüneburg die kaiserliche Bestätigung nachgesucht und vozJ Kai-
ser Ferdinand Irr., unter wörtlicher Einfügung des ganzen Reces-
ses, zu Prag am 27. Aug. 1638 dem gesamlll-'en Hause ertheilt.
Von dem im Königl. Archive befindlichen Original-Document auf
Pergament mit dem grossen kaiserlichen Siegel hat jetzt einen
Abdruck geliefert: H. Sch u I z e, die Hausgesetze Th. I. S. 445 f.
'"125) Das von den drei Herzögen unterzeichnete und besie-
gelte Original, auf Pergament, im Königl. Archive. Abdruck bei
11. Schulze, R. R. O. unter der Bezeichnung als »Accidenzver-
trag«, p. 453 f.
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des 14. und 15. Jahrhunderts begegnet ist, wie,z. B. in
Betreff des sog. Seniums, der Unzulässigkeit einseitiger
Allianzen, Oonfoederationes und Verbündnisse, Nichtig-
keit aller verbotenen Veräusserung, besonders von Land
und Leuten, Gemeinsamkeit der Noviter acquisita. In
.. Betreff der letztern insbesondere besagt der Art. 16.
der Hauptverfassung :
"Dagegen zweifeln wir zwar fürs Sechszehnte im
"Geringsten nicht, dass ein Jeglicher vor allen An-
"dern auf Vermehr- und Verbesserung Unseres 'Hau-
"ses Wohlfahrt und Aufnahme ein Absehen haben
"werde; Als jedoch auch deswegen der Nachkom-
"men halber nicht zu wohl (sehr) vigilirt werden
"kann und von wegen der von Neuem zugeworbe-
"nen und zuerlangten Stücke und Güter es nicht
"allemal gleich gehalten, So setzen und verordnen
"wir hiermit für Uns und Unsere Erben, Erbneh-
"men und Nachkommen, dass die noviter ac-
"quisita, so inskünftig eine oder andere
"linea erlangen möchte, zwar bei demjenigen
"davon sie herbeigebracht und dessen Linie, die Zeit,
"die selbige dauern wird, 'verbleiben, ein Jeglicher
"aber gehalten seyn soll, sich dahin zu bemühen,
"dass die durch Gottes gnädigen Segen etwa lebende
"andere Linien, auf deren Kosten, mit i n die
"Folge gebracht werden; und wenn etwa die
"acquirirende linea, Gottes unwandelba-
"ren Willen nach, aus- oder abgehen würde,
"alsdann die an Blut und Verwandtnuss
"nächstfolgende succediren; Dagegen aber
"dem Landerben, oder andern vorhandenen Interes-
"senten von der ausgegangenen Linie, dasjenige,
"was dieselbige auf solche neue Stücke nothwendig
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"und nützlich verwendet, der Billigkeit nach, un-
"fehlbar erstatten sollen".
Dass in dieser, die noviter acquisita betreffenden,
Stipulation die allerdeutlichste Anerkennung der
Fortdauer des gegenseitigen Successionsrechts
der abgetheilten Linien überhaupt enthalten
ist, liegt klar auf der Hand. Ohne diese Voraussetzung
wäre sie geradezu sinnlos gewesen. Auch die gemein-
same "Hausverfassung" für Braunschweig, Celle und
Wolfenbüttel von 1636 enthält mithin eine unleugbare
Bestätigung des eventuellen Rück- oder Anfalls von
Braunschweig-Wolfenbüttel an die Cellesche Linie und
umgekehrt; und manchen andern Anerkenntnissen glei-
cher Art begegnen wir noch in einer Reihe von Verträ-
gen des 17ten-Jahrhunderts, die als Verträge des Ge-
sammthauses zu betrachten sind, indem sich auch
die braunschweig-wolfenbüttelsche Linie daran betheiligt
hat 126).
126) Um aus dem reichen Material nur Einiges hervorzuhe..
ben, nehmen wir Bezug: 1) auf den Vertrag der drei Herzöge
von Celle, Calenberg und Wolfenbüttel wegen der Wahrung und
Geltendmachung der Rechte des Gesammthauses auf das Stade-,
und Budjatingerland gegen Hoistein-Oldenburg d. d. Celle
den 12. Febr. 1650. 2) auf den Vertrag d.-d. Braunschweig, den
17. Mai 1651, die Regulirung der über die Succession in die
Verlassenschaft der, 1642 erloschenen, harburgischen Linie
betreffend. Namentlich glaubte Br...Wolfenbüttel (Herzog August
d. J.), trotz des Vertrags von 1569, verlangen zu können, dass
das der harburgischen Linie gebühren~e, aber von dieser an
Cella abgetretene Drittel der gru benhagensch en Erbschaft
mit in die Theilung gebraqht werde, was Celle nicht concedirep
wollte. Um die Sache in eins abzumachen, wurde die Grafschaft
BIan k e n bur g u. Re ins t ein in dem Stand, wie sich dieselbe
nach Abgang der Reinstein'schen Stücke (welche 1644 dem Gra..
fen von Tättenbach verliehen worden waren) dem Herzog August
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Obwohl sich diese Verträge und die darin enthalte-
nen Vorbehalte ihrem un~ttelbaren.Gegenstande nach
<1:. J. mit aller Hoheit und Rechten überlassen, jedoch vorbe:
haltli'ch des nach den Erbverträgen eintretenden
Rückfalls an die Celle-Oalen bergische Linie. S. diesen
'Vertrag in v. Selchow's Magazin Bd.1. S. 78 f. 3) In einem,
vom Herzog August von Braunschweig-Wolfenbüttel und andern
Fürsten zwischen den Söhnen Georgs, Georg WilheIm und Jo-
hann Friedrich, nach dem Tode des ältern Bruders, Christian
Ludwig (t März 1665), vermittelten, Vergleich d. d. Hildesheim
d-.2. Septbr. 1665 (unter ~arantie der vermittelnden Fürsten,
der Krone Frankreich und 8chweden, Kurcölln, Kurbrandenburg,
WolfenbütteI, und Herzog Ernst Aug}lst vollzogen den 6. Septbr.
resp. 26. Octbr. 1665), durch welchen Georg Wilhelm das
Fürstenthum Celle nebst den dazu gehörigen oder jetzt gelegten
Stücken (Hoya und Diepholz, Walkenried u. Schauen, und 2/3.. des
Amtes Harpstedt), Johann Friedrich dagegen Calenberg,
Göttingen und Grubellhagen erhielt, - findet sich Pos. 7. auch
dieBestimmung: »Damit auch künftig in di~sem fürstlichen
Hause die nächs ten Ag nat~ un d- Blu tsve rwand te ih·
res in eventum zustehenden Successionsrechts um
desto mehr versichert seyn mögen, ist verabredet und
beliebet: dass hinführo sowohl die Ho mag i a1- und L eh n - als
die Dien st eide für jetz- und künftige Räthe ~lnd andere vornehme
Hof- und Regierungsbediente , wie auch die hohe Kriegsofficier
und Commandanten in den festen Posten dergestalt eingerichtet
werden sollen, damit gedachte Bediente, Lehnleute und Unter-
thanen jedes Orts, zwar dem p. t. regierenden Landesfürsten
vornemiich , daneben gleich wohl auch auf dessen Absterben
denen nachfolgenden in der Regierung namentlich,
und dessen männiglichen L~ibes- Lehns- Erben sich
gleichfalls verwand t mach en müssen, allermassen dann
deswegen eine gewisse Formel jetz verglichen und zu Ende die-
ses Erbvergleichs annectiret worden«. Auch dieser Recess ist
abgedr. bei v. Se I chow, Maga,zin Bd.1. S. 103 f. 4) die Puncta-
tion d. a. Celle den 6. Mai 1671, welche zwischen Herzog Georg
Wilhelm von Celle und Rudolph August von Braunschweig -W01-
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nur. auf einzelne Stücke des welfischen Besitzthums und
was dazu noch erworben werden möchte (die nooiter
acguiaita), beziehen, so beruhen sie doch ebenfalls auf
der unbestrittenen Voraussetzung des im Gesammthause
begründeten gegenseitigen Successionsrechts und sind
eben 80 viele Bestätigungen desselben. Es fehlt aber
auch nicht an ganz allgemeinen u.nd ausdrückli-
chen Vorbehal ten in spätern, zwischen' Hannover
und Braunschweig - Wolfenbü ttel abgeschlossenen
fenbüttel v or der mit vereinigte~Kräften erzieltenlUnterwerWlg
der, dem Gesammthause untergebenen, Stadt Braunschweig
abgeschlossen wurde, und wodurch Georg Wilhelm seinen' An-
theil an der Stadt und den Stiftern St. Blasii und Cyriaci, auch
Kloster St. Aegidü, für den dannenbergschen Antheil an den fünf
Aemtern Lüchau, Hitzacker, Dannenberg, Wustrau und Scharne-
beck abtrat. Bei beiden Abtretungen wird, um der möglichen
Annahme einer Aussoheidung von den braunsohweig -lüneburgi-
schen Gesammtlanden zu begegnen, der eventuelle Rüokfall vor-
behalten. Nr. 3.: »Herrn Herzogen Georg Wilhelm undThren
rürstl. Suooessoren in der Landesregierung den Rü c k fall (der
Reohte an und in der Stadt Braunschweig) wann, was Gott ver-
hüte, der jetzige Wolfenbüttelsche Mannsstamm gänz-
_lioh erlöschen sollte, vorbehalten«. Nr. 5.: »- wobei
jedoch dieselbe (Herzog Rudolph Augusts Durch1.) nioht weniger
für Sich und Ihre fürstliche Successoren, den R ü ck fall, da die
fürst!. Zellische Linie, so aber Gott verhüten wolle, ab-
gehen sollte, vorb ehalten. Dann tritt (Nr. 13.) Herzog
Georg Wilhelm, unter gleiohem Vorbehalte, auch noch »das Stift
Walkenried mit aller seiner Hoheit, Juribu8 und andern Zubehö-
rungen« an Rudolph August ab. Diese Punctation v. 6. Mai 1671
und die am selbigen Tage errichtete »Nebenpunctationc \ findet
sich in v. Selchow's Magazin Bd. I. S. 114 f. 8. 123 f. Da-
selbst auoh mehrere hiermit im Zusammenhang stehende Ver-
träge von 1671, 1673, 1679 (8.128.,135. 140), die sich noch durch
andere, z. B. auf die Dotation der »Madame de Haarbourge be-
zügliohe, aus den Archiven vermehren liessen.
I
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Ve;triigen, welche auf derselben Voraussetzung beruhen
und die wir auch nur als bestätigende Zeugnisse für
das an sich begründete, nicht als Titel eines erst
jetzt zu begründenden Rechts zu betrachten haben.
Ein solches directes und unwiderlegliches Zeugniss ent-
hält:
1) der Recess wegen des bis dahin gemeinschaftli-
chen Herzogthums Lauenburg uD:d wegen des Amts
Campen d. d. Braunschweig den 17. Jan. 1706, durch
welchen Braunschweig-Wolfenbüttel für Abtretung seines
Antheils an jenem Herzogthum und dessen Zubehör ab-
gefunden wurde 127), unter gleichzeitiger Beilegung ge-
wisser, in Betreff der Ausübung des Seniums entstan-
denen, Differenzen 128). Die hier in Betracht kom-
mende Hauptsteile dieses Recesses besagt:
"Es cediren und überlassen Herrn Herzogen Anton
"Ulrich Durchl. für Sich, Dero Erben und Succes-
"soren, auch ganze Wolfenbüttelsche Linie,
"Höchstgedachten Ihro Churfürstlichen Durchlaucht,
"Dero Successoren, und also dem Durchlauchtigsten
"Hause Braunschweig- und Lüneburg, Hannöver-
12'7) Ein Abdruck dieses Recesses findet sich bei v. S elchow
im Magazin für die teutschen Rechte. Bd.1. S. 192 f. Die Rati·
fications - Urkunden des Kurfürsten Georg Ludwig und des Her-
zogs Anton lTIrich sind vom 25. Jan. 1706. Der, am Schluss des
Recesses vorbehaltene, Cousens der Agnaten ist, nach Maassgabe
der darüber vorhandenen Acten, erfolgt, insbesondere auch der
Consens des Herzogs Ferdinand Albrecht 11. von Braunschweig-
Bevern, dessen Linie (seit 1735) die in Braunschweig regierende
ist. Die Entlassungsurkunde Anton Ulrichs für die Lauenburgi-
schen Stände ist vom 20. Febr. 1706. . Sie enthält ebenfalls den
Vorbehalt der gesammten Hand und des Rückfalls in eifentu1n.
Vergl. auch Ribbentrop, Beyträge S. 82 f.
128) Vergl. Moser teutsches Staatsrecht. Th. XXII. 8.471.
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"scher Linie, vorgedachten Ihren Antheil an dem
"Herzogthum .Sachsen-Lauenburg, mit allen dessen
"ZubehörungenundJuribu8, nichts überal ausgenom-
"man, wie es die vorigeHerzoge zuSachBen-La~enburg
"gehabt, besessen und genossen, oder h'aben, besitzen
"oder .geniessen kön~en und sollen, und thun sich
"sowohl an solchen Lauenburgischen Lan-
"den und was dazu gehört, als aller übri-
"gen von der Hannöverschen Linie itzo be-
"sitzenden Landen, weiter überall nichts,
"als die gesammte Hand und den Rückfall
"in eventum vorbehalten. Gleichwie dann
"auch andern Theils die Hann översche Li-
"nie an denen Wolfenbüttelschen itzo be-
"sitzenden ~anden sich nichts als vorge-
"d'achte gesammte Hand und den Rückfall
"v 0 rbeh ä I t; jedoch bleibt via Juria, in vorfallen-
"den streitigen Fällen, jedem Theile reservirt."
2) Der Vergleich zwischen König Georg 11.' und
Beil. x. Herzog Karl von Braunschweig d. d. 14. Novbr. 1739,
durch weiclien die entstandenen Differenzen in Betreff
der Gesammtbelehnung, d. h. über die Frage, ob Lauen-
burg , Bremen und Verden in die vom Senior des
Hauses zu bewirkende Reichs-Gesammtbelehnung auf-
zunehmen seyen, dahin geschlichtet wurden, dass diess
in Betreff Lauenburgs der Fall seyn, für Bremen und
Verden dagegen, obwohl diess auch Theil des Gesammt-
lehens sey, der derzeit besitzenden Kurlinie eine beson-
dere Lehensempfängniss zugestanden werde 129). In
129) 8. die g'enauere Darstellung der entstandenen Differenzen und
deren Beilegung nebst Literatur· Angaben bei Man ecke braun-
schweig-lüneb. Staatsr. §. 21. 22. (S. 35 f.), wo aber die Angabe der
Daten der Verträge von 1706 u. 1739 unrichtig ist. R i b ben t r 0 p ,
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diesem Vergleich wurden die Erbverträge des Hauses,
insbesondere von 1636 und der Recess von 1706 bestä-
Beyträge S. 85 f. Da der Vergleich von 1739 bis jetzt nicht ge-
druckt ist, .. so lassen wir --Um unten nach der vom Herzog Karl
v. Braunschweig vollzogenen Original-Urkunde folgen als Beil. X,
und. bemerken hier nur Folgen4es :
. Als" mit dem im Septbr. 1735 erfolgten Tode des Herzogs
Ferdinand Albrecht von BrauDschweig -Wolfenbüttel das Seniorat
des fürstI. Hauses auf den König und Kurfürsten Georg II. über-
ging, erbat sich dieser von Wolfenbüttel die zur Einholung der
Renovation der Lehensinvestitur erforderlichen Vollmachten. Diese
trafen im Juli 1736 in Hannover ein, wurden aber, weil sie sich
auf all e dem Gesammthause zuständigen Herzog- und Fürsten-
thümer, Graf- und Herrschaften, mithin auch auf die Herzogthü-
mer Bremen und Lauenburg , und auf das Fürstenthum Verdeu
erstreckten, vom kurfürstI. Ministerium mit dem Bedeuten remit-
tirt, dass die letztgenannten Landschaften den zum Senium ge-
hörigen Gesammtlehen nicht beizurechnen seyen.
Aus dieser Controverse erwuchsen zwei Deductionen:
1) Wolfenbüttelscher Seits: »Ursachen, dass bei vorseyender
gesammten Reichs-Belehnung des durchl. Gesammt-Hauses
Br. u. Lüneburg die Seniorats-Lehens-Investitur-Renovation
auch wegen etc. Bremen, Vehrden und Sachsen-Lauenburg
zu nehmen«. 1738 foI.
2) Kurfürstlicher Seits ; »Ausführung der Ursachen, wesswe·
gen nothwendig Austregae domus statt haben, im Fall des
Herrn Ilertzogs zu Braunschweig -Wolfenbüttel Durchl. auf
dero neuerlichen Praetension zu beharren vermeinen, dass
die Lehens-Empfahung der neu acqttirirten Sonder-Lehen
von dem ältesten Herrn des Ilauses Br. - Lüneb. allewege
unter dem Reichs-Gesammt-Lehen geschehen muss«. 1738
fol.
Wolfenbüttel gieng dabei von dem Grundsatz aus,' dass »jede kai-
serl.- und des Reichs Lehen, welche das Ge sam mt hau s besitze,
ohneUnterschied der acquirirenden Linie und der Acquisition, nach
den besteh~nden Hausverträgen und kaiserl. Declarationen, wahre
Gesammtlehen seyen und bei Eröffnullgsfällen von dem Senior für
das Gesammthaus genommen werden müssen«.
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tigt und ausdrücklich erklärt, dass auch die Herzogthü-
mar Lauenburg , Bremen und Verden der im Gesammt-
hause begründeten Erb- und Lehensfolge unterliegen
und ,dass überhaupt kein "wirklicher reeller Unter-
schied, von was Art oder Effect der imnier seyn könnte",
zwischen den genannten Herzogthümern und den übri-
gen braunschweig..lüneburgischen Landen, "sowohl ratione
J·uria et effectus Senii, als auch sonsten wegen derLehens-
Qualität an sich selbsten, ingleichen ratione ordini8,
modi et J·uri8 8uccedendi, des Kirchengebets und der
Homagial-Pflichten der Unterthanen" stattfinden, allein
mit Ausnahme der "auf einer biossen Formalität beru-
henden separaten Lehensempiängniss" der Kurlinie für
Bremen und Verden.
Schliesslich mag hier noch des westphälischen
Frie4ens und seiner auf das braunschweig-Iüneburgi-
sche Haus bezüglichen -Bestimmungen 130) nur insofern
gedacht werden, als auch daraus die deutlichste Aner-
kennung der Verbindung der neuen, kurz vorher ent-
standenen, heiden Hauptlinien (moderni Duce8 Bruns-
vicenses et Luneburgenses nennt sie, im Gegensatz zu
der mit Friedrich Ulrich erloschenen Linie, Instr. Pac.
Osnabr. .Art. XIII. §. 11.) zu einem Gesammthause,
sowie des darin begründeten familienrechtlichen Succes-
sionsrechts 131) hervorleuchtet, eine Anerkennung, deren
Bedeutung nach der verschiedenen Eigenschaft des west- .
phälischen Friedens als eines europäischen, völkerrecht-
lichen Vertrags und eines, von K~iser nnd Reich adop-
tirten, Reichsgrundgesetzes zu ermessen ist.
130) Imtr. Pac. Oanabr. Arf,. XIII. §. 5-14.
131) A.rt. XIII. §.9. spricht von deln ","nter Ducutn Bt·un..
8'vicemium et Luneburgemium lamllias 8uccedendi ordine.
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VI. -
Die rechtlichen Folgen der Auflösung
. des deutschen Reichs in Betreff des
Successionsrechts im braunschweig-
lüneburgischen Gesam m thause.
#4,.
§. 20.
Die letzte solenne Belehnung des braunschweig - lü-
neburgischen Gesammthauses hatte Kaiser Karl VI. am
16. Juni. 1733 vollzogen; die letzte für das Gesammt-
haus erfolgte Lehensmuthung, unter Ertheilung des im-
petrirten Muthscheins, fand nach der Wahl Kaisers
Franz 11. zum deutschen Kaiser im Jahre 1793 statt 132). Beil. XI.
Sie hatte "das von Kaiser!. Majestät und dem heiligen
Römischen Reich lehenrührige HerzOgt h um Braun-
schweig-Lüneburg, sammt den dazu gehörigen Für-
stenthümern, Graf- und Herrschaften", dem Herkommen
nach, zum Gegenstand, einschliesslich des, nach dem
Vergleich von 1706 auch unter die vom Senior domu8
zu erwirkende Sammtbelehnung gehörigen, Herzogthums
S. Lauenburg und stellte jedenfalls auch das Fürsten-
thum Braunschweig-Wolfenbüttel in seinem damaligen
Bestande, welcher bekanntlich, selbst nach dem wechsel-
vollen Schicksal der nächsten Decennien fast unverän-
dert geblieben ist, als ein zum Rechte des Gesammt-
132) Vergt oben §. 16 a. E. Note 104.
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hauses gehöriges Object hin. Die einzige neue Erwer-
bung, welche Braunschweig - Wolfenbüttel nachher -
abgesehen von den während des Bestandes des König-
reichs Westphalen eingezogenen, in Braunschweig bele-
genen Gütern des deutschen Ordens, - gemacht hat,
waren die Abteien Gandersheim und Helmstädt 133),
welche ihm durch den Reichsdeputations-Hauptschluss
v. 25. Februar 1803 zugewiesen wurden, während "dem
Kurfürsten von Braunschweig-Lüneburg" für verschiedene
von ihm aufgegebene, grossentheils von Alters her in die
Rechtsgemeinschaft des Gesammthauses gehörige An-
sprüche (Grafschaft Sayn-Altenkirchen 134), Hildesheim,
Corvey ~nd Höxter, gewisse Rechte und Zuständigkeiten
in Hamburg und Bremen) das Bisthum Osnabrück,
auf welches bereits der westphälische Friede 135) der
Descendenzdes Herzogs .Georg und eventuell des Her-
zogs August d. J. von Braunschweig ...Wolfenbüttel ein,
mit einem katholischen Bischof abwechselndes, Besitzrecht
zugesprochen hatte, überwiesen wurde. Nach den klaren
Bestimmungen der Hausverträge in Betreff der noviter ac-
qui~ita beider Linierrdes Gesammthauses konnte' es nicht
dem mindesten Zweifel unterliegen, dass auch diese neuen
133) Hierauf und auf die, auch in Folge des Reichsdep.
Hauptschlusses, erfolgte Säcularisation der Stifter in Braunschweig
bezieht sich §. 169 des braunschw. Grundgesetzes von 1832: "Die
Güter und Gerechtsame der auf 4en Grund des Reichsdeputations-
hauptschlusses v. 25. Febr. 1803 aufgehobenen Stifter se. BlaBii
et Oyriaci werden, vorhehältlich der den Präbendarien ausgesetz-
ten Pensionen, dem Kam me rgut e einverleibt, wie solches in
Ansehung der Abtei Gandersheim und des Klosters St. Ludgeri
vor Helmstedt früher schon geschehen ist."
134) S. darüber Man ecke, braunschw.-lüneb. Staatsr. §.29.
S.50.
135) Inst. Pac. Osnabr• .A.rt. XIII. §. 5. 6.
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Erwerbungen Object des gegenseitigen Successionsrechts
wurden und blieben, ohne dass der Umstand, dass sich
keine Gelegenheit mehr darbot, sie bei dem, seiner Auf-
lösung entgegengehenden, deutschen Reich "mit in die
:Folge zu bringen", irgend einen rechtlichen Einfluss
ausüben konnte.
Mit der, durch die Stiftung des Rheinbundes , die
Lossagungserklärungen theils der Mitglieder desselben,
theils anderer Reichsfürsten und die Abdicationsacte
Fral1z 11. sich factisch vollziehenden, Auflösung des
Staatskörpers des heil. römischen Reichs deutscher Na-
tion traten auch Hannover und Braunschweig (abgesehen
von der französischen und dann preussischen Occupation
der Lande der Kurlinie) in das Verhältniss völkerrecht-
lich un~bhängiger oder souveräner Staaten ein. Dass
dadurch in demxechtlichen Verhältniss der heiden
Hauptlinien zu einander, wie es durch die gemeinsame
Abstammung, die sechshundertjährige Observanz, die
Hausverträge und reichsoberhauptliche Anerkenntnisse
festgestellt war, nichts geändert wurde, kann hier so
wenig einem Zweifel unterworfen werden, als es in Be-
treff anderer fürstlicher Häuser, die mit ihrer Abthei-
Jung in mehre Speciallinien (Sachsen, Hessen, Anhalt,
Schwarzburg , Reuss, Lippe) gleichzeitig souverän wur-
den, irgendwie bezweifelt worden ist. Wie die, während
der Periode der Fremdherrschaft neugebildeten , sta.ats-
rechtlichen Verhältnisse, mit Rücksicht auf die Princi-
pien über das Verhältniss des legitimen Fürsten zur
Zwischenherrschaft zu beurtheilen sind, ist hier nicht zu
erörtern. Jedenfalls sind durch die, in :Folge' des Be-
freiungskam;>fes, unter Anerkennung der alliirten Mächte,
von selbst eingetretenen, durch die Friedensschlüsse und
Congressacten jener Periode vollständig anerkannten, Wir-
kungen des J·usposttimin~·i so unleugbar vorhanden, dass
10
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nur Aberwitz die Co~clusion aufstellen konnte 136), dass
der heidenmüthige Friedrich Wilhelm als ganz neuer
Erwerber des Herzogthums Braunschweig für ein neues
Geschlecht zu hetrachten sei. Auf die völkerrechtlichen
Anerkenntnisse der vollständigsten Wiedereinsetzung der
heiden Branchen des braunschweig -lüneburgischen Ge-
sammthauses in den vorigen Stand und die Herrschaft über
ihre Erb lande werden wir später noch zurückkommen.
Ganz müssig würde es auch sein, die Fra,ge zu er-
heben, ob die Vervollständigung der Landeshoheit der
deutschen Fürsten zur unabhängigen und_ selbstständigen
Staatsgewalt (Souveränetät) sich von selbst vollzogen
habe, oder ob es dazu einer Art Apprehension der bis
dahin noch fehlenden Hoheitsrechte bedurfte; so wie
es anderer Seits natürlich eine höchst beschränkte Auf-
fassung bekunden würde, die mit der AuHösung des
Reichs sich vollziehende, politische Veränderung auf das
Wegfallen des Reichslehensnexus der bisherigen Reichs-
stände zu beschränken. Der Theorie nach war freilicll
das deutsche Reich bis zu seiner Auflösung ein wirkli-
cher, zusammengesetzter Staat sk ör per (Oivitas com..
posita);- die Landeshoheit der Fürsten 'und anderer
Reichsglieder war verfassul1gsmässig der Reichsstaatsgewalt
untergeordnet; diese Reichsstaatsgewalt (Kaiser und
Reich) war auclr'eigentlich unbeschränkt, indem nur den
Kaiser, als s. g. Reichsoberhaupt, die reichsgrundgesetz-
lichen Beschränkungen trafen; in der Wirklichkeit war
aber das Reich schon seit Jahrhunderten nur das Schat-
tenbild einer staatsrechtlichen Organisation und es über-
136) Wie es in den Broschüren "Die Regierungsfolge im Her-
•zogthum Braunschweig nach dem Erlöschen des hraunschweig-
wolfenbüttelschen Fürstenhauses" und "Braunschwejgs Anschluss
an Preussen", Berlin 1861, geschehen ist.
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wog bei Weitem die völkerrechtliche Natur des '7erhält-
nisses der Reichsstände zu einander und nach Aussen
hin, nachdem der Westphälische Friede ihr J'us foederum
ac legationum anerkannt und damit die Schwäche der
Reichsgewalt definitiv besiegelt hatte. Die Entwickelung
der reichsständischen Territorien zu "Staaten" und der
Landeshoheit zu einer wirklichen "Staatsgewalt" hatte sich
bereits soweit wollzogen, d-assim öffentlichen Leben der deut-
sehen Reichlande mit der Auflösung des morschen Reichskör-
pers kaum eine Veränderung irgend sichtbar hervortrat
und der Gewinn, welchen die nun reichsfreien Fürsten
von dem Accresciren der noch übrig gebliebenen exclu-
siven kaiserlichen Reservatrechte hatten, war ein ver-
hä.ltnissmässig sehr unbedeutender. Der Hauptvortheil
lag mehr in der Idee, als in ~er Wirklichkeit; diese
Idee, nun "souverän" zu seyn, wurde aber allerdings von
manchen Fürsten, besonders ihren Ständen und Un-
terthanen gegenüber, in sehr verletzender Weise ausge-
beutet und zu der ganz heillosen und verwerflichen Lehre
entstellt, dass es für ihre "souveräne" Gewalt nun ga.r
keine rechtlichen Schranken mehr gebe, weil alle bisher
anzuerkenIlenden Rechte der Unterthanen, der Stände,
einzelner Corporationen und ganzer Klassen von Unter-
thanen den, wenigstens rechtlich möglichen, reichsober-
ha,uptlichen und reichsgerichtlichen Schutz verloren hat-
ten; _._... eine Lehre, gegen welche dann der berühmt
gewordene Ausspruch der Hannoverschen Note auf deIn
Wien~r Congress vom 21. Octbr. 1814 gerichtet ,var.
Dass die öffentliche Gewalt der deutschen ... Fürsten
mit dem Bruch der in der Reichsverfassung enthaltenen
Schranken und Fesseln eine ganz an der e geworden sei,
nach Aussen oder nach innen, vermögen ,vir in keiner
Weise anzuerkennen und ebenso ,venig können ,,~-ir zuge-
hen, dass sie jet z t e r staus der privatrechtlichell Sphäre
10·
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in die sta~tsrec:4tliche übergetreten sey. Dieser Ueber-
gang, soweit überhaupt von einem solchen die Rede sein
kann, hatte sich schon längst vollzogen und so wie die
von q.en bisherigen Landesherrn nach Aussen hin, abge-
sehen vom Verhältniss zum Reichskörper, durch Verträge
erlangten Rechte und übernommenen Verpflichtungen
mit der Auflösung des Reichs keine Aend~rung erfuhr~n
und VOll: keiner Veränderung in Anseh'Uug des Subjecta
der Verpflichtung oder lJerechtigung die Rede seyn
konnte, so haben auch die auf Land und Leute, auf die
Landes - und Hausverfassung , auf Successionsrecht und
Successionsordnung, Untheilbarkeit, Unveräusserlichkeit,
Primogenitur u. s. w. bezüglichen Gesetze und Verträge
keineswegs in ,solcher Weise ihren Gegenstand verändert'l
oder gewechselt, dass von einer Unanwendbarkeit der-
selben im Allgemeinen oder I von der Nothwendigkeit
einer neu e n Ordnung derselben hätte die Rede seyn
können. Der beste Beweis dafür ist, dass in allen sou-
veränen Fürstenhäusern diese älteren Verträge und Ge-
setze fernerhin als maassgebend betrachtet wurden und
jetzt noch werden, in sowe\,t sie keiner Abänderung in
rechtlicher Form und Weise unterzogen worden sind;
und so können und müssen wir auch für das braun-
schweig-Iüneburgische Haus unq das Rechtsverhältniss
der beiden regierenden Linien desselben, deren Häupter
sich nun als unAbhängige Souveräne, wie früher als un-
abh~ngige Landesherren, gegenüber standen, als Prinzip
festhalten , dass <lie bestehenden Hausgesetze und Ver-
träge weder aus delll Grunde, weil sie ihren Gegenstand
verloren, noch deshalb, weil der Wille ·der beiderseitigen
Souveräne dadurch nicht mehr habe gebunden werden
können, ihre rechtliche Geltung und Verbindlichkeit
eingebüsst hal?en. Eben so wenig konnte und kann noch
jetzt von einer Befugniss zu einseitiger Abänderung
1j
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derselben unter Berufung auf das Souveränetätsrecht
und das darin enthaltene J·U8 emin6rlS die Rede seyn.
Auch der Landeshoheit wurde bereits ein Bolehes J·us
eminens beigelegt, und. wenn auch in der Reichsverfas-
sung eine mögliche Remedur gegen dessen Missbrauch
gegeben war, so wird sich doch nicht behaupten lassen,
dass die Authebung dieser äUBsern Schranke, die Zu-
lässigkeit des Missbrauchs zum Rechte gestempelt habe.
Kein J·us eminens der souveränsten Gewalt achliesst die
Befugniss in sich, sich willkürlich über bestehendes
Recht und Gesetz hinwegzusetzen und kein Souverän hat
das Recht, unter Berufung auf sein J·us eminens, sich
von den für ihn oder den Staat rechtlich begründeten
Verpflichtungen loszusprechen! Was der Zustand äussers-
tel' Noth entschuldigen und in so fern rechtfertigen
kann, ist nur da zu erörtern, wo es sich wirklich Uni
einen staatlichen Nothstand handeln mag. Wir betrach-
ten damit auch die speciellere Frage, ob die Souveräne
von Hannover oder Braunschweig, jeder für sich, be-
rechtigt seyn könnten, die auf dem Rechte des Ge-
sammthauses beruhende Successionsordnung aufzuheben,
oder das gegenseitige Thronfolgerecht beider Linien ein-
seitig abzuändern? als abgemacht und sind nicht ge-
meint, über diese, durch die Sachlage gar nicht gege-
bene J4~l'age, auch nur ein Wort zu verlieren.
§. 21.
Es kann nicht unsere Aufgabe seyn, die Frage,
welche rechtliche Folgen die Auflösung dns deutschen
Reichs gehabt habe? nach ihren verschiedenen Gegen-
stände und Richtungen zu verfolgen137). Für uns sind
137) S. darüber H. A. Zachariä Deutsches Staats- u. Bun-
desrecht 2. Ausg. Th. J. §. 37. §. 41.
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hier nur zwei Punkte von erheblicherem Interesse, nämlich:
1) ob damit die Grundlage oder rechtliche Natur des
Successiollsrechts in den regierenden deutschen Für-
stenhäusern eine Aenderung erfuhr?
2) ob all e zur Zeit des Reichs begründeten Titel aucll
gegenwärtig noch einen Successions-Anspruch zu
begründen geeignet sind?
Das allgemeine Prinzip rÜr die Beurtheilung der
rechtlichen Folgen der Auflösung des deutschen Reichs
lässt sich unseres Erachtens in folgende Hauptsätze zu-
sammenfassen :
J. Das deutsche Reich wurde tt U fg e1ö s t, aber
nich t rückwärts annullirt. Erlöschen musste Alles,
was integrirender Bestandtheil des Reichsorganismus
selbst war, was zu den Rechten und Pflichten von Kai-
ser und Reich überhaupt u.nd im Verhältniss zu den
Gliedern des Reichs gehörte und was sich nur durch
die Subjecte der Reichsgewalt verwirklichen. liess, oder
als rein obligatorisches Verhältniss mit denl Wegfall des
verpflichteten Subjects auch die Bedingung für seine
rechtliche Existenz oder Verwirklichung verlor.
11. Alles, was den Character einer seIbs ts tändigell
oder privativen, wenIl auch nicht unabhängigen, Rechts-
sphäre hatte, d. 11. nicht zum staatsrechtlichen Organis-
mus des Reichskörpers selbst geliörte, bestand, mit den
dafür geltenden Normen, fort, wenn es auch einer Seits
die in der Reichsverfassung enthaltenen rechtlichen Ga-
ralltieen verlor und anderer Seits von den in derselben
begründeten materiellen und formellen Schranken befreit
wurde. Es verändeite seine rechtliche Natur nur in so weit,
I als die Veränderung oder Modification mit dem Weg-
fallen dieser Garantieen und Schranken von selbst ge-
geben war. Denn Rechte hören überhaupt nicht deshalb
1
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auf als solche zu existiren, dass sie die, ihre Realisi-
rung sichernden, Garantieen verlieren und der Wegfall
des beschränkenden Rechts zieht nicht die Erlöschung
des bis dahin beschränkten Rechts nach sich, son-
dern macht es zu einenl schrankenfreien und erhebt es
zu derjenigen Vollkommellheit , die es ohne das Daseyn
jener Schranke gehabt haben würde.
111. Alle bisher unter dem Schutz oder der Garan-
tie der souveräne~ Reichsstaatsgewalt bestandenen
Rechtssphären, selbst wenn sie ganz oder theilweise aus
einer Verleihung derselben hervorgegangen oder durch
kaiserliches Privilegium begründet worden waren, er-
langten, mit der Auflösung· des Reichs, entweder den
Character der politischen Unabhängigkeit, oder mussten
sich einer andern _souveränen Macht, in deren Gebiet
sie factisch gehörten (z. B. die der Mitglieder der Familie
des neuen Souveräns) oder gezogen wurden (wie z. B.
die durch die Rheinbundsacte mediatisirten Ifürsten, Gra-
fen und Herrn),' unterordnen. Auch die schon subjicirt
gewesenen oder jetzt erst subjicirten Rechtssphären be-
stltnden aber in der Ordnung und Gestalt fort, welche
sie durch die bisherige historische Rechtsentwickelung
erhalten hatten und wurden keineswegs einer willkühr-
lichen Aufhebung oder rechtsändernden Bestimmung der
neuen Souveräne l)reis gegeben. Nur das mit der Sou-
veränetät direct im Widerspruch Stehende oder Unver-
einbare musste nothwendig cessiren, oder konnte von den
neuen Souveränen auf dem Wege der Gesetzgebung be-
seitigt oder neu geordnet werden. Was der Souveräne-
tätsschwindel der Rheinbundsperiode dagegen gesündigt
hat, kann nicht maassgebend seyn! Jener Schwindel,
welcher deutsche Fürsten glauben machte, mit der Auf-
lösung .des Reichs hätten sie eine tabula rasa vor sich,
auf welcher sich die Willkühl' des Staatsoberhauptes
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ganz frei bewegen könne, war doch kein ,ganz allgemei-
ner und die, .!uf dem Wieneri Congress von den deut-
schen Fürsten ausgesprochenen oder adoptirten und in
der deutschen Bundesacte anerkannten, Grundsätze
schliessen die vollständigste Desavouirung jener Ver-
wechselung von Souveränetät und Absolutismus in sich.
Die richtigere Einsicht führte nicht blos zu einer Ga-
rantieübernahme für versohiedene, dem Souveränetäts-
begriff nicht widersprechende, Einrichtungen, .. sondern
auoh zur Aufstellung neuer Schranken in den "besondern
Bestimmungen" des Grundvertrags des deutschen Bundes.
Die speciellere Frage, ob die Grundlage oder die
rechtliche Natur des Successionsrechts in den re-
gierenden deutschen Ffustenhäusern durch die Auflösung
des' deutschen Reichs eine Aenderung erfahren habe?
müssen wir hiernach auf das entschiedenste verneinen.
Wenn auch in Betreff des Gegenstandes des Successions-
rechts' und der Stellung der Betheiligten zu einander
sich gewisse Modificationen von selbst vollzogen, so wa-
ren diese doch nicht von solcher Erheblichkeit, dass ir-
gend wie von Aenderung der Subjecte oder Objecte der
Berechtigung hätte die Rede sein können. Denn
1. Das mit der Auflösung des Reichs von selbst
eintretende Erlöschen des vasallitischen Verhält-
,nisses der Territorialherren und der auf den Territo-
rien ruhenden Regalien zum "römischen Kaiser", oder
die Verwandlung der Reichsthronlehen in Allodien, resp.
die Allodificirung der Lehensherrlichkeit bei Reichsafter-,
lehen, hatte an sich gar keine Veränderung in de~ i n-
nern Verhältnissen der bisher lehnbaren Reichslande
im Gefolge. .Es cessirte von jetzt an der nexus feuda-
dali8, die Le4ensherrlichkeit und die correspondirende
Lehenspfliöht--der Reichsvasallen und aus dem, der Theorie
nach, bisher' getheilten Eigenthum gieng mit dem Wegfall
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des Subjects des beschränkten. Reohts ein volles und
unbeschränktes Recht des andern Subjects des Rechts-
verhältnisses hervor..- War doch das ganze Lehenswesen,
so wichtig und bedeutungsvoll es ursprünglich fiir eine
gewisse Vereinigung und Zusammenschliessung der ganz
ungebu.ndenen nationalen Elemente und die Bildung
einer Art von geregelter Staatsordnung gewesen war,
schon längst nur noch eine Schale ohne Kern, nur noc}l
eine fast inhaltslose Form, durch welche die Bestand-
theile der deutschen Nation zu einem s. g. Körper ver-
bunden wurden, welcher kaum noch auf den N am e n
einer s t a a t sre ch t 1ichen Organisation Anspruch ma-
chen konnte! Gerade das Lehenswesen war, nachdem
es seinen geschichtlichen Beruf zur Vereinigung neben-
einander liegender Kräfte durch Benutzung des sie besee-
lenden Egoismus erfüllt hatte, die Ursache gewesen, dass
die oberste Gewalt im Reiche, oder das deutsche Kö-
nigthum, seines Inhaltes gleichsam entleert und der
Kaiser zum primus inter pares, bloss zum I-Iaupt der fast
unabhängigen und selbstständigen Barone, und dass das,
was früher nur der Person als verliehenes Reichsamt •
zugestanden llatte, ein eigener und erblicher Herrschafts-
besitz geworden war. "Quilibet Status tantum potest in
territorio, quantum Imperator in imperio" wa,r seit dem
westphälischen Frieden ein beliebter Sprucll der deutschen
Publicisten, der, wenn er auch nicht völlig zutreffend
genannt werden konnte, docll in gewissem Sinne ricll-
tig das wahre Verhältniss bezeichnete. - Abgesehen
vom Mangel voller politischer Unabhängigkeit entsprach
die entwickelte Territorial-Verfassung jedenfalls vielmehr
dem Begriff einer staatlichen Organisation, als die
Reichsverfassung, und mit der Zerbrechung der, die Un-
terordnung unter Kaiser und Reieh alleill nocll vermit-
telnden und bemerkbar machenden, feudalen Form voll-
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zog sich von selbst die Eriüllung des Staatsbegriffs nach
Aussen hin, während im Innern der Staaten der neuen
Souveräne an sich Alles in dem bisherigen Zustande
verblieb. Ganz besonders galt dies auch von derrl Rechts-
zustand des regierenden Hauses und der denselben nor-
mirenden herkömmlichen und geschriebenen Satzungen
und wenn gleich sich unleugbar das Successionsrecht
nach den Normen des Lehenrechts und kraft der Reichs-
lehnsqualität der beherrschten Lande gebildet hatte,
so war doch diesen Normen zugleich die Eigenschaft
eines eigenen Rechts des' regierenden Hauses in kei~er
Weise abzusprechen. So ist es denn auch Niemandem
eingefallen, die foptdauernde Geltung der, sey es kaiser-
lich bestätigten oder nicht bestätigten, Hausgesetze in
Zweifel zu ziehen und alle neuern I-Iausgesetze beruhen
auf der stillschweigenden oder, auch ausdrücklich aus-
gesprochenen Geltung der aus der Zeit des Reichs her-
rührenden Satzungen. Nur soviel war zweifellos, dass
ein von Reichswegen möglicher Weise geltend zu ma-
chender Nichtigkeitsgrulld jetzt keine rechtliche Bedeu-
tung mehr haben oder wenigstens durch eine jetzt aus-
drücklich ausgesprochene Ratihabition der Betheiligten
beseitigt werden konnte. Eine sehr nahe liegende Ana-
logie für die allgemein herrschende Rechtsüberzeugung
VOll der :Fortdauer der gesetzlichen Kraft der Hausge-
setze liegt auch im Art. XIV der deutschen Bundesacte.
Wenn sie hier von den souveränen dentschen F'ürsten
selbst in Betreff der s. g. Mediatisirten Anerkennung
gefunden hat, BO wäre fast absurd, zu meinen, dass die
souveränen Häuser für sich selbst nicht von einem glei-
chen Anerkenntniss ausgegangen wären.
2. Durch die Auflösung der Reichsverfas-
sung wurden die von der Reichsoberhoheit befreiten
Landesherrn auch Herrn ihrer Familie in einem ganz
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andern und umfassendern Sinne, als sie es zur Zeit des
Reichs de J·ure seyn konnten. Denn, abgesehen von den,
auch durch das deutsche P ri va tfürstenrecht anerkann-
ten, Rechten als Gatte , Vater, oder Vormund waren die
nicht regierenden Glieder der landesherrlichen Familie
keineswegs U n te r t han ~n des regierenden Herrn gewe-
sen, sondern gehörten zu den Reichsunmittelbaren
und waren als solche nur der öffentlichen Gewalt von
Kaiser und Reich, keineswegs aber der Gesetzgebung,
Oberaufsicht und Gerichtsbarkeit des Landesherrn un-
terworfen 138). Auch war man, besonders im Hinblick
auf die hausgesetzlichen , den ganzen Inbegriff der Ho-
heits - und Vermögensrechte für ein unveräusserliches
Familien-Fideicommiss erklärenden, Normen, nur zu ge-
neigt, den zeitigen Lalldesherrn blos für den Verwalter
und Nutzniesser, die Gesammtheit der berechtigten ~--'a­
milienglieder oder die :Familie selbst rur das Subject
des Eigenthunls an der Substanz zu erklären. Die im
Grunde unleugbare Unrichtigkeit dieser Auffassung kön-
nen wir hier -dahin gestellt seyn lassen; genug, dass die
s. g. Agnaten der Haupt - und Nebenlinien der Landes-
hoheit des regierenden Herrn nicht als unterworfen be-
trachtet ,verdeu konnten und nlit privatrechtlieh abge-
gränzter Recl1tssphäre ihm gegeniiber standen. IIieraus
ergab sich zugleich für die s. g. H tt u sges e tz e , abge-
138) Vel'gl. bes. üher diese, allerdings nicht ganz unbestrit-
tene, Frage: J. J. Mo se r, ~"amilien-Staatsrecht. Th. I. S. 361 f.
S. 449-457. Auch die Einfiihrung der Primogenitur gab dem
Primogenitus kein !{echt der Gesetzgebung in Familiellsachen, da
sie den Apanagirten die Reichsunmittelbarkeit nicht entzog, sie
mithin nicht zu lfnterthanen des Erstern machte, sondern sie nur
von tIer Regierung über die Unterthanel1, bis zum Änfall der
Succession, ausschloss.
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sehen von dem Rechte des Vaters, seine l>escendenz
durch testamentarische Verfügungen zu binden, der Ve r-
trag, also auch die Nothwendigkeit der Einwilligllng
aller zur Zeit lebenden Familienglieder, als unabweis-
liche und ausschliessliche Form, und das Autonomie-
recht des hohen Adels als materielle Grenze.
H'ierin trat aber mit der Erlöschung der Reichsge-
walt nothwendig eine Aenderung ein. Die Rechte der
Staatsgewalt konnten nun jedenfalls nicht mehr als O~
ject privatrechtlicher Berechtigung betrachtet und das
schon fQiher geleugnete Recht der Agnaten, eine Aende-
rung der Staatsverfassung von ihrer Zustimmung ab-
hängig zu machen, jetzt in keiner Weise mehr begrün-
det werden. Die nicht regierenden Mitglieder der sou-
verän gewordenen Häuser mussten, da sie nicht selbst
Souveräne wurden, nothwendig der Souveränetät .des
Hauptes der Familie oder des regierenden' Herrn unter-
worfen werden und wurden sonaeh, einschliesslich der
Gemahlin des Souveräns unvermeidlich zu Un te rtha-
nen des 'Letztern 139), also auch der Gesetzgebung,
139) Vergl. mein Deutsches Staats- u. BUlldesrecht. Th. I.
S. 163. - Eine Folge hiervon war insbesondere, dass sie nun
auch, wie andere Unterthanen, d.er bestehenden Gesetzgebung im
Gebiete des Straf- u. Privatrechts unterworfen wurden. Die Be-
stimmung ihres Gerichtsstandes wurde Gegenstand des Gesetzge- \
bungsrechts des Souveräns; eben so Alles,. was ihren persönli-
chen Rechtszustand betrifft, Feststellung des Begriffs der Eben-
bürtigkeit, Nothwendigkeit der Einwilligung des Souveräns zu
Vermählungen der nicht regierenden Glieder des Hauses, Volljäh-
rigkeit, Vormundschaft u. s. w. Auch im braunshweig-lünebur-
gisehen IIause hat sich in einigen dieser Beziehungen ein Ge-
setzgebungsrecht des Souveräns, zum Theil selbst unter Verein-
barung de~ Souveräne beider Linien, geltend gemacht, wie wir
weiter unten noch sehen werden, und die Verfassungen haben
1{)7
Oberaufsicht und Gerichtsbarkeit desselben un-
tergeben, ohne dass es die deutsche Bundesacte für noth-
wendig oder zulässig erachtete, ihre Rechte oder einen
gewissen gleichförmigen Rechtszustand derselben, .unter '
die Garantie des Bundes zu stellen. Auch hat man in
allen deutschen Staaten diese staatliche Unterordnung
der Familienglieder unter den Souverän als ein sich \
ganz von selbst verstehendes Ergebniss des Wegfalls der
Reichsverfassung betrachtet und nur in Betreff des
Maasses oder der Grenze, welche die neuen Souveräne
ihrer Herrschergewalt für gesteckt erachteten, treten Mo-
diBcationen hervor; eben so wie auch in Betreff der Ein-
fügung der Agnaten in den neuen StaatsorganisIDus Ver-
schiedenheiten sichtbar werden. Als allgemeinen Rechts-
grundsatz musste man aber doch festhalten, wie wir ihn
auch von den, dem historischen Rechte Rechnung tragen-
den, deutschen Publicisten festge4alten sehen 140): Dass die
das Recht des Landesfürsten als Oberhauptes der Familie, die in-
nem Verhältnisse des Hauses durch Hau sge setz e zu ordnen,
ausdrücklich anerkannt. H a n n 0 v. Staatsgrundges. von 1833. §.
26. Landesverfass. - Ges. v. 1840. §.26. Brauns eh w. Grundges.
v. 1832. §. 23.
140) So sagt z. B. v. Be r g, Abhand!. zur Erläuterung der
Rheinbundsacte Hannov. 1808, im Ganzen sehr richtig: "Der
Souverän ist zwar Familienhaupt und Oberherr aller Glieder sei-
nes Hauses; jenes war er immer, dieses ist er erst durch die Auf-
lösung des Reichsverbandes geworden, indem der Kaiser nie die
Landesunterthäl1igkeit der Familie eines I.Jandesherrn anerkannt
hat. Ab e I' au c h hie r kann die So uveränetät k ein Recht
geben, der Familienglieder wohlerworbene Rechte
willkührlich zu verletzen. Es kann indessen bei den jetzi-
gen Zeitumständen einem Regenten nicht schwer werden, zu
wahren Verbesserungen in der IIausvetfassung und insbeson-
dere in der Erbfolgeordn ung, welche vielleicht durch die veränder-
ten Staatsverhältnisse rathsam geworden S'eyn dürften, die Ein-
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Agnaten. alle Rechte, welche nac~ der bestehenden
Hausverfassung und in subsidium nach Maassgabe des
gemeinen Privatitirstenrechts als historisch begründete
Individualrechte zu betrachten sind und mit Begriff und
"Tesen der Souveränetät nicht im Widerspruch stehen,
forthin behielten. Unter Beobachtung dieser Grenze
konnte sich nun auch die gesetzgebende Macht des Sou-
veräns frei bewegen, es konnten von ihm wir k li ehe
Hausgesetze , als Ausfluss der, auch die persönlichen
und vermögensrechtlichen Verhältnisse der Familien-
glieder sich unterordnende~, Souveränetät erlassen wer-
den, ohne dass man die EinwIlligung der Agnaten als
eine all g emein nothwendige formelle Bedingung be-
trachten dürfte.
Es ist nicht unsere Sache, in die Erörterung der
ein z eInen Verhältnisse' einzugehen, welch.. durch den
Eintritt der regierenden F,ürsten in die Souveränetät den
nicht regierenden Gliedern des ~auses gegenüber eine
Modification erfahren haben 141). Genug, dass darin
kein rechtlicher Grund gefunden werden kann, um eine
Aenderung des Wesens des durch die bisherige histori-
sche Rechtsentwickelung begründeten und durch die
Hausverträge geordneten Successionsrechts zu behaupten,
oder dem Souverän ein Recht willkührlicher Abänderung .
der bestehenden Thronfolgeordnung beizulegen 152), de-
I
willigung der Familienglieder zu erhalten. Neu e Vorschriften in
Beziehung auf die Hausverfassung , welche in die älteren Verhält-
nisse nicht eingreifen, oder zu deren Ausführung und Handha-
bung abzwecken, ist der Souverän zu ertheilen allerdings bo-
fugt."
14)) Vergl. K1übe r, ·Oeffentl. Recht des teutschen Bundes
u. der Bundesstaaten. .§. 248 - 2ljO. Mein Deutsches Staats- u.
Bundesrecht §. 94.
142) Bei diesem Punkte besonders müssen sich Diejenigen, 'wel-
che die Souveränetät als eine ganz neu e, in sich u nb es ehr än k t e
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ren zugleich staatsrechtlicher Character schon frü-
her nicht verkannt, aber jetzt durch Aufnahme der
Hauptbestimmungen in die neuen Verfassungsgesetze
oder durch die bestätigende Bezugnahme derselben auf
die betreffenden Hausgesetze, verbürgt war. Noch viel
weniger konnte bei der vorhandenen Abtheilung eines
Fürstenhauses in zwei oder mehre sou ver än gewor-
dene Zweige das zwischen di es e n hausverfassungs-
mässig begründete Successionsrecht oder die Verfassung
des Gesammthauses ein Gegenstand einseitiger Abände-
rung oder Aufhebung werden~, selbst wenn man dem ein-
zelnen Souverän die freieste Hand in Betreff alles dessen
zugestehen wollte, was lediglich die Ordnung der Thron-
folge innerhalb des eigenen Specialhauses betraf. .Del1n
für die Beeinträchtigung des eventuellen Successionsrechts
dera n der n souveränen Linien fehlte es an jeder staats-
oder privatrechtlichen Basis und eben so wenig lieBs
Gewalt denken, von Denjenigen scheiden, welche anderer Seits
die Souveränetät mit den durch das historische Recht begründe-
ten Beschränkungen in den Zustand politischer Unabhängigkeit
nach Aussen hinübertreten lassen. Der Standpunkt der Erstern
führt zu der Consequenz, dass nur die vom Souverän selbst neu
gesetzten Schranken oder verlie henen Rechte Anspruch auf An-
erkennung haben und negirt mithin auch je des agnatische, nicht
durch neuere Verfassungsgesetze anerkannte, Einwilligungsrecht.
Wir sind der ..A.nsicht, dass, wenn auch das Verhältniss zwischen
dem regierenden Herrn und den übrigen Gliedern sich nicht un-
wesentlich geändert hat, in Beziehung auf die Hauptgegenstände
des Familienrechtes , Erbfolge und }1-'amiliengut, zur Negirung ei-
nes Zustimmungsrechts der Agnaten so wenig Grund vorliegt, als
zu der, bekannter Massen in der Rheinbundszeit fast zur C01n·
munis op~·nio gewordenen, Annahme, dass die, wesentlich auch
auf privatrechtlicher Grundlage beruhenden, älteren ständischen
Rechte durch Verwandlung der Landeshoheit in eine souveräne
Staatsgewalt gebrochen seyen.
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sich aus dem internationalen und bundesrechtlichen
Verhältniss der beiderseitigen Souveräne eines fürstli-
chen Gesammthauses eine Befugniss dazu ableiten. So
konnte z. B. unbedenklich den Cognaten ein eventuelles
Successionsrecht beigelegt werden, wo sie es bisher nicht
gehabt hattell 143), aber die Cognaten konnten nicht,
unter Zurücksetzung der successionsberechtigten Agnaten,
in die Thronfolgeordnung ein ge s eh 0 ben werden, auch
nicht durch Berufung auf das s. g. J·us eminens, ,veil
dieses j~denfalls nur in Betreff der der eigenen Staats-
gewalt unterworfenen Rechtsverhältnisse Platz greifen
kann.
Einer Zuziehung der Stände zur Aenderung der
Hausgesetze konute es, nach wie vor, nur in so .weit be-
dürfen, als der Inhalt derselben in die Landesverfassung
aufgenommen oder für einen Theil derselben erklärt,
oder den Ständen in bestimmten Fällen ein Recht der
Mitwirkung verfassungsmässig beigelegt worden war 144).
143) Beispiele liefern: Die bayerische Verf.-Urk. Tit. 11.
§. 4. 5. Königl. Sächsische Verf.-Urk. §. 7. Würtemberg.
Grundges. §. 7. Badis ch e s Hausges. v. 4. Octbr. 1817, in der
Verf.-Urk. v. 1818 §. 4 bestätigt. Hessen-Darmstädt. Verf.-
Urk. §. ö. ~ In Hannover und Braunschweig wurde auch in Be-
treff der Succes$ioDsberechtigung der Cognaten, wie wir oben S.
30 f.gesehen haben, nur das he r ge b ra ch t e Recht bestätigt.
144) Hannov. Landesverf.-Ges. v. 1840 §. 26: "Der König
als Oberhaupt der Familie hat das Recht, durch Hausges~tze
die innern Verhältnisse des Königlichen Hauses zu bestimmen.
In des s d ür fe n da dur ch die Re ch teder R eg i er -q n gs-
nachfolger nicht gekränkt werden." (Das Staatsgrundges.
v. 1833 enthielt diesen Zusatz nicht.) "Die Hausgesetze be-
dürfen der Zus t imm ung der allgemei nen Stände ni cht.
Durch dieselben können jedoch die Vorschriften der
gegenwärtigen Verfassungsurkunde nicht abgeän-
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§. 22.
Im Hinblick auf den Hauptzweck dieser historisch-
dogmatischen Erörterung bleibt uns nur noch eine Frage
zur speciellern Betrachtung übrig, welche sich an die
Wirkungen anknüpfen lässt, die aus der Auflösung des
deutschen Reichsverbandes hervorgiengen. Sie betrifft die
eventuellen Ansprüche auf ein reicbslehenbares Territo-
rium, welche auf der Ausübung der Reichslehensherr-
lichkeit des Kaisers zu Gunsten dritter, nicht in der er-
. sten Verleihung oder gesammten Hand begriffener, Per-
sonen beruhen, abgesehen von den Successiol1srechten,
welche auch in der Zukunft für solche Personen kraft
besonderer Erbverträge und ",'n specie Erbverbrüderungen
begründet seyn können. Es ist, wie kaum bemerkt zu
werden braucht, die Frage von der fortdauernden Wirk-
samkeit der kaiserlichen Even tualbelehnungen und
Ex pe c tan z b r i efe , welche reichslehenbare , also auch
dem nach Lehenrecht begründeten Heimfallsrecht ausge-
setzte, Reichslande oder l'erritorien zum Gegenstand
hatten 145).
dert werden." - Braunschw. Grundges. v. 1832. §.23. "Die
innern Verhältnisse des Herzog!. Hauses werden von dem Landes-
fürsten, als dem Oberhaupte der ~'arnilie, durch Ha u s g es etze
geordnet. Dies e b ed ii rf en der stä n di s ehen Zu s t i mrn ung
nie h t; es können indess durch dieselben k ein e in diesem La n-
desgrun dgesetze enthaltenen Bestimluungen abgeändert
werden."
145) Auf die in den kaiserlichen Wahlcapitulationen schon
seit Karl V. (s. dessen Capitu1. §. 24) enthaltenen Verbote der
Wiederverleihung heimfallender Reichslehen, welche seit Ferdi-
nand 11. aus d r ü c k 1ich auch auf die Ertheilung von Expectan-
zen bezogen wurden, jedoch mit dem, noch in der letzten Wahl-
capitul. Art. XI. §. 12 vorkommenden, Vorbehalt zu Gunsten der
kaiserlichen Erblande und der von den "Vorfahren am Reiche
11
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Die Beantwortung dieser Frage ist allerdings nicht
immer eine üb~reinstimmende gewesen, indem Einige
beide für erloschen, Andere b-eide noch als wirksam
haben betrachten wollen, während ~ach der allein richti-
gen, von uns schon früher 146) vertretenen, Ansicht zwischen
der Fortdauer des Rechts der Eventualbelehnung und
der Expectanz unterschieden werden muss, wenn man
theils die Wirkung der Auflösung des Reichsverbandes,
theils die verschiedene rechtliche Natur des einen und
des andern Hoffnungsrechtes gehörig würdigt. Die Ex-
pectanzen auf Reichslehen , ist unser Lehrsatz,
sind erloschen oder unwirksam geworden, das
Recht der Eventualbelehnten dagegen dauert
noch fort.
Die Richtigkeit dieser Ansicht ergiebt sich VOll selbst
aus folgender einfacher Erwägung:
Das Reich, .oder der Reichsverband , wurde aufge-
löst, aber nicht rückw~i.rts annullirt. Daraus folgt mit
Nothwendigkeit, dass alle, zur Zeit des Reichs durch
Acte der Reichsstaatsgewalt begründete, wohlerworbene
Rechte an sich nicht aufgehoben wurden, wenn und in-
soweit sie ihrer ~atur nach unabhängig von Kaiser und
den Ständen propter bene 'Irl,erita ertheilten und den da mal i gen
Reiehseonstitutionen gemässen Anwartungen", also auf die, die
Be r eeh t i gun g des Kaisers zur Ertheilung von Anwartschaften
betreffende :Frage, gehen wir, weil sie über die reichsgesetzliche
Gültigkeit der im Laufe des 16. Jahrhunderts ertheilten kaiserlichen
Expectanzen kein sicheres Resultat (weder pro noch contra) ge-
währt, nicht ein. Vergl. oben 8.117 u. J. J. Mos er VOll der teut-
Behen Lehensverfassung. S.176 f. Häberlin, Handb. des t.
Staatsr. §. 43. Nr. 111. Gö n 11 er, t. Staatsr. §. 242. u. H. Z ö pfl,
Grunds. des Staatsrechts. Th. 11. S. 151. Note 2.
146) Deutsches Staats- u. BUlldesrecht Th. J. §. 37. S. 157.,
woselbst auch Nachweisungen über die abweichenden Ansichten.
S. auch K 1über, Oeffentl. Recht §. 53. §. 540.
,
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Reich als fortexistirend betrachtet werden konnten. Diess
ist bei der Eventualbelehnung deshalb der Fall,
weil sie bereits eine Uebertragung des dominium utite
an den neuen Vasallen involvirt, also ein dingliches
Recht, wie die Investitur überhaupt, am Gegenstand
der Verleihung cODstituirt, dessen Wir k sam k ei t aber
von einer zukünftigen Be.dingun g, der Eröffnung des
Lehens durch Tod oder aus einem anderen Grunde, ab-
hängig ist. Tritt diese Bedingung ein, so wird das durch
die Eventualbelehnung begründete Recht von selbst wirk-
sam und es bedarf dazu an sich keiner weiteren Hand-
lung von Seiten des Lehensherrn , und der Wegfall
der Lehensherrlichkeit ver,vandelt auch hier das Recht
des Beliehenen. in ein volles oder ungetheiltes, eventuell
wirksam werdendes, Miteigenthum, wie das gegenwärtige
beim besitzenden Vasallen.
Völlig anderer Natur ist die Expectanz. Sie ent-
hält keine bedingte Investitur oder Belehnung, son-
dern nur das Versprechen, dass bei eirigetrete:nem
Heimfall die Belehnung mit einem bestimmten Object
(Lehen) erfolgen solle 147). Sie begründet gar kein,
auch kein bedingtes, dingliches !{echt am L ehe n selbst,
147) Die Anwartschaften im Sinne des sächsischen Lehenrechts
(Homeyer, Sachsenspiegel 11. 2. S.329 f.) oder s. g. unbenann-
ten Gedinge h i er n1it einzumischen, wie von v. Roh r s ch ei cl t,
Preussens Staatsverträge S. 32. Note 1, geschieht, ist ganz unge-
eignet oder überflüssig. Dass An war t s eh a f t auf ein b e-
stimmtes Object und die, ohne ein solches ganz undenkbare,
E v e nt u alb eIe h nun g als die beiden Arten des benan n t e n
Ge din ge s zusammengestellt werden, hebt die verschiedene recht-
liche Natur der beiden Species nicht auf. Auch kann man zuge-
ben, dass eine Anwartschaft, ebenso wie eine Belehnung, bloss
durch ihre Erwähnung in den letzten Lehenbriefen erwiesen wer-
den konnte, ohne dass es nöthig war, den ursprünglichen Expec..
11·
164
sondern nur ein Forderungsrecht gegen den Lehens-
herrn, was gegen ihn und seine Succ~soren geltend ge-
macht werden kann, wobei wir die Streitfrage über die
Verbindlichkeit der letztern" aus Expectanzbriefen _der
Vorgänger ganz bei Seite liegen lassen. Wo aber gar
kein Successor existirt, kann auch kein Uebergang der
Obligatio von dem ursprünglich Verpflichteten stattfin-
den. Diess war der Fall in Betreff des Kaisers, als
Oberhauptes des deutschen Reichs und Inhabers der
Reichslehensherrlichkeit. Das Kaiserthum erlosch und
hatte keinen Erben. Weder der deutsche Bund ist in
die Rechte
4
11nd Pflichten von Kaiser und Reich eingetre-
ten, noch sind es die einzelnen souveränen Fürsten und
freien Städte Deutschlands. Nothwendig gegeben war
hiermit die Appropriation der bisherigen Reichslehen,
beziehungsweise bei mittelbaren (Reichsafterlehen) die Er-
löschung der Oberlehensherrlichkeit oder die Appropria-
tion der lehensherrlichen Rechte des Reichsvasallen über
das mittelbare Reichslehen. Dass sich in mehreren sou-
verän gewordenen Staaten die vom Reichsnexus freige-
gewordenen Fürsten die Lehensherrlichkeit des Kaisers
über die mediatisirten Fürsten und Grafen beigelegt ha-
ben, ist Thatsache. Ein wirklicher Rechtsgrund lag
aber dafii"r nicht vor. Es folgt hieraus in unwiderlegli-
cher Weise, dass die kaiserlichen Expectanzen erlöschen
mussten und wirklich völlig erloschen sind. Das zu ih-
rer Erttillung verpflichtete Sub j e c t existirt nicht mehr;
die Bedingung, an welche ihre Verwi:t:klichung geknüpft
war, der Heimfall des Lehens an'das Reich durch
Erlöschung der vasallitischell Familie k a n n gar nicht
mehr eintreten und ihr 0 bject ist in so fern unterge'-
tanzbrief beizubringen; was aber daraus für die Wirksamkeit der
kaiserlichen Expectanzen nach Auflösung des Reichs folgen soll
(cf. Roh r sc he i d t a. a. 0.), ist ~n der That schwer zu begreifen.
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gangen, als mit der Auflösung des Reichs von einem
Reichslehen , worauf sie ertheilt war, gar keine Rede
mehr sein kann.
Dass die Expectanzen auf Reichslehen vom Kaiser
als solchem, oder kraft des ihm zuständigen obersten
Reichsamtes, nicht "von ihm als Individuum ertheilt wor-
den sind, macht offenbar in der rechtlichen Beurthei-
lung der Sache gar keinen Unterschied 148). Auch eine
amtliche oder von Staatswegen begründete Verpflichtung
kann nicht länger existiren, als das Amt- oder der Staat
selbst; sie geht freilich von selbst auf den Nachfolger
im Amte oder in der Staatsgewalt über, wo es aber
bei aufgehobenem Amte, bei erloschenem Staatsver-
band gar keinen Nachfolger giebt, fallen auch alle
daran zu knüpfenden Rechtswirkungen VOll selbst weg.
Der Versuch, auf solche Weise den kaiserlichen Ex-
pectanzen noch nach Auflösung des Reichs eine
Geltung zu vindiciren 149), ist demnach eben so
müssig, als eine Folgerung aus dem Gegenstand der
Ezpectanz, der Landeshoheit über ein Stück Reichsgebiet,
148) v. Roh r sc h eid t, Preussens Staatsverträge, S. 32, Note 1
macht die, offenbar gegen die Ausführung in meinem deutschen
Staats - und Bundesrecht (1 ..A.ufl. Th. I. S. 99) gerichtete Be-
merkung: »Die Regeln des Privatlehenrechts, namentlich des äl-
tern, in ihrer Strenge auf das Reichslehenrecht anwenden wollen,
heisst den ganzen Entwickelungsgang des letztern ignoriren.« Ich
gestehe gern, dass ich nicht einsehen kann, was damit gesagt SCYll
soll, da der i n der S ach e liegende Unterschied zwischen Ex-
pe ct an z und Bel eh n ung, auch der eventuellen, mit dem Un-
terschied zwischen ältern und neuern Pr i va t - und S ta at s lehn-
recht gar nichts zu schaffen hat.
149) Vergl. B 0 hl man 11, Denkschrift S. 53 f., insoweit sich
überhaupt, bei der völlig unklaren Fassung und den gantZ unjuristi-
schen 'Vendungen, ein irgendwie vernünftiger Sinn in die Deduc-
tion bringen lässt.
,
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oder die Behauptung, dass die von Staatswegen einge-
gangene Verpflichtung des Kaisers bei einer solchen
Expectanzertheilung "analog einer Staatsschuld" fortbe-
stehe. Denn der Staatsschuldner war hier Niemand an-
ders, als der Kaiser oder das deutsche Reich; möge der
Gläubiger zusehen, wo und wie er sein Recht gegen di e-
sen Schuldner nach Auflösung des Reichs geltend mache.
Die souverän gewordenen Staaten haben die Reichsschul-
den nicht übernommen und sind nicht die Successoren
von Kaiser und Reich geworden. Einige haben sich
als Occupanten gerirt von dem, was sie als herrenlos
~ewordenes Recht hetrachten zu können meinten. Das
war aber eben nur Thatsache und kein Recht, wie
z. B. Preussen selbst anerkannt hat durch die Erklä-
rung, dass es sich die Lehensherrlichkeit des Kaisers
über die vormaligen unmittelbaren Reichsvasallen zuzu- \
schreiben nicht für berechtigt erachte 150). Zu sagen,
"die Gegensätze zwischen obligatorischer und dinglicher
Befugniss drückten die historische Substanz des Lehens-
bandes nicht aus" 151), ist entweder eine völlig nichts sa-
gende Phrase, da Niemand das aus Elementen dinglicher
und persönlicher Natur gemischte Wesen des Lehensver-
hältnisses bestreitet, bei der Expectanz aber 110ch gar
kein "Lehensband" existirt, oder - eine juristische Ab-
surdität, da es eine, über oolz'gattlo und J'us in re hinaus-
liegende, vermögensrechtliche Befugniss gar nicht gieht.
150) Vergl. Voll g ra f f, die teutschen Standesherrn. Giessen
1824. S. 247 f. Mein Deutsc4. St. u. Bundesrecht. Tb. I.S. 158
f. der 2. Auf!. Königl. Pr eu ssi s ehe Instruction vom 30. Mai
1820. §. 22: »Was diejenigen Lehnverhältnisse betrifft, in welchen
ehehill einzelne Standesherren zu Kai s er und Re ich standen,
BO sindsolchebei Vorderlehen der Standesherren als
aufgehoben zu betrachten.«
151) Bohlmann, Denkschrift, S. 53.
167
Hiermit ist auch über die preussischen Expec-
tanzen von 1564 und 1574 auf Grubenhagen und die
gesammten braunschweig-Iüneburgischen Lande das Ur-
theil gesprochen. Auch sie sind, abgesehen von ihrer
ursprünglichen Rechtswidrigkeit (oben S. 92 f.) mit der
Auflösung des deutschen Reichs völlig unwirksam ge-
worden und völlig nutzlos zur Erzielung eines andern
Resultates sind die Wendungen, welche man neuerlicll
der Sache zu geben versucht hat. Man hat behaup-
tet 152), die preussischen Expectanzen seyen eben mehr
als blasse Expectanzen gewesen; sie hätten in der That
schon den Charakter "einer anticipirten Beleihung" ge-
habt, weil sich, nach einer glaubwürdigen archivalischen
Nachricht, unter den "favorablen Clauseln," die sich in
Leopold's J. Lehensbrief für das brandenburgische Haus
von 1699 vorfänden, auch die Clausel befinde: "Das
Haus Brandenburg werde mit allen bisher erlangten
Rechten und Anwartschaften bel i ehe n." Diess eine
Wort "beliehen" sey juristisch von der grössten Wich-
tigkeit. Es beweise, dass an die Stelle der Anwartschaft
eine \virkliche Eventual- Belehnung (???) getreten sey.
Für den gesunden juristischen Verstand ist es wohl
kaum nöthig, hiergegen die Widerlegung zu unternehmen.
Er begreift auf der Stelle, dass zwischen einer Beleh-
nung mit einer Anwartschaft, wodurch eben weiter
nichts als die se Gegenstand der Beleihung ,vird, sie
selbst aber in ihrer eigenen rechtlichen Natur in keiner
Weise verändert erscheint, und womit, wenn die Sache
überhaupt einen vernünftigen Sinn haben soll, nichts
anderes bezweckt werden konnte, als die ertheilte An-
,vartschaft für die Nachfolger im Reiche (was ja bestrit-
ten war) bindender zu machen und einer, das Lehnsobject
152) B 0 h 1nl ann, D(;ukschrift, S. 29 f.
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selbst erfassenden und in Beziehung auf dieses schon
ein dingliches Recht begründenden, E ve n tualb eIeh-
nung, forthin ein grosseI' Unterschied besteht, und dass
mit der Erlöschung der Expectanz selbst auch die Be-
leihung mit einer solchen ganz ihr Object verlieren
musste.
Eben so wenig kann für die Expectanz auf Gruben-
hagen von 1564, abgesehen wieder von ihrer völligen
Rechtswidrigkeit, Nichtigkeit und (eventuell) ihrem Auf-
gehen in der Expectanz von 1574, dadurch irgend eine
rechtliche Stütze gewonnen werden, dass man sagt 153):
"Die Streitfrage, ob die Auflösung des deutschen Reichs
die~aiserlichen Expectanzen, wie hier die Grubenhagell-
sehe, ungültig gemacht habe, reiche an das Privilegium (??)
von 1564 gar nicht hinan. Der in demselben vor-
gesehene }-'all (Aussterben des grubenhagensehen Manns-
stammes) sey im Jahre 1596, also mehr als zwei Jahr-
hunderte vor dem Aufhören des Reichsverbandes einge-
treten; Preussen würde also, wenn es jetzt nlit Ansprü-
chen aus der grubenhagenschen Expectanz hervorträte,
nur einen Rechtstitel exequiren, hinsichtlich dessen
schon 1596 actio nata vorlag." Hierauf ist ganz
einfach zu erwiedern: Es bleibt Preussen ganz unbe-
nommen, gegen den debitor:1 wider welchen 1596 die
Klage entstand, diese geltend zu machen, wenn es ihn
irgend wo zu fassen vermag. Schuldig war ihm jeden-
,falls Niemand etwas geworden, als Kaiser und Reich.
In keiner Weise war aber durch den Eintritt der An-
wartschafts - Bedingung ein den Gegenstand der Expec-
tanz unmittelbar ergreifendes, auch gegen jeden Besitzer
wirksames und geltend zu machendes, Recht entstanden.
153) Bohlm a nn a. a. O. S. 26.
VII.
Völkerrechtliche Anerkenntnisse
". und neuere, das
Recht des braunschweig-lüneburgischen
Gesammthauses
betreffende, Haus- und Staatsgesetze.
§. 23.
, Als die Zeit der tiefsten Schma.ch für Deutschland
zu Ende ging, der grosse Befreiungskampf gekämpft und
Deutschlands Boden von den fremden Unterdrückern ge-
säubert wurde, traten, nachdem sich auch in Brau:n-
schweig und in den hannoverschen Landen das Volk
für Befreiung vom französischen Joch erhoben hatte, die
angestammten Fürstenhäuser wieder in ihr altes Besitz-
thum ein und von keiner Seite ist dagegen irgend ein
Widerspruch erhoben. Im Gegentheil finden sich gleich
in den ersten, zwischen den Alliirten abgeschlossenen,
'Terträgen die entschiedensten Anerkenntnisse, dass man
den Eintritt der Wirkungen des JOus postliminii für IIan-
nover und Braunschweig als eine ganz selbstverständli-
che Sache betrachtet und jeden dasselbe beeinträchtigen-
den Rechtstitel, welcher möglicher Weise aus einem mit
Napoleon abgeschlossenen Vertrag (man denke z. B. an
die Sch'önbrunner Convention zwischen Preussen und
Frankreich v. 15. Decbr. 1805 in Betreff der hannover-
schen Lande) oder einem vorübergehenden Besitzstand
(Occupation Hannovers durch Preussen, April bis Octbr.
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1806) hätte entnommen werden können, ebenso wie die,
nach dem Tilsiter Frieden gemachte!! , willkührlichen
Dispositionen des fremden Eroberers für völlig erloschen
ansah. Schon in dem, von Kaliscli und Breslau datir-
ten, Allianzvertrage zwischen Russland und Preussen v.
27/28• Februar 1813 waren die Besitzungen "des Hauses
Hannover" ausdrücklich von den Erwerbungen ausge-
nommen worden, welche rür Preussen in Norddeutsch-
land .in Aussicht gestellt wurden 154), und in der s. g.
Reichenbacher Convention zwischen England und Preussen
vom 14. Juni 1813 wurde die Exemtion auch auf die
Erblande der herzoglichen Linie des braunschweig-Iüne-
burgischen Hauses erstreckt 155).
Der Wiener Congress gieng von der, in den Verträ-
gen mit den Alliirten und durch den Pariser Frieden
vom 30. Mai 1814 Art. VI. anerkannten, politischen
Selbstständigkeit der deutschen Staaten, einschliesslich
des zum Königreich erhobenen hannoverschen Staats
und des Herzogthums Braunschweig, als etwas ganz Zwei-
fellosem aus und hatte keine Veranlassung, sich um die
rechtlichen Beziehungen der jüngern und ältern Linie
154) de Martens, Nouv. Recueil de Traites. Tom. III. p.
234, j.' Art. J. et secret. ,,- a l' exception des anciennes
p08ses8ions de la maison d' Hannovre." •
155) de Martens, Nouv. Recueil, Tom 1. p. 571f• ..d'rt.
J. ,,- D'un autre cilte S. M. le Boi de Pru8se, qui dans ses
negoc't'at~'ons avec la Russie ares e1'V e expres8ement les dro its de
la maison de Brunsw",'c-Lunebourg sur Hannovre, coope-
rera par tous les moyens en son pouvoir pour q'ue lad i te mais 0 n,
ainsi que la m a ~'s 0 n duc ale de Brunsvic re c 0 u rJ ren t leu r s
etats Itereditaires." - Dieser Vertrag ist (cf, Art. VIII. dess.)
auch andern Europäischen Mächten, namentlich Russland, Oester-
reich und Schweden, mitgetheilt und von ihnen stillschweigend
anerkannt worden.
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des Gesammthauses zu bekümmern. Auch scheint man
nicht für nöthig erachtet zu haben, zu den Abtretungen,
welche Hannover an Preussen durch den zu Wien am
29. Mai 1815 abgeschlossenen Vertrag 156) machte und
dessen Hauptbestimmungen in die Congressacte vom 9.
Juni 1815 Art. 27 seq. aufgenommen wurden, nament-
lich in Betreff der Abtretung des, den eventuellen Suc-
cessionsansprüchen der ~olfenbüttelschen Linie unterlie-
genden, Herzogthums S. Lauenburg ]57), die Zustim-
mung und resp. den Verzicht des Herzogs von Braun-
schweig zu erwirken. Dagegen enthält der Art. 26 der
Wiener Congressacte , welcher sich auf die Annahme
und allgemeine Anerkennung des hannoverschen Königs-
titels bezieht, doch eine Hindeutung auf die Existenz
eines Hauses Braunschweig-Lüneburg und in dem Staats-
vertrag v. 29. lVlai 1815 liegt eine Anerkennung der
eventuellen Rechte Hannovers auf braunschweigisches
Gebiet deutlich ausgesprochen 158). Bald darauf fand die
fortdauernde alte Rechtsgemeinschaft der heiden Branchen
des braunschweig-Iünehurgischen Hauses auch darin eine
Anerkennung, dass der Prinzregent von England und nach-
malige König Georg IV. die Vormundschaft über die hei-
den minderjährigen Söhne des hei Quatre-Bras gefalle-
156) KI über, Acten. des "Viener Congresses Bd. VI. S. 141 f.
de M a rtens, Nouv. Recue~·l Tom. II. p. 316.
157) Art. 4 des aUge Vertrags U. Art. 29 der Wiener Con-
gressaete.
158) Im Art. 11 dieses Vertrags verspricht der König von
Hannover sich für gewisse Abtretungen braunschweigischer Ge-
bietstheile an Preussen, zum Zweck territorialer Abrundung, zu
verwenden, 'let C onse n t d' avance aux ~ ess ions desquelles les
deux patt,ties (Preussen und Braunschweig) pourra't'ent conven't·'1·.' ,
Namentlich hatte man dabei die Abtretung von Calvörde und
Walkenried im Auge.
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nen Herzogs Friedrich Wilhelm von Braunschweig als
nächster Agnat übernahm und in dieser Eigenschaft das
Herzogthum bis zum Regierungsantritt des Herzogs Karl
regierte.
Das grösste Gewicht müssen wir aber auf das aus-
drückliche und wiederholte Anerkenntniss der fortdauern-
den Rechtsgemeinschaft und des gegenseitigen agnatischen
Successionsrechts legen, welches Seitens des den tschen
Bund es durch sein verfassungsmässiges Organ, die
deutsche Bundesversammlung erfolgt ist, - ein Aner-
kenntniss , welches als ein, zweifellos all e Bundesglie-
der bindendes betrachtet werden muss. Die Veranlas-
sung dazu bildete die, nach allen Seiten hin mehr und
mehr unhaltbar gewordene, Sitte, Recht und Gesetz ver-
höhnende und mit Füssen tretende, Regierung des Her-
zogs Karl von Braunschweig, dessen die allgemeinste
sittliche Entrüstung erweckendes Gebahren 169) nur dar-
in die ihm selbst günstigste Auslegung finden konnte,
dass man es auf eine Verstandesverrückung zurückführte,
und nach der Flucht des Herzogs aus Braunschweig im
September 1830, sowie den darauf folgenden, mehr wahn-
witzigen als abentheuerlichen, Reactivirungs-Versuchen
desselben, die T hat sache seiner absoluten Re gi e-
rungs- Unfähigkeit und die dadurch begründete Re-
gierungsvacanz zum Ausgangspunkt der rechtlichen Be-
urtheilung nahm. Freilich fehlte es nach der dermaligen
politischen Verfassung Deutschlands an einem oberst-
159) Eine amtliche Zusammenstellung der die absolute Re-
gierungunfähigkeit des Herzogs Karl bekundenden Thatsachen
wurde von IIannover und Braunschweig mit der Erklärung v. 10.
März 1831 der Bundesversammlung übergeben und bildet Beil. 4
des Protocolls de eod. zu §. 62. Ein Abdruck davon findet sich
in der Schrift: Der Aufstand in der Stadt Braunschweig am 6. u.
7. Septbr. 1830. Leipzig 1858 S. 281 f.
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richterlich~n Judicat, durch welches jene Thatsache
formell festgestellt und die sich daran knüpfende recht-
liche Folgerung sanctionirt werden konnte. Denn selbst
die deutsche Bund~sversammlung konnte nach den·Prinzi-
pien des Bundesrechts kein R ich te r am t über ein sou-
veränes Bundesglied in Anspruch nehmen, was sie auch
, bei der Behandlung der braunschweigischen Sache nie-
mals gethan hat. Sie war aber berufen, dasjenige zu
beschliessen und auszuführen, was sie VOln Standpunkt
des gestörten Friedens und der bedrohten innern Sicher-
heit D e u t schIa n cl s vorkehren zu müssen glaubte 160),
und insofern auch die deutsche Bundesversammlung da-
bei von der notorischen Regierungsunfähigkeit des Her-
zogs Karl ausgieng, lag darin ein, der Bescheinigung des
physischen Todes vergleichbares, Zeugniss der souveränen
Standesgenossen über eine Thatsache, deren specielle,
rechtliche Folgen zu verwirklichen Sache Derjenigen war,
deren Recht mit jener Thatsache von selbst ins Leben
trat. Die definitive Ordnung der braunschweigischen
Sache konnte nur als eine, nach Maassgabe der concre-
ten Haus- und Staatsverfassung zu regelnde, innere
Angelegenheit betrachtet werden.
In diesem Ausgangspunkt stimmten, wie die damali-
gen Verhandlungen des Bundestags und die über den
160) Auf diesen Standpunkt stellte sich auch das Commis-
sionsgutachten der Bundesversammlung v. 2. Decbr. 1830, indem
darin ausgesprochen war, »dass die willkührliche, ordnungs.. und
.verfassungswidrige llegierung des I-Ierzogs Karl die ei nz i ge Ur-
sache des zu Braunschweig Statt gehabten Aufstandes sey;« - »Dass
von der Entfernung des Herzogs Karl von der Regierung die Er-
, haltung der Ruhe im Herzogthume Braunschweig abhange;<c -
~dass man die Erfüllung eines der Hauptzwecke des Bundes, Er-
haltung der innern Sicherheit Deutschlamds , mit der Regierung
des Herzogs Karl für unvereinbar halte.«
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stattgefundenen , diplomatischen yerkehr vorhandenen
Urkunden belegen, all e Bündesglieder , auch die heiden
einflussreichsten, Oesterreich und Prcussen, überein. Nur
in Betreff der, an die Thatsache der notorischen Regie-
rungsunfähigkeit, des Herzogs Karl zu knüpfenden, rech t..
lichen Folgen gingen dte Ansichten in so fern aus-
einander, als von der einen Seite nur die Bedil1~ungen
zur Anordnung einer Regentschaft, von der andern
aber die Voraussetzungen einer wirklichen Thronerle-
digung und des Eintritts der Regierung aus eigenem
angestammten Recht Seitens des nach der bestehenden
Successionsordnung zur Thronfolge berechtigten Agnaten
(hier des Herzogs Wilhelm), sowie des Ueberganges des
Primogenitur- Rechts auf ihn und seine Descendenz be-
hauptet wurden.
Offenbar hatte diese Seite die Grundsätze des deut-
Staats- und Fürstenrechts für sich, zufolge welcher a b-
solute Regierungsunfähigkeit den sonst Berech-
tigten ganz a u s- und den unmittelbaren Eintritt des
N-ächstherechtigten in sich schliesst 101), wobei es gewiss
keinen Unterschied machen kann, ob die absolute Re-
gierungsunfähigkeit gleich aufangs vorhanden ist, oder
161) Anerkannt besonders durch die Bestimmungen der
goldnen Bulle Kaiser Karls IV. Cap. XXV. §. 3. 4. Mein Deut-
sches Staats· und Bundesrecht Th· J. §. 70 der 2. Aufl. Auch
ein hau s g es e t z1ich es und zugleich mit den Ständen pac-
tirtes Anerkenntniss findet sich für Braunschweig -Lüneburg in
dem Vertrag :der Herzöge Heinrich und Bernhard von 1415
(oben S. 58 f.). Die hierher gehörige, oben nicht ~besonders her-
vorgehobene Stelle. besagt: »Begäbe es sich auch, dass einer der
Fürsten oder ihrer Erben, dem die Regierung gebührte, ni ch t
rech t bei Sinnen wär e u. s. w., so solle der Nächstbel'echtigte
zur Regierung kommen.«
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erst nach angetretener Regierung eintritt. Demgemäss
~onnte und musste auch mit Grund Rechtens behauptet
werden, dass, wenn auf den Herzog Wilhelm, in Erman-
gelung legitimer Descendenz des Herzogs Karl, nach
Primogeniturrecht die Regierung des Herzogthums Braun-
schweig ipso J"ure übergieng, damit zugleich der Aus-
schluss der Linie des Herzogs Karl bis zum Ausgang
der nach Primogeniturrecht zur Succession gelangten
jüngern Linie definitiv entschieden war. Denn nach den
Grundsätzen der Primogenitur - Ordnung, welche keines
Wegs ein ab sol u te s Vorrecht der ältern Linie statuirt,
sondern imnler den Primogenitus im Augen blick des
Anfalls der Succession und dessen Descendenz wie-
der nach Primogeniturrecht beruft, findet kein Zur ück-
s p r i TI gen 'der Succession von der regierenden Linie,
so lange noch legitime Descendenz von die s er vorhan-
den ist, auf die aus irgend einem Grunde, z. B. wegen
Verzichts des Berechtigten, einmal ausgeschlossene ältere
Linie statt, wie diess auch durch Vorgänge aus früherer Zeit
im bra~nschweig-IüneburgischenHause bestätigt wird 162).
Wäre es anders, so würde das Gesetz der Primogenitur
nicht diejenige Bestimmtheit und Sicherheit in der Ord-
nung der Thronfolge gewähren, welche, nächst der Ver-
hinderung der Landestheilungen , die aber auch in an-
derer Weise erreicht werden konnte, als ein Hauptgrund
seiner Einführung betrachtet werden muss 163).
162) Wir brauchen hier nur an den Hausvertrag vom 10.
Septbr. 1569 zW'ischen den Söhnen Ernst des Bekenners zu erin..
nern (oben S. 69. Note 66), durch welchen dauernd im Lünebur..
gischen Hause das Verhältniss der ältern und· der jüngern Linie
zu einander umgekehrt oder jene gegen diese zurückgesetzt wurde.
163) Ganz übereinstimmend mit vorstehenden Grundsätzen
hat sich damals auch der berühmte J{arl Friedrich Eich..
12
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So wie nun bei der damals jedenfalls thatsächlich
in Betreff Braunschweigs vorliegenden Thronerledigun~
Niemand daran zweifelte, und in Erltlärungen von Oester-
reich und Preussen auch sogleich in den positivsten Aus-
drücken anerkannt wurde, dass die Agnaten aes braun-
schweigischen Hauses zu denjenigenMaassnahmen berech-
tigt seyen, welche zur Erhaltung der Rechte des Hauses
und Herstellung einer gesetzlichen Ordnung erforderlich
seyen, so lag es auch nahe genug, dem Herzog Wil-
helm, als Bruder des vertriebenen Fürsten, die Ergrei-
fung I der Initiative zu ersparen und, da kein anderer
näherer Agnat des braunschweigischen Hauses existirte,
dem König Wilhelm IV. als Chef der andern Linie des
braunschweig -lüneburgischen Gesammthauses den Beruf
dazu zuzuerkennen, welcher sich dieser Pflichterfüllung,
im Einverständnisse mit dem Herzog Wilhelm, auch auf
das Bereitwilligste unterzogen hat.
Schon am 2. December 1830 hatte die deutsche
Bundesversammlung auf Grund der ausführlichen Be-
r~chterstattung ihres für diese Angelegenheit niederge-
setzten besondern Ausschusses, in der Ueberzeugung,
"dass die Erhaltung der Ruhe und gesetzlichen Ordnung
im Herzogthum Braunschweig eine, durch- die Autorität
des Bundes sanctionirte, unverweilte Verfligung in, Be-
ziehung auf die Ausübung der Regierungsgewalt daselhst
gebieterisch erheische und dass eine defini ti ve Anord-
nung wegen der künftigen Regierung dieses Herzog-
thums von Seiten der Agnaten nach den Bestim-
mungen der Hausgesetze und des Herkommens, nicht
horn in einem von ihm eingeholten Rechtsgutachten v. 19. Juli
1831 ausgesprochen. Vergl. auch mein Deutsches Staats· und
Bundesrecht. Th. 1. §. 84. Note 11.
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werde umgangen werden können," der Beschluss gefasst:
- "den hierzu berechtigten Agnaten Sr. Durch-
laucht des Herzogs Karl von Braunschweig wird an-
heim gegeben, diejenige definitive Anordnung für die
Zukunft, welche bei diesem beklagenswerthen Stand der
Dinge die dauernde Ruhe und gesetzliche Ordnung im
Herzogthum Braunschweig erheischt, in Gemässheit
der Herzoglich braunschweigischen Hausge-
setz e und des in deutschen und andern souveränen
Häusern üblichen Herkommens zu berathen und zu bewir-
ken, so wie auch eine baldige Benachrichtigung über
die in solcher Art getroffene Feststellung deIn Deutschen
Bunde zur Anerkennung vorzulegen."
Was uns an diesem Bundesbeschluss hier vorzugs-
weise interessiren muss, ist die darin ausgesprochene Aner-
kennung der Existenz eines braunschweig-Iüneburgischen
Gesammthauses ·oder der berechtigten agnatischen Stel-
lung Hannovers zum Herzogthum und Hause Braun-
schweige Denn unter den "berechtigten Agnaten"
mussten, da ausser dem Herzog Wilhelm Niemand in
der braunschweigischen Speciallinie da war, nothwendig
die der hannoverschen Linie mitverstanden werden und bei
den herzoglich - braunschweigischen Hausgesetzen konnte
auch nur an die Gesetze des braunschweig-Iüneburgischen
Gesammthauses gedacht seyn, da beson dere Gesetze
der braunschweig - wolfenbüttelschen Speciallinie , welche
auf diesen \Fall hätten Anwendung finden können, nicht
existirten. Noch deutlicher wurde aber das agnatische
Verhältniss Hannovers und damit zugleich das wechsel-
seitige Nachfolgerecht von Hannover und Braunschweig
vom deu tschen Bunde dadurch anerkannt, dass die
Bundesversammlung die Erklärung Ha n no vers , dass
es sich kraft seines agnatischen Verhältnisses zur Her-
beiführung der desiderirten definitiven Regierungsanord-
12-
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Dung im Verein mit dem Herzog Wilhelm für berufen
erachte, ohne Widerspruch entgegen nahm und auch
später dem Auftreten des Königs Wilhelm IV. in seiner
Eigenschaft als eventuell nächstberechtigter Agnat nicht
den leisesten Legitimationszweifel entgegenstellte. Im
Gegentheil liess sich die Bundesversammlung, die in
Folge des Beschlusses vom 2. Decbr. 1830 zwischen den
Chefs der beiden Linien /' Hannover und Braunschweig
getroffene agnatische Disposition 164) und die Erklä-
Beil. XII. rung vom 10. März 1831 als solche, nebst der Anzeige
über den inzwischen am 20. April erfolgten definitiven
Regierungsantritt des Herzogs Wilhelm, durch Beschluss
vom 11. Mai 1831 zur Wissenschaft dienen und sie in
ihr Protokoll verzeichnen, ein Beschluss, an dessen Be-
deutung durch den von Oesterreich durchgesetzten Vor- ·
behalt zu Gunsten der Successionsrechte einer etwai-
gen Descendenz des Herzogs Karl, wozu die Bundesver-
sammlung gar nicht competent war, nicht das Mindeste
geändert wird.
Von keinem der verbündeten Souveräne ist damals
das Recht der Agnaten zur Geltendmachung ihrer Rechte,
zur definitiven Ordnung der Regierungsverhältnisse des
Herzogthums Braunschweig und zur Initiative und Mit-
wirkung des Königs Wilhelm IV., als des Hauptes de~
jüngern Linie des braunschweig -lüneburgischen Hauses,
entschiedener anerkannt und eifriger vertreten ,vorden,
als von Preussen, welches alsbald in einer vertraulichen
Denkschrift (vom 4. März 1831) diejenigen Grundsätze und
164) Diese agnatische Disposition ist später in die Fonn
eines von den Chefs der heiden Linien des braunschweig -lüne-
burgischen Hauses vollzogenen Hau sgeset z e s gebracht worden
und bildet in die se r Gestalt die Beilage XII.
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Ansichten entwickelte, welche in allen wesentlichen
Punkten für die Behandlung der Sache im Bundestage
und für das weitere Vorgehen bei der Ordnung dieser
Angelegenheit Seitens der berechtigten Agnaten zur
Richtschnur genommen wurden, und für seine Abstim-
mungen in der Bundesversammlung 165) maassgebend ge-
wesen sind. Preussen insbesondere hat da.mit das Recht
Hannovers als des nächsten erbberechtigten deutschen
Fürstenhauses für den Fall der Erlöschung der ...in Braun-
schweig regierenden Linie auf das Unzweifelhafteste an-
erkannt und von einem auch nur andeutungsweise ge-
machten Vorbehalt etwaiger eventueller oder gar priori-
tätischer Ansprüche des hohenzollernschen IIauses auf
die braunschweig-Iüneburgischen Lande oder einen Be-
stalldtheil derselben findet sich nirgends auch nur die
leiseste Spur.
§. 24.
Im innigsten Einverständniss und im lebendigen
Bewusstsein der Rechtsgemeinschaft des hannoverschen
165) Vergl. bes. die Protoc. der Bundesversammlung vom 14.
April 1831 (XIII. Sitz. §. 92) u. v. 11. Mai 1831 (XVIII. Sitz.
§. 120). Besonders entschieden erklärte sich Preussen am zuletzt
a. 0., in völligem Einverständniss mit Hannover, gegen jede rich-
teramtliche .A.burtheilung der inz,vischen in Vollzug gesetzten
agnatischen Disposition und gegen jeden in die Rechtssphäre dcs
fürstlichen Gesammthauses eingreifenden Vorbehalt. Die Majo-
rität beschloss aber dennoch jenen Vorbehalt unter offenbarer
Ueberschreitung der Competenz der Bundesversammlung. - Eine
förmliche Anerkennung des I-Ierzogs Wilhelm als des wirklich
regierenden Ilerrn von Braunschweig durch die deutsche Bundes-
versamlnlung und resp. sämmtliche Bundesglieder lag übrigens
in der, anl 12. Juli 1832 erfolgten, Annahme der VOln lIerzog Wil-
helm auf dessen Bundestagsgesandten ausgestellten Vollmacht.
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und braunschweigischen Fürstenhauses , geleitet von der
festhegründeten und durch eine vielhundertjährige Ge-
schichte getragenen Ueberzeugung von der fortdauernden
Existenz des Gesammthauses, der unbestreitbaren Gel-
tung der ältern Hausverträge und Gesetze, insoweit sie
nicht inzwischen in rechtsgültiger Form aufgehoben wur-
den, oder durch die seit Auflösung des Reichs verän-
derten Verhältnisse. von selbst ihre Anwendbarkeit ver-
loren, halJen, nach dem definitiven Regierungsantritt des
Herzogs Wilhelm (20. April 1831), die Chefs der beiden
Linien die beiderseitigen Verhältnisse und Beziehungen
zum Gegenstand der sorgfältigsten Berathung und Fest-
stellung gemacht.
Die erste Frucht dieses vollständigen Einverständ-
nisses war das "Hausgesetz, betreffend die Vermäh-
lungen der nicht regierenden Mitglieder des Durchlauch-
tigsten Gesammthauses Braunschweig-Lüneburg", welches,
von beiden Souveränen vollzogen J66) und mit der dar-
auf bezüglichen gleichlautenden Erklärung der Herzoge
von Cumberland, Susse~ und Cambridge versehen, so-
wohl in der hannoverschen als braunschweigischen Ge-
setzsammlung in völlig gleichlautender Weise publicirt
worden ist 167). Für uns hat insbesondere die Einlei-
166) Eingeleitet war die Sache, die Aufstellung des Entwurfs
u. s. w. von König Wilhelm IV. als Senior des Gesammthauses
und dessen Regierung. Aus den Verhandlungen mit Braunschweig
ergiebt sich, dass Herzog Wilhelm, nachdem ihm der Entwurf
zur Genehmigung vorgelegt worden war, »die erhabene Fürsorge
Sr. Majestät des Königs für das Gesammthaus und insbe-
sondere für die herzogliche Linie desselben auf das dankbarste
verehrte.« Schreiben des Herzogl. Braunschweig-Lüneburg. Staats-
ministeriums v. 19. Septbr. 1831.
167) Hannov. Gesetzsamml. Jahrg. 1833. No.!. Braun-
s ch weig. Gesetz. u. Verordnungssamml. 1832 No. 37. Ein Ab-
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tung ihre Bedeutung. Sie beginnt mit der Erwägung,
"dass die seit Auflösung der deutschen Reichsverfassung
in den Verhältnissen der deutschen Fürstenhäuser ein-
getretenen Veränderungen eine Revision der Bestimmun-
gen nöthig machten, welche bisher durch die Haus-
-ge setze un d das Herkommen de s braunschweig-
lüneburgischen Gesammthauses über die Vermäh-
lungen der Prinzen und Prinzessinnen desselben festgesetzt
gewesen sind"; - gedenkt des Zweckes, "dass das Beste
des Gesammthauses erforderte, für dessen beide
regierende Linien gleichförmige Bedingungen
auszusprechen", was nur in der gegenseitigen Succes-
sionsberechtigung seinen Grund haben konnte, und ver-
kündet den, kraft der ihnen als den Chefs der heiden
Linien obliegenden Vorsorge für das Beste des Ge-
samm t hauses, gefassten Beschluss, in Beziehung auf
dessen heide Linien und deren Verhäl tnisse zu den
zum deutschen Bunde gehörenden Besitzungen
desselben 168), ein jenem Zweck entsprechendes Fami-
druck findet sich jetzt auch in H. Sc h u 1z e, die I-Iausgesetze der
regierenden deutschen Fürstenhäuser. Bd 1. S.488 f. Der Entwurf
desselben war, unter ausführlicher Begründung der Berechtigung
der beiden Souveräne zum Erlass eines solchen Hausgesetzes, von
~. Fr. Eic hho I' n gemacht worden und hat nur einige weniger be·
deutende Aenderungen und Zusätze erhalten. Die Hauptbestim.
mungen desselben sind für Hannover in das IIausgesetz vom
19. Novbr. 1836. Kap. III. §. 31. übergegangen, unter wiederholte
Bestätigung (§. 8) der Gültigkeit des Familiengesetzes von 1831
für beide Linien des braunschweig-lüneburgischen Gesammthauses.
166) Auf die Verhältnisse der Mitglieder der jüngern oder han-
noverschen Linie zu England und zum Grossbritannischem Throne,
,vo der. ältern oder braunsch,veigischen Linie auch gar kein Suc·
cessionsrecht zusteht, konnte das neue Familiengesetz natiirlich
gar keine Beziehung haben. Dort entscheidet die von Georg' 111.
durchgesetzte Rogal Marriage- Act von 1772, welche bestimmt,
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lien-Gesetz in gegenseitigem Einverständnisse zu errich-
ten. Festgestellt war damit, ohne Berührung der Ebenbür-
tigkeitsfrage, für eine hausgesetzlich vollgültige Ehe
die Nothwendigkeit der förmlichen Einwilligung des regie-
renden Herrn der betreffenden Linie des Gesammthauses,
als Bedingung der Successionsfahigkeit der darin er-
zeugten Kinder in den zum deutschen Bunde gehörigen
Staaten des Gesammthauses und der Befugniss, sich des
Ranges, Titels und Wappens des Durchlauchtigsten
Hauses zu bedienen. Die Nichtigkeit der Ehe spricht
das Familiengesetz nicht aus und vermeidet auch jede
Disposition über die sonstigen Verhältnis'se oder An-
sprüche der Gemahlin und Kinder einer ohne Zustim-
mung des Souveräns eingegangenen Ehe.
Dass das Familiengesetz zunächst im Hinblick
auf die Möglichkeit einer Verheirathung des Herzogs
Karl errichtet wurde, bedarf keiner Erwähnung. Speciell
auf ihn bezog sich die, ebenfalls im Einverständniss der
Chefs der beiden Linien von diesen erlassene und in den
beiderseitigen Gesetzsammlung publicirte, agnati sch e
Anordnung vom 5. April 1833, durch welche der Her-
zog Karl unter eine Familien-Curatel gestellt und
ihm die selbstständige Verwaltung seines Vermögens ent-
zogen wurde. Wir gedenken dieser, nach Aussen hin
unwirksam gebliebenen, agnatischen Anordnung nur
kein Nachkomme Georgs I!., (die Descendenz von Prinzessinnen
ausgenommen, welche in ausländische Familien hineingeheirathet
hatten) sollte eine Ehe schliessen dürfen, ohne dass der König
seine Genehmigung zuvor unter eigner Namensunterschrift er-
theilt und im Geheimenrathe ausgesprochen habe. Jede ohne
solche Genehmigung eingegangene Ehe sollte nichtig seyn. Vergl.
darüber jetzt bes. T h 0 m asE r skine M a y, dle Verfassungsge-
schichte Englands seit der Thronbesteigung Georgs TII. Ueber-
setzt von Oppenheim. Leipz. 1862. S. 180 f.
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desllalb, weil sie jedenfalls aucl1 ein, die practische
Anwendung des Gesammthausbegriffs beweisendes Do-
kument ist, und das vollste Einverständniss von Braun-
schweig und Hannover in Betreff seiner Geltung be-
hunelet.
Noch mehr und in viel umfassenderer, bedeutungs-
reicherer Weise wird aber dieses Einverständniss zu Tage
gelegt durch das für die königliche Linie publicirte Haus-
gesetz vom 19. Novbr. 1836 und zwar theils durch die
Geschichte seiner Errichtung, theils durch seinen Inhalt;
wobei für uns namentlich das vierte Kapitel von der
, Ordnung der Thronfolgevon hervorragender Wich-
tigkeit ist.
Die nächste Veranlassung zur Errichtung eines
Hausgesetzes gewi.ihrten die Verhandlungen. mit den
Ständen über die Grundverfassung , welche nothwendig
auch die Ordnung der Thronfolge und der Verhältnisse
der nicht regierenden Mitglieder des Hauses zum Sou-
verän in sich aufnehmen musste. Diese- Verhandlungen
kamen in Braunschweig schon 1832 durch die mit
den Ständen \ vereinbarte Neue Landschaftsordllung vom
12. Octbr. - in Hannover, durch das von König Wil-
helm IV. sanctionirte und publicirte Staatsgrundgesetz
vom 26. SeptbI'. 1833 zunl Abschluss. Der Aufstellung
des Entwurfs gieng voraus die sorgfältigste Prüfung aller
in dem Hausgesetz festzustellenden Punkte, des Inhalts
der speciellen und gemeinschaftlichen älteren Hausge-
setze, der Gränzen der Befugnisse des regierenden Herrn
den übrigen Familiengliedern gegenüber, sowie derjenigen
Bestimmungen, welche wegen ihrer Beziehung auf die
Verhältnisse des Gesanl1nthauses eines Einverständ-
ni sses beider Li 11 i endesselben bedurften, besonders
um für den Fall des Erlöschens der einen auch für
die andere succedirende Linie Verbindlichkeit zu haben.
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Der ausgearbeitete Entwurf 169) ,vurde dem König Wil-
169) Sowohl die rechtliche Begutachtung der in Betracht
kommenden Punkte und Verhältnisse als der Entwurf rührt VOll
D ahlmanll her. Aus seinem »St aa tsr ech tli ehen Gutac h ten
über verschiedene, bei Entwerfung eines König!. Hausgesetzes -
zu berücksichtigende Punkte< vom Januar 1833 (Mscrpt.) wollen
wir hier nur die vollständige Uebereinstimmung dieser gewiegten
Autorität mit den Grundlagen und Resultaten unserer Deduction
nebenbei constatiren. D a h I man n sagt S. 28: »Es ist dagegen
»der Begriff des Gesanlmt-Eigenthums dem Hause, auf welches der
»ursprüngliche Lehensauftl'ag lautet, nic verloren gegangcn. Die
»Verbindungsverhältnisse der Linien zum Gesammthause blieben
»unverändert und haben sich während der Dauer des deutschen
»Reichs in der Gesammtbelehnung, in der Communion einzelner
»Gebiete, im Seniorat, im Huldigungseide und, mit den zeitgemäs-
»sen Aenderungen, über die Dauer des Reichs hinaus bis heute er-
halten.« Da hlman n erklärt sich ferner mit Entschiedenheit für
den Fortbestand des eventuellen Successionsrechts der Cognaten
in der Zeit des Reichs und bis in die Gegenwart, betrachtet aber
als ebenso ge w iss (S. 30), »dass die Succession der weibliche~l
Linie nicht dann schon eintreten könne, wenn der Mannsstamm
ein e I' Linie ausgegangen ist« und sieht es als ausseI' Zweifel
stehend an (S. 46 f.), »dass bei dem frühern Aussterben des Herzog!.
»Braunschweig -Wolfenbüttelschen lVIannsstammes die Königliche
»Linie ebenso gewiss in den Herzoglichen Landen succedirt, als
»im umgekehrten Falle im Königreiche die IIerzogliche, weil sie
»die beiden allein übrigen Zweige desselben Mannsstamllls sind,
»auf welchen der Lehnsauftrag lautet. D~r Inhalt des Lehllbriefes
»und in Uebereinstimmung mit ihm sämmtliche Haus-Erb- Ver-
»träge gestatten ni ch t, dass eine andere Succession zw is c he n
»die gegenseitige beider Bruderlinien trete. Die einmal in beiden
»Linien eingeführte Primogenitur macht es aber unmöglich, dass
»einmal wieder vereinigt, heide Stammgüter je wieder ausein-
»ander kommen. Das Verhältlliss der beiderseitigen Staatsgrund-
»gesetze zu einander bleibt freilich als Gegenstand ständischer
»Verhandlung übrig. - - Diese wechselseitige Succession geht,
»da keine Todttheilung dazwischen getreten, ohne weiteres aus
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helm IV. mit eingehender Berichterstattung vorgelegt
und von Allerhöchst demselben gebilligt. Da man aber
von der gewiss begründeten-Annahme ausgieng, dass für
die dauernde Gültigkeit des Gesetzes überhaupt, falls.
die Wolfenbüttelsche Linie zur Nachfolge gelangen sollte,
die Zustimmung des regierenden Herzogs von Braun-
schweig als wü n s c he n swer t herscheine, und dass
rücksichtlich solcher Dispositionen, welche auf bereits
bestehende Verhältnisse der Herzoglichen Linie und zu
derselben Beziehung haben, wie z. B. das Seniorat (Cap. I.
§. 8), das Thronfolge - Recht (Cap. 111.) und die Thron-
folge-Ordnung (Cap. IV.), wenn auch in denselben ledig-
lich eine Bestätigung und nähere Bestimmung
und keine Abänderung der &chon bestehenden
Re c h t e enthalten sey, eine Uebereinkunft mit dem
zeitigen Souverän des braunschweigischen Hauses als
rechtlich nothwendig betrachtet werden müsse, so
wurde dieserhalb eine Conlffiunication mit der Herzog!.
braunschweigischen Regierung (Septbr. 1833) eingeleitet.
Diese gieng auf das bereitwilligste darauf ein, unterzog
den Entwurf der sorgfältigsten Prüfung und erklärte
(30. März 1834) im Auftrag des regierenden Herrn, dass
man dortseits , unter dankbarster Anerkennung der stets
wachen und weisen Fürsorge Sr. Majestät des Königs
für das Wohl des Gesammthauses und der Rücksicht
auf die Interessen der herzoglichen Linie des-
selben, Dlit den Grundsätzen, von ,velchen bei Ellt-
werfung des Familienstatutes ausgegangen sey, sich voll-
kommen einverstanden erkläre und dass die daneben
zur Erwägung verstellten Bemerkungen, hauptsächlich
»der gemeinsamen ..Abstammung von dem ersten Erwerber des
»Erb -Herzogthums Braunschweig -Lüneburg durch die Belehnung
»vom Jahre 1235 hervor.«
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aus dem Wunsche hervorgegangen seyen, "über die unter
allen Umständen unangreifbare Gültigkeit des Gesetzes
keine Zweifel zu lassen und diejenigen Bestimmungen,
welche möglicher Weise Bedenken erregen könnten, wenn
nicht geändert-, doch wenigstens einer nochmaligen Prü-
fung unterworfen zu sehen." Zugleich theilte das braun-
schweigische Staatsministerium einen auf Befehl des
, Herzogs gerrlachten, mutatis mutandis ganz dem hanno-
v'erschen Project entsprechenden, in der Ordnung, dem
Inhalt der Bestimmungen und der Wortfassung gänzlich
damit übereinstimmenden Ent,vurf eines ITamilienstatuts
für die Herzogliche Linie mit, und ersuchte das !(ö-
nigl. Hannoversche Kabinetsministerium "die Zustim-
mung Sr. Majestät des Königs zu demselben erwirken zu
wollen. " Denn dieselben Gründe, welche die Erlassung
eines Hausgesetzes für das Königreich Hannover wün-
schenswerth machten, sprächen auch für die Errichtung
eines solchen Statutes für das Herzogthum B rau n-
schweig 170).
170) Zum wirklichen Erlass dieses, m. m. iden ti sc hen
Hausgesetzes für die Her zog1ich e Linie des Ges am m t hauses
ist es, aus hier nicht weiter zu erörternden Gründen, nicht ge-
kommen. Bemerken wollen wir aber ausdrücklich, dass die Be-
stimmungen dieses Entwurfs, namentlich auch im Vi e r te n Ka-
pitel »Von der Ordnung der Regierungsnachfolge« , gänzlich denen
des Hausgesetzes der Königl. Linie correspondiren. Ausdrücklich
heisst es insbesondere im zweiten §. des 4. Kapitels: »)Erlischt
der Mannsstamm der jetzigen IIerzoglichen Linie,
so geht die Regierung, mit Ausschliessung jeder
weiblichen Nachfolge, auf den Mannsstamm der jetzi-
gen Königlich Hannoverschen Linie, und zwar auf den
regi erenden König iiber und kann eine Trennung der sol-
chergestalt wie derver ei l1i g te n G es a m m tlan d e des Hauses
nie mal s wieder statt haben.«
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Es ist nicht unsere Sache, auf das Materielle der
Punkte, welche bei der weitern Verhandlung gegenseitig
zur Erwägung und Prüfung verstellt wurden, näher ein-
zugehen, sondern nur das e~zielte vollständige Ein ve r-
ständniss der Herzoglichen Linie mit dem Entwurf
eines Königlichen Hausgesetzes zu constatiren. Ausge-
sprochen wurde dasselbe schon vorläufig im Allgemeinen
in einem Schreiben des Herzog!. Staatsministeriums vom
16. Jan. 1835, worin dasselbe die officielle Mittheilung
machte, dass es nunmehro von Sr. Durchlaucht dem Her-
zog ermächtigt wordensey, "Höchst ihr Einverständniss
mit dem Uns gefälligst mitgetheilten Entwurf des Kö-
niglichen Hausgesetzes für das Königreich Hannover zu
erklären," wobei jedoch noch ein paar Modificationen
der Fassung beantragt wurden 111). Nachdem auch diese
bewilligt waren und König Wilhelm IV. auch Seiner
Seits die Genehmigung des Entwurfs des Herzog!. Braun-
s eh wei gis c h e n Hausgesetzes ausgesprochen hatte, er-
folgte die definitive Genehmigung für das hannoversche
Hausgesetz durch ein Schreiben des Braunschweigischen
Staatsministeriums vom 14. Octbr 1835, worin es heisst:
"Da wir nun auch die von Sr. Majestät sonst
"noch befohlenen und getroffenen Abänderungen in
171) Sie betrafen 1) dIe Fassung eines Satzes im !{ap. 11. §. 3.,
welcher von der Zustimmung der Stände und der .A.gnaten zu
Abänderungen des I-Iausgesetzes handelt. Braunschweigischer
Seits wurde verlangt, dass anstatt bl08 »sämmtliche Agnaten,«
wie der Entwurt lautete, gesetzt werde, »s äm mt li c h e sti m m-
und succ e ssionsfäh ig e Agnaten.« Diesem Verlangen ist
dann auch entsprochen worden, wie die Fassung des publicirtell
Königlichen Hausgesetzes bekundet. 2) Ebenso hat auch eine
andere Stelle (Kap. 111. §. 1) eine dem Wunsche Braunschweigs
entsprechende Fassung erhalten. Beide Abänderungen wurden
genehmigt durch König!. Rescript vom 18. Sptbr. 1835.
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"diesem Statute völlig unbedenklich finden, sola s-
"sen des Herzogs, Unsers gnädigsten Herrn
"Durchlaucht, Höchstihre Genehmigung
"z u d e nse lb e n hi er du rc h erth ei I en."
Ebenso sind auch die Abänderungen mehrerer Pa-
ragraphen des Entwurfs, welche \ sich in Folge der mit
den allgemeinen Ständen des Königreichs über das Ap a-
nagen-Reglemen t (10. Kapitel des Hausgesetzes)
gepflogenen Verhandlungen nothwendig machten und
vom König Wilhelm IV. unterm 19. Novbr. 1836 sanc-
tionirt worden waren, ohne allen Anstand von dem Her-
zog von Braunschweig und dessen Regierung genehmigt
worden 172), so dass die vo 11 s tä ndigs te Verei n harn n g
mit Braunschweig über das Hausgesetz im Ganzen und in
allen seinen einzelnen Bestimmungen als ein feststehen-
des und unleugbares thatsächliches Resultat um so mehr
betrachtet werden muss, als auch zur Documentirung
dieses Einverständniss die Original-Urkunde des im Kö-
nigl. Archiv aufbewahrten Königlichen Hausgesetzes
von Sr. Hoheit dem Herzog vonBrallnschweig,
mit Contrasignatur des Staatsministers von Schleinitz,
e i gen h ä nd i gun te r ze ich n e t w 0 r den ist. Es
erfolgte nun sofort die Publication des Hausgesetzes in
der Gesetzsammlung des Königreichs 173). Dasselbe ist
Brighton, den 19. November 1836 datirt, weil an diesem
Tage die schliessliche Sanction des Königs erfolgt war.
Der gleich in der Einleituug sich findende Satz, dass
dasselbe, "soweit es das Durchlauchtigste Ge-
sammthaus angeht, im Einverständnisse mit
172) Schreiben des Herzogl. Staatsministeriums vom 12.
Decbr. 1836.
173) Gesetz-Samml. I. Abth. No. 37. Ausgegeben zu Hanno-
ver den 24. Decbr. 1836.
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Sr. Durchlaucht dem Herzoge von Braun-
sc h w ei g" erlassen sey, ist, wie die vorstehende Ent-
stehungsgeschichte ergiebt, vollständig in der Wahrheit ..
hegrün~et, ja das Einverständniss umfasst, was nur bei
Erlassung des Gesetzes nicht zu erwähnen war, auch
alle übrigen Bestimmungen des Hausgesetzes ohne ir-
gend eine Ausnahme.
Hieraus ergieht sich zugleich die rechtliche Bedeu-
tung der hausgesetzlichen Feststellung des Thronfolge-
Rechts und der Thronfolge-Ordnung, im dritten Beil. XIII.
und vierte n Kapitel des Hausgesetzes.. Durch ver-
tragsmässige Willenseinigung der heiden Linien
des Gesammthauses, der königlichen Linie von Hanno-
ver und ,der herzoglichen Linie von Braunschweig, wenn
auch nicht in der Form eines Staatsvertrags, ist,
dem alten und durch viele Jahrhunderte unverbrüchlich
festgehaltenen Rechte des hraunschweig -lüneburgischen
Gesammthausesentsprechend, dem ge gen sei t i gen Nach-
folgerecht des ~Iannsstamms beider Linien, mit Aus-
schluss jeder we i b li c he n Thronfolge 174), solange noch
Mannsstamm einer der heiden Linien existirt, dIe 80-
lennste und erschöpfendste, jeden möglichen Zweifel
beseitigende, förmliche Anerkennung zu Theil ge-
worden. Es ist dadurch anerkannt, dass sowohl das
174) In Beziehung auf das eventuelle cognatische Erbrecht
nach Erlöschung des Mannsstamms des Gesammthauses Braun-
schweig-Lüneburg wollen wir nur nebenbei nochmals darauf hin-
weisen, dass dasselbe im §. 4 des vierten I{apitels des Hausge-
setzes ausdrücklich auf die älteste Regulirung des Erbrechts der
welfischen Familie im Lehenbrief Kaisers Friedrichs 11. von 1234
gegründet wird und dass dadurch diejenige Auffassung des cog-
n-;'tischen Erbrechts ausdrücklich be s t ä ti g t worden ist, welche
oben im 2ten Abschnitt unserer Darstellung (§. 5. S. 24 f.) zu
begründen versucht wurde. Vergl. oben bes. S. 31.
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Königreich Hannover als das Herzogthum Braunschweig,
welche die Staaten des braunschweig-Iüneburgischen Ge-
sammthauses bilden, im Fall der Erlöschung der einen
Linie, auf die überlebende andere Linie des Gesammt-
hauses übergehen müsse und dass, nach erfolgter Ver-
einigung, "eine Trennung der solchergestalt
wiedervereinigten Gesammtlande des Hause s
niemals wieder Statt haben" solle. Uebereinstim-
mend mit dem allgemeinen Grundsatz sanctionirt der
§. 3 des Hausgesetzes 115) :
"Eb enmässig geht das Herzo gth um Braun-
"schweig, wenn der MannsstanlID der H er-
"zoglich - B rau ns chwe igis ch .. "r olfen büttel-
"schen Linie früher ausstürbe, mit Aus-
"schluss jeder weiblichen Thronfolge, Buf
"die Königliche :lannslinle, und zwar auf den regle-
"renden König ölter, und kann eine abermalige
"Trennung der wiedervereinigten Gesammt-
"lande niemal s wie d er Statt haben."
Also auch diesen Satz hat der Souverän von Braun-
schweig und derzeit allein berechtigte Repräsentant der
ältern Linie des Gesammthauses durch die Mitunter-
schrift des Hausgesetzes in der solennsten Weise aner-
kannt und damit auch förmlich der, freilich an sich
schon gar nicht vorhandenen, Befugniss, diesem Successi-
onsrecht durch irgend eine Verfügung entgegen zu tre-
ten, entsagt. Hieran wird auch die rabulistischste Deu-
tung nichts zu ändern vermögen. Zugleich ist dadurch
anerkannt, dass im Falle des Erlösehens der herzoglich
braunschweigischen Mannslinie, das Herzogthum BraUll-
schweig auf den regierenden König von Hanno-
175) Die ganz correspondirende Bestimmung des Entwurfs
des hraunschweigischen Hausgesetzes s. oben Note 170.
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ver übergeht und dass diese Eigenschaft allein
genügt, das Regierungsrecht über Braunschweig zu be-
gründen; wenn seine Legitimität oder sein Successi-
onsrecht auf Grund der Hausgesetze und insbesondere
nach Maassgabe des auf Vereinbarung beider Linien
beruhenden gemeinsamen Statuts vom 19. October 1831
nicht bestritten werden kann. Dass die Ausübung der
Regierungsrechte nur in der durch das Grundgesetz des
Herzogthums Brauns~ch ,veig bestimmten verfas-
sungsmässigell Weise geschehen könne, versteht. sich
aber ganz von selbst, da die ~~igenscha~t Braunschweigs
als eines selbstständigen staatlichen Organismus mit eige-
ner oder besonderer Verfassung durch das ipso J·ure ein-
tretende l'hronfolgerecht des regierenclen !{önigs von
IIanllover in keiner Weise berührt oder alterirt wird.
~. 25.
Wirhaben aber endlich nicht blos unzweifelhafte hau s-
ge set z li ehe Anerkenntnisse des forthin bestehenden
gegenseitigen Successionsrechts der beiden Linien des Ge-
sa.mmthauses, sondern dasselbe ist auch, ,vie schon angedeu-
tet wurde, durch dieJ.Jandesgrundgesetze der die Ge-
samlntlande bildenden beiden St a a te 11 , also s taa t sr ech t-
li eh, festgestellt und in der förmlichsten Weise verbrieft
worden. Das gegenseitige Successionsrecht ,val' nun nicht
hlos ein integrirender Bestandtheil der Hau s ver f a s-
s u n g heider Branchen des braunschweig-liineburgischen
Gesammthauses, sondern auch der S t a a t sv e I' fa s s u n g,
\velche, nach der Verwandlung der deutschen 'rerritorien
in ,virkliche Staaten, auch die Anerkennung oder Rege-
lung des rrhronfolgerechts und der 'rhronfolgeordnung,
als nothwendige Bedingung einer da.uernden monarchi-
schen Ordnung in ihr Bereich ziehen musste. Doch
ist diess häufig in sehr einfacher Weise dadurch gesche-
13
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hen, dass das durch Hausgesetze festgestellte Recht der.
regierenden Familie als das forthin geltende Staa t s-
I" e c h t hingestellt wurde 176).
Zuerst geschah dies in Braunschweig, wo nach der
eingetretenen Regierungsveränderung eine, die Bedürf-
nisse und Aufgaben der Zeit begreifende und dem ver-
nünftigen Fortschritt, der Entwickelung und Consolidi-
rung des Rechtsstaats huldigende, oberste Staatsverwal-
tung sich bald mit der verfassungsmässigen Landesreprä-
sentation über eine umfassende Ordnung der staatsrecht-
lichen Verhältnisse von Fürst und Volk auf der Basis
des Bestehenden verständigte und vereinbarte. Aus den
Berathungen des ständischen Ausschusses über den vor-
gelegten Entwurf einer revidirten Landschaftsordnung
v. 30. SeptbI". 1831, theils unter sich, theils lnit dem
herzoglichen Staatsministerium , und den Verhandlungen
mit der Ständeversammlung gieng, als umfassendes
Grundgesetz des Landes mit einem nicht mehr passen-
den Titel, die "Neue Landschaftsordnung" v. 12.
Octbr. 1832 hervor. Diese handelt im ersten Kapitel:
"Von dem Herzogthum, der Regierungsform und denl
Landesfürsten" und bestimmt hinsichtlich der Regiel'ungs-
erbfolge im §. 14:
"Die Regierung wird vererbt in dem fürstlichen
"Gesammthause Braunschweig - Lüneburg
"nach der Linealerbfolge und dem Rechte der Erst-
"geburt und zw~r zunächst in dem Mannsstam me
176) Eine Mehrzahl der deutschen Verfassungsurkunden be-
gnügt sich mit einer bestätigenden Anerkennung der Prinzipien
der bestehenden Hausgesetze in Betreff der Regierungsnachfolge.
So z. B. die Preuss. Verf... Urk. v. 1850. Art. 53, Badische
Verf...Urk. v. 1818, §. 4, Luxemb. Verf...Urk. Art. 3, Meining.
Grundges. §. 3, Altenb. Grundges. §. 13, Anhalt .. Bernb. Verf...
tJrk. §. 88.
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"aus rechtmässiger, ebenbürtiger, hausgesetzlicher
"Ehe. - Erlischt der Mannsstamm des fürstlichen
"Gesammthauses, so geht die Regierung auf die
"weibliche Linie nach gleichen Grundsätzen über."
Hiermit wurde auch Seitens des Landes und Volkes
in Braunsch,veig und dessen verfassungsmässiger Reprä-
sentation das gegenseitige Successionsrecht der
beiden Linien des Gesammthauses Braunschweig-Lülle-
burg und der Vorzug des Mannsstamms des Gesammt-
hau se s vor allen cognatischel1 Erbansprüchen, wie es
das alte Recht des Gesammthauses mit sich brachte, auf
eine ausdrückliche, völlig klare und unzweideutige Weise
anerkannt. Und wenn es auch für den Bestand und die
fortdauernde Geltung dieses Rechts einer solchen Aner-
kennung rechtlich nicht bedurfte, so wird man ihr doch
in sofern einen Werth beizulegen haben, als dadurch das
Herrschaftsrecht des fürstlichen Gesammthauses übe r das
Niv.eau des patrilnonialen Princips erhoben und eine
übereinstimmende Erklärung von Fürst und Volk über
das geltende Recht in Betreff der Regierungs - Erbfolge
durch einen in verfassungsmässiger Form vollzogenen
staatsrechtlichen Act erzielt wurde.
Dieser verfassungsmässigen Feststellung correspon-
dirt aber auch der Sache nach die Bestimmung iiber den
Erbhuldigullgseid im §. 26 der neuen Lalldschafts-
ordnung von 1832, ,velcher besagt:
"Alle männliche Landeseinwohner sind nach zurück-
"gelegtem 21. Lebensjahre verpflichtet, den Erbhul-
"digul1gseid zu leisten. Dieser -soll also lauten:
,,,,Ich sch,vöre Treue und Gehorsam dem durch-
lauchtigsten Landesfiirsten und des sen Nac h-
"" folgern an der Landesregierung aus
""dem durchlauchtigsten Hause Braun-
""
sc h we i g so wie G-ehorsam den Gesetzen''''.
'''' ,
13*
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Dass hier 177) ttdter dem Hause "Braunschweig"das ganze,
auch die königliche Linie umfassende, Haus Braunschweig
verstanden werden muss, kann an sich keinem qweifel unter-
'liegen. Denn wer anders, wenn nicht die Nachfolger aus
der königlichen Linie, hätte denn nächst dem regierenden
Landesftirsten hier ins Auge gefasst werden können, da zur
Zeit der Errichtung der Neuen Landschaftsordnung , nach
der Unfähigkeitserklärung des Herzogs Karl, in der her-
zoglich braunschweigischen Speciallinie gar kein Nach-
folger vorhanden war und auch forthin von keinen an-
dern ,Nachfolgern , als denen der königlichen Linie, hat
die Rede seyn können. Ausserdem lnuss aber auch ganz
unleugbar der §. 26 über den Erbhuldigungseid aus dem die
Regierungserbfolge bestimmenden §. 14 des Grundgesetzes,
wenn es überhaupt nöthig seyn sollte, interpretirt ,ver-
den. Unter den Nachfolgern aus dem Hause Braun-
schweig k ö n ne n keine andern Successoren verstanden
werden, als diejenigen, welche der §. 14 beruft und hier ist
ausdrücklieh gesagt, die Regierung werde vererbt in dem
fürstlichen Ge sam m th au se Braunschweig - Lüneburg.
Die Verschiedenheit in der Ausdrucksweise, die aber an
sich keinen verschiedenen Sinn bekundet, erklärt sich·
einfach daraus, dass in dem, den Ständen um 27. Aug.
1832 vorgelegten, E n'twurf der Neuen Landschaftsord-
nung auch der §. 14 sich des Ausdrucks bediente: "Die
Regierung wird vererbt in dem fürstlichen Hause Braun-
schweig." Diess ist dann bei der schliesslichen Redaction
des Gesetzes, der noch grössern Deutlichkeit halber, in
"Fürstliches Gesammthaus Braunschweig-Lüneburg" ver-
wandelt und auch in dem zweiten Satze des §. 14 der
Satz: "Erlischt der Mannsstamm , so geht die Regie-
177) Ebenso in der Eidesformel für die Landtagsabgeordne-
ten im §. 132 der N. Landsch.-Ordnung.
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rung auf die weibliche Linie nach gleichen Grundsätzen
über", durch die Fassung: "Erlischt der Mannsstamm
des fürstlichen Gesammthauses" etc. noch deut-
licher und zweifelloser ausgedrückt worden, 'was Inan
sagen woll tee Uebersehen wurde aber der Zusammen·
hang des §. 26 mit dem §. 14; sonst würde man gewiss
auch hier die deutlichere Fassung vorgezogen haben.
Nimmt man aber noch dazu, dass ja die Verpflichtung
der heiden Linien des braunschweig -lüneburgischen Hau-
ses, ihre Unterthanen gegenseitig einander die Erbhul-
digung leisten zu lassen, in älteren und neueren Haus-
gesetzen 178) ausdrücklich anerkannt war, so kann über
die nothwendige Beziehung des im braunschweigischen
Grundgesetzes (§. 26 und §. 132) auch auf die Nach-
folger aus der andern Linie des Gesammthauses nicht
der geringste Zweifel bestehen.. Als feststehend dürfen
wir daher betrachten: Der hannoverschen Linie des
Gesammthauses ist' bereits im Herzogthum Braunschweig
gehuldigt und alle volljährigen Landeseinwohner
und die Stände haben das Nachfolgerecht des
hanno ver sehen Königshauses, auf Grund der
L an de s ver fass u ng , fe ie r li eh be sch woren; sie
würden sich also durch jede auf Verletzung oder Vereite-
1ung dieses eventuellen Successionsrechts gerichtete Hand-
lung unzweifelhaft eines Eidbruchs schuldig machen.
In völlig correspondirender, nur etwas näher be-
stimmter, Weise ist dann auch durch die ha 11 no ve r-
Sc he n Verfassungsgesetze das im Gesammthause BraUll-
178) Vergl. oben S. 56. Note 50; ferner S. 58. Note 53. S. 62
S. 64. S. 66 mit Note 62. S. 140. Besonders vergI. den Ver-
trag v. 14. Novbr. 1739 §. 4, worin zugleich eine Bestätigung der
älteren Hausverträge in Betreff der gegenseitigen Erbhuldigullg
ausgesprochen ist. S. übrigens noch Ribbentrop's Beyträge
S. 73 f. und Manecke, braunschw.-liineb. Staatsrecht. S.95.
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schweig - Lüneburg historisch begründete und in den
Hausgesetzen bestätigte Successionsrecht als Bestandtheil
des geltenden Staatsrechts anerkannt und der even-
tuelle Uebergang der zum Königreich Hannover ver-
einigten untheilba~en Lande auf die andere IJinie des Ge-
sammthauses Braunschweig- Lüneburg sanctionirt worden.
Der §. 11 des Staatsgrundgesetzes vom 26. Septbr.
1833 bestimmte:
"Die Krone des Königreichs Hannover vererbt 0 h n e
" Th eil u n g der L and e."
"Sie gebührt zunächt dem Mannsstamm des Kö-
"niglichen Hauses aus rechtmässiger, ebenbürtiger
"und hausgesetzlicher Ehe. Die Ordnung der
"Thronfolge wird durch die Lineal- Erbfolge ·nach
"dem Rechte der Erstgeburt bestimmt. Erlischt
"der Mannsstamm der jetzigen Königlichen Linie,
"so geht die Thronfolge nach Maassgabe der
"Hausgesetze auf den Mannsstamm der je-
"tzigen Her zoglich Braunsch weig- Wolfen-
"büttelschen Linie, und nach dessen Erlöschen
"auf die weibliche Linie über".
Der Sache na-ch ganz übereinstimmend fasste der
§. 12 des ,Landesverfassungs - Gesetzes vom 6. Aug. 1840
das bestehende oder geltende Recht in einigen Sätzen zu-
sammen, fügte aber zugleich noch nähere Bestimmungen
über die Ordnung der Thronfolge im Falle des Eintritts
der cognatischen Erbfolge hinzu:
"Das Recht der Thronfolge in dem untheilbaren
"Königreiche gebührt dem Mannsstamme aus
"rechtmässiger, ebenbürtiger und hausgesetzlicher
"Ehe."
"Die Ordnung der Thronfolge wird durch die
"reine Linealfolge nach dem Rechte der Erstgeburt
~,bestimmt".
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"Erlischt der Mannsstamm der gegenwärtigen Kö-
"niglichen Linie, so geht die Thronfolge auf den
"Mannsstamm der jetzigen Brallnschweig-
"Wolfenbüttelschen Li nie und, nach dessen
"Erlöschen, auf die weibliche Linie, ohne Un-
"terschied des Geschlechtes, über, und zwar derge-
"stalt, dass die Nähe der Verwandtschaft mit dem
"zuletzt regierenden Könige und, bei gleichem 'ler-
"wandtschaftsgrade, das Alter der Linie, in der
"Linie aber das natürliche Alter den Vorzug ver-
"schafft".
"Bei der Nachkommenschaft des neuen regieren-
"den KöniglicheIl Hauses tritt der Vorzug des Manns-
"stamms mit dem Erstgeburtsrechte und der reinen
"Linealfolge wieder ein".
In Uebereinstimmung hiermit ,vird der, von den
Ständen und bei jeder Anstellung im öffentlichen Dienste
in Hannover zu leistende, Huldigungseid na m en tl ich
auch dem regierenden Herrn der braunschweig-wolfenbüt-
telschen Linie und dessen successionsberechtigten Nach-
folgern geschworen.
Alles diess beruht auf der Voraussetzung, des fest-
begründeten gegenseitigen Successionsrec~ts der heiden
Linien des Gesammthauses und der fortdauernden Gel-
tung der hausgesetzlichen Erbverträge, in welchen die
rechtliche Einheit des Gesammthauses, die unio perpetua
der braunschweig-Iüneburgischen Gesammtlande und der
Ipsojure - Anfall der Besitzungen der erloschenen Linie
an die übrig bleibende Branche des Gesammthauses wie-
derholt einen so bestimmten und jede andere Deutung
ausschliessenden Ausdruck gefunden hat I
, Beilagen.
I.
-
Lehen-Brief Kaysers FRIDERICI IJ. Herrn Otten von
LiinebUJ'g, iiber das Hertzogthum BrauDschweig er-
theilt, Anno 1235.
IN nomine sanctae el individuae Trinitatis FRIDERICUS
secundu8 divina favente element.ia Romanorum Imperator,
semper Augustus, Jerusalem et Siciliae Rex. Gloriosus in
Majestate Sua dominantium Dominus, qui regna constituit
et firmavit imperium, de cujus clementia viYimus, de cujus
est munere, quod feliciter imperamus; ad hoc nos supra
Reges et regna praeposuit, et in lmperiali solio sublimavit,
ut nobis factori nostro gratitudine devota subjectis, pacem
et justitiam moderamina nostra contineant, et qui sumus prae
filiis hominum ab eo, qui praeminet Orbi· terrae, sublimius
exaltati, viros dignos honoribus el non inlmeritos ad solitu-
dinis partern admiUi, liberaliter ad decus et decorem Impe-
rU nominis et honoris titulo decoremus. Hinc est ergo, quod
per praesens scriptum noverit praesens aetas et futura poste-
ritas, quod Cum dlu propositi nostri foret, ut dilectum con-
sanguineum nostrllm, OTTONEM as Luneburck, ad fidern
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Imperii et devotioneID nostram efficeremus arcius obligatum,
nec loci vel temporis opportunitas affuisset, quo coneeptam
erga eum intentionem nostram prosequi nos deeeret; cont.in-
gente causa nostri felicis adventus in Alamanniam, et pro
reformatione totius terrae status indieta Maguntiae euria ge-
nerali, dictus OTrO ad eandem curiam voealus aeeessit.
In qua dum assidentibus nobis Principibus nostra Serenitas
resideret, de reformando terrae statu disponens, nominatus
OTTO de Luneburck, flexis genibus coram nobis, omni odio
et raneore postpositis, quae inter proavos nostros existere
potuerunt, se totum in manibus nostris exposuit, nostris
stare beneplaeitis el mandatis, eL insuper proprium sunnl
castrum Luneburch, quod idiomate Theutonieo voeatur ~t)gen,
eum lnultis aliis castris, terrjs el hominibus eidern eastro
pertinentibus, in nostram proprietatem et dominium specia-
liter assignavit, ut de eo, quiequid nobis placeret, tanquarll
de nostro proprie faceremus. Nos aulern, qui tenemur mo-
dis omnibu~ Imperium augmentare , praedicturn Castrum de!o
Luneburch euro omnibus pertinentiis et hominibus suis,
quemadmodum ex ejusdem OTTONIS assignatione in pro-
prietatem accepimus, in praesentia Principum in Imperium
transtulimus, et concessimus, ut per Imperium infeodari de-
beret. Civitatem insuper de Brunswich, cujus medietatem
proprietatis DOlninii a Marchione de Baden et reliquam me-
dietatem a Duce Bavariae~ dilectis Principibus nostris, emi-
mus, pro parte uxorunl suarUffi, quae fuerunt quondam filiae
Henrici de Bruns\vich, Comitis Palatini Rheni, patrui dicti
Ottonis, similiter in eadem Curia Imperio concessimus, pro-
prietatem nobis debitam in dominium Imperii transferentes.
Praeterea OTTONE in ipsa generali Curia in manibus
nostris connexis palmis super saneta cruce lmperii, quae
ibidem teneb<ltur, praestante fidei juramentum, nos attenden-
tes, quam pura tide, sincera et prona devotione se totum
Inandato nostro et voluntati comlnisit, et in proprietatem
nostram concessit proprie proprium castrUßl' suum, de quo
nemini tenebatur, et humiliaverit se ornnibus modis coram
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nobis; considerantes insuper, quod nunquam per eUlll fucrit
offensurn IDlperiuDl, et nee contra honorem noslrum ad
suggestionem alicujus voluerit inveniri, digllum et utilc \'idi-
mus circa slatum el augmenturn ipsius Imperiali rnunificentia
providere.
Quapropter cum consilio, assensu, eL assistenlia Prill-
cipum Civitatem Brunswich et Castrum Lnneburch eum om-
nibus castris, hominibus el perlinentiis suis univimus, el
creavimus inde Ducatunl, et Imperiali auloritate dictum COII-
sauguineulD nostruul OTTONEIU Ducem el Principenl fa-
cientes, Ducntun} iPSUlll in feodulD Inlperii ei concessimus
ad haeredes snus, filios ct filias haereditarie devolvendum.
el eUlll solenniter juxta consuetudinem inveslivimus per
vexilla; de affluentiorc gratin cOllcedentes eidern decilnas
Goslariae, Irnperio perlincnles. Cclcrulu MinisteTiales suos
in Ministeriales Imperii assumcntes, eidein eOllccssirnus, t'()S-
dem Ministeriales juribus illis uti, qllilHl~ Inlperii ~Iinistcria­
les utuntul" AcJ huj us itaque cOllccssiouis Inclnorianl cl
robur perpetuo valitur111D, praesens privilcgitllll fieri, el bulla
aurea, typario Nostrae lU,.jeslalis impressn, jussimus communiri.
Hujus rei aulen) Testes sllnt: s. ~Iogllntinus, H. Colo-
niensis, E. SaJzburgensis, T. Treverensis, et .. ßisuntinus,
Archiepiscopi. w. ~Iagdeburgellsis Electus, E. Papeulbergensis,
S. Ratisponensis, IUlperialis Aulae Cancellarius. H. Constan-
f.iensis, S. Augustensis, ß. Argentinus, H. Basilieusis, C. Hil-
densemensis, J. Leodiensis, C. Calneracensis, J. ~letellsis,
.. Tullensis, .. l\lonasteriensis, E. Nurernburgensis, .. Tra-
jectensis, C. Osenburgensis, R. Pactaviensis, H. Eyst,ediensis,
C. Spirensis, E. Merseburgensis, G. Verdunensis, el C. Fri-
singensis, Episcopi. Frater B. dOlllUS hospitalis snnctae 1\la-
('jae Theutonicorum in Jerusalem ~Magister . . Morbacensis
.. Augensis et .. Elwacensis, Abbates. aHo Dux Bavariae
Comes Palatinus Rheni, H. Dux Brabantiae, A. Dux Saxoniac,
B. Dux Carinthiae, ~1. Dux Lotharingiae, H. Landgravius Thu-
ringiae, Palatinus Cooles Saxoniae, H. ~Iarchio Misiilensis, I-I.
}Iarchio de Baden, J. el O. l\larchiones de Brandebureh,
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~. Comes Senensis, H. Comes Darensis, D. Comes Clevensis,
H. Comes, de Hanalt, et alii quam plures.
Signum Domini Friderici Secundi, Dei gratia Invictis-
simi Romanorum Imperatoris semper Augusti, Jerusalem et
Siciliae Regis.
Ego Sifridus Ratisponensis Episcopus, InJperialis Aulae
Cancellarius, Vice Domini . . Maguntini Archi-Episcopi, tocius
Germaniae Archi-Cancellarii, recognovi. Acta sunt haec Anno
Dominicae Incarnationis millesirno ducentesimo tricesiano quinto,
rnense Augusti, octavae Indictionis, imperante Domino n08-
tro Friderico, Dei gratia Sereni~simo Romanorurn Imperatore,
semper Augusto, Jerusalem etSiciJiae Rege, Anno Imperii
ejus sexta decimo, Regni Jerusalem decirno, Siciliae tricesirno
octavo, feliciter, Anlen. Daturn Maguntiae Anno, Mense et
Indictione praescriptis.
11.
Römischen Königes RUPER1'I Lehnbrief Hertzog
Bernhard und ~inrjchen etc. zu BrallnSch\veig und
Lünebllrg ertheilet anno 1403.
Wir Ruprecht Von Gots Gnaden Römischer KUllllig,
zu allen Zyten merer des Reiches, Bekennen und thun
kundt offentlich inn diesem brieuc, alle den die Ihn sehent
oder hörent lesen, das wir haben angesehen, getrewe vnd
geneme Dienste, alss die hochgeborne Bernhardt vnd Hein-
rich, Hertzogen zu Draunschweig vnd Lüneburg, Vnsere lie-
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ben Oheime vnd Fürsten, ·Vns, vnd dem Reiche oft gethan
handt, vlld noch thun sollen vnd mügen, In künftigen Zei-
ten, Und hierulnb haben Wir mit wolbetachtem mute, Init
rechter Wissen, den Vorgenanten Bernharrlt vnd Heinrichen,
OUen vnd Wilhelmen Ihren Sönen die Vorgenanten Hert-
zogtum vnd Fürstentum Brunschwig vnd Lüneburg, mit
allen ihren herschafften, freiheiten, gewonheiten, rech-
ten, nutzen, renten, gutern , vnd Zugehörungen, wie die
genant sint, die von Vns vnd dem heiligen Reiche zu
lehen rurent, gnediglichen geliehen, vnd liehen Ihn auch
die, in Krafft diss brieffs, vnd Römischer Kunniglicher macht
vnd vollekomenheit, was Wir Ihn, als ein Römischer Kunig,
von recht daran liehen sollen, vnd hat Vns der Vorgenan-
ter Vnser lieber Oheimb vnd Fürste, Hertzog Heinrich, an
statt sie, des Vorgenanten Hertzol Bernhardts sine Bruder,
OUen vnd Wilhelm Ihre Sone, mit eiden darumbe hul«!unge
gethan, als einenl Römischen Kuninge, Vnd were, das die
vorgenanten Hertzogen Bernhardt vnd Heinrich, oder Ihre
einer, von dodes wegen abeginge, vnd ihre Son, oder Ihre
einer in die herschafft komen wurde, So sollen die, oder
der Ihre lehen auch alssdan von Vns empfahen, und da-
rUDlbe Huldunge thun, in der masse als vorgeschrieben stete
Urkunde diss brieues, versiegelt mit. Vnserm Kuniglichen
Maiestad Ingesiegel, Geben zu Nürnberg om den Sontag nach
Vnser Frawen tag Liechtmesse, Purificatio zu latin, In den}
Jare, da Inan zelt, nach Christi Geburte, Vierzehenhundert
vnd drey Jare, Vnsers Reichs In dem dritten Jare.
Ad mandatum Dni Regis Vlricus
de Alberk decretor. doctor.
-
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m.
Kaiser MAXIMILIANS II. Expectanzbrief für Bran-
denburg auf Grubenhagen v. i56~.
Wir Ma xi m iI i an der Ander von gottes gnaden Erwelter
Römischer Kaiser etc. Bekhennen für vns vnnd vnsere nach-
komen am Reiche offenLlicb mit diseIll brieff vnnd thUll
khundt aller menigclich: Das ,vir güetlich han gesehen vund
betracht die sonndere stete affection lieb vnnd zunaigung,
damit des Hochgebornnen J 0 3 chi In e n lUarggrauen zu Bran-
tJenburg eLc. vnsers lieben Ohairns vnud Churfürsten vQr-
faren 'vnnd sein, Lieb selbs weilennd vnnsern Vorfarell am
Reiche Römischen Kaisern vnnd Künigen vns vnnd denl heil-
ligen Reiche vnnd vnserm löblichen Hallsz Osterreich ieder-
zeit ...zugethan vnnd verwandt gewest vnnd noch, Auch die
getrewen angenemen nutzlichen vnnd ersprieslichen diennst,
so gemelts vnsers lieben Ohaims vnnd Churfürsten vorfarn'
vnnd sein Lieb selbs weilennd vnnsern Vorfaren, Auch vns
. vnnd dern heilligen Reich vnnd vnserm löblichen Hausz
Osterrei ch in manigfaltig wege mit sondernl genaigtenl vleis
vnuerdrossenlich ertzaigt vnnd bewisen, Sein lieb auch hin-
füro nit weniger zu thun gehorsamlich vrpittig ist auch \vol
thun mag vnnd solle Vnnd darumb zu aius thails ergetz-
'lichait gedachts vnsers Oehaims des Churfürsten zu Brall-
denbul'g Vorfaren, auch seiner Lieb selbs vnsern Vorfaren
:Im Reich auch VllS gelaistet getrewer diennst mit zeitlicherß
wohlbedachtem olueth, guetem Rath vnnd rechter wissen ge-
dachten) Vllserm lieben Ohaimen vnnd Churfürsten l\lar'g-
graue Joachimen zu Brandenhurg elc. vnnd seiner Lieb
ulallcllichen ehelichen leibs erben diese genedige zusag
vond vertröstung gettlau vnnd Exspectantz gegeben ha-
ben - Vnlld thun das hiemit von Römischer Kaiserlicher
ma«ht wissentlich in crafft dilz brieues» also da sich über
kurtz oder lang zutragen, das der nlendlich stam der Jetz
Regierenden Fürsten von Braunschweig zum Grubenhagen
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gantz vnnd gar abgehen vnnd aufhören \vurde, alsdann
solch Fürstenthumb mit allen seinen Regalien, Grafschaff-
ten , Herrschafften t Manschafften , LehenschatIlen, Herr-
lichaiten, Wildpannen , Ehren, 'Virden, Gerichtszwengen,
Schlössern, Stetten, Flecken, Merckten, Dörffern und
guetern so vii dessen von vns vnnd dem heiligen Reich
zu lehen rüert, auch derselben aller Privilegien, Freihei-
ten, Rechten, gerechtigkaiten vnnd zugehör,ungen, ,,,ie
solches obgemelte Jetz Regierende Fürsten zu Braun-
sch,veig zum Grobenhagen Inn haben, auf obgemelten VB-
sern lieben Oehairn und Churfürsten ~Iarggraue Joachimen
zu Brandenburg vnnd seiner Lieb eheliche nlandJiche Leibs
Erben erblich fallen komen. Vnnd Inen so bald sich ob-
gelnelter Fall obgehörter massen zutregt von v n s v n n d
vnsern Nachkomen aln Reiche vor mcniglich zu
rechten manlehen verliehen vnnd zuegestellt
vnnd darüber nottiirt'iige L ehe n b rieff wie sich gehürt
verfertigt werden.
Vnnd gelnelter vnser lieber Ohaim vnnd Churfürst vnnd
seiner Lieb Mandliche eheliche leibs erben obberüert Für-
stenthulnb Braunsch\veig zum Grobenhagen sambt. desselben
zugehörigen Grafschafften etc. alsbaldt nach obangetzognenl
faU auf erlangte vnnser oder vnserer Nachkomen
a m R e ich bel e h n II n gei 0 t z une In e n Vnncl cl a01 it als
vnserm vnnd des Reichs Eigenthumb vnnd ireln
L ehe n zu thuen vnnd zu hanndlen guet fueg vnnd macht
haben Inen auch auf obberührtcn Fall zur Pos ses si 0 n
ob be rü r ts Für t e n tu mb s v n n d d e ss el ben zugehöri-
gen Grafschafften etc. vor menigelich one allen vertzug
oder verwaigerung v e rh 0 1ffe n ,verden solle - Wi r oder
vnsere N ach kom e n a m Re ich e sollen vnnd wellen auch
wider dise vnsere Kaiserliche Zusag vnnd Expectantz oder
derselben zu naehtail wedel' aus aigner bewegnus noch auf
Jemandts anhalten nichts be,villigen noch ausgeen lassen
- Da es aber vielleicht aus vergessenhait oder auf Jemands
anhalten oder in andere wege wie das were beschehe,
14
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solle doch dasselb kain crafft noch macht haben, sonn-
dern nichtig vnnd von vnwirden vnnd villgedachten vn-
sero lieben Oehaim deo) Churfürsten zu Brandenburg vnnd
seiner Lieb mandlichen ehelichen leibs Erben an diser vnn-
serer Zusag und Expectantz one allen naclitail' vnnd Scha-
den sein - Dann wir solches alles sovil es diser vnnser
Zusage vnnd Expectantz zuwider sein angetzogen oder ge-
deutet werden möchte Jetz. alsdan vnnd dann als Jetz
für nichtig, crafftlos vnnd unpündig erkennen ercleren
- Dasselb auch für vns vnnd vnser Nachkomen am
Reich aus Römischer Kaiserlicher macht, volkomenhait vnnd
rechter wissen aufheben, cassieren, abthuen vnnd vernich-
ten. Auch hiemit also aufgehebt, cassiert, abgelhan vnnd
vernicht haben wellen etc. _., Mit vrkundt ditz Brieues be-
siglet mit vnserm Kaiserlichen anhangendem Iosigl - Geben
in vnser Stat Wien den letzten Augusti Nach Christi vnsers
lieben Herren vnnd Seligmachers Geburt t 500 vnnd iIn 64.,
Vnserer Reiche des Römischen vnnd Hungerischen im An-
dern vnnd des Behailllischen im Sechtzehennden Jaren.
ManmlUan.
IV.
Die Hertzogen zum Grubenhagen werden in die
Samptlehen der FürstenthuDlb Braunschweig u. Lü-
neburg genohmen, und sie thun den Hert.zogen so
herwieder etc., 13. l\lärz 1.566.
Von Gots gnaden Wir Ernst, Wolfgang und Philips
gebrudere Hertzogen zu Braunsch\veig etc. thun kundt und
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bekennen hiemit vor uns und unsere erben. Nachdeol
weder wir, noch weilandt Her Philips auch Hertzogk zu
Braunschweig, unser geliebter her vather Christmilter ge-
dechtnus, noch etl iche S. L. vorelterenn, von dem hochge-
bornen Fürsten, unserm freundlichen lieben vettern, den
hertzogen zu Braunschweig und Luneburgk, in die Regalien
und Saolptbelehnung itzo erwenter fürstenthumb Braun-
schweig und Luneburgk von undechtigell zeiten und jaren
hero durchauss nicht mitgenomen, besondern daraus bisshero
ethwan auss missverstandt ausserlassen , und ess ietzo an
dem, dass die lehen ermelten beider loblichen Heusser, wie
biss daher ein alter hergebrachter gebrauch gewessen, auf{
ietzt werendem ReichsTage zu Augspurg von der ietzo key.
Mait., unserm allergnedigslen Herrn, der Ho~hgebornerFurst
her Heinrich der iunger hertzog zu Braunschweigk und Lu-
neburgk, alss der eltiste von wegen S. L., und dess auch
hochgebornen fursten hern Erichs, hertzogeoll zu Braun-
schweigk und Luneburgk, und auch der gebrudere und vet-
tern zu Luneburgk, zu deroselben und allen Ihren L. L.
erben samptliche mit behutf zu empfhahen willens. derohal-
ben wir bey vorhochgedachtem unserm freundtlichen lieben
vetteren hertzog Erichen freundlich, und inmassen wir auch
bey unserm vette~en hertzog Heinrichen und den hertzogen
zu Luneburgk allerseilz thun lassen, irsucht und gebethen
S. L. vor sich und ihre erben, in ansehung, das gleich\voll
wir mit sei oer und ihrer aller L. L. eines Stammes, von
weilandt hertzog Albrechten hero ersprossen sein, ihres
theils nnss in die Samptbelehnung Init einzunehmen, freund-
lich \villigenn) nachgeben und verstadten wollen. Wiewoll
Duhn S. L. dessen allerhandt erhebliche ursachen und be-
dencken, warunlb denselbigen solehs zu verhengen zu ab-
bruch Ihrer L. anererbten gerechtigkeidt beschwerlich fallen
und sein waU, gehabt und eingewandt, gleichwol auß' die
nachfolgende vorbehaltene condition und miteIl endtlich
nicht au'ss pflicht, besondern unss samptlichen zu freundt-
lichen ehren und gefallen freundtlich ge\villigt haben, für
14*
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dieselben gunst und willen wir S. L. miL sondereol vleiss
danckbahr, mit erpiettung, es ieder zeidt freundtlich zu yer-
dienen, unvergessen zu sein. Und weiH es nun an dem,
dass hochermelter unser freundtlicher lieber vetter hertzog
Erich (nit auch hocbgedachtem bertzog Heinrieben dess fur-
stenthulnbs Braunscbweig wulffenbuttelisches tbeils, und zwi-
schen Deister und Leina, und landt zu Gottingen, und was
dem allendthalben angehorig, ietzo albereith confeudatorii
und wahre untzertrenliche besitzer sein, derogestalt, des ein
theil dass ander, do es ohne leibs lehenserben abgehen
wurde, das Godt nacb seinen gnaden uff ieder seit friste,
die anwartung und erbschafft auf <less ander, dartzu Ihre
L. heide sarnptlich die succession dess erbfals des hauses
und furstentbumbs Luneburgk, wie auch die gebruder und
veUeren hertzogeo zu Luneburg und Ihre L. lehen~erben,
herwiederumb da dieselben vorgedachte unsere vetteren, hert-
zogk Heinrichen und hertzogk Erichen sambt Ihre L. lehens-
erben , dass Godt verhuete, ablebeten, alsdan zu Ihrer L.
furstenthumb die negsten erben vnd successores ohne ruitell
vor uns und unsern . erben herD sein werden. Dartzu, nach
abgang hertzog Heinrichs zu Braunschweigk unsers vetteren,
hertzog Erichen unter den fursten zu Braunschweigk und Lune-
burgk die prioritet dess alters zustehet, und darumb S. L. oblie-
gen und gebuhren wirdt., so baldt nach herzog Heinrichs Libb-
den thodUichen abgangk die lehne und Regalien bey key.
Mait. zu gesinnen und zu empfahen, und also auch die
session von wegen deroselben allerseitz furstenthumb inl
Reich, es sey uff Reichs oder kraisstagen, fur uns hinfuro
pleiben und bebalten soll. So vorsprechen, obligiren und
verpflichten wir uns obbemelte gebrudere, des wir davon
allendthalben llnserm vettern hertzog Erichen nicht in einem
noch im andern vorgreitfen wollen, noch der 8uccessz·on
halber Seiner und aller ihrer L. L. lehenserben keine tur-
hation, eintragk oder verhinderung thun, zufugen und zufu-
gen lassen, derogestaldt dass es mit obangeregtem fahll der
lehen ertzelter massen nach ,vie vor die, berurte ordenung
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haben und behalten soll, also bescheidentlich, das die gefelle
der lehen von hertzog Heinriehen und S. L. lehenserbenn
aufT unssern vettern hertzog Erichen und Seiner L. lehens-
erben , et e converso, so von hertzog Erichen a'ufT hertzog
Heinrich und S. L. lehen_serben, item wan der fall an den
hertzogen zu Luneburg, das deroselbig an 'VolffenbutteJ und
hertzog Erichen samptlichen zu gleicher theilung verfalle,
und also wiederumb autI dieselben und dan letzstlichen,
wan dieselben steullne nicht mehr sein, dess alsdan der
letzster fall an und aufT uns obgedachte gebruder und un-
sere lehenserben soll gefellet sein. Und wie sich also die
felle zutragen mochten, so soll unser vetter hertzog Erich
und S. L. lehenserben die prioritet und obristen sessio fur
uns tunangesehen unsers alters, haben und behalten. Und
weill wir nun mehr durch die gewilgte und entpfangene
sambtbelehnung mit unsern vettern, den herfzogen zu Braun-
schweig und Luneburgk, einen Tituli und wapen fuhren
werden, so wollen wir doch unsern vettern hertzog Erichen
den sterne, welchen S. L. her vather loblicher gedechtnus
durch S. L. etwan der kay. l\'Ialt. erzeigte dienste und er-
,viessene manliche thadten erlangt, allein haben und furen
lassen. 'Vir obgemelte drey gebrudere versprechen und
obligiren unss auch vor unss und unssere erben, dass wir
ulehrhochermeltem unserm freundtlichcn lieben vettercn her-
tzogen Erichen und auch die allerseitz vorgemelle unsserc
vetteren hertzogen zu Braunsclnveig und Lunehurgk, \voferll
die obberurte gesambde belehnung der furstenthun1b Braun-
schweig und Luneburgk durch nnss bey der Röm. kay. ~Iartf..,
unserln allergnedigsten hern, mit antf uns erhoben, herwie-
derumb in unsere Regalien und gesambde lehenn unssers fur-
stenthumbs Grubenhagensches theils, auch alle andere un-
ssere lehen und herschafften, al68 die herschafft Lutterbergk,
die stadt Duderstadt, Gebeldehaussen, die guldene marck, das
ge~ichte Bernshaussen und ,vas dern mehr sein muchte,
nichts ausgeschlossen, \vie \vir und unsere voreltern, als
hertzogen zu Braunschweigk, solehs alles ersessen und her-
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bracht und vor alters darauff verteilt worden. unssers tbeils
nehmen und in crafft diess brieffs wollen genomen haben,
wie uosser vetter hertzog Erich neben den andern unsern
vettern uns dessen in dem freundlich suchung und furde-
rung thu~ helffen wirdt. Also und dergestaldt doduroh uns
obgemelte gebruderhertzogen zu Braunschweigk und unser
aller dreyer leibs lebenserben todtlichen abgangk, welches
Godt lange gnediglichen verhuten wolle, Ullsser furstenthumb
mit dessen ein und zugeborungen und gerechtigkeidten er-
lediget, das dan dasselbig, wie sich des der alten Erbtei-
lung nach eigenet und gepuren will, an unssere vettern
obbemelt verfallen sein soll.
Alle diese pUllct gereden und geloben wir her Ernst,
her \Volffgang und her Philips gebrudere, hertzogen zu
Braunschweigk, vor uns und unssere erben bey unsseren
furstlichen wahren wortten und trewen vielgemeltem unsernl
freundlichen lieben vettern hertzog Erich und S. L. mit benend-
ten, furstlich, stedt, vhest und unverbruchIich woll zu halten.
Dargegen wir uns aller gunst, freiheit und wolthadt der
rechte, die uns oder unssern erben hirgegen furtreglich
und uossern} vettern hertzogen Erichen nachteilig sein
nluchten, insonderheit der excejJtion quod generalt·s 'renun- e<
ciaü·o non valeat, es sey dan eine sonderbare vorgangen,
begeben haben ,vollen, uns deren nicht zu behelffen oder
zu gebrauchen in keinerley weise oder wege ohne einige
list oder gefehrde.
Dessen alle zu urkundt haben wir herlzog Ernst, als
tier eltist und regierende furst unter uns und unssern ge-
brudern, unsser furstlich ingesiegell vor uns und ehrmeUe
unsere gebruder an diessenn brieff hangen lassen, auch mit
eigener handt unterschrieben. Welchs ,vir, Wolflga~gk und
Philips, hertzogen zu Braunsch,veigk gebrudere, dess solchs
alles mit unsserm wissen und willen geschehen, hirmit be-:-
kennen. Dess zu zeugnus haben wir diessen brieff mit un-
ssern eigenen handen underschrieben. Geben nach Christi
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geburdt im funtnzeben bundersten und sechs und sechzig-
sten iare; den f 3. tag Martii.
E. h. z. Bral1Dsch. Welffg. h. z. Braunseh. P. h. z. Braunseh.
m. pp. mein handt. mein handt.
v.
Auszug aus dem Schreiben des nach Augsburg ge-
sandten Andreas Krause, Hofrichters zu Pattensen,
an Herzog Erich 11.
d. d. Augsburg., 23. März t 566.
Es seien der Kanzler Dr. Joachim Minsinger und Dr.
Joachim Muller in Allgsburg eingetroffen, hätten sich zu ihm
in die Herberge begeben und berichtet, dass auf der zu
jüngst in Braunschweig gehaltenen Zusammenkunft verah-
schiedet sei, vom Kaiser die Belehnung zu gesinnen und zu
empfahen und die Taxe gemeinschaftlich hierher zu senden;
auch seien sie angewiesen, die "Samptbelehnunge von wegen
hertzogk Ernsten und gebrudere antheils zu suchen, auch
S. F. G. hinwidder die Samptbelehnunge zu gestaten, in Be-
trachtung des I. F. G. mit E. F. G. allerseits von einem
Stam ehrsprossen" und hätten hierüber von ihm Erklärung
begehrt. Darauf habe er geantwortet, ihn} sei am 2 f sten
von seinem herrn die Lehenstaxe zugeschickt, doch trage
derselbe aus allerhand erheblichen Ursachen Bedenken, denl
hertzog Ernst mit der Samtbelehnung zu willfahren, weil
er besorgen müsse, dass, \venn hertzog Ernst in die SamL-
helehnung aufgenommen und im Titel und Namen gleich ge-
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steUt werde, derselbe als der Aelteste nächst Herzog Hein-
rich in den Lehenbrief gesetzt und also, falls Letzterer sterbe
seinem Herrn vorgesetzt werden und den Lehensträger abge-
ben werde. Wenn aber, ohne Erichs Bewilligung, Herzog
Ernst in die bevorstehende Belehnung, nach dem 'Villen
von WolfenbüUel und Celle, mit aufgenommen werde, so
müsse Erich Bedenken tragen, seinen Antheil an der Le-
henware zu geben. Worauf obgedachte Gesandte erwie-
dert, es habe die Samtbelehnung von Herzog Ernst keinen
andern Zweck, "dan uff den fahl, wen E. F. G. und des-
"selben mitbelehnte dodes halber, ohne man leibs erben, abe-
"gingen, und der wolffenbuttelsche, calenpergische und lune-
"burgische theil sonst dem reich widderumb vorleddigen
"und heiInbfallen ,verde, das alsdan , und nicht ehe, her-
"tzogk Ernst und S. F. G. gebrudere in diessen reichslehen
"succediren solten, in massen dan auch der aidt dess,elben
"inhalts ist, der hertzogk Heinrichs unterthanen E. F. G.,
"und hinwidderumb E. F. G. unterthanen hertzogk Heinri-
"ehen, uff der erbhuldunge geleistet und geschworen ha-
"ben, und hertzogk Heinrichs lehenleuthe noch heutigs-
"tags uff furst). cantzlei zu wolfenbutel also leisten und schwe-
"ren. Dargegen aber bette hertzogk Ernst sich erpothen,
"E. F. G. und desselben vettern gleichergestalt und uft' die-
"selben condition und meinunge in die gesampte beleh-
"nunge zu bringen, nicht allein S. F. G. und derselben ge-
"brudere antheil des furstenthumbs Braunsch\veigk, sondern
"darzu auch alle dero lehenguther , so' S. F. G. von denl
"stift Quedlinburg, als ein besonder lehen, zu lehen tragen,
"wolten auch zu diesser belehnunge ihren antheil der lehen-
"war alsbalde mit erstatten.'~
"Deber das hat es auch bei den gedachten furstl.
"braunschw. und luneburg. rethen den verstandt, das her-
"tzogk Ernst und seine brudere mit ihren gnedigen hern
"und E. F. G. ohne das in samptlehen sitzen und das es
"allein darahn mangelt, das es in brieffen und siegeln nicht
"vorsehen. Da es nun noch lenger versaumet werden solt,
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"mochte· es E. F. G. und den andern braunsch,,~. und lu-
"neh. hern, so sich der felle uff den einen oder den an..
"dern wegk zutrugen, hochnachtheiligk sein. '.
VI. A.'
Käysers MAXIMILIANI II. Lehen - Brieff vor das
Fürstliche Haus Braunschweig und Lüneburg, über
dero Fürstenthümer, auch einige' Graff- und Herr-
schafften, de Anno 1566.
Wir MAXIMILIAN der andere, erwehHer Römischer
Kayser eto. Bekennen offentlich mit diesem Brieff, und
thun kundt allermänniglich , wiewohl ,vir aus keyserl. Hohe
und Würdigkeit, darein uns der Allmächtige Gott durch
seine göttliche Güte gesetzet hat, und angebohrner Tugend
und l\lildigkeit, allen und jeglichen unsern und des heiligen
RÖlllischen Reichs Unterthanen und Getreuen, Gnade und
Gutthat zu erzeigen geneigt; So ist doch unser Keyserl. Ge-
Inüth billig mehr ge\vogen, zu denen die Ullser und des
Ueichs vornehule Glieder seyn, unss die Bürden und Sorg-
fältigkeit desselben heHren tragen, auch steHe Lieb und Treu
beweisen, Sie vor andern rnit unsern Keyserl. Gnaden zu
fürsehen. Wann unss nun der hochgebohrne Hein r i eh
der J ü n ger e, Herzog zu Braunschweig und Lüneburg etc.
unser lieber Oheimb und Fürst, durch seiner Lbd. erbare
vollnlächtige Pothschafft und Gesandten, die Ehrsamen, Ge-
lehrten, unsere und des Reichs liebe Getreue, Joaehimb
,
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Mönsinger von Frondeck, Seiner Liebden CantzIer t und Joa-
ehimb Möllern, beede der Rechten Doctorn demüthiglich an-
geruffen und gebetten hat, dass wir ihme, als dem ältesten
für sich selber, und an statt der auch Hochgebohrnen
E r ich e n, 0 t t e n, He i n r ich und W i 1hel m , Gevettern
und Brüdern, Herzogen zu Braunschweig und Lüneburg,
die Fürstenthumb Braunschweig und Lüneburg, und die
nachberührten Graffschafften und Herrschafften mit Nahmen
Eberstein , Winssdorff, Holdermund , Wolpe, und Homburg,
mit allen Affter-Lehen, GrafIschafften, Herrschafften , Lehel)
und Affter - Lehen gehörende, und ihren Fürstl. Obrigkeiten
und Regalien, Gerichten, obersten und untersten, Straffen,
Zöllen, Geleit, Nutzen, Bergwercken, allerley Metall, SeutTen-
wercken, Saltzwerck, Zehenden , Wiltbahnen, Landen und
Leuten mit allen Ehren, Herrlichkeiten, Privilegien, Nutzun-
gen und Gerechtigkeiten, wie die genannt, und allenthalben
an den obgemelten Enden ihr Vorfordern Fürsten zu Braun-
schweig und Lüneburg, und Sie bisher innengehabt, genos-
sen, gebraucht, und hergebracht haben, n·ichts ausgeschlos-
sen, so von unss und dem heiligen Reich zu Leben zu er-
kennen, und zu empfahen gehühren, in G e me ins eh a f ft
und ver sa m b t, zu L ehe n zu. ver lei he n gnädiglich
geruheten; So haben ,Yir demnach angesehen solche de-
müthige ziembliche BiLt, auch die angenehmen, getreuen,
erspriesslichen und nützlichen Dienste, so der genannten
unser Oheimen und Fürsten zu Braunschweig und Lüneburg
Voreltern, und Sie selbs, weiland unsern löblichen Vorfah-
ren, Römischen Keysern und Königen, uuss und dem hei-
ligen Reich offt und dick unterthäniglich erzeigt und erwie-
sen haben, und Sie hinfüro zu künfftigen Zeiten wohl
thun mögen und sollen, und darumb mit wohlbedachtem
Muth, gutem Rath und rechtem Wissen, demselben Herzog
Heinrich dem Jüngern, als dem &ltesten, für sich und
von weg e n 0 b gen a n n t e r sei n er Ve t te r n, Erichen,
OUen, Heinrich und Wilhelmen, Herzogen zu Braunschweig
und Liineburg, die vorgenannte Fürstenthumb Braunschweig
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und Lüneburg, auch GratJschamen und Herrschafften Eber-
stein, Winssdorff, Holdermund • Wolpe und Homburg mit
allem Affter-Leben, GraffschaOten und Herrschafften , Lehen
und Affter-Lehen gehörende, und ihren Fürstl. Obrigkeiten
und Regalien, Gerichte, obersten und nie,dersten, Straffen,
Zöllen, Geleiten, Nutzen, Bergwercken, allerley Metallen,
Seutfenwerck, SaJtzwerck, Zehenden , Wildtbahnen, Landen
und Lauthen, mit allen ihren Herrlichkeiten, Würden, Frey-
heiten, Privilegien, Nutzungen und Gerechtigkeiten, wie die
genannt, und allenthalben an den obgemelten Enden ihre
Vorfordern , Fürsten zu Braunschweig und Lüneburg, und sie
bisher innengehabt , genossen, gebraucht und hergebracht
haben, nichts ausgeschlossen, so von uns und dem heiligen
Reich zu Lehen rühren, und alle andere Stück und Güther,
die ihnen von unss und dem heiligen Reich zu Lehen zu
erkennen und zu empfahen gebühren, in Gemeinschafft und
versamlnt zu Lehen gnädiglich verliehen, leihen ihnen die
auch also für sich und an statt der obgenannten seiner Vet-
tern von Röm. Keyser1. :Macht wissentlich in Krafft dieses
Bl"ieffs, was wir von Billigkeit und Rechts \-vegen daran ver-
leihen sollen und lTIögen, die nun hinführo in Gemeinschatft
und versamillt von llnss und dern heiligen Reich zu rechten
Fiirst1. Lehen zu haben) zu halten, zu besitzen und dero
zu gebrauchen und zu geniessen , als dann solcher Fürsten-
thumb, Graffschatften, HerrschafIten uud Lehen, Recht und
Herkolnmen ist, von allermänniglich unverhindert, doch unss
und dem Reich, unsern Nachkommen, und so n s t In ä n-
niglich an seinen Rechten und Gerechtigkeiten
unschädlich. Der yorgenannt unser lieber Oheimb und
Fürst, Herzog Heinrich der Jünger zu B."aunschweig, hat
unss auch darallff vor si c h und im Nah m e n 0 b b es ti lll-
te r sei ne r Ve t te r n, durch seine vorermelte gevollmäch-
tigte Räthe und Gesandten, in Krafft der schrifftlichen un-
terschiedlichen besiegelten Ge\valt llnss von Ihrer Lbd. fiir-
gebracht, Geliibdt und Eydt geLhan, nnss alss einem Rötui-
sehen Keyser getreu, gehorsanlb und gewärtig zu seyn,
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unser Bestes zu fördern und zu werben, und Arges zu wen-
den, und alles gegen unss und dem heiligen Reich zu thun,
das getreue Lehens- Fürsten ihrem Lehens-Herrn zu thun
pflichtig seyn ohne Gefehrde. Mit Uhrkund dieses Briefts,
besiegelt mit unserID Keyserl. anhangenden Insiegel. Geben
in unserm und des heil. Reichs Stadt Augspurg, am ersten
Tag des Monaths Junii, nach Christi unsers lieben Herrn
und Heilandes Geburth, funffzehen hundert und im 66sten,
unserer Reiche des Römischen im vierdten, des Hungari-
sehen im dritten, und des Böhmischen im achtzehenden
Jahren.
JI AXI I I L I AN.
v. J. v. Zasius.
All Mandatum Sac. Oaes. MaJ·estatis proprium
L. Kir c h sc h lag e r.
VI. B.
Erklerung keyser M•.\XIMILIANI des andel'enn vif die
gebet.hene Salnbtbelihunge Hertzogenn Ernestes vnd
seiner Bruder Init den anderen ihren geuetterenn
Hertzogen zu Braun. vnd Luneb. Anno 1566.
Wir MAXIMILIAN der Ander, vonn Gottes genaden Er-
welter Romischer keyser, zu allenn zeitenn mehrer des Reichs,
in Germanien , zu Hungeren, Boheimb, Dalmatien, Croatien
vnd Schlauonigenn koning ele. Ertzhertzog zu Osterreich,
Hertzogk zu Burgundi, Steier, Kar'nten, Crain vnd Wirten-
berch ete. Graue zu Tyroll etc. Bekennenn vor vns, vnd
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vnnsern nachkomenn am heiligenn Reich offentlich mit die-
sem Brietf, vnnd thun kundt menniglich alss die hoichgebor-
nenn, Heinrich der Junger Brich vnnd Ernst vor sich vnnd
seiner Liebd. brudern Philipsen vnnd Wulffgangen, Otto,
Heinrich vnd Wilhelm geuetternn vnd gebrudern alle Hert-
zogenn zu Braunscbweig vnd Luneburch vnd vndirtheniglich
zu erkennen geben habenn, das Ihre Liebd. sam b tl ich
von we i 1a nd tAl be rt e n (der gross genandt) Hertzogen
zu Braunschweig vnd Luneburch vnnd also ab uno stipite
herkemen vnd entsprossenn seien, wie die genea~
lOflia so vns derenhalben furbracht weiler auss,veisett,
vnnd Vl1S darauff undirthenigst \ersuchtt, weil von Re eh t s,
na t u r und ver w an t 11 U S S weg e n n, alle obberurte Her-
tzogenn in ein e sam b t bel eh nUll g geh 0 ren n, aber
nur ermelte Hertzogenn, Heinrich, Erich, Otto, Heinrich
vIlnd Wilhelm darino allein begriffenn , Ernst vnnd S. L.
b ru der aus s m iss u e r s ta n d t dar aus gel ass e 11 n w °r-
den seien, das wir J. L. sembtlich hirin nach notturfft zu
uersehenn vnnd nachzugebenn geruichten, das vrnb nlehrer
richtigkeiU auch einigkeitt willen, der fUfstlichenn heuselo
Braunsc}l\veig vnnd Luneburch nun hinfuro Hertzog Ern es t,
vnnd S. L. bruder in solliche sambtbelehnung ge-
zogenn werdenn, darmit die sunderliche vnnd get'ei-
lete enlpfengnus der lehenn ihren liebden vfI kunfllige
felle zu sc ha den v 11 d na c h te i 11 ni c h t ge d eu te t, noch
angezogenn werden mochte, Wiewoll wir nun I. L. mit
besunuerenn genaden ,voll geneigtt, vnnd ihren liebdenn aller-
seils was sie Jure agnationis et successionis be-
ru e ge t sei e n, gelledigst woll gonnenn , Nachdem wir aber
itziger Zeit bedenckenn gehabtt, in der empfengnus der le-
henn, vnd CorOl der Inuestitur Tl ewe run g einfuhrenn zu las-
senn, vnd darauff mehrgemelte Hertzogen durch l. L. abge-
sante Räthe, so sie bei vns, vif diesem Ietzigenn Reichsdagc
zu Augssburgk gehabtt, vns weiter undirtbenigli~henn ersu-
chen vnd bittenn lassen, das wir ihrenn liebden , sollicher
vnser erklerung genedjgsten schein vnnd verkundt mitteHenn
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wolLenn, So haben wir angesehenn ihre gehorsamb zimbli-
ehe bitte, Setzen, declariren vnnd wollenn demnach, das
die sonderliche empfengknus der lehenn der Fur-
stenthumb Braunschweig vnnd Luneburch, obbe-
rurtenn Hertzogenn zu Braunschweig vnnd Lune-
borch atc. vnnd ihren erbenn, an ihrem habendem
iure agnationis et successienis, vnnach teilich vnd
vnuerfenglich sein solle, ~Iit vrkundt diess brieffs be-
siegelt mit vnnserem kayserlichem anhangendem Insiegell,
der gebenn ist in vnnser vnnd des Reichs Stadt Augsspurgk
am ersten Telge dess -Monats Junii, nach Christi vnsers lieben
Herrn vnnd seligmachers geburt funffzehenhundert, vnd inl
Sechs vnd sechzigesten, vnserer Reich dess Romischen vnnd
Hungerischen im vierten, vnnd des Be.heimischen itn achtze-
benden jahren.
Vice et nomine Reumi Dni Dni
Archicancellarii Mogunt. etc.
f. J. ,. laslus.
:lallmillan etc.
Ad mandatum sacrae caesa~_
Majestatis proprium
Lic. IJrchsehlager Mp.
VII.
Gesammtbelehnungsacte, allen Herzogen von Braun-
schweig und Lüneburg ertheilt durch Kaiser Maximi-
lian 11. vom {!j. März 1570, mit der Declaration
Karls V. vom 19. Juni {555.
Wir MAXIMILIAN der A n nd er, von Gottes gnaden
Erwelter Römischer Kaiser, zu allen Zeiten Mehrer des Reichs,
in Germanien , zu Hungern, Behaim, Dalmatien, Croatien
vnnd Sclauonien pp. Künig, Ertzhertzog zu Oesterreich, Her-
tzog zu Burgundi, zu Brabannt, zu Steyr, zu Karnten, zu
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Crain, zu Lutzemburg, zu Wirtemberg , ober und nider
Schlesien, Furst zu Sch,vaben, Marggraff des hailigell Römi-
schen Reichs zu Burgaw, zu Märhern, ober "nnd nider
Lausnitz, Gefurster Graue· zu Habspurg, zu Tyrol, zu Ptierdt,
zu Kiburg, vnnd zu Görtz, Landgraue in Elsass, Herr auf
der windischen Markh, zu Portena\v, vnnd zu Salins pp.
- Bekhennen offenntlich mit disem Brieft' vnnd thuen khundt
allermeniglich, das vnns die Hochgebornen J u li u s, E r ich,
Otto, Hei-nrich, Wilhelm, Wolffgang vnnd Phili ps
geuettern vnnd Brüeder, alle Hertzogen zu Braunschweig
vund Luneburg, unsere liebe Oheimen vnnd fürsten, ainen
Confirmation vnnd Declaration Brieff, von weilandt dein Al-
lerdurchleichtigisten Fürsten, Kaiser Carlen dem fun tften,
vnserm lieben Herrn Vettern, Schwehern vnnd Vorfaren am
bailigen Reiche, hochmilder gedechtnus ausgangen vnnd in
sich haltendt, wie es mit empfahung beider Heuser Braun-
schweig vnnd Luneburg pp. gesambten Lehen vnnd Regalien,
jedertzeitt gehalten werden solle, pp. gehorsamblichen für-
bringen lassen, welcher von wortten zu wortten also lauttet,
"Wir Carl der Funfft, von Gottes gnaden Römi-
"scher Kaiser, zu allen Zeitten Mehrer des Reichs, in
"Germanien, zu Castilien, Arragon, Leon, beider Sicilien,
"Jherusalem, Hungern, Dalmatien, Croatien, Nauarra, Gra-
"oata, Toteten, Valentz, Galicien, Maiorica, Hispalis, Sar-
"dinien, Corduba, Corsica, Murcien, Giennis, Algarbien,
"AIgeciern, GibraHar, der Canarischen vnnd Indianischen
"lnsulen, vnnd der Terrae firmae, des Oceanischen
"Mörs, Ertzhertzog zu Oesterreich, Hertzog zu Bur-
"gundi, zu Lotrigk, zu Brabanndt, zu Steyr, zu Kärnd-
"len, zu Crain, zu Limpurg, zu Lutzemburg, zu Gel-
"dern, zu Calabrien, zu Athen, zu Neopatrien vnnd Wier-
"temberg, p. p. Graue zu Habspurg, zu Flandern, zu
"Tyrol, zu Gört,z, zu Barcinon, zu Arthoys, zu Bur-
"gunndi, Pfaltzgraue zu Henigaw, zu Holanndt, zu See-
"Iandt, zu Pfierdt, zu Kiburg, zu Namur, zu Rossilion,
"zu Ceritania, vnnd zu Zutphen, Lanndtgraff in Elsäss,
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"Marggraff zu Burgaw, zu Oristani, zu Gociani 'vnnd
"des heiligen Römischen Reichs Furst zu Schwaben,
"Catalonia, Asturia, pp. Herr in Frieslanndt, auf der
"windischen Marck, zu Portenaw, zu Biscaia, zu MoHn,
"zu Salins, zu Tripoli, vnnd zu Mecheln, pp. - Bekhen-
... "nen offenntlich mit disem Brieff, vnnd thuen ·khunndt
"aIlermeniglich - Alss vnns die Hochgebornen Hain-
"rich, vnnd Frantz Otto geuetlern, Hertzogen zu Braun-
"schweig vnnd Luneburg, pp. vnsere liebe Oheim vnnd
"Fursten vnderthenigclichen furbracht, vnnd zuerkennen
"geben, wie das bei den heusern Braunschweig vnnd
"Lunenburg, ein alter löblicher prauch ge\vesen vnnd
"herbracht, das alletzeit der Eltist des Fürstlichen Stam-
"mens die Lehen, so offt sich die Felle zuetragen, von
"einem Römischen Kaiser oder Kunig, vnnd dem hei-
"ligen Reiche, fur sich als der Eltiste, vnnd an statt
"seiner Brüeder vnnd Vettern, in das samtlehen ge-
"hörig, gesonnen, empfangen, vnnd geburliche Lehens-
"pflicht get.han hab, wie das mit vilen alten lehen-
"brieuen vnnd sonderlichen mit etzlichen Briefen, So
"weilant voser lieber h~rr vnnd Anherr, Kaiser Maxi-
"milian hochlöblicher gedechtnus) so damals den El-
"tisten Fürsten anstatt der andern, 8ambt belellenten
"Fursten gegeben, zu bescheinen, in ,velchem gebrauch
"aber verschiener Zeitt durch allerhanndt eingerissnen
"missverstantt etwas enderung eingefallen, Also das
"weilandt Erich der Elter Hertzog zu Braunschweig
"vnnd Luneburg, pp. Ir Vetter fur sich, vnnd anstatt
"sein Bertog Hainrichs, vnnd, Irer baiderseits Erben, die
"Lehen alain empfangen, vnnd weilanndt Hertzog Frantz
"zu Braunschweig vnnd LuneQurg, pp. fur sich vnnd
"seinen Brueder vnnd lrer baider Erben, aus vnserm
"Beuelche von dem Allerdurchleuchtigisten Grosmech-
"tigisten fursten Herrn Ferdinanden Rörnischen zu Hun-
,,_ "gern vnnd Behaim Königen, Ertzhertzog zu Oester-
"reich, Hertzog zn Burgundi, pp. vnserm freundtlichen
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"lieben Bruedern zu Wienn, doch vnabprüchig der
"sambtlehensgerechtigkeit belehent worden, vnnd sie
"aber nichts Hebers wolten, dann das der alte 8e-
"brauch so bis hero in empfenknus der Lehen, wie ge-
"meldet, gehalten worden, förter vnverendert beleiben
"möcht. - Vnnd vnns derwegen diemuetigclich ange-
"ruetlen vnnd gebeUen, das wir sölchen alten löbli-
"ehen geprauch, so bey empfahung der sambbtbe-
"lehnung in den Heusern Braunschweig vnnd Lunen-
"burg, von alters, als obstehet, herbracht vnnd gehalten
"worden, zu bestettigen vnnd zu Confirmirn, vnnd ferr-
"er zu declariern, vnnd zu ercleren geruechten, das
"es hinfuro darbei beleiben, vnnd also, wie von alters
"hergebracht, gehalten werden, Also das die sonder-
"liche empfahung der Lehen, dauon oben gemeldet,
"kainem .tail an seiner gerechtigkait der sambtlehen,
"preiudiciert, auch obgemelter Hertzog Frantz OUo,
"auch seine Brüeder vnnd vettern in solcher belehnung
"mit begriffen sein, In allermassen , als weren Sie
"darinnen Nambhafftig vnnd austrucklieh benennet, vnnd
"belehnet worden, vnnd wann sich konfftigclich die
"felle zuetragen, das die Sambtlehen sollen gesunnen,
"vnnd empfangen ,,'erden, das alsdann der Eltist der
"sambtbelehneten Fursten, der Heuser Braunschweig
"vnnd Luneburg, die belehen , wie sich geburet, vnnd
"von alters der gebrauch vnnd gewonhait gewesen, ge-
"sinnen vnnd empfahen solle, Des haben wir angese-
"hen sölch der gedachten vnser lieben Ohaim .vnnd Fur-
"sten, diemuetig zimblich bitt, Vnnd daruln mit wol-
"bedachtem muett, guetem Rath vnnd rechter wissen de-
"clariert vnnd erclärt, Declariern vnnd erclären auch
,,.hiemit wissentlich, in kram dieses Briefes, Also das
"es bey obberuertem alten gebrauch vnnd herkommen
"hinfuro beleihen, Vnnd wann sich kunfftigclich die
"fäll zuet.ragen, das die sambtbelehen sollen gesunnen
"vnnd entpfangen werden, das alsda'ln der Eltist der
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,;Sambtbelehenter Fursten, der Heuser· Braunschweig
"vllnd Lunenburg, die Lehen wie sich geburet, ~vnnd
"von, alters der gebrauch vnndgewonbait gewesen,
"sinnen vnnd empfahen soUen. Doch dergestalt, so
"offt sich der fall yetztgehörter massen zuetregt. das
"der Eltist die Lehen fur sich vnnd die !lndern Jüngere
"alle, so in der sambtlichen belehnung begriffeq. se~in
"wöllen, empfahe, das Er auch also ,.. von ~ilen~elben
"desshalben'G,valt einpringen, vnnd den gewondUchen
,,,Furstlicb~n Lehen Ayde erstatte, Ittern, wo sich mittler
"Zeitt, vnnd ehe sich der fall der empfengknus zue-
"trüege, begebe, das ainer von den Fursten, so vormals
"die Lehensptlicht durch sich selbst, oder durch den
"Eltisten (wie obsteht) nit gethan, an die Furstliche Re-
"gierung tretten wurde, das derselb nicht desto we-
"niger schuldig sein, solle durch sich selbst, oder durch
"seine volmechtige, in Jarssfrist, vnns oder vnsern Nach-
"kumnlen am Reich, Römischen Kaisern vnnd Kunigen,
"oder dem, so ,vir oder Sy dartzu verordnen werden,
"sölche Lehenspflicht zu erstatten, vnnd es dardurch
"disen verstandt hab, das derselb, alsdann in der sambt-
"lichen Lehenschafft nit weniger, als ob es in Zeitt
"des Eltisten Lehen empfengknus beschehen were, be-
"griffen sein, Mit vrkhundt dissz brieffs besiegelt DJit
"vnserm Kaiserlichen anhangenden Insiegel, Geben in
"vnser Statt Brussel in Brabandt, arn Neuntzehenden
"tag des Monats Juny, Nach Cristi vnsers lieben Herrn
"geburde funfftzehenhunderl vnnd im funff vnnd funfl-
"tzigisten, vnsers Kaiserthumbs im runff vnnd dreissigis-
"ten, vnnd vnserer Reiche im viertzigisten Jaren,"
Vnnd vnns daraufI diemuetigclich angerueffen vnnd ge-
betten, das wir seiner Lieb denselben Confirmation vnnd
Declaration Brieff zu ernewern t zu Confirmiern vnnd zu be-
stetten ,genedigclich gerllcchten, Des haben ,vir angesehen
sölch oberuanntes vnsers lieben Oheimen vnnd Fursten
Herlzogen Juliu~sen zu Braunschweig vnnd Lunenenburg
von sein vnnd bemelter ~e,if)ett··Lieb geuettern weegen be-
schehen vnderthenig zimblich bitte, auch die angenemmen,
steten, getrewen vnnd nutzlichen diennst, so Irer Liebden
voreltern vnnd Sy, weilandt vnsern löblichen Vorfaren, Rö-
mischen Kaisern vnnd Kunigen, auch vnns vnnd dem hei-
ligen Reiche, vilfaltig vnverdrossenlich' ertzeigt vnnd bewi-
sen haben, vnnd Sy hinfuro nit weniger ~gehorsamblich zu
thuen vrbietig sein, auch wol thuen mugen vnnd sollen,
Vnnd darum mit wolbedachtem rouett, guetem RaLh vond
rechter wissen obeingeleibten weilandt vnsers lieben Herrn
Vetters vnnd Schwehers Kaiser Carls des funtRen Brieff, mit
seinem Innhalt, genedigclich ernewet t Confirmirt vnnd be-
stettet, Ernewen, Confirmiern vnnd bestetten denselben auch
von Römischer Kaiserlicher macht volkommenhait hiemit
\vissentlich in kram dises Brieffs, was wir Inen daran von
pilligkeit vnnd Recht wegen zu Confirmirn vnnd zu bestäten
haben, Vnnd mainen, setzen vnnd wöllen, das obgeschribne
Kaiser Karls, Confirmation vnnd Declaration, Irer der Her-
tzogen zu Braunschweig vnnd Lunenburg gesambter Lehen-
empfahung halber in allen puncten, Clausuln, Articuln, Inn-
halt, Mainung vnnd begreiffungen, gantz krefftig vnnd mech-
tig sein, steht vnnd vest bleiben, vnnd gehalten, auch dar-
wider nicht gehandelt noch gethan werden solle, in kain
weis - Mit vrkhundt dUs Brietfs besigelt mit vnserm Kai-
serlichen anhangendem Illsigel, Der geben ist auf "nserm
Kunigclichen Schlossz zu Prag den viertzenenden Tag des
Monats Martij, Nach Cristi vnsers lieben Herrn geburde funtf-
zehen hundert vnnd im Sibentzigisten, vnserer Reiche des
Römischen im achten, des Hungerischen im Sibennden, vnnd
des Behaimischen im zwaivnndtzwäntzigisten Jharen. , ·
1811mlllao.
Vice et nomine R~j: dni, dni
Archicancellarij Moguntinj.
Vt. las.
Ad mandatllm sacrae Caes.a
M----tis ppm.
A. Ersenherger Vt.
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vm.
MAXIMILIANS 11. Expectanzbrief für Brandenburg
auf die braunschweig -lüneburgischen Lande
vom. iO Junius i 57LJ.
Wir MAXIMILIAN, der Ander, von Gottes g~aden Erwel-
ter Römischer Kaiser' zu allen Zeiten mebrer des Reichs,
Ion Germanien , zu Hungern, Behaimb, Dalmatien', Croatien
vnnd Slavonien e\c. König, Erlzherzog zu Oesterreich, Hert-
zog zu Burgundt, zu Brabant, zu Steier, zu Khärndten,
zu Crain, zu Lutzemburg, zu Wirtemberg , Ober:- vndt Nie-
der- Schlesien, Fürst zu Schwaben, Marggraue des heiligen
Römischen Reichs, zu Burgaw, zu Märhern, Ober- vnnd
Nieder-Lausnilz, Gefürster Graue zu Habspurg, zu Tyrol,
zu Phierdt, zu Kiburg vnnd zu Görtz etc., Lanndtgraue zu
Elsas, Herr auf der Windischen l\farkh, zu Portenau vnnd
zu Salins ete. _.. Bekhennen für vnns vnnd vnnsere Nacb-
khomen am Reich, öffentlich mit diesem Brief. - Nach dem
wir hieuor auf vnnderthenig ansuchen weilandt den Hochge-
geboren unnserm lieben Ohaim Schwager unnd Churfürsten
Markgraf Joachim zu Brandenburg mit dem Anfall an dem
Hertzogth umb Grobenhagen Allergenedigist begnadigt, da'r-
über auch Seiner Lieb gepürlichen Schein mitgetheilt -
Vnnd sich abe~ dar sider verschines der ringern 7.all Si-
bentzigsten Jahrs zugetragen, Das der Hochgeborn JuHus
Hertzog zu Braunschweig vnnd Lünenburg, vnnser lieber
Ohaim, Guatter vnnd Fürst von sein vnnd aller anderer
Hertzogen zu Braunschweig vnnd Lünenburg wegen mH den
Flirstenthllmben Braunschweig vnnd Lünenburg, wie dieselben
Ire vorfordern , Fürsten zu Braunschweig vnnd Lünenburg
vnnd Sy biszhero Inngehabt, genossen, gebraucht vnnd her-
bracht, nichts ausgeschlossen, so von vnns vnnd dem Hei-
ligen Reich zu Lehen rürret t In gemainschafft vnnd ver-
sanlblet empfangen, - Dessen sich aber der auch Hochge-
bor'n .Johann Georg Marggraf zu Brandenbl1rg, zu StetLin,
Pommern t der Ca~subell un4 .•·Wellden HerLzog t Burggraf zu
Nurmberg vnod Fürst zu Rugen t des ,heiligen Römischen
Reichs Br~z~Gämmerer. vnnser lieber Ohaim vnnd Chur-
fürs', bei vons·e&Ucber massen beschweret, mit vermel-
du.ng das' solGOO gesampte Hallndt aller Hertzogen zu Braun-
sobweig ,- ,Seiner Lieb an obangeregter anwartung zu deDa
I.{~ulllb .. Grobenhagen ,etwas präjudicials vnnd nach-
thfIillisfaUen wollte, Vnnd darauf gehorsambs v)eis gepelten,
SintemaJ· Sein Lieb gleichwohl gedachter von BrauDschweig
gesambte Belehenung. deren zwischen seiner vnnd Irer Lieb-
den verwandtnus vnnd Freundschatft halben, vngern wider-
fechten , Herwider aber auch das vnzweifeJich vertrawen zu
vuns trüegen, das wir Seiner Lieb vnnd dero Voreltern
wolerlangte Privilegien, Freybaiten· vllnd gerechtigkhaiteu t
vilmebr zu mehren, dann zu schmelern genaigt weren, Wir
geruecl)ten Seiner Lieb zu genaden' vnnd guetem vnnd In
erwegung das durch vorgelnelte aller Hertzogen zu Braun-
schweig vnnd Lünenburg versamblung, die Sachen dahin
kommen, das Sein Lieb oder Ihre Erben, ,vann Sy vnllse-
rer Begnadung an der Hertzogen zu Grobenhagen Lanndeu
etwas geniessen solten, nicht allain der Hertzogen zu Gro-
benhagen , sonnder allel" Hertzogen zu Braunschweig vnnd
Lünenburg vnnd Irer aller Erben, Thötlchen Abgang er-
warten muesten, mehr gemelte an\vartschafft, auf der Herl-
zogen zu Grobenhagen Landt allergenedigist zn erweitL()rn
vnnd Seiner Lieb vnnd deren Erben auf den fahl, Wanll
alle Hertzogen zu Braunschweig vnnd Liinenburg vl111d der-
selben Erben, für vnnd für, ODe Manliche Laibs Lehens
Erben absturben, die anwartung an aller Irer Liebdcll
Braunschweigischen vnnd Lünenhurgischen Landen, so vil
deren von vnns vnnd dem heiligen Reich zu Lehen
rüeren, zu bewilligen. - Das wir demnach guetlich angese-
hen solch Seiner Lieb vleissig piUen, Auch die getre\ven,
angenemen, nutzlichen vnnd erspriesslichen dienst, So Sein
Lieb vnnd 'veilendt dcro Vorfordern l\larggrauen vnnd Chur-
fürsten zu Brandenburg , weilendt vnnsern vorfahren am
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Reich, Römischen Kaisern vnnd Königen, vnns vnnd dem
heiligen Reioh vnnd vnnserm löblichen Hauss Oesterreich In
manigreltig weeg mit sonnderm genaigten willen vnnd gehor-
samb vnuerdrossenlich erzaiget vnnd bewisen, Sein Lieb
auch hinfüro nit weniger zu thun erpietig ist, Auch wol
tbuen mag vnnd soll. - Vnnd darumb zu desto mehrer
ergetzliohkait derselben mit zeitlichem wolbedachtem muetb,
guetem Rath vnnd Rechter wissen, gedaclitem vnnserm· lie-
ben Ohaim vnnd Churfürsten Marggraf Jotlann Georgen zu
. Brandenburg etc. vnnd Seiner Lieb MannJichen Ehelichen
leibs -Erben Diese genad vnnd Expectantz gegeben haben -
Thuen das hiemit von Römischer Kaiserlicher macht wissent-
lich In Chraflt ditz Briefs, Also, da sich vber khurtz oder
lanng zutragen ," das der Mänlich Stamm der Fürsten zu
Braunschweig vnnd Lünenburg, gantz vnnd gar abgehn
vnnd aufhören wurde, das alsdann solch Fürstenthuo1b mit
allen vnnd Jeden Jren Regalien, Graffschafften, Herrschaff-
ten , Manschafften , Lehenschatften, Herrligkhaiten, Wildt-
pannen, Ehren, Wirden , Gericbtzwengen, Schlössern, 8tet-
ten, Fleckhen, Märkhten, Dörtfern vnnd guettern, sonil de-
ren von vnns vnnd dem heiligen Römischen Reich zu Le-
llen ruert, Auch derselben aller Privilegien, Freyhaiten,
Rechten, gerechtigkaiten vnnd Zugehörungen, wie solches
obgemelte Jetz Regierende Fürsten zu Braunschweig vnnd
Lünenburg Innhaben, auf obgemelten vnnsern lieben Ohaim
vnnd Churfiirsten Marggraf Johan Georgen zu Brandenburg
vnnd Seiner Lieb Ehliche Manliehe leibs Erben oder der-
selben Erbens Erben Erblich fallen, konlmen, vnnd Jnen,
so baldt sich obgemelter fahl, obgehörter massen, zutregt,
von vnns vnnd vnnsern Nachkhomen am Reiche, vor menig-
lieh zu Rechten MannJehen verlihen vnnd zugestellt, vnnd
darüber nottürtItige Lehenbrief t wie sich gepürt, verfertigt
werden, vnnd gemelter vnnser Oehaim der Churfürst vnnd
Seiner Lieb Mannliche eheliche LeibsErben oder dero Er-
bens Erben obberüerte Fürstenthumb Braunschweig vnnd
Lünenburg mit derselben zugehörigen Grafschafften , Herr-
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schamen, Sohlössern~ ;SteUen, Fleckheu', Märckhto·n y . Dörf;;..
fern, Priviiegiell,Rechte·n, gerechtigkhaUen ,'vnnd Ztlgehörun-
gen,.· 'wieobsteet, Alsbaldt nach obangezogenem fall auff
erlanngte-vnnser oder vnnserer Nachkhommen 'am' Re,ioh
b&JehBtKrg" .eintzunehmen , vnrid damit, als vnnsern vnnd
des·: Remh8'"Aigenthumb vnridIhrem Lehen zu thuen, vnnd
za:;Gwbaled."·guet tuegvnndmaoht haben, Jnen auch auf
lJtIbetUef&eo faU ·za' Possessionobberuerts Fürstenthumbs
vDnddesseJben zugehörigen Grafschafften, HerrschaIDen,
Schlössern, SteUen, Fleckhen, Märckhten, DörtJ'ern, Privile-
:gien, Rechten vnnd gerechtigkaiten vor meniglich ODe allen
verzug oder verwaigerunR verholffen werden solle - Wir
vnnd vnnsere Nachkhomen am Reich sollen vnnd w-oJ(en
auch wider diese vnnsere Kaiserliche Zuesag vnnd Hxpec-
tanz oder derselben zu nachtail, weder ausz aigner bewegnus,
noch auf Jemants anhalten, nichts bewilligen noch autfgehen
lassen, Da es aber vielleicht aus vergessenhait oder auf Je-
mants anhalten, odel' in andere weege, wie das ware, be-
schehe, solle doch dasselbig khain Chrafft, noch macht ha-
ben, sondern nichtig vnnd von Unwirden vnnd vilgedach-
ten} vnnserm Oehaim dem Churfürsten zu Brandenburg "nnd
seiner Lieb Mannlichen Ehelichen Leibs Erben, an dieser
vnnserer Zusag vnnd Expectanz onc allen nachtail vnnd
schaden sein. Dann wir solches alles souil es dieser vnnsc-
rer Zusag vnd Expectanz zu,vider sein, angezogen oder gc-
deüUet werden möchte, Jetzt alszdann, vnnd dann als Jetzt,
für nichtig, Crafftlos vnnd vnpünuig erkennen, crcleren
dasselb auch für "nos vnnd vnnser Nachkhomcn an} Reich
aus Römischer Kaiserlicher macht volkhomenhait vnnd Rech-
ter wissen, aufheben, Cassieren, abthnen vnnd vernichten,
auch hiemit also aufgehebt, Cassiert, abgethon vnnd ver-
nicht haben wollen. - Doch Inn annder weeg vnns vnnd
dem heiligen Reiche an vnnseren Obrigkhaiten vnnd Rechten,
der Anschleg vnnd annders halben, vnnd sonnst menig9lich
an seinen gerechLigkhaiten vnuergritfen vnnd vnschedlich,
Auch also, das vilgemelter vnnser lieber Ohaim der Chur-
282
fürst zu Brandenburg vnnd Seiner Lieb Eheliche Mannliehe
Leibs Erben auf obangezogenen fall obberüerte Fürstenthumb
Braunschweig vnnd Lünenburg t sambi derselben zU8ehör~8en
Grafscbafften, Fleckhen, Märckbten, Dörfl'ern vnnd anndern
seinen Rechten vnnd gerecbtigkaiten, souil deren von vnns
vnnd dem heiligen Reich zu Lehen rueren, Wann vnnd so
offt . das zu fellen kombt, von vnns VODsern Nacbko-
men vnnd dem Reich zu Lehen zu erkennen ..nd ZQ e~­
phahen. Vnnd derwegen gewonlich Phlicht, vnnd alles ann-
ders, das sich dau,on gepurth, vnnd von alter herkommen
ist, zu thun schuldig sein sollen. - Mit vrkbundt ditz
Brieffs besigelt mit vnnserm Kaiserlichen Annbangennden Inn-
sigel. Geben in vnnser Statt Wienn, den zebenden Tag
des Monats Juny, Nach Christy vnnsers lieben Herren ge-
purdt, fünfftzehnhundert vnnd Im vier vnnd sibentzigi~ten.
- Vnnserer Reiche des Römischen Im zwefften, des Hun-
gerischen Im Aindlfften, des Beheinischen im Sechs und
Zwaintzigisten Jaren.
lIallmlllan.
IX.
Käysers FERDINANDI 11. Decretum, dass dem Fürst-
lichen Braunschweig - Lüneburgischen Reichs-Lehen
nichts zu Nachtheil 'vorgehen solle, de Anno 1625.
Demnach die Röm. Kays. Majestät, auch zu Hungarn
Böbeimb Königliche Majestät unser allergnädigster Herr, bey
diesen in dem Nieder - Sächsischen Creyss sich erregenden
iS8
Umbständen, nicht in unzeitigen Sorgen begriffen seyDd,
dass von demjenigen Fürstenthumb, Land und -Leuten, so
die Durchleuch~ige Hocbgebohrne Fürsten und Herren, Her-
tzogen zu Braunscbweig und Lüneburg, von höchstgedachter
Kays..~ Kayt. und dem heiligen Römischen Reich zu Lehen
tragen, aod anfänglich weyland Herzog OUen zu Braun-
scb'\Veig und Lüneburg, von auch weiland Ihrer Mayt. Vor-
fabren, _?1'a..,.../FridtJrtco 8ecundo, Cbristmildester Gedächt-
nUss, .Anno zwöltfbundert, fünff und dreyssig, zu 'Lehen
aujfgetragen worden, durch allerhand alienation und Ver-
äusseruDg nicht zu geringer des heiligen Röm. Reichs, und
dessen zustehenden Eigcnthumbs Schmelerung vorgenommen,
und ins \Verck gesezet, auch inskünfltlge noch weiter an
die Hand genommen werden möchten, und dann höchstge-
melter Kays. Mayt. KrafIt dero tragenden Kays. Ambts in
alle Wege obliegen und gebühre"n will, hierwider zeitliches
Einsehen und Abstellung fürzuwenden, und nichts fürgehen,
und gestatten zu lassen, was zu Abbruch dero und des hei-
ligen Reichs Lehen und Gerechtigkeit an obbemelten Braun-
schweig- und Lüneburgischen Fürstenthumben, und dazu ge-
hörigen Land und Leuten, auch zu sonderbaren Nachtheil
derjenigen, auf! welche, vermöge Lehen-Gerechtigkeit, künff-
tig dieselbe derivirt und fallen würden, gereichen möchte;
Als haben höchstgedachte Kays. Mayt. unser allergnädigster
Herr, damit obbesagte Braunschweigische Lüneburgische Für-
stenthumb und deroselben zugehörige Land und Leute in
ihrer Inte'grität verbleiben, sie alles dasjenige, so gedachten
Lehen zu Nachtheil alienanao, oder in andere \Vege fürgan-
gen, oder inskünffiig vorgehen, auff was Weise es auch ge-
schehen möchte, aus Kays. Maj. Macht und Gewalt jezt als
dann, und dann alsjetzt, gäntzlich cassiret, auffgehebet, null,
nichtig, und ungültig erkannt und gesprochen, ihnen auch
solches hiemit und in Krafft dieses Ihres Kays. Decrets, VOf-
behältlich derjenigen Straffen, in welchen, den Lehen-Rech-
ten nach, diejenige fallen, so ohne d~s Lehen-Herrens Con-
sens d·ie Leben zn alieniren sieh unterstehen dörtfen, Im
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Fall aber jemand etwas von obbesagten Lehen, unter dem
Fürwand und Titul, dass es Allodial-Güter wären, davon zu
eximiren gedächte, ist demselbigen solches ordentlich auszu-
führen, und den Titul den ,Rechten gemäss zu ediren vor-
behalten. Signatum zu Wien unter Ihrer Kays. Kayt. auf-
getrucketen Secret-Insigul den 9. Ju1ii Anno. t 6iö.
(L. S.)
Peter HelDri~h ,eD ·Stnl••rf.
Johann Söldner. D.
x.
Vergleich, welcher zwischen König Georg 11. lInd
Herzog earl wegen der zu nemenden Belehnung mit
dem Herzogthum Brenlen und Fürstenthum Verden
geschlossen ist. d. 3. 1739.
Kund und zu wissen sei hiemit: Nachdem in dem
Durchlauchtigst~n Gesammt- Hause Braunsch,veig und Lüne-
burg seit wenig Jahren, eine unverhoffte Misshelligkeit dar-
iiber entstanden, dass, als in denen von denen Durcblauch-
tigsten Herzogen Wolfenbüttelscher Linie ausgestellten Voll-
machten, zum Behuf der von Sr. jetztregierenden Königli-
chen Majestät von Gross-Brittannien und .Chur Fürstl. Durch-
laucht zu Braunschweig Lüneburg, als dermaligen Seniore, '
nach Absterben Weyl. Sr. DurchI. des Herrn Herzog Fer-
dinand .A.lbreckt zu nehmenden, und bis daher noch rück-
ständigen Braunschweig-Lüneburgschen Gesammt-Belehnung,
der Herzogthümer Lauenburg , Bremen und Vehrden, Nah-
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nientlich gedacht worde 0, solche Vollmachten in der Maasse
Chur - Brannschweigscher Seits ,nicht angenommen werden
wollen nnd daher Fürst. Braunschweigischen Theils die In-
tenUo darauf, dass diese Herzogthümer w a h re Kai s er I.
Reic bs-Gesa mm t-Le hoa des Dur eh lauch &i gsten
Gesa'mmt-Bauses Braunschweig-Lüneburg seyn,
und~ daber,o z-u denen Seniorats-Belehnungen ge-
hör eO;1 8 esetz e t,~Chur - Braunschweigschen - Theils aber
Singukwitaa tituli QCguisitionis, und dass dahero solche
Lebne nicht zu denen Seniorats - Belehnungen gehören, an-
geführet worden; Und dann beyde Hohe Theile nicht nur
darin mit einander votlkommen verstanden sind, dass, de-
nen Erb-Verträgen ihres Hauses gemäss, a 11 e der gl eie h e n
Nova acquisita und in futurum acquirenda,
sog lei c h des Dur chI aue h t i g s te n Ge s a rn m t - H a u-
ses G es a 01 rn t - L ehe n wer den, sondern auch wohl
eingesehen haben, dass Deroselben wahres gemeinsames In-
teresse, nebst der Anverwandtschaft, anrathe, in gutem freund-
schaftlichem Vernehlnen nlit einander zu stehen, und solches
in allen und jeden Angelegenheiten, Inhalts der Erb-Verträge,
bestmögliehst zu unterhalten, Höchst-Dieselb.e auch zu Er-
reichung dieses Endzwecks, und Hinwegräumung alles des-
sen, was selbigem hinderlich seyn könnte, sich einander
mit gleicher Begierde entgegen gegangen;
Dass dannenhero unter Göttlicher Verleihung, und auf
zugelegte gütliche Handclung, z\vischen vor Höchstgedachtenl
dorn Aller-Dllrchlauchtigstem, Grossmächtigstem Fürsten und
Herrn, Herrn G e 0 r g dem Andorn, Könige von Gross-Britta-
nien) Frankreich, und Irrland , Beschützern des Glaubens,
Herzogen zu Braunschweig und Lüneburg, des Heil. Römi-
schen Reichs Ertz - Schatz -l\leistern und Chur Fürsten pp,
an einer) und dem Durchlauchtigsten Fürsten und lIerrn,
Her,rn Ca r 1 , jetzt regierenden Herzoge von Braunsch\veig-Lü-
neburg etc. etc. als dermaligem Haupte ihres Hauses, an der
andern Seite, sämnltlich vor sich, ihre Folger an der Regierung,
auch Erben und Nachkommen, obgedachter Differenz halber
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nachfolgender Freund - Vetterlicher Vergleich geschlossen
worden.
t.
Declariren und bezeugen Se. KöoiglicheMajestät· von
Gross-BrUtannien und Chur-Fürstl. Durch), zn Bratlnscbweig~
Lüneburg hiedurch zuförderst nochmals, dass', soviel~en
bisherigen Vorgang betrift, Höchst Dieselbe die Absicht nicht
gehabt haben, das Fürstl. Wolfenbüttelsche Haus a n der
ge sam In te n Ha n d und eventualen Lehn-Folge, und dame,
was da zug e hör i g, in besagten Herzogthümern Lallen-
burg, Bremen und Vehrden, wie solches durch die Er'b-
Verträge, insonderheit den wegen Sachsen - Lauenburg de
dato st ratificato den ~ 7. und 25. Januar i 706 imgleichen
dem vom fOt December t636 §. t6*) und durch die Kaiser-
liche Lehn-Briefe und Resolutiones festgestellet , zu benach-
theiligen , n 0 ehe in e n w ü r k I ich e n re eil e nUn te r-
schied, von was Ahrt oderEffect der immer seyn
könn te, unter den sämmtlichen Braunschweigi-
sehen Lehen einzuführen, noch auch das Jus und den
Effectum Senii, wie solche in denen Erb-Verträgen und der
Sanctione Oarolina de Anno ~ ööö festgestellet sind, in dem
geringsten zu alteriren. Höchstdieselbe sind auch
2.
Damit gäntzlich einig, dass das Herzogthum Lauenburg
in der von dem jedesmaligen 8eniore des Durchlauchtigsten
GesammL-Hauses zu nehmenden Belehnung, beständig bleibe
und gelassen werde.
3.
Geben Se. des regierenden Herzogen Durchi. Kraft die-
ses zu, und lassen Ihro aus vor Sr. König1i~hen llajestät
habenden Verehrung, und zu Erhaltung Dero Königliche
Gewogenheit, gefallen, dass die Herzogthiimer Bremen und
Vehrden, von der Kaiser!. Reichs - Gesammt - Belehnung des
*) Im Original steht unrichtig Juni 1706 U. 16. Decbr 1636.
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Senioris DomUIJ solchergestaU eximiret und ausgenommen
seyn sollen, dass künftighin solche von Seiner Königlichen
Majestät und dero Nachfolgern an der Regierung des Chur-
Fürstenthums zu Lebn empfangen werden, demenach dann
ferner nachdem Kaiser). Majestät zu Dero allergnädigsten
Lehnsherrlichen GenehmhaUung und Approbation beyde hohe
. ,T·beile von diesem Vergleich die Anzeige zu Ihun sich ver-
einbaret haben, des regierenden Herzogen Durcht. behuf
dessen, was in diesem Articulo also verglichen worden, sich
erklären und verbinden, die bey dem Kaiserl. Reichs - oof-
ralh ad acta angenommene anfangs gedachte Lehns- Voll-
machten zurück zu begehren, und Seiner Königlichen Ma-
jestät Geheimen-Räthen zu Hannover nunmehro andere die-
seln Vergleiche gemässe und gefasste Volmachten zukommen
zu lassen.
4.
Gleich wie die beregte beyde Herzogthiimer Bremen
und Vehrden ausser der jetztgedachtermaassen verglichenen
und nunmehro auf einer biossen Formalität beruhenden se-
paraten Lehns-Empfängniss, sowohl ratione J·uris et effec-
tus Senii, als auch sonsten ,vegen Lehns - Qualität an sich
selbsten, imgleichen 1~atione ordinis, modi et J·uris succe-
dendi denen übrigen Braunschweig-Lüneburgischen Kaiser-
lichen Reichs Gesammt- Lehen gleich zu achten sind, und
gleich geachtet, auch in solchen Herzogthümern, in Anse-
hung des Kirchengebets und der Homagial-Pflichten es eben
so gehalten werden solle, wie eine Linie des Durchlauchtig-
sten Hauses in dero La nden gegen die andere Linie solches
hält, und die Verträge es erfordern; Also sind auch
ö.
Seine Königliche Majestät willig und bereit, die auf die
Ac([uisition solcher Herzogthümer gewandte und beyeineln
etwanig künftigen in Gottes Händen stehenden, nach Ab-
gang dero Männlichen Starnmes erfolgenden Anfall, nach
288
MassgebuD8 schon: angezogenen Brb- Vertrages, der wegen
der, Bram - und .Vebrdiscben B.elebnung uof,erm t.. April
.t 73 t ergangenen Kaiserlichen Resolution und derer von der
Herzoglich WolfenbüUelschen Linie. 473·1 aUSlß.stell&en Re-
verse, von jetzt Hochgedachter Linie .. an Sejnel.öDigijc~:M.....
jestät.AUodial- Erben zu erstattenden KosteoC)hne-A~~
Jiquidiren, und einem oder mehreren dazu zu .. ernennendep
Bevollmäohtigten die dahin gehörige Quittungen und Belege
originaliter vorlegen zu lassen.
6.
Haben heyde hohe Theile sich überhaupt einer gegen J
den andern reciproce dahin erklähret, dass ferner vorjetzo
und künftig zu e\vjgen Zeiten kein Unterschied zwischen
den Braunscheig-Lünehurgschen Lehnen statuirt und gemacht,
sondern vielmehr wie alle jetzige, also auch künftige Lehen,
wcJche die eine oder die andere Linie des Durchlauchtigsten
Hauses qu.ocunque vel communi vel singulari titulo, ac-
quiriren rnögte,' denen Erb-Verträgen geln~is, und in deren
Ordnung pro acquisitis vor das ganze Haus gehalten und
eodem J·ure et eadem qualitate Gesammt - Lehne des Ge-
sammt-Hauses, wie die übrige bleiben und seyo, und, ausser
Bremen und Vehrden, von dem jedesmaligen Seniore zu
Lehn empfangen werden so} len. Zu welchem Ende
7
Die in dem Durchlauchtigsten Cesammt-Hause subsisti-
rende, zum Thei! schon oben angezogene Erb - Verträge, in
specie von ~ 636 und Reversales, sowol hierinnen als auch
in Ansehung der vor das purchlauchtigste Gcsammt- Haus
versehenen und gehörigen jedesmahligen Acquisitionen hiemit
ausdrücklich und dermassen, als ob sie wörtlich eingeführet
wären, suh ltypotkeca o'lnnium lJonarum bestätiget und ag-
nosciret worden; Und wie übrigens
8.
heide hohe Paciscentes diesen mit Ihren \Vissen und
Willen von denen Ihrigen verhandelten Vergleich, wovon
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demnächst zwey Orlginalia verfertiget und gegen einander
ausgewe?hselt werden, als" einen ver bin d li ehe n Hr b-
und Haus-Vertrag und Regulamfuturi, obnverbrüchlich
und getreulich balten, auch von Ihren Erben, Nachkommen
und. Folgern- an der Regierung und Landen gehalten wissen
wQJleo; " Also". halr ein jeder ~oher TheiJ zu Urkund dessen
e.iuOriginai- eigenbälldig un&enrobrieben und besiegeln lassen.
So geschehen von Uns (Jarl eUJ. in Unserer Vestung
WoJfenbüttel den f 4. Novembris f 739.
tJarl H. z. B. u. L.
v. Cramm.
•Yerenissimi (des Herzogs Karl Wilhelm FCI'dinand als
des Senior domus) Lehns-8innung an Jhro Rönlisch
KayserJ. Maj. über die ReichsJehne des durchl. Ge-
samnlthauses Braunschweig - Lünebllrg.
Allerdurchlauchtigster etc.
Das nach dem unerforschlichen Rathschlusse ues Höch-
sten erfolgte Ableben des weyland Allerdurchlauchtigsten.
Grosluächtigsten und Unüberwindlichsten Rörnischen Kay-
sers und Herrn, Herrn Leopold des Zweiten, Glorwürodig-
sten Andenkens, legt mir, dem Herkommen nach, die Pflicht
auf, das von Ew. Kayserl. Maj. und dem heiligen RÖolischen
Reiche lehnrührige Hertzogthum Braunschweig - Lüneburg
samt den dazu gehörigen Fürstenthülnern, Graf- und Herr-
shafften t wie auch das HertzogthluU Lauenburg für Mich und
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Meine in- der Mitbelehnschafft stehenden Bruder und Vettern,
sämtliche Hertzoge zu Braunschweig -Lüneburg aUerunter-
thänigst hinwieder~m zu gesinnen und zu empfabeu. Icb
lege daher, Ew. Kayserl. Maj, meinen alleruntertbänigsten
Wunsch und Bitte-, dass es Allerhöchstdemselben allergnä-
digst gefallen möge, meine Lehns - Muhtung für Mich und
Meine Lehns - Verwandte wegen allerunterthänigst gedachten
Reichslehne , wie solche zu gebührender Zeit hiedurch ge-
schiellet, in Gnaden anzunehmen und die allergnädigste Reichs
Oberhauptliche Belehnung darüber zu ertheilen, zu Aller-
höchstderoselben Füssen. Ich schätze mich glücklich Ew.
Kayserl Maj. hiemit die Empfind ungen der tiefsten Devotion
und der Pflichtvollesten Gesinnungen wiederhohlend darlegen
zu können, die ich bey Allerhöchstderoselben glorreichsten
Thronbesteigung in meinem allersublnissesten Glückwunsche
Ew. Kayserl. Maj. bereits zu erkennen zu geben mir in Un-
terthänigkeit die Erlaubtnis nehme.
Ich würde auch schuldigst nicht verfehlen, uni Aller-
höchstgefällige Anberaumung der Zeit und Mahlstatt zur
würklichen Ertheilung solcher Kayserl. feyerlichen Belehnung
Allerhöchstdieselben schon jetzt allergehorsamst anzurufen,
wenn nicht' zu meinem schmertzhafftesten Bedauern diejeni-
gen Rechtserheblichen Behinderungen und Umstände noch
fort\vährend obwalteten, die Mich und andere Meiner Alt-
:Fiirstl. Reichs-Mitstände von der Genügung einer, jedem ge-
treuen Reichs - Vasallen so theuren als unverletzlichen Pflicht
zurückhielten und welche Allerhöchstdero vere\vigten Herrn
Vorwesers, Kaysers Joseph des Zweiten Majestät Glorwür-
digsten Gedächtnisses, zu seiner Zeit von verschiedenen
Meiner Reichs - Mit - Stände im Jahre 4767 *) allergehorsamst
vorstellig gemacht sind.
*) Hiermit ist das Promemoria gemeint, welches die altfürst-
lichen weltlichen Häuser im Jahre 1767, jedes insbesondere, zu-
Wien übergeben liessen. Man findet es in J. J. Moser's Trac-
tat von der teutschen Lehensverfassung S. 296.
241
Bey diesen so legalen als Actenkundigen Umständen und
Verhältnissen, die zum Theil allererst aus den erwünschten
Würkungen des ~ 7 Art. §, ~ 7 *) Allerhöchstderoselben Kay-
serl. Wahl- Capitulation ihre Reichs- Grundgesetzmässige Er-
ledigung erwarten., halten E\v. Kayserl. Maj. es l\'1ir zu Gna-
den, wenn ich allerdevotest bitten mus, bis zur bevorstehen-
den Wegräumung der angezielten Hindernisse, die würkliche
(eyerliche Empfahung Meiner vorerwähnten altfürstl. ~eichs­
lehne vor dem Kayser!. Thron, einstweilen hinaus zu setzen,
im mittels! aber diese Meine allergehorsamste Lehns-l\lu-
thung allerhuldreichst aufzunehmen und da~über Mir einen
gewöhnlichen Muhtschein ertheilen zu lassen.
Geruhen Ew. Kayser!. Maj. allergnädigst versichert zu
seyn, dass ich alles dasjenige, was Mir dieser Lehns-Em-
pfängniss halber, den Reichs - Gesetzen und dem Herkom-
men nach, gebühren wird, zu leisten nicht ermangeln, und
unter <l,en. heissesten Wünschen für die allerbegJückteste
Erhaltung Ew. Kayserl. Maj. und .Höehstderoselben glorrei-
chen KayserL Regierung bis .auf die spätesten Zeiten, mit
aller, einem getreuen Reichs - Fürsten und Vasallen oblie-
genden schuldigen Lehnstreue in unverbrüchlichster Devo-
tion Zeitlebens beharren werde
Ew. Kayserl. l\[aj. ete.
C. 'V. F. Hrzg.
M. F.
Braunschweig, den ~ 7. May 1793.
Es erfolgte hierauf folgendes Reichshofraths - Conelusunl :
Lunae 2. September 1793.
Zu Braunsch\veig und Lüneburg Herr Herzog earl \Vil-
helm Ferdinand zu Braunschweig proprio et agnatorum
nomine suo dato 17. Mai etpraes. 47. Juni a. curr. über-
reichet in litter1:s ad Imperatorem 'durch Matolay allerun-
.) Muss heissen Art. XVII. §. 19, oder nach der letzten 'Vahl-
capitulation, Art. X"VII. §. 10.
16
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tenhänigste req_tionem IMi,. anftezo petitQ, pro im-
pertienda desuper recognitione.. .
[mo, PO'fl,a!Mr des Herrn .Herzogs zu Brauoschweig
-- und Lüneburg in litteriB adIlnpertltorem be...
schehene allerunterthänigste, LehensrequisUion
ad acta.
lIdo, Detur desuper petitU8 eztractU8 protoaolli.
- J. N. v. Sebwah.Ia•••eD.
XII.
19Batische Disposition von 1831.
Wir von Gottes Gnaden WILHEl"M der' Vierte, Kö-
nig des vereinigten Reichs G-rossbritannien und
Irland, auch König von Hannover, Herzog zu
Braunsch'weig und Lüneburg ete. ete. ete. und
Wir, von Gottes Gnaden WILHELM Herzog zu Braun-
sehweig und Ltineburg etc. etc. ete. rügen
hiemit zu wissen:
Nachdem W·ir, als die hiezu berechtigten Chefs der äl-
teren und jüngeren' Linie des Durchlauchtigsten Hauses
Braunschweig - Lüneburg zur Feststellung der Regierungs-
Verhältnisse im Herzogthume Braunschweig die der deutschen
Bundesversammlung am zehnten März dieses Jahrs überge-
bene Anordnung berathen und getroffen haben, welche wört-
li eh folgendermassen lautet:
"Seine Majestät der König von Grossbritannien und
Hannover und Seine Durchlaucht der Herzog Wilhelm
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von Braunschweig - Lünebltl·g - Oels t durchdruugen von
der Noth\vendigkeit, die Regierungs - Verhällnisse der
He~zo8lich - Braunschweigschen Lande defiuitiv fest1.u-
stellen, und in Gemässheit des Beschlusses des Durch-
lauchtigen Deutsohen Bundes vom !ten Decenlber
,
t 830 haben, auf vorgängige Berathung, nach den Be-
stitnmungen der Herzoglich - Braunsch,veigscheu Haus-
gesetze und des Herkommens, die nachfolgende Anord-
nung getroffen:
Art. 1.
Seine Majestät der König VOll Grossbritalluien und
Hannover ,- durch die, dem Durchlauchtigen Deutschen
Bunde bei der Fassung des oberwähnten Beschlusses
vorgelegenen notorischen Thatsachen, so wie durch die
Ergebnisse einer deshalb angestellten Untersuchung, zu
der reiflichen Ueberzeugung von der absoluten Re-
gierungsunfähigkeit Seiner Durchlaucht des Herzogs
earl von Braunschweig - Lüneburg gelangt, erklären
hierdurch, dass die Regierung im Herzogthum Braun-
schweig als erledigt anzunehmen sey.
Art. ~.
Seine Durchlaucht der Herzog \Vilhclol VOll Bl'auu-
schweig - Lüneburg - Oels treten dieser Erkläruu~ in
ihrem ganzen Umfange bei.
Art. 3.
Seine Majestät der König von Grossbri~lluien und
Hannover, und Seine Durchlaucht der Herzog Wil-
helm von Braunschweig-Lüneburg-Oels erklären ferner,
dass ·die, durch diese absolute Unfähigkeit des bishcl'i-
gen recbtolässigen Regenten als erledigt zu betrach-
tende Regierung des Herzogthums Braunschweig nuu-
mehr, unter Aufrechthaltung der über die Primoge-
nitur in dem Fürstlichen Hause Braunschweig - W01-
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renbü\tel bestehenden Verträge und des Pactl H6ftrico.
Wilkelmiani, so wie der -auf solchen sich 'gründtmden
Successions-Rechte, definitiv- allf Seine· DureblalR'ht den
Herzog 'Vilheim von Braunschweig ~Lfineburg - Oels, in
Böc'hst ihrer Eigenschaft als nächster -Agnat, mit allen
verfassungsmässigen Rechten und Pflichten eines re-
gierenden Herzogs von Braunschweig übergegangen sey.
Art. 4.
Seine Durchlaucht der Herzog Wilhelm von Braun-
sohweig - Lüneburg - Oels übernehmen demnach die
Höchstibnen anheim gefallene Regierling der Herzoglich-
Braunschweigschen Lande, unter de.r, im §. 79 der
er,neuerten Landscha ftsordnung für das Herzogthum
Braunsohweig, d. a. Garlton - HOUS6 den 2ö. April
f 8·10., enthaltenen Bestimmung; auoh werden Höchst-
dieselben, nach Erfüllung dieser landesgesetzlichen Ver-
pOichtung, die Huldigung der Unterthanen ",in gewöhn-
licher Form empfangen, imgleichen von sämmtlichen
Civil- und Militär - Behörden und Beamten, unter Auf-
hebung aller früheren Verpflichtung derselben, gegen den
Regierungsvorfahren , den Diensteid entgegen nehmen.
Art. ö.
Durch eine gemeinschaftlich niederzus~tzende Com-
mission soll für Seine Durchlaucht den Herzog Carl von
Braunschweig - Lüneburg eine, den Landes - Einkünften
angemessene, .möglichst standesmässige Sustentation,
jedooh unter Berücksichtigung des in Höchstdesselben
Händen bereits befindlichen Staatsvermögens, ausge-
Inittelt werden; sowie auch auf eine verhältnissmassige
Erhöhung des fraglichen Beitrags für den Fall einer et-
waigen aus legitimer und standesmässiger Ehe ent-
sprungenen Descend~nz Höchstdesselben , demnächst
Rücksicht genommen werden wird. U
so haben Wir dessen zur Urkunde das gegenwärtige Docu-
ment auszuferl.igen befohlen, solches mit Unserer eigenhän-
(L. S.) "Ilhel. Hzg.
v. S chi e i 11 i t z.
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digen Unterschrift vollzogen. ~~d demselben Unser Staals-
siegel anhängen lassen.
S~ ,ge~cbebenWind8o,,· Oa.~tle, den Vier:. und. z\Vanzig...
ten Octob~~ Eintausend Achthun.dert Ein und Dreissig und
Brau n s c h w e' i g de~ aohtzehnten December Eintausend
AohthuncJert Ein und' Dreissig.
(L.S~l ,1ftIU.. B.:,
L. v. O.fD p ted a.
Nacbdepl, di,e U;G,terzeichneten in den vorstebenden
V0l1. Seh:~er. KÖQ.i,gli~~e~,Majestät im Einverständniss mit Sei-
ner Durc,~laucht dem, Herzoge vo.u Braunschweig für das
Beste des Durchlauchtigsten Hauses ge~roffenen Anordnung~n
einen Beweis Allerhöchst- und Höchst-Ihrer Fürsorge für
das \vahre 'Vohl desselben mit Dank anerkennen müssen;
so haben Sie nicht unterlassen wollen, solches, wie hiedurch
geschiehet, durch Ihre ausdrückliche Erklärung, mittetst Ih-
rer eigenhändigen Unterschrift und beigedruckten Wappens
feierlich zu bezeugen.
So geschehen London den 26. October t 83 t • und
Haullover den 4o. December t 83 t •
(L. S.) Erost. (L. S.) Algostls frederlk. (L. S.) Adolphus.
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xm.
Königliches Hausgesetz für das Königreich Hannover.
- Brighton, den 49. November f 836.
'Vir WILIIE~M der Vierte, von GottesGnaden König des
vereinigten Reichs Grossbritannien und Irland etc.,
auch König von Hannover, Herzog zu Braunschweig
und Lüneburg etc. etc.
haben in Erwägung, dass die seit Auflösung der deutschen
Reichsverfassung \vesentlich veränderten Verhältnisse der
l\'Iitglieder der deutschen regierenden Häuser zu ihrern Ober-
haupte und nunmehrigen Souverain einer nähern Bestim-
mung bedürfen;
in Erwägu.ng ferner,
dass die in. Gefolge der Einführung des Staats-Grundgesetzes
in .Unserem Königreiche Hannover angeordneten neuen Ein-
richtungen im Staatshaushalte eine Revision des Apanagell-
wesens eben so sehr erfordern, als solche neben anderen
\vichtigen Bestimmungen auch insbesondere für den Fall
unerlässlich erscheint, dass eine Trennung der Krone Han-
nover von der Grossbritannischen einträte;
. beschlossen, nach vorgängiger sorgfältiger Prüfung der
älteren I-Iausverträge und auf der Grundlage derselben ein
Königliches Hau s g e set z für das Königreich Hannover zu
errichten, in demselben unter Berücksichtigung alles An-
wendbaren, veraltete Ordnungen aufzuheben, neue Vorschrif-
ten an deren Stelle zu setzen und überall künftigen Zwei-
feln und Irrungen möglichst vorzubeugen.
Wir verordnen daher nnd zwar, so weit es das Durch-
lauchtigste Gesammthaus angeht, im Einverständnisse mit
Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Braunschweig, auch,
so viel die zur ständischen lUitwirkung geeigneten Puncte
betrifft, unter verfassungsmässiger Zustimmung Unserer ge-
treuen Stände des Königreichs Hannover, wie folgt:
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Drittes Capitel.
Vom Thronfolge-Rechte.
§. 4.
Die Fähigkeit zur Thronfolge setzt Gemeinschaft des
Bluts und die Geburt aus rechtolässiger, ebenbürtiger und
hausgesetzlicher Ehe voraus.
§. i.
Als ebenbürtig werden diejenigen Ehen betrachtet, wel-
che Mitglieder des Hauses ent\veder unter sich abschliessen,
oder mit Mitgliedern eines andern souverainen Hauses, oder
aber rnit ebenbürtigen Mitgliedern solcher Häuser ,welche
laut Art. t &. der deutschen Bundes- Acte den Souverains
ebenbürtig sind.
§. 3.
Hausgesetzlich geschlossen ist die Hhe, welcJle \'on
einem Mitgliede des Hauses mU des Königs förmlich ertheil-
ter Einwilligung geschlossen ist.
§. 4.
Die Beurtheilung der Frage, ob Gründe, die Einwilli-
gung zu versagen, vorhau den sind oder nicht, steht dem
Könige in jedem Falle ausschliesslich zu.
§. 5.
Die Einwilligung wird in einer schrißlichen Urkunde
ertheilt, welche von dem Könige eigenhändig vollzogen und
mit dem Staatssiegel , sowie mit der gewöhnlichen Contra-
signatur versehen ist.
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§. 6.
Eine Ehe, welche ohne förmlich erfolgte Einwilligung
des Königs eingegangen ist, überträgt auf die darin erzeug-
ten Kinder weder ein Successionsrecht noch die Befugniss,
sich des Ranges, Titels und \Vappensdes Hauses zu bedienen.
§. 7.
Ohnedies sind die Prinzen und Prinzessinnen des Hau-
ses verbunden, zu den Ehen, welche sie einzugehen beab-
sichtigen, die Einwilligung des Königs nachzusuchen, welche
übrigens bei ebenbürtigen Ehen ohne ehva eintretende be-
sondere Gründe nicht versagt ,verden wird.
§. 8.
Die in den vorstehenden §§. 3-7. enthaltenen Vor-
schriften haben für heide Linien des Braunschweig-Lüneburg-
sehen Gesammthauses, in Hinsicht auf dessen zum Deut-
schen Bunde gehörende Besitzungen, unabänderliche Gültig-
keit, Kraft des von'beiden regierenden Herren unterm i 4sten
und f 9ten October f 83 f errichteten und hiedurch seinem
ganzen wesentlichen Inhalte nach in das gegen,värtige Ge-
setz aufgenommenen Familiengesetzes.
§. 9.
\ W~nn der König eine ungleiche Ehe einzugehen be-
schliessen sollte, so wird Er solche für morganatisch in einer
doppelt auszufertigenden Urkunde erklären, ,velche vom Kö-
nige eigenhändig vollzogen, mit der Contrasignatur . des Ge-
sammt-Ministerii versehen und in des landesherrliche Archiv,
wie in das Archiv der allgemeinen Stände- Versamlnlung
niedergelegt wird. .
·Viertes Capitel.
Von der Ordnung der Thronfolge.
§. f.
Die Krone des Königreichs Hannover vererbt auf ein
einziges Haupt nach dem hausgesetzlicheu Grundsatze der
Untheilbarkeit und Primogenitur.
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§. I.
Sie vererbt im Braunschweig-Lüneburgischen Gesammt-
hause, und zwar zunächst im Mannsstamme dei· jetzigen
Königlichen GesammtJinie. Die Ordnung der Thronfolge ist
die reine Lineal- Erbfolge nach dem Rechte der Erstgeburt.
Erlischt der Mannsstamm der jetzigen Königlichen Gesammt-
linie, so gebt die Krone, mit Ausschliessung jeder weibli-
chen Thronfolge, auf den Mannsstamm der jetzigen Herzog-
lich -Braunschweig - WolfenbüUelschen Linie, und zwar auf
den regierenden Herzog über, und kann eine Trennung der
soJchergestalt wiedervereinigten . Gesammtlande des Hauses
niemals wieder Statt haben.
§. 3.
E;benmässig gebt das Herzogthum Braunschweig, ,venn
der ManDsstamrn der Herzoglich-Braunscbweig-WolfenbüUel-
sehen Linie früher ausstürbe, mit Ausschluss jeder weibli~
ehen Thronfolge, auf die Königliche Mannslinie , und zwar
auf· den regierenden König über, und kann eine abermalige
Trennung der wiedervereinigten Gesammtlande niemals wi~­
der Statt haben.
§. 4.
Wenn der Fall einträte, dass der Mannsstamm des Ge-
sammthauses Braunschweig - Lüneburg erlöschte, möge nun
die Königliche Mannslinie oder die Herzoglich-Braunsch,veig-
W olfenbüUelsche die zuletzt erlöschende seyn, so geht die
Thronfolge, in Gemässheit des ursprünglichen Erb-Lehnbrie-
fes Kaiser Friedrichs 11. vom Jahre i i 35 auf die weibliche
Linie ohne Unterschied des Geschlechts in der Masse über,
dass mit Ausschluss jeglicher Regredient-ErbschaR allein die
Nähe der Verwandtschaft mit de~ zuletzt regierenden Kö-
nige, und bei gleichem Verwandtschafts - Grade, das Alter
der Linie, und in der Linie das persönliche Alter den Vor-
zug giebt. Es tritt aber bei der Descendenz des neuen
alsdann regierenden Königlichen Hauses sofort mit dem
17
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Bechte der Erstgeburt und· der Lioeal- Erbfolge auch der
Vorzug des Mannssta~~~,_ w:ied,r."e~Q.
' .
.Um jeden 'Zweitel über die Ordnung der' Thtöri'tolge
unter .den jetzt lebenden Mitgliedern des Gesalnmtha~e~
Braunschweig-Lüneburg zu beseitigen, setzen Wir ... hiemtt,
in 'Uebereinstimmung mit den in diesem und im vorigen
Oa'pitel aufgefiihrten Bestimmungen, noch überdies ausdrück-
Uch fest, dass auf den Fall Unseres, des regierenden Kö-
nigs, Ablebens ohne successionsfähige männliche Leibes-Er'-
ben, die Thronfolge im Königreiche Hannover zunächst auf
Uns e ren Herrn Bruder, den Königlichen Prinzen ErBst
August, Herzog von Cumberland, und dessen Mannsstamm
vererbt werden; wenn aber auch dieser ausginge, auf U ß-
se ren Herrn Bruder, den Königlichen Prinzen AIl8ust 'rle-
d,lch, Herzog von Sussex, für seine Person, eventuell aber
auf dessen Mannsstamm aus einer etwa künftig einzugehen-
den ebenbürtigen und hausgesetzlichen Ehe; wenn aber'
auch dieser Mannsstamm ausginge, auf Uns e ren Herrn
Bruder, den Königlichen Prinzen Adolph 'rledrieh, Herzog
von Canlbridge, und dessen Mannsstamm ; wenn endlich
auch dieser ausgehen sollte, die Krone an des regierenden
Herrn Herzogs Wilhelm von Braunschweig Durchlaucht fal-
len sotl.
§. 6.
Die Prinzessinnen des lIauses haben nach vollendetenl
sechzehnten Jahre und jedenfalls vor ihrer Verlßählung Ver-
zichts - Urkunden auszustellen, in welchen sie für sich und
ihre Erben der Staats-Succession bis auf den. ledigen Anfall
entsagen, nicht minder erklären, dass sie für sich und ihre
Erb~n in Hinsicht auf diePrivaterbschaft ein Mehreres nioht
in Anspruch nehnlen, als ihnen dieses Hausgesetz ausdrück-
lieh zuspricht,
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Dieses ausgestellten Verzichtes ist in den Ehepacten
der Prinzessinnen zu erwähnen.
Wir erklären dieses Hausgesetz für allgemein verbind-
lich, sowohl für die Mitglieder Unseres Hauses. als für alle
Einwohner Unseres Königreichs t und ist solches durch die
Aufnahme in die Gesetz-Sammlung des Königreichs zu pu-
bliciren.
So geschehen Brignton, den neunzehnten November
im Jahre Eintausend achthundert sechs und dreissig t Unse-
res Reichs im Siebten.
Wllllam I.
Ompteda. Stralenbeim. Alten. Schulte.
J. C. v. d. Wisch.
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